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Geleitwort III

Geleitwort
Unternehmens- und Wirtschaftsethik ist innerhalb der Betriebswirtschaftslehre zu 
einem wohletablierten Gebiet geworden, das auf vielfache Weise in die Lehrpro
gramme der Hochschulen aufgenommen wurde und dem sich eigene Fachzeitschrif
ten widmen. An zahlreichen amerikanischen Universitäten wird jede Fallstudie auch 
auf ihren ethischen Gehalt hin bearbeitet. Das heißt aber nicht, daß das Verhältnis 
von Ethik und Ökonomie geklärt wäre. Nicht nur gibt es unterschiedliche Lehrmei- 
nungen zu diesem Thema, sondern stellt sich der Praxis immer wieder neu das Pro
blem, ob und inwieweit die Regeln der freien Marktwirtschaft den Unternehmen 
für eine eigenständige ethische Reflexion und Verantwortung Platz lassen. In vielen 
Situationen entsteht ein moralisches Dilemma zwischen ethisch legitimierbarem und 
ökonomisch erfolgreichem Handeln. Im schlimmsten Fall kann die Befolgung ethi
scher Normen die Existenz des Unternehmens aufs Spiel setzen.
Ein viel diskutierter Lösungsansatz ist das sog. „ethical displacement“, d.h. die Ver
lagerung der Lösung des ethischen Dilemmas von der Ebene der Einzelunterneh
mung auf die Branchenebene mit Hilfe von Branchenvereinbarungen. Allerdings 
entsteht dabei ein Trittbrettfahrerproblem: Es profitieren auch solche Unternehmen 
von den Branchenstandards, die zu deren Etablierung nichts beigetragen haben. 
Dies kann zu einer moralischen Überforderung derjenigen führen, welche die 
Durchsetzung von ethischen Branchenstandards finanziert haben. Ethisches Handeln 
bürdet immer zusätzliche Kosten auf. Die Bereitschaft, diese Kosten zu tragen, 
nimmt aber zu, wenn diese in einem tragbaren Rahmen gehalten werden. Thema 
der Arbeit von Regine Tiemann ist die Bewältigung der Trittbrettfahrerproblematik 
bei der Etablierung von ethischen Branchenstandards. Grundidee der Arbeit ist es, 
die Beiträge der betriebswirtschaftlichen Innovationsforschung zur Herausbildung 
von „normalen“ Branchenstandards für die Problematik der ethischen Branchen
standards fruchtbar zu machen. Regine Tiemann legt hierzu eine vorzügliche Zu
sammenfassung bezüglich des „state of the art“ der herkömmlichen Literatur vor 
und setzt diese ins Verhältnis zu den Besonderheiten der Herausbildung von ethi
schen Branchenstandards. Auf der Basis der neuerdings aktuell gewordenen Ein
sichten des strategischen Wissensmanagements zeigt sie, wie das Dilemma zwischen 
ethischen und ökonomischen Zielen verringert werden kann, indem durch ein ge
meinsam erzeugtes Wissen die Markteintrittsbarrieren für Trittbrettfahrer erhöht 
werden. Insgesamt hat sei damit einen höchst innovativen Beitrag nicht nur zur Un
ternehmensethik, sondern auch zur betriebswirtschaftlichen Innovationsforschung 
geleistet.
Die Arbeit von Regine Tiemann ist nicht nur theoretisch von hoher Qualität, son
dern gibt zugleich Praktikern Anhaltspunkte für die Umsetzung ethisch bewußten 
Handelns. Ich wünsche ihr deshalb eine breite Resonanz in Theorie und Praxis.

Zürich, im Januar 1999 Prof. Dr. Margit Osterloh





Vorwort V

Vorwort
Angesichts vielfältiger Skandale sind Unternehmen immer häufiger der Kritik aus
gesetzt, daß ihr Handeln die ethische Legitimität vermissen läßt. Welche ethischen 
Handlungsmöglichkeiten Unternehmen unter dem marktwirtschaftlichen Wettbe
werbsdruck haben, ist eine Frage, die mich schon seit der Studienzeit beschäftigt 
hat. Mit der vorliegenden Arbeit wollte ich dieser Frage tiefer auf den Grund gehen 
und untersuchen, ob und inwieweit Unternehmen einer Branche gemeinsam mit Be
troffenen zu einer Lösung eines ethischen Problems finden könnten. Als ein mögli
cher Lösungsweg wird hier die Idee der Aushandlung einer ethischen Branchenver
einbarung sowie die Gestaltung und Etablierung eines ethischen Branchenstandards 
vorgeschlagen. Interessiert hat mich dabei insbesondere die Frage, wie betriebswirt
schaftliche Instrumente in den Dienst einer ethisch legitimierten Lösung gestellt 
werden können. Es wäre schön, wenn diejenigen, die sich mit Wirtschafts- und Un- 
temehmensethik beschäftigen oder sich in ihren Unternehmen um untemehmens- 
ethisches Handeln bemühen, in diesem Buch einige Anregungen finden könnten.

Eine Dissertation zu schreiben, ist spannend und interessant, aber auch nicht immer 
einfach. Deshalb möchte ich mich an dieser Stelle sehr herzlich bei all denjenigen 
bedanken, die mich in dieser Zeit auf meinem Weg begleitet haben.

Meiner Doktormutter Prof. Dr. Margit Osterloh am Institut für betriebswirtschaft
liche Forschung der Universität Zürich danke ich für ihr stetes Interesse an meiner 
Arbeit und ihre kritische Auseinandersetzung mit meinen Ideen. Die Diskussionen 
mit ihr und meinen Lehrstuhlkollegen und -kolleginnen an unseren „Jours-fixes“ 
waren mir immer Anregung, meine Argumente schärfer und präziser auszuarbei
ten. Danken möchte ich des weiteren Prof. Dr. Edwin Rühli und Prof. Dr. Bruno 
Staffelbach für ihre Unterstützung während meiner Zeit am Institut für betriebs
wirtschaftliche Forschung.
Ohne Freunde wäre mir diese Arbeit nicht möglich gewesen. Danken möchte ich 
Dr. Christoph Treichler, Anita und Dr. Paul Treichler, die mich in der Stadt 
Zürich heimisch werden ließen. Dagegen hat mir Uta Hegemann die Bergwelt er
öffnet. Bei Dr. des. Sabina Littmann-Wemli und ihrer Familie konnte ich an man
chen Abenden fröhliche Ablenkung finden. Durch alle Höhen und Tiefen hat mich 
Dr. Hilke Ganslmeier begleitet, ohne deren Unterstützung mir diese Arbeit um 
manches schwerer gefallen wäre.
Nicht zuletzt möchte ich meinen Eltern danken, die ihre Tochter in die Feme ziehen 
ließen und mich dabei von Anfang an unvergleichlich unterstützt und ermutigt 
haben und mir mit großem Verständnis zur Seite standen.
Für die EDV-technische Unterstützung zur vorliegenden Veröffentlichung danke 
ich Angelika Kontoulis und Simone Abegg. Danken möchte ich auch meiner Mutter, 
die sich die Mühe gemacht hat, alle Orthographiefehler aufzuspüren.

Zürich, im März 1999 Regine Tiemann
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I Einleitung 1

I Einleitung

1 M oralische D ilem m ata aus der U nternehm enspraxis: Ein Problem
a u fr iß

Unternehmen geraten in der letzten Zeit immer mehr unter Druck aufgrund unethi
schen Handelns. Jüngstes und spektakulärstes Beispiel ist die Auseinandersetzung 
zwischen Shell UK und Greenpeace um die geplante Versenkung der Ölplattform 
Brent Spar im Sommer 1995.1 Shell UK wollte die ausgediente Ölplattform Brent 
Spar aus der Nordsee in den Atlantik schleppen und dort versenken. Sie hatte dazu 
eine Genehmigung der britischen Regierung. Darüber hinaus hat sie ihr Versen
kungsvorhaben mit Interessengruppen -  z.B. der Scottish Fishermen’s Federation, 
der Orkney Fishermen’s Association -  und mit Regierungsstellen wie z.B. mit dem 
Joint Nature Conservation Committee und mit der Scottish National Heritage abge
klärt (vgl. o.V. 1995a). Als Mitglied eines multinationalen Konzerns hatte Shell UK 
allerdings international tätige Interessengruppen wie die Umweltschutzorganisation 
Greenpeace vergessen. Der Protest von Greenpeace Deutschland, deren Forderung 
einer umweltgerechten Entsorgung an Land und der Boykott deutscher Kunden traf 
Shell UK sowie den gesamten Konzern denn auch völlig überraschend. Bekanntlich 
sah sich Shell UK im Verlauf der Auseinandersetzung gezwungen, das Versen
kungsvorhaben aufzugeben.

Dieses Beispiel zeigt, daß Unternehmen heute nicht mehr nur nach ihrem wirt
schaftlichen Erfolg in Form von Gewinn und Return on Investment etc. beurteilt 
werden.2 Der Verweis auf geltende Gesetze oder -  wie im Beispiel Brent Spar auf 
eine Ausnahmegenehmigung der britischen Regierung auf der Grundlage der inter
nationalen Oslo-Paris-Konvention -  reicht nicht mehr aus, unternehmerische Hand
lungspläne auch tatsächlich durchführen zu können. Unternehmen müssen sich zu
nehmend auch nach der Legitimität ihres Handelns fragen lassen.3 Die Frage nach 
der Legitimität traf den Shell-Konzern kurz nach der Auseinandersetzung um die 
Brent Spar nochmals, als mit der Hinrichtung von Ken Saro-Wiwa in Nigeria inter-

1 Vgl. z.B. den Greenpeace-Report von Vorfelder (1995) und die Auswertung der Berichterstat
tung in den Medien von Mantow (1995) im Auftrag der Deutschen Shell AG. Zur Auseinander
setzung mit diesem Fall im Lichte von untemehmensethischen Konzeptionen vgl. z.B. Osterloh/ 
Tiemann (1995; 1996) und Ulrich (1996). Zur Perspektive des Managements von Krisenkommu
nikation vgl. z.B. Scherler (1996).

2 Dabei bietet selbst die reine Ausrichtung am Shareholder-Value nicht unbedingt den gewünschten 
Erfolg. So wurde im Juli 1996 die Zürich-Versicherung von der Rating-Agentur Standard & 
Poor‘s auf AA+ zurückgestuft, weil sie sich zu sehr auf den Shareholder-Value konzentriere und 
damit das zukünftige Kapital nicht auf einem Niveau gehalten werde, das eine Bewertung von 
AAA verdiene (vgl. o.V. 1996a).

3 Die Legitimität bezieht sich darauf, daß eine Handlung als gerechtfertigt anerkannt wird. Die Le
galität als die geläufigste Legitimitätsform bezieht sich auf die Rechtmäßigkeit einer Handlung in 
bezug auf ihre Übereinstimmung mit Gesetzen, die formal korrekt zustande gekommen sind, vgl. 
Weber (1922/1988, S. 573- 581).
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national bekannt wurde, daß die nigerianische Shell bei Ölbohrungen im Niger- 
Delta kaum Sicherheitsvorkehrungen zum Umweltschutz einhält. Darüber hinaus 
wurde Shell vorgeworfen, nicht nur mit Unterstützung des nigerianischen Militär
regimes das Land der Ogoni im Niger-Delta ohne Entschädigung der Ogoni ausge
beutet zu haben, sondern sich auch nicht ausreichend bei der nigerianischen Regie
rung gegen die Hinrichtung Ken Saro-Wiwas eingesetzt zu haben (vgl. z.B. Adams/ 
Grill/Kurbjuweit 1995).4 Allerdings darf hier nicht übersehen werden, daß auch 
den Ölgesellschaften Elf und Agip ähnliches umweltschädigendes Handeln vorge
worfen wird (vgl. Adams/Grill/Kurbjuweit 1995, S. 17), jedoch traf diese Gesell
schaften die internationale Empörung nicht in dem Ausmaße wie Shell.
Daß die Konsumenten heute verstärkt nach ethischer Legitimität und ökologischer 
Verträglichkeit fragen, ließ sich besonders gut am Boykott von Shell-Tankstellen 
durch die deutschen Autofahrer erkennen. Shell verzeichnete Umsatzeinbußen von 
30 -  70% (vgl. z.B. Haber/TschudinAViener 1995).5 Aber auch am Einkaufsverhal
ten läßt sich dies erkennen. So erreichte der Kaffee der Max Havelaar-Stiftung 
gleich im ersten Jahr einen Marktanteil von 5%. Die Max Havelaar-Stiftung ist eine 
nicht-gewinnorientierte Stiftung, die 1992 in der Schweiz gegründet wurde. Sie 
treibt selbst keinen Handel, sondern vermittelt zwischen dem Handel in der Schweiz 
und den Produzentenorganisationen in Entwicklungsländern. Neben ihrer Vermitt
lungsfunktion übernimmt sie auch Kontroll- und Zertifizierungsaufgaben bei der 
Vergabe des Gütesiegels für sozial- und umweltgerechte Produktion. Die Stiftung 
stellt fest, daß immer mehr Konsumenten bereit sind, Entwicklungspolitik und Ar
mutsbekämpfung über die täglichen Einkaufsentscheidungen zu leisten. Vorausset
zung ist jedoch, daß die Qualität stimmt und garantiert wird, daß die Verwendung 
des Mehrpreises für soziale Projekte in den betreffenden Ländern gewährleistet ist 
(vgl. Schmutz Cattaneo/Buser 1996, S. 260).

Ein weiteres Beispiel ist das Gütesiegel Rugmark. Es garantiert die Verpflichtung 
von indischen Teppichknüpfbetrieben, daß die Teppiche ohne ungesetzliche Be
schäftigung von Kindern hergestellt werden. Die Rugmark-Foundation ist eine Stif
tung nach indischem Recht und wird von indischen Nicht-Regierungsorganisationen 
und z.B. von UNICEF getragen. 30% der deutschen Teppichimporte aus Indien 
werden von Rugmark-Lizenznehmem geliefert, 71 indische Teppichexporteure ha
ben die Rugmark-Lizenz bereits erhalten, 180 befinden sich in der Eingangsprü-

4 Shell reagierte auf die Vorwürfe mit einer Anzeige in überregionalen Tageszeitungen (vgl. Shell 
1995), mit dem Versprechen auf einer Pressekonferenz, sich mehr für den Umweltschutz im 
Niger-Delta und die Verbesserung der Lebensbedingungen der Ogoni einzusetzen (vgl. o.V. 
1996b). Die Veröffentlichung des letzten Buches von Ken Saro-Wiwa unter dem Titel: „Flammen 
der Hölle -  Nigeria und Shell: Der schmutzige Krieg gegen die Ogoni“ (Originaltitel: „A Month 
and a Day“) durch den Rowohlt-Verlag versuchte Shell jedoch zu verhindern (vgl. o.V. 1996c).

5 Dabei muß alllerdings gesagt werden, daß die Autofahrer keinesfalls vollständig auf das Tanken 
und Autofahren verzichtet haben, sondern lediglich zu einer Tankstelle einer anderen Ölgesell
schaft gefahren sind. Im Abschnitt II.4.1.3 über konsumentenethisches Nachfrageverhalten wird 
dieses Problem noch einmal unter dem Stichwort „Kleinkostensituation“ aufgegriffen. Kleinko
stensituationen entstehen, wenn das moralische Handeln für den einzelnen nur geringe Kosten, 
für die Gesamtheit aber eine große Wirkung entfaltet (vgl. Kliemt 1992, S. 101-102).
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fung. Beim Rugmark-Büro ist man der Meinung, daß so einem möglichen Boykott 
von handgeknüpften Teppichen entgegengewirkt werden könne (vgl. Rugmark- 
Büro 1996). So zog z.B. Ikea einen Großauftrag bei der indischen Teppichfabrik 
Sheena Exports zurück, nachdem ein deutsches Fernsehteam von Stern TV im Früh
jahr 1995 eine Reportage über die Kinderarbeit in der indischen Teppichindustrie 
machte und auch in der Fabrik Sheena Exports filmte (vgl. BraßelAVindfuhr 1995, 
S. 94).6 Der Bundesverband der Orientteppich-Importeure gründete selbst auch ein 
Siegel mit Namen Care & Fair, allerdings verzichtet man auf eine Kontrolle der 
Hersteller, ob sie auch tatsächlich Kinder nicht ungesetzlich beschäftigen (vgl. 
Pinzler 1995). Kontrollen sind aber notwendig, wie die Erfahrungen der Rugmark- 
Foundation zeigen (vgl. o.V. 1996d). Noch ist offen, welches Label sich am deut
schen Markt durchsetzen wird. In der Schweiz ist auf Initiative der Hilfswerke die 
Stiftung Step für gerechte Bedingungen in Teppich-Herstellung und Handel gegrün
det worden. Auch diese Stiftung vergibt Lizenzen und läßt die Einhaltung der Step- 
Kriterien für eine sozial gerechte und umweltverträgliche Herstellung handgeknüpf
ter Teppiche durch unabhängige Kontrollen überprüfen (vgl. o.V. 1996e).7

Es ist jedoch nicht immer ohne weiteres offensichtlich, was als ethisches oder un
ethisches Handeln in wirtschaftlichen Zusammenhängen gelten kann. Ein Beispiel 
hierfür ist das Problem des Mißbrauchs von Kontaktklebstoff8 als Schnüffelstoff, 
den Millionen von lateinamerikanischen Straßenkindem als Droge benutzen, um 
durch die euphorisierende Wirkung ihr Elend für ein paar Stunden vergessen zu 
können (vgl. Netzer 1994). Zwar beträgt der Marktanteil von z.B. Henkel nur 8% 
des gesamten mittelamerikanischen Klebstoffmarktes, der Henkel-Kleb Stoff Pattex 
ist jedoch unter den Straßenkindem besonders beliebt. Henkel hat mit einer Delega
tion von Drogenbekämpfem und Vertretern humanitärer Organisationen über de
ren Forderung diskutiert, Henkel solle den Mißbrauch von Pattex unterbinden. 
Streitfrage ist, welche Verantwortung Industriekonzeme für die Verwendung ihrer 
Produkte in armen Ländern haben. Ein einfacher Rückzug des Produktes vom 
Markt nutzt wenig: Der amerikanische Konzern H.B. Füller hatte im September 
1992 in Honduras den Verkauf seines lösungsmittelhaltigen Klebstoffs für den Ein
zelhandel eingestellt. Diese Maßnahme blieb aber leider ohne Wirkung, weil die 
Straßenkinder Füllers Resistol-Klebstoff durch Pattex oder durch die Produkte re
gionaler Hersteller einfach ersetzten. Hinzu kommt, daß die Produkte der regiona
len Hersteller häufig giftigere Zusätze und Verunreinigungen enthalten als die Pro
dukte der großen internationalen Konzerne, so daß sie zu größeren Gesundheits
schädigungen führen. So befinden sich die Interessengruppen in einem Zwiespalt, 
denn einerseits möchten sie den Verkauf von Klebstoffen wie Pattex nicht fördern,

6 Allerdings stellte sich später heraus, daß die Arbeitsbedingungen bei Sheena Exports durch ge
fälschte Filmaufnahmen mit Laiendarstellem dargestellt wurden (vgl. o.V. 1996g, S. 6).

7 Auf der 1997-Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) wurde die Idee des 
„Social labeling“ als mögliche Alternative zur Sozialklausel im internationalen Handel diskutiert 
(vgl. Senti 1997). Zur Diskussion über das Social labeling und Sozialklauseln vgl. auch z.B. 
Piepel (Hrsg. 1995); Schmutz Cattaneo/Buser (1996); Bhattacharya (1996); Berthold/Hilpert
(1996).

8 Unter Kontaktklebstoffe versteht man solche, die sofort „bei Kontakt“ kleben.
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andererseits erscheint ihnen aber die Zusammenarbeit mit international tätigen Kon
zernen aufgrund deren weniger schädlichen Rezepturen für erfolgversprechender.
Allerdings mußte sich Henkel vorwerfen lassen, daß in der europäischen Produktion 
bereits das Lösungsmittel Toluol durch das weniger giftige Cyclohexan ersetzt wor
den ist, nicht jedoch in der mittelamerikanischen Produktion. Laut Henkel hat sich 
der Austausch der Lösungsmittel in Mittelamerika verzögert, weil die dortigen viel 
einfacheren Produktionsprozesse den Austausch nicht ohne weiteres möglich mach
ten. Henkel weigerte sich aber, der Rezeptur übelriechendes Senföl beizumischen. 
Es ist auch fraglich, ob sich Kinder damit vom Schnüffeln der Klebstoffe abhalten 
ließen. Nach Netzer (1994) ist ebenfalls nicht geklärt, ob sich der Verkauf von 
Klebstoffen an Kinder wirksamer über den Hersteller oder über den Einzelhändler 
verhindern läßt. Hierzu erklärte ein Firmensprecher von Henkel, daß der Verkauf 
von Kontaktklebstoffen in Lateinamerika etwas anders als hierzulande vonstatten 
geht. Dort bevorraten die Einzelhändler den Kontaktklebstoff in 100-Liter-Fässem, 
aus dem für den Käufer die von ihm gewünschte Menge direkt abgezapft wird. In 
der Heimwerkstatt der Eltern würde dann ein großer Topf Kontaktklebstoff für die 
Kinder frei zugänglich herumstehen. Allerdings vermuten die Hilfsorganisationen, 
daß die Kinder sich einfach neue Mittel suchen würden, um high zu werden, wenn 
man die Verfügbarkeit des Klebstoffes wirksam einschränken könnte (vgl. Netzer 
1994).

Einige Hilfsorganisationen stellen auch die Frage, ob Hersteller für den Mißbrauch 
ihrer Produkte verantwortlich gemacht werden können.9 Allerdings ist unter den 
Hilfsorganisationen diese Frage umstritten. Einige Organisationen nehmen gerne 
Spendengelder der Unternehmen zur Finanzierung ihrer Projekte an. Diese Art, mit 
der Frage nach der Verantwortung umzugehen, wird von anderen Organisationen 
jedoch kritisiert. Der Erhalt solcher Spendengelder würde lediglich als Marketing- 
Instrument der Geldbeschaffung benutzt, würde jedoch vom Problem der Kinder 
ablenken (vgl. Netzer 1994). Ein Firmensprecher von Henkel sagte dazu, daß man 
mit den humanitären Hilfsorganisationen keine konkreten Projekte zusammen hätte 
starten können, weil diese lediglich Spendengelder von Henkel zur Finanzierung 
eigener Projekte hätten haben wollen.
Laut Auskunft des Firmensprechers hat Henkel im Sommer 1995 einen wasserba
sierten Kontaktklebstoff auf den Markt der genannten Länder gebracht, der den 
Vorteil hat, eine Gesundheitsgefährdung zu vermeiden, allerdings verbunden mit 
dem Nachteil, daß dessen Klebefähigkeit nicht ganz so schnell und nachhaltig ist wie 
die des lösungsmittelhaltigen Kontaktklebstoffs. Man war aber bereit, einen aus die

9 Vgl. dazu in Deutschland z.B. das BGH Urteil vom 7.7.1981 - VIZR 62/80 zur Verantwortlich
keit des Herstellers von technischen Lösungsmitteln in bezug auf dessen Mißbrauch als Schnüf
felstoff. Dort wird festgestellt, daß der Hersteller die Pflicht hat, Verbraucher vor Gefahren zu 
warnen, die die funktionsbedingte Beschaffenheit des Produktes mit sich bringt. Unter bestimm
ten Umständen könnte auch eine Warnung vor naheliegendem Mißbrauch dazugehören, wenn die 
mißbräuchliche Verwendung noch im Rahmen einer allgemeinen Zweckbestimmung des Produk
tes läge. Im vorliegenden Fall handelte es sich nach Ansicht des Gerichts um einen vollkommen 
zweckfremden, bewußten Mißbrauch des Lösungsmittels als Rauschgift, weshalb der Hersteller 
nicht zur Verantwortung gezogen werden könnte. Vgl. dazu Winkler (1982).
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sem Grund wahrscheinlichen leichten Umsatzrückgang hinzunehmen. Der Umsatz 
brach jedoch völlig ein, so daß Henkel auf dem Markt heute nicht mehr vertreten 
ist.
Ethische Handlungsaltemativen zu eröffnen, kann immer wieder auf Schwierigkei
ten stoßen. So hatten z.B. in den USA einige große Öluntemehmen versucht, ein In
formationssystem aufzubauen, um für die Qualität von Öltankem und deren Betrei
berfirmen Ratings aufzustellen. Dadurch sollte das Ausfließen von Öl aus Tank
schiffen, die unter den vorgeschriebenen Sicherheitsstandards lagen, verringert 
werden. Dieses Vorhaben ist verhindert worden, weil ein solches Vorgehen zu 
„schwarzen Listen“ führen würde, was den Antitrust-Vorschriften der USA wider
spricht (vgl. o.V. 1979, zitiert nach Garvin 1983, S. 46).

Die hier vorgestellten Beispiele verdeutlichen verschiedene Probleme. Zum einen 
zeigen sie Unternehmen in moralischen Dilemma-Situationen. So hat Füller zwar 
seinen Kontaktklebstoff vom hondurianischen Markt genommen oder Henkel einen 
wasserbasierten angeboten, aber beide haben damit die Straßenkinder nicht vor wei
teren Gesundheitsschäden schützen können. Fraglich ist, welche ökonomischen Kon
sequenzen solches moralisches Handeln auf Dauer für ein Unternehmen hat. Ähnlich 
zeigt das Öltanker-Beispiel, daß ein Informationssystem über die Sicherheitsstan
dards zwar sinnvoll ist, aber aufgrund von Gesetzen wegen diskriminierender Wett
bewerbsbeschränkung nicht zustande kommen konnte. Das Klebstoff-Beispiel zeigt 
zum anderen, daß ein einzelnes Unternehmen moralisch überfordert sein kann, ein 
bestimmtes Problem zu lösen. Weder Füller noch Henkel können im Alleingang die 
Gefährdung von Straßenkindem durch Schnüffelstoffe verhindern. Ebenso kann ein 
einzelner Hersteller von Teppichen ungesetzliche Kinderarbeit in seiner Branche 
nicht verhindern. Darüber hinaus ist aber auch deutlich geworden, daß die Nachfra
ge der Konsumenten bzw. ein Boykott einen Einfluß auf das Handeln von Unterneh
men haben kann. Das hat die Entwicklung des Marktanteils im ersten Jahr von Max 
Havelaar-Kaffee ebenso gezeigt wie der Boykott von Shell-Tankstellen während der 
Auseinandersetzung um die Brent Spar.

2 Z iel und  A u fbau  der Arbeit: E th ischer Branchenstandard als Basis 
f ü r  einen ethisch fu n d ierten  W ettbewerbsvorteil

Ziel dieser Arbeit ist es, einen Lösungsweg zu suchen, der mit Hilfe von betriebs
wirtschaftlichen Mitteln zur Reduzierung ethischer Konflikte führt. Dieser Lö
sungsweg verläuft entlang dreier Argumentationsschritte:
1 Die oben geschilderten Probleme haben Unternehmen gezeigt, die sich in einem 

moralischen Dilemma befinden. Ein moralisches Dilemma ist dadurch gekenn
zeichnet, daß es vorderhand keine Handlungsorientierung mehr gibt, weil fak
tisch geltende Normen in Widerspruch zueinander geraten sind. Es soll gezeigt 
werden, daß eine ethische Branchenvereinbarung  ein Vorgehen darstellt, mit 
dem sich Unternehmen gemeinsam aus dem moralischen Dilemma befreien kön
nen.

Dabei ist allerdings zu beachten, daß das Zustandekommen einer ethischen Bran
chenvereinbarung in einer Wettbewerbswirtschaft durch die Gefahr von Tritt
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brettfahrern  verhindert werden könnte. Trittbrettfahrer profitieren von der 
ethischen Vorleistung der ethischen First-Mover, ohne sich vorher an den Ko
sten zum Aufbau dieser Vorleistung beteiligt zu haben.

2 Es soll gezeigt werden, daß die an einer ethischen Branchen Vereinbarung betei
ligten Unternehmen sich mit der Etablierung eines ethischen Branchenstandards 
gegen die ökonomischen Risiken schützen und einen -  ethisch fundierten -  Wett
bewerbsvorteil aufbauen können. Dazu ist zunächst zu bedenken, was einen ethi
schen Branchenstandard gegenüber einem herkömmlichen Branchenstandard 
auszeichnet. Dabei ist anzunehmen, daß sich bei einem ethischen Branchenstan
dard insbesondere die ökonomischen Nachteile einer First-Mover-Strategie nie- 
derschlagen. Aus ethischer Perspektive argumentiert ist jedoch eine First- 
Mover-Strategie wünschenswert, damit das moralische Dilemma so schnell wie 
möglich gelöst wird. Dabei ist zu berücksichtigen, daß der ethische Branchen
standard als solcher sich nur am Markt etablieren kann, wenn er durch eine 
ethisch motivierte Nachfrage der Konsumenten unterstützt wird.

3 Es kann gezeigt werden, daß die Nachteile eines ethischen First-Movers umgan
gen werden können, wenn die beteiligten Unternehmen bei der Entwicklung 
ihres ethischen Branchenstandards in interorganisationalen Lernprozessen ge
meinsam vereinbarungsspezifische Fähigkeiten erwerben. Mit der Etablierung 
des ethischen Branchenstandards entfalten diese vereinbarungsspezifischen Fä
higkeiten eine branchenweite Wirkung, d.h., alle Unternehmen müßten diese Fä
higkeiten beherrschen, um weiterhin im Wettbewerb bestehen zu können. Die 
Beherrschung dieser Fähigkeiten ist somit Grundlage des ethisch fundierten 
Wettbewerbsvorteils. Trittbrettfahrer können diesen Wettbewerbsvorteil jedoch 
kaum aufholen, weil sie sich vorher von den interorganisationalen Lernprozes
sen ausgeschlossen haben. Der Kooperative Diskurs wird dabei als ein Ort des 
Lernens vorgestellt, der gleichzeitig sowohl der Normenbegründung, der Vor
bereitung zur Normenbefolgung als auch der systematischen Verknüpfung von 
Unternehmens- und Konsumentenethik dient.

Die Arbeit ist gemäß dieser Argumentationsschritte folgendermaßen aufgebaut. Im 
anschließenden Kapitel II werden zunächst die theoretischen Grundlagen einer ethi
schen Branchenvereinbarung entwickelt. Dazu werden zunächst systematische Vor
überlegungen zur Entstehung und über das Verhältnis von ethischer Branchenver
einbarung und ethischem Branchenstandard angestellt. Nach einer Darstellung und 
vergleichenden Kritik der drei im deutschsprachigen Raum führenden Konzepte der 
Wirtschafts- und Untemehmensethik werden diese in bezug auf ihre Eignung als 
konzeptionelle Basis einer ethischen Branchen Vereinbarung untersucht. Das Kapitel 
endet mit Ausführungen zur notwendigen Abschwächung des Trittbrettfahrer-Pro- 
blems als notwendige Voraussetzung für eine ethische Branchenvereinbarung und 
einen ethischen Branchenstandard sowie mit einem Vorschlag zur systematischen 
Begriffsbestimmung einer ethischen Branchenvereinbarung.
Um die ökonomischen Probleme lösen zu können, wird vorgeschlagen, im Rahmen 
einer ethischen Branchenvereinbarung einen ethischer Branchenstandard zu entwik- 
keln. Dabei stellt sich zuerst die Frage, inwieweit sich ein ethischer Branchenstan
dard von einem herkömmlichen unterscheidet. Deshalb wird im ersten Teil von Ka
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pitel III die Literatur zur Standardbildung bzw. zum dominanten Design aufgear
beitet. Dabei wird zwischen Consensus-Standards und De-facto-Standards unter
schieden. Wichtig ist dabei die Frage, ob eine First-Mover-Strategie oder eine Fol- 
ger-Strategie erfolgversprechender ist, das eigene Produkt als dominantes Design 
am Markt durchsetzen zu können. Auf den Erkenntnissen aus diesem ersten Teil 
und den Überlegungen zur Konzipierung einer ethischen Branchenvereinbarung 
aufbauend werden im zweiten Teil die Besonderheiten eines ethischen Branchen
standards diskutiert. Dabei wird in der systematischen Begriffsbestimmung vorge
schlagen, den ethischen Branchenstandard sowohl als ethischen Consensus- als auch 
als ethischen De-facto-Standard anzusehen. Das Kapitel wird abgeschlossen mit 
einer Diskussion der spezifischen Probleme, die sich aus der ethischen First-Mover- 
Strategie und der Trittbrettfahrer-Problematik ergeben.
Kapitel IV befaßt sich mit den Voraussetzungen und Verfahren bei der Etablierung 
eines ethischen Branchenstandards. Es geht dabei um die Frage, wie sich ethisch en
gagierte Unternehmen als ethische First-Mover ökonomisch erfolgreich am Markt 
behaupten können. Hier helfen Erkenntnisse aus der Literatur zum organisationalen 
Lernen und der ressourcenorientierten Strategielehre. Es soll gezeigt werden, daß 
die ethischen First-Mover sich dann vor Trittbrettfahrern schützen könnnen, wenn 
sie bei der Entwicklung des ethischen Branchenstandards in interorganisationalen 
Lernprozessen vereinbarungsspezifische Fähigkeiten und Wissen aufbauen können. 
Diese vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten wirken dann als Imitationsbarriere 
(vergleichbar mit den bekannten Eintritts- bzw. Mobilitätsbarrieren) gegen Tritt
brettfahrer. Zudem wird gezeigt, daß der Kooperative Diskurs nicht nur ein Ort 
der Normenbegründung und des Lernens der beteiligten Unternehmen darstellt, 
sondern auch systematisch nicht-organisierte Konsumenten in den Aushandlungs
prozeß der ethischen Branchenvereinbarung miteinbezieht. Damit können Unter
nehmens- und Konsumentenethik miteinander verknüpft werden.
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II Ethische Branchenvereinbarung und ethischer Branchenstandard: 
Ansatzpunkte zur Lösung eines moralischen Dilemmas

In diesem Kapitel wird geklärt, was unter einer ethischen Branchenvereinbarung 
verstanden werden soll. Unter den Bedingungen einer Wettbewerbswirtschaft geht 
es bei einer ethischen Branchenvereinbarung um eine Bemühung zur Normenbe
gründung und um die Klärung der Bedingungen oder Voraussetzungen für eine 
Normenbefolgung durch einen ethischen Branchenstandard. Insofern kann die Ge
staltung und Etablierung des ethischen Branchenstandards am Markt als ein Er
gebnis der ethischen Branchenvereinbarung verstanden werden. Dabei wird eine 
grundsätzliche Bereitschaft der Entscheidungsträger im Unternehmen zum ethischen 
Engagement vorausgesetzt. Ein zentrales Problem bei der Entstehung einer ethi
schen Branchenvereinbarung ist das Trittbrettfahrer-Problem. Ausgehend von einer 
ausführlichen Auseinandersetzung mit diesem Problem werden erste Lösungsansätze 
aufgezeigt, die in den Kapiteln III und IV genauer diskutiert werden.

Zu Beginn werden in Abschnitt 1 systematische Vorüberlegungen zur Entstehung 
und zum Verhältnis von ethischer Branchenvereinbarung und ethischem Branchen
standard angestellt. Diese dienen der Vororientierung für den weiteren Argumenta
tionsverlauf. Er beginnt in Abschnitt 2 mit der Vorstellung und Kritik der drei füh
renden Wirtschafts- und Untemehmensethik-Konzepte im deutschsprachigen Raum. 
Es handelt sich dabei um die dialogorientierte Untemehmensethik nach Steinmann/ 
Löhr, die integrative Wirtschafts- und Untemehmensethik nach Ulrich sowie die in
stitutionenökonomische Wirtschafts- und Untemehmensethik nach Homann. In Ab
schnitt 3 werden die drei Konzepte dann in bezug auf ihren möglichen Beitrag zu 
einem konzeptionellen Vorschlag einer ethischen Branchen Vereinbarung verglichen. 
Darauf aufbauend wird in Abschnitt 4 ein Vorschlag zur Konzeption einer ethischen 
Branchen Vereinbarung unterbreitet.

1 System atische Vorüberlegungen zu r  E n tstehung  und  zum  Verhältnis 
von eth ischer Branchenvereinbarung und  ethischem  B ranchenstan
d a rd

Zunächst wird in Abschnitt 1.1 das moralische Dilemma begrifflich präziser gefaßt. 
Danach wird in Abschnitt 1.2 geklärt, daß in der ethischen Branchen Vereinbarung 
die Rahmenbedingungen für den ethischen Branchenstandard festgelegt werden. 
Abschnitt 1.3 umreißt anschließend ethische und ökonomische Probleme, die gelöst 
werden müssen, damit eine ethische Branchenvereinbarung und ein ethischer Bran
chenstandard zustande kommen können.

1.1 M oralisches D ilem m a und  dessen Lösung  durch eine e th ische B ranchenverein
barung im  Sinne des E thical D isplacem ent

In der Einleitung sind einige Beispiele dargelegt worden, die durch eine moralische 
Dilemma-Situation gekennzeichnet sind. In einer solchen Situation geraten Werte 
und Normen zueinander in einen Widerspruch, der von den betroffenen Personen
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nicht einfach über moralische Intuition gelöst werden kann. De George (1990, S. 
27) definiert moralische Dilemmata als eine Situation, „in which neither of the two 
available alternatives seems ethically acceptable. If taken at their face value, there is 
no ethically acceptable action“.10 Dabei ergibt sich u.a. eine Ursache daraus, daß 
ethisches Handeln im Alleingang zu ökonomischen Nachteilen führt, die die Exi
stenz des Unternehmens und seiner Arbeitsplätze gefährden.

De George (1990, S. 27) selbst spricht von „ethical dilemma“. Mit Ethik wird das 
methodisch disziplinierte Nachdenken über die Begründung von Normen, die gelten 
sollen, bezeichnet, wohingegen die Moral sich auf die, faktisch  geltenden Normen 
bezieht (vgl. Steinmann/Löhr 1991a, S. 7). Deshalb wird hier der Begriff des mora
lischen Dilemmas gebraucht, weil in dieser Situation faktisch geltende Normen zu 
widersprüchlichen Handlungsorientierungen führen. Moralische Dilemmata können 
auf verschiedenen Ebenen entstehen: auf der individuellen Ebene, der Untemeh- 
mensebene, der Branchenebene, auf einer nationalen und internationalen Ebene. Die 
Existenz moralischer Dilemmata macht die Notwendigkeit deutlich, daß im Rahmen 
der Ethik geklärt werden muß, wie dieser Widerspruch aufgelöst werden kann und 
welche Normen gelten sollen.
Die Möglichkeit dazu eröffnet sich über das Ethical Displacement. Dieses schlägt De 
George als Weg aus der Sackgasse eines moralischen Dilemmas vor. Da mit Hilfe 
eines Ethical Displacement geklärt werden soll, wie die moralische Dilemma-Situa- 
tion aufgehoben werden kann, also welche Normen befolgt werden sollen, wird der 
Begriff von De George so übernommen. Unter einem Ethical Displacement versteht 
er die Verlagerung der Analyse- und Lösungsebene: „what appears as an ethical di
lemma [...] on one level may only find a true solution on another level“ (De George 
1990, S. 27). Für die Ebene der Unternehmen bedeutet dies, daß ,,[c]orporate di
lemmas [...] may require changes in industry structures to guarantee fair conditions 
of competition“ (ebd.). Moralische Dilemmata auf Branchenebene würden eine Lö
sung auf nationaler Ebene, Dilemmata auf nationaler Ebene eine Lösung auf inter
nationaler Ebene erfordern.

Auf Untemehmensebene sind moralische Dilemmata nach De George (1990, S. 28- 
29) oft dadurch gekennzeichnet, daß der Wettbewerb nach Maßgabe derer abläuft, 
die am wenigsten moralische Werte oder Normen beachten, so daß nur eine bran
chenweite Lösung Abhilfe schaffen könnte. Moralische Dilemmata stellen für ihn 
ein Symptom dafür dar, daß strukturelle Veränderungen notwendig sind. Ohne sol
che strukturellen bzw. institutionellen Veränderungen ist ein Unternehmen systema
tisch überfordert, das moralische Dilemma allein zu lösen, sofern es zu große öko
nomische Nachteile erleiden würde.

Eine ethische Branchenvereinbarung bietet die Möglichkeit, als Ethical Displace
ment das moralische Dilemma der einzelnen Unternehmen zu lösen. Dazu werden 
auf der übergeordneten Branchenebene Prozesse der Normenbegründung von den

10 Vgl. im Gegensatz dazu die Definition unternehmerischer Führungsdilemmata, bei denen die 
Schwierigkeit der Entscheidung darin begründet liegt, daß für die verschiedenen Handlungsalter
nativen gute Gründe sprechen (vgl. Müller-Stewens/Fontin 1997, S. 3).
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betroffenen Unternehmen in Gang gebracht, um zu klären, welche der wider
sprüchlichen Nonnen Geltung beanspruchen dürfen.

1.2 Ethische Branchenvereinbarung als Voraussetzung fü r  einen ethischen Bran
chenstandard

Die Beispiele in der Einleitung haben eine Illustration moralischer Dilemma-Situa
tionen auf Unternehmensebene geliefert. Im Sinne von De Georges Ethical Dis
placement sollen mit einer ethischen Branchenvereinbarung die Wettbewerbsregeln 
verändert werden, d.h., es sollen neue -  ethisch legitimierte -  Handlungsalternati
ven generiert werden. Deshalb müssen alle betroffenen Unternehmen zunächst klä
ren, wo genau das Problem des moralischen Dilemmas liegt, welche Normen sich 
widersprechen, welche Normen angesichts des ethischen Problems gelten sollen und 
wie die betroffenen Unternehmen zu einem ethischen Handeln kommen können. Mit 
einer ethischen Branchenvereinbarung sollen Fragen der Normenbegründung  ge
meinsam gelöst werden.
Darüber hinaus geht es aber auch um die Frage der Normenbefolgung. Eine ethi
sche Branchenvereinbarung soll es den beteiligten Unternehmen ermöglichen, das 
moralische Dilemma zu lösen, also ethisch zu handeln, ohne daß sie aufgrund ihrer 
ethischen Vorleistung aus dem Markt verdrängt werden. Dies soll durch die Eta
blierung eines ethischen Branchenstandards am Markt erreicht werden. Dieser un
terscheidet sich von einem herkömmlichen Branchenstandard durch seine ethische 
Dimension, die darin liegt, daß er seine Entstehung und seine Gestaltung argumen
tativen Verständigungsprozessen und der Initiative der an der ethischen Branchen
vereinbarung beteiligten Unternehmen verdankt. Er entspricht insofern einem her
kömmlichen Standard, als daß er genau dessen Wirkung am Markt entfalten soll, 
d.h., daß sich alle Unternehmen an die Vorgaben des Standards halten müssen.11 
Durch diese Wirkung soll der ethische Branchenstandard das moralische Dilemma 
unter Wettbewerbsbedingungen lösen. Ein ethischer Branchenstandard vermeidet 
durch seine branchenweite Geltung existenzgefährdende ökonomische Nachteile für 
die beteiligten Unternehmen. Er könnte darüber hinaus aber auch die Grundlage für 
einen -  durch die ethische Branchenvereinbarung ethisch fundierten -  Wettbe
werbsvorteil werden. In der Regel erreichen First-Mover, die ihr Produkt erfolg
reich als Standard am Markt etablieren konnten, erhebliche Wettbewerbsvorteile. 
Wenn sich am Markt als Standard z.B. durchsetzt, daß nur noch indische Rugmark- 
Teppiche gekauft werden, dann finden andere, von Kindern geknüpfte Teppiche 
keine Nachfrage mehr. Damit sind die Hersteller aufgrund der veränderten Wettbe
werbsregeln gezwungen, entweder ihre Teppiche nicht mehr von Kindern knüpfen 
zu lassen oder aber Wettbewerbsnachteile zu erleiden.

11 Beispiele für herkömmliche Branchenstandards sind die Kompatibilitätsstandards zwischen ver
schiedenen Computerbetriebssystemen und dazu passender Software oder das Videosystem 
VHS, das sich gegen verschiedene andere Standardisierungsversuche (z.B. Betamax, Video 
2000) durchsetzen konnte.
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Der ethische Branchenstandard  ist dabei als kollektives Gut zu verstehen. Ein kol
lektives Gut entsteht durch die Zusammenarbeit in einer Gruppe, wobei die Grup- 
penmitglieder, die nicht zur Erstellung beigetragen haben, nicht vom Gebrauch des 
Gutes ausgeschlossen werden können (vgl. Olson 1992, S. 13-15, 21-35). Aufgrund 
dieser Eigenschaft des kollektiven Gutes besteht jedoch die Gefahr, durch Tritt
brettfahrer ausgebeutet zu werden. Als Trittbrettfahrer werden diejenigen bezeich
net, die vom Gebrauch des kollektiven Gutes profitieren, ohne sich vorher an des
sen Erstellung beteiligt zu haben (vgl. Frey/Kirchgässner 1994, S. 51-52). Deshalb 
ist das Trittbrettfahrer-Problem das zentrale Problem  für das Zustandekommen 
einer ethischen Branchenvereinbarung und für das Etablieren eines ethischen Bran
chenstandards.

Nach Steinmann/Löhr (1994a, S. 105) liegt die Legitimation der Marktwirtschaft 
darin, daß sie die komplexe gesamtwirtschaftliche Steuerungsaufgabe am effiziente
sten löst und so zur Friedenssicherung beiträgt.12 Der Effizienzgewinn liegt in der 
Umstellung der Handlungskoordination von den Handlungsintentionen auf die Hand
lungsfolgen (vgl. ebd., S. 98). Diese Umstellung wird durch eine ethische Bran
chenvereinbarung und einen ethischen Branchenstandard berücksichtigt. In der ethi
schen Branchen Vereinbarung sollen die Handlungs intentionen  des unternehmeri
schen Handelns in einer Marktwirtschaft geklärt und ethisch legitimierte Handlungs- 
altemativen generiert werden. Damit werden die Rahmenbedingungen abgesteckt, 
an denen sich die Gestaltung des ethischen Branchenstandards ausrichten soll. Durch 
die Etablierung eines ethischen Branchen Standards wird erreicht, daß dann aber 
wieder die Handlungskoordination durch die Handlungs/oZge« geleistet wird. D.h., 
daß die Mißachtung des ethischen Branchenstandards im Spiel der Marktkräfte öko
nomisch sanktioniert wird, sobald er sich als branchenweit geltender Standard am 
Markt etabliert hat.

1.3 Zu lösende Probleme bei der Entstehung einer ethischen Branchenvereinba
rung und eines ethischen Branchenstandards

Im folgenden wird gezeigt, daß sich in bezug auf die ethische und ökonomische Di
mension von ethischer Branchenvereinbarung und ethischem Branchenstandard 
Probleme ergeben, die gelöst oder mindestens erheblich in ihrer Wirkung abge
schwächt werden müssen, bevor die Betroffenen bereit sind, sich bei der Lösung 
des moralischen Dilemmas zu engagieren. So wird in Abschnitt 1.3.1 diskutiert, ob 
die ethische Dimension einer ethischen Branchenvereinbarung mit Hilfe einer kog- 
nitivistischen oder einer non-kognitivistischen Ethik-Konzeption erfaßt werden soll. 
Hier geht es um die Frage, ob eine rationale und allgemeingültige Begründung von 
Normen möglich ist und welche Konsequenzen sich daraus für die Normenbefol
gung ergeben. Im Abschnitt 1.3.2 wird die ökonomische Dimension der Entstehung

12 Es sei hier aber darauf hingewiesen, daß das marktwirtschaftliche Gewinnprinzip nur eine vor
läufige Richtigkeitsvermutung besitzt, daß aber im konkreten Fall die Untemehmensethik noch 
offene Legitimationsprobleme auf der Ebene des unternehmerischen Handelns klären muß (vgl. 
Steinmann/Löhr 1991a, S. 6; 1994a, S. 94-105). Dies wird in Abschnitt II.2.1 und II.2.4.1 ge
nauer erläutert.
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einer ethischen Branchenvereinbarung diskutiert, die sich daraus ergibt, daß ethi
sche Branchenvereinbarung und ethischer Branchenstandard das moralische Dilem
ma unter Wettbewerbsbedingungen lösen müssen. Hier wird gezeigt, daß das zentra
le Problem im Trittbrettfahrer-Problem liegt. Im abschließenden Abschnitt 1.3.3 
wird die Bedeutung der intrinsischen Motivation für die Entstehung von ethischer 
Branchenvereinbarung und ethischem Branchenstandard diskutiert.

1.3.1 Ethische Dimension einer ethischen Branchenvereinbarung: Kognitivistische 
vs. non-kognitivistische Ethik-Konzeption

Kognitivistische und non-kognitivistische Ethik-Konzepte unterscheiden sich hin
sichtlich des Begründungsstatus von rational rechtfertigungsfähigen Normen (vgl. 
Kliemt 1992, S. 92). In einer kognitivistischen Ethik  wird davon ausgegangen, daß 
sich Normen unabhängig von individuellen Interessen begründen lassen. Damit wird 
beanprucht, daß Nonnen für jeden rational, d.h. durch Vernunft begründet werden 
können. Mit dem Anspruch auf allgemeingültige, gerechtfertigte Normen stellt die 
kognitivistische Ethik nicht ausschließlich auf die Handlungsfolgen ab, sondern 
insbesondere auf die moralischen Intentionen (vgl. Kliemt 1992, S. 92-93; 1987).
Im Gegensatz zur kognitivistischen bestreitet die non-kognitivistische Ethik eine ka
tegorische Begründbarkeit von Normen jenseits der faktischen Interessen der Indi
viduen und damit eine allgemeinverbindliche Rechtfertigung von Normen (vgl. 
Kliemt 1992, S. 92-93; 1987). Normen oder andere gesellschaftliche Ansprüche, die 
nicht zur Erhöhung des rational kalkulierbaren Eigennutzens eines Individuums 
führen, können deshalb nur den Status ,,hypothetische[r] Imperative kluger Interes
senwahrung“ (Kliemt 1992, S. 92) beanspruchen. Die non-kognitivistische Ethik ist 
dem Ansatz nach eine teleologische, d.h. zweckgerichtete Ethik (vgl. Löhr/Osterloh 
1993, S. 115). Da sie primär konsequenzialistisch argumentiert, steht sie insofern in 
deutlicher Nähe zur Ökonomik und zu ökonomischen Analysen der Moral. Wenn 
auf die Erhöhung des rational kalkulierbaren Eigennutzes abgestellt wird, gilt nicht 
die Intention des Handelns, sondern das Ergebnis als moralisches Kriterium.

Von den in Abschnitt 2 noch vorzustellenden Konzepten der Wirtschafts- und Un- 
temehmensethik basieren die Konzepte von Steinmann/Löhr (1994a) und von 
Ulrich (1994a) auf einer kognitivistischen Ethik, das Konzept von Homann und 
Koautoren (z.B. Homann/Blome-Drees 1992) auf einer non-kognitivistischen Ethik. 
Grundlage der Konzepte von Steinmann/Löhr und Ulrich sind die Dialog- bzw. die 
Diskursethik, die beide dem ethischen Kognitivismus zuzurechnen sind (vgl. Löhr/ 
Osterloh 1993, S. 115). Die Diskursethik wie die Dialogethik stellen ein formales 
Verfahren fü r  die Begründung von Normen dar, die innerhalb einer Gemeinschaft 
oder Gesellschaft gelten sollen. Die Dialogethik wurde von Lorenzen (1987), die 
Diskursethik von Apel (1973) und Habermas (1983a) begründet. Der Unterschied 
zwischen beiden liegt in der philosophischen Fundierung. Während Lorenzen (Kon
struktive Wissenschaftstheorie der Erlanger Schule) von der politischen Not in post- 
traditionalen Staaten her die Dialogethik fundiert und an der unmittelbaren Lebens
praxis ansetzt, gehen Apel und Habermas (beide Frankfurter Schule) vom kommu
nikativen Interesse aus. Trotz unterschiedlicher Fundierung stellen aber beide
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Schulen die gleichen Anforderangen an das konsensorientierte Argumentieren (vgl. 
Lorenzen 1991, S. 64).

Die argumentative Einlösung der Geltungsansprüche von Normen soll durch die 
Einhaltung von Argumentationsregeln gewährleistet werden. Der praktische, real 
geführte Diskurs bzw. Dialog orientiert sich dabei an der regulativen Idee des herr
schaftsfreien Diskurses. Die regulative Idee ist als ideale Meßlatte zu verstehen, auf 
die hin reale praktische Diskurse ausgerichtet werden (vgl. Lorenzen 1991, S. 55- 
57). Danach sollen sich alle Betroffenen als sachverständige Diskurs- bzw. Dialog
teilnehmer anerkennen und sich unvoreingenommen, nicht-persuasiv und zwanglos 
verständigen (vgl. Habermas 1983a, S. 98-104; Kambartel 1974, S. 66-68). Nichts 
anderes als der „eigentümlich zwanglose Zwang des besseren Argumentes“ (Haber
mas 1989, S. 144) soll darin zum Zuge kommen. Das formale Verfahren des herr
schaftsfreien Diskurses gibt somit nur an, wie Normen begründet werden sollen. 
Seine Inhalte erhält der praktisch geführte Diskurs erst aus der jeweiligen konkre
ten Situation (vgl. ebd., S. 113).13 Dabei soll durch den Diskurs sichergestellt wer
den, daß Normen auf der freien allgemeinen Zustimmung eines rational motivierten 
Einverständnisses basieren (vgl. Habermas 1983a, S. 82, 100). Mit einem solcher
maßen erzielten allgemeinen freien Konsens wird angenommen, daß die Betroffe
nen aufgrund ihrer Einsicht in die besseren Argumente die begründeten Normen 
auch befolgen werden. Dabei geht es sowohl um die Bereitschaft, moralische Fra
gen mit vernünftigen guten Gründen zu beantworten, als auch um die Fähigkeit zur 
handlungsmotivierenden Einsicht in diese Gründe (vgl. Forst 1994, S. 375).14 
Damit wird das im anschließenden Abschnitt 1.3.2 noch zu diskutierende 
Trittbrettfahrer-Problem systematisch außer Acht gelassen. Ein weiteres Problem 
ergibt sich daraus, daß die Anzahl der Betroffenen schnell eine Gruppengröße 
überschreitet, die noch eine face-to-face-Kommunikation ermöglicht. D.h., es muß 
die Frage der Stellvertretung geklärt werden.

Im Gegensatz dazu geht es bei den non-kognitivistischen Ethik-Konzepten, wie es 
z.B. Homann verfolgt, um ein anderes Problem. Da Normen in einer non-kognitivi
stischen Ethik nur den Status „hypothetische[r] Imperative kluger Interessenwah-

13 Im Zusammenhang mit einem moralischen Dilemma, das gekennzeichnet ist durch zueinander in 
Widerspruch geratene Normen, ist auf die Unterscheidung von Begründungs- und Anwendungs
diskurs zu verweisen (vgl. Habermas 1991, S. 137-142). Der Begründungsdiskurs bezieht sich 
allgemein auf die Universalisierbarkeit und Rechtfertigung der Geltungsansprüche von Normen. 
Das Prinzip der Angemessenheit von Normen bei Normenkollisionen bzw. widersprüchlichen 
Nonnen ist hingegen in Anwendungsdiskursen zu klären. Dabei geht es um die Frage, welche 
der allgemein gültigen Normen in der konkreten Situation als angemesen zur tatsächlichen An
wendung kommen soll. Im Falle eines moralischen Dilemmas muß es demnach v.a. um Anwen
dungsdiskurse gehen. Diese Unterscheidung der Diskursarten soll aber im weiteren Verlauf nicht 
weiter berücksichtigt werden, weil dies den Rahmen der Arbeit sprengen würde. Wichtig für den 
weiteren Verlauf der Argumentation ist v.a., daß in beiden Fällen die gleichen Regeln des Argu- 
mentierens zur Anwendung kommen sollen. Zur Kritik an der Trennung von Begründungs- und 
Anwendungsdiskursen vgl. z.B. Forst (1994, S. 402-405) und die dort angegebene Literatur so
wie Ulrich (1997, S. 98-101).

14 Vgl. dazu die Diskussion bei Habermas (1991, S. 143-146, 151-152) sowie Forst (1994, S. 
111, 372-385).
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rung“ (Kliemt 1992, S. 92) beanspruchen können, stellt sich die Frage nach der 
Selbstbindung der Akteure zur Normenbefolgung. Dieses Problem wird in der öko
nomischen Analyse der Moral anhand des Gefangenen-Dilemmas veranschaulicht 
(vgl. z.B. Kliemt 1993; Homann/Blome-Drees 1992). Die Struktur des Gefangenen- 
Dilemmas leitet sich aus der US-amerikanischen Kronzeugenregelung ab: Der 
Staatsanwalt will zwei Gefangene, die gemeinsam einen bewaffneten Überfall be
gangen haben, zu einem Geständnis bringen. Seine Beweislage ist schlecht. Deshalb 
versucht er, beide als Kronzeugen gegen den jeweils anderen zu gewinnen. Er setzt 
sie dazu in getrennte Zellen. Auch wenn sich beide vorher verständigen könnten, 
ergibt sich folgendes Dilemma.

gestehen 

Gefangener B

leugnen

Abb. 1: Gefangenen-Dilemma

Gefangener A 
gestehen_________  leugnen

10 Jahre für beide 12 Jahre für A 

Freispruch für B

Freispruch für A 

12 Jahre für B
2 Jahre für beide

-  Die für beide zusammen sinnvollste Strategie wäre, die Straftat zu leugnen und 
dafür (wegen unerlaubten Waffenbesitzes) zwei Jahre ins Gefängnis zu gehen. 
Diese Strategie funktioniert aber nur, wenn beide gegen den Staatsanwalt koope
rieren.

-  Die für jeden einzelnen günstigste Strategie hingegen ist, sich unkooperativ zu 
verhalten und das Verbrechen zu gestehen. Dann geht der Geständige als Kron
zeuge frei aus, während der Komplize zu 12 Jahren verurteilt wird.

Nach Abwägung der Handlungsaltemativen führt dies im Ergebnis dazu, daß beide 
gestehen und zu je 10 Jahren verurteilt werden. Der kollektiv beste Zustand (koope
rative Strategie: beide leugnen, die Summe der Gefängnisjahre ist am kleinsten) 
wird nicht erreicht. Der individuell beste Zustand (defektive Strategie: beide geste-
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hen) führt zur kollektiven Selbstschädigung, trotzdem ist es die dominante Stra
tegie.15

Auch für einen grundsätzlich kooperativ eingestellten Akteur würde durch die Anti
zipation der Möglichkeit, daß andere ihn in Nachteil bringen, dazu ausreichen, doch 
die defektive Lösung zu wählen. Deshalb ist es fraglich, wie in einer non-kognitivi- 
stischen Ethik zur Überwindung des Gefangenen-Dilemmas eine Selbstbindung zur 
Normenbefolgung zum Tragen kommen kann (vgl. Kliemt 1992, S. 102-104;
1993). Rationale Egoisten können das Gefangenen-Dilemma nur im  Rahmen wie
derholter Spiele überwinden, weil nur dann implizite Verträge zur Kooperation 
entstehen.16 Wenn jemand immer wieder auf die gleichen Personen trifft, ist es für 
ihn sinnvoll, sich zunächst kooperativ zu verhalten und dann in jeder folgenden 
Spielrunde so zu reagieren, wie der Mitspieler in der Runde zuvor, d.h., auf Ko
operation mit Kooperation, auf Defektion mit Defektion zu antworten.17
Diese Überlegung läßt aber eine „Motivationslücke“ (Patzig 1986, S. 985)18 entste
hen, die durch das sogenannte Problem der Rückwärts-Induktion verursacht ist; Bei 
einem Spiel von endlicher Länge gibt es in der letzten Runde keine Aussicht auf Ko
operationsgewinne, weil eine Defektion nicht in der folgenden Runde bestraft wer
den kann. Also wird der rationale Akteur defektieren. Ist in der zweitletzten Runde 
absehbar, daß alle rationalen Spieler in der letzten Runde defektieren, dann gibt es 
auch hier keinen Anlaß zur Kooperation -  und so fort bis in die erste Runde. Das 
„unnachsichtig rationale Verhalten der Akteure“ (Ami 1991, S. 9) führt somit zum 
Verzicht auf Kooperationsgewinne.

Das bedeutet aber, daß im ökonomischen Modell eine Gefangenen-Dilemma-Situati- 
on schlußendlich nur gelöst werden kann, wenn einer der Beteiligten aus normati
ven Erwägungen mit dem kooperativen ersten Zug beginnt (vgl. Löhr/Osterloh 
1993; Osterloh/Löhr 1994). Dieser kooperative erste Zug aufgrund normativer Er
wägungen würde dabei einer nicht konsequenzorientierten Moral entsprechen. Die 
Normenbefolgung einer solchen Moral kann im ökonomischen Modell jedoch nur 
durch einen ,„extra-rationalen1 Mechanismus“ (Kliemt 1993, S. 307) möglich wer

15 Der spieltheoretische Strategiebegriff ist dabei enger als der Strategiebegriff der Betriebswirt
schaftslehre. Dieser umfaßt zwar wie in der Spieltheorie die systematische Einbeziehung von Re
aktionen der anderen Akteure in die eigene Entscheidungsfindung, allerdings werden dabei Pro
zesse der materiellen und kognitiven Kontextbeeinflussung miteinbezogen (vgl. Osterloh/Grand/ 
Tiemann 1994, S. 62 Fn. 47).

16 In bezug auf Gefangenen-Dilemmata wird in der Regel ein ergebnisorientierter Kooperations
begriff verwendet, der zu effizientem, pareto-optimalem Verhalten führt (vgl. Ribhegge 1993, S. 
278).

17 Zu dieser Strategie des „Tit for Tat“ („Wie Du mir, so ich dir“) vgl. z.B. Axelrod (1991). Zu 
weiteren Versuchen, innerhalb des ökonomischen Modells endogene Erklärungen und Bedingun
gen für kooperatives Verhalten anzugeben, vgl. z.B. Raub/Voss (1986); Sally (1995); Bohnet/ 
Frey (1994); Bohnet (1996).

18 Die Motivationslücke ergibt sich aus der Diskrepanz zwischen interessengeleitetem Handeln und 
uneingeschränkt uneigennützigem Handeln (vgl. Patzig 1986, S. 983-985).
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den.19 Damit wird aber die strikte Rationalitätsannahme des ökonomischen Modells 
abgeschwächt. Scheinbar ist für die Abweichung vom uneingeschränkt eigennützi
gen Kosten-Nutzen-Kalkül „etwas Irrationalität“, „etwas Unwissen“ oder „etwas 
Vergeßlichkeit“ (Schauenberg 1991, S. 348) notwendig, damit eine Kooperation 
und eine Selbstverpflichtung zur Normenbefolgung zustande kommt. So zieht 
Kliemt (1993, S. 308) den Schluß, daß es ohne eine personelle Moral keine kollekti
ve Moral geben kann und daß ohne individuellen Tugenden keine kollektiven Insti
tutionen aufgebaut werden und Bestand haben können. Das bedeutet weiter, daß kol
lektive Selbstbindungen in individuellen Selbstbindungen verankert sein müssen. 
Eine non-kognitivistische Ethik, deren Normen lediglich den Status „hypotheti- 
sche[r] Imperative kluger Interessenwahrung“ (Kliemt 1992, S. 92), aber keine All
gemeinverbindlichkeit beanspruchen können, läßt sich somit nicht konsequent 
durchhalten (vgl. ebd., S. 103-104). So schließt Kliemt (1993, S. 308) denn auch 
seine Analyse: „Die Moral von der Geschieht“: Ohne Tugend gibt es Ethik nicht“.

1.3.2 Ökonomische Dimension einer ethischen Branchenvereinbarung und eines 
ethischen Branchenstandards: Trittbrettfahrer-Problem unter Wettbewerbs
bedingungen

Wie bereits ausgeführt, wird als Trittbrettfahrer bezeichnet, wer vom Gebrauch 
eines kollektiven Gutes nicht ausgeschlossen werden kann, auch wenn er sich vorher 
an dessen Erstellung nicht beteiligt hat (vgl. Frey/Kirchgässner 1994, S. 51-52). 
Unter Wettbewerbsbedingungen stellt sich das Trittbrettfahrer-Problem für die Be
troffenen als eine Großkostensituation dar. Diese ist dadurch gekennzeichnet, daß 
diejenigen, die zur Erstellung des kollektiven Gutes beitragen, die dafür anfallenden 
hohen Kosten alleine tragen. Wenn z.B. ein Unternehmen aufgrund ethischer Erwä
gungen mehr Umweltschutzmaßnahmen bei der Produktion und damit erhebliche 
Kostensteigerungen auf sich nimmt, so wird dies zu einer erheblichen Preiserhö
hung des Produktes führen. Eine solche Preiserhöhung bewirkt jedoch, daß die 
Nachfrage nach dem betreffenden Produkt sinkt und daß stattdessen die günstigeren 
Konkurrenzprodukte gekauft werden. Darüber hinaus werden ihre Bemühungen 
durch Trittbrettfahrer ausgebeutet, weil diese ebenso von den positiven Wirkungen 
des kollektiven Gutes profitieren können.
Die Lösung eines moralischen Dilemmas stellt sich prima facie als eine solche 
Großkostensituation dar. Zum einen haben die beteiligten Unternehmen die Kosten 
für das Zustandekommen einer ethischen Branchenvereinbarung und für die Gestal
tung und Etablierung eines ethischen Branchenstandards zu tragen. Zum anderen 
stellen ihre Bemühungen eine ethische Vorleistung im Sinne eines Beitrags zu dem 
kollektiven Gut ethischer Branchenstandard dar, die durch Trittbrettfahrer ausge
beutet werden könnte. Nur wenn im weiteren Argumentationsverlauf dieser Arbeit 
gezeigt werden kann, daß das Trittbrettfahrer-Problem in seiner Wirkung abge
schwächt werden kann, werden Unternehmen und Konsumenten bereit sein, sich für

19 Zur Analyse von Moral, Selbstbindung und Selbstverpflichtung aus Sicht des ökonomischen 
Modells vgl. z.B. Kliemt (1993); vgl. auch Homann (1988; 1989); Hengselmann/Raub/Voss 
(1986).
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die Entstehung einer ethischen Branchenvereinbarung und die Etablierung eines 
ethishen Branchenstandards zu engagieren. Können Trittbrettfahrer-Problem und 
Großkostensituation nicht hinreichend entschärft werden, wird schon die mögliche 
Gefahr der Ausbeutung dazu fuhren, ethisches Engagement von vornherein zu ver
hindern. Deshalb muß die Großkostensituation in eine Kleinkostensituation über
führt werden , 2 0  Eine Kleinkostensituation  zeichnet sich dadurch aus, daß morali
sches Handeln im Vergleich zu nicht moralischem Handeln zu geringfügig höheren 
Kosten möglich  ist. Dabei entfalten die kumulierten Einzelhandlungen in einer 
Kleinkostensituation eine gesamthaft große Wirkung (vgl. Kliemt 1992, S. 101- 
10 2 ).

Das Trittbrettfahrer-Problem stellt sich dabei sowohl für Unternehmen als auch für 
Konsumenten. Unternehmen stellen mit der Aushandlung einer ethischen Branchen
vereinbarung und mit der Gestaltung und Etablierung eines ethischen Branchenstan
dards ein kollektives Gut her. Dabei kann sich ein Trittbrettfahrer, der sich nur 
scheinbar an der ethischen Branchenvereinbarung beteiligt, nur wünschen, daß sich 
alle anderen beteiligten Unternehmen an die Vorgaben der ethischen Branchen Ver
einbarung und des ethischen Branchenstandards halten. Die Vorteilhaftigkeit seines 
Trittbrettfahrens wird dadurch noch attraktiver. Dagegen können auch Unterneh
men, die sich zunächst nicht an der ethischen Branchenvereinbarung beteiligen wol
len, von den Bemühungen der ethisch engagierten Unternehmen profitieren, wenn 
diese z.B. hohe Marketingaufwendungen zur Steigerung des Bekanntheitsgrades des 
ethischen Branchenstandards haben. Der Nutzen wäre für spätere Trittbrettfahrer 
umso höher, je  größer der Bekanntheitsgrad und damit evtl. auch das Problembe
wußtsein der Konsumenten ausfiele.22 Angesichts der Gefahr, durch Trittbrettfah
rer ausgebeutet zu werden, befinden sich ethisch sensible Unternehmen in einer 
Großkostensituation. D.h., daß sie sich schon aufgrund der Gefahr der möglichen 
Ausbeutung erst gar nicht in einer ethischen Branchenvereinbarung engagieren 
würden.

Das Trittbrettfahrer-Problem betrifft aber auch Konsumenten  und ihr konsumen
tenethisches Nachfrageverhalten. Kaufen einzelne Konsumenten z.B. umweltfreund
lich produzierte Produkte, tragen sie zur Erstellung des öffentlichen Gutes des Um
weltschutzes bei. Sie können jedoch nicht verhindern, daß auch Trittbrettfahrer von 
ihren Bemühungen zur Verbesserung der Umweltqualität profitieren, ohne selbst 
umweltfreundlich produzierte Produkte gekauft zu haben. Hinzu kommt, daß auf
grund der großen, unüberschaubaren Anzahl der Konsumenten der eigene individu
elle Beitrag zur Erstellung eines öffentlichen oder kollektiven Gutes vemachlässig- 
bar wird. Zudem können Trittbrettfahrer im allgemeinen kaum identifiziert werden 
(vgl. Frey/Kirchgässner 1994, S. 51-52). Das Trittbrettfahrer-Problem tritt für den

20 In den Abschnitten II.4.1.2 und II.4.1.3 wird gezeigt, wie eine Großkostensituation in eine 
Kleinkostensituation überführt werden kann.

21 Zur Kleinkostensituation vgl. auch Kirchgässner/Pommerehne (1993); Kirchgässner (1992); 
Kliemt (1986).

22 Im diesem Falle hätten die ethisch engagierten Unternehmen gar ein öffentliches Gut, das nicht 
auf den kollektiven Kreis einer Gruppe beschränkt ist, hergestellt.
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einzelnen Konsumenten ebenso in bezug auf den ethischen Branchenstandard auf. 
Denn mit einem konsumentenethisch motivierten Nachfrageverhalten trägt er dazu 
bei, den ethischen Branchenstandard am Markt zu etablieren und beteiligt sich somit 
an der Erstellung des kollektiven Gutes des ethischen Branchenstandards.
Im Verlauf dieses und der nachfolgenden Kapitel sollen Lösungsmöglichkeiten auf
gezeigt werden, wie das Trittbrettfahrer-Problem abgeschwächt werden kann, wenn 
es gelingt, eine Großkostensituation in eine Kleinkostensituation zu überführen. So 
wird erstens gezeigt, daß die beteiligten Unternehmen mit der ethischen Branchen
vereinbarung und dem Etablieren eines ethischen Branchenstandards sich eine 
Kleinkostensituation schaffen können, die ihnen untemehmensethisches Handeln er
möglicht, ohne daß sie aufgrund ihres ethischen Engagements unter Wettbewerbsbe
dingungen als erste aus dem Markt verdrängt werden. Dies ergibt sich daraus, daß 
die anfallenden Kosten gemeinsam getragen werden, so daß die Preissteigerung für 
ihre Produkte nicht zu hoch ausfällt. Zweitens können die ethisch engagierten Un
ternehmen mit der gemeinsamen Gestaltung des ethischen Branchenstandards für 
die Konsumenten eine Kleinkostensituation schaffen, die ihr konsumentenethisches 
Nachfrage verhalten nicht durch zu hohe Preise im Vergleich zu herkömmlichen 
Produkten überfordert. Dabei wird drittens deutlich werden, daß untemehmensethi
sches Handeln und konsumentenethisches Nachfrageverhalten auf wechselseitige Un
terstützung angewiesen sind, damit das moralische Dilemma mit einer ethischen 
Branchenvereinbarung und mit einem ethischen Branchenstandard tatsächlich gelöst 
werden kann. Viertens wird dargelegt, daß eine Kleinkostensituation zwar das ethi
sche Handeln erleichtert, weil eine Überforderung vermieden wird. Eine Normen
befolgung ist damit jedoch nicht „automatisch“ sichergestellt. Dazu bedarf es einer 
intrinsischen Motivation des Handelnden, die sich in diesem Falle als eine ethisch 
motivierte Selbstverpflichtung auf die Einhaltung von Normen um ihrer selbst wil
len richtet.

1.3.3 Bedeutung der intrinsischen Motivation in bezug au f die ethische und ökono
mische Dimension der ethischen Branchenvereinbarung und des ethischen 
Branchenstandards

In den vorangegangenen beiden Abschnitten ist deutlich geworden, daß die Behand
lung des Trittbrettfahrer-Problems als Problem der Normenbefolgung einerseits 
abhängig ist von der Art der Normenbegründung und andererseits unter Wettbe
werbsbedingungen eine Großkostensituation darstellt. In beiden Fällen ist die Frage 
nach der Motivation zum moralischen Handeln relevant. In bezug auf die beiden 
Ethik-Konzeptionen ist festgestellt worden, daß für kognitivistische Ethiken wie die 
Diskursethik das Trittbrettfahrer-Problem nicht existiert, weil die Beteiligten durch 
ihre Einsicht in die guten Gründe für die Geltung einer Norm gar nicht anders kön
nen, als sie zu befolgen. Dagegen gehen non-kognitivistische Ethiken davon aus, daß 
Individuen als rationale Egoisten Normen nur gemäß ihres persönlichen Kosten- 
Nutzen-Kalküls befolgen. Damit arbeiten beide Ethik-Konzepte in bezug auf die 
Normenbefolgung mit starken Idealisierungen (vgl. Osterloh 1996, S. 212; Nutzin- 
ger 1994). Während kognitivistische Ethiken wie die Diskursethik von einer Über
betonung der intrinsischen Motivation ausgehen, nehmen non-kognitivistische
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Ethiken eine Überbetonung der extrinsischen Motivation vor (vgl. Osterloh 1996, 
S. 212, 214-217).23 In beiden Konzeptionen wird dadurch übersehen, daß zur Nor
menbefolgung das empirisch relevante dynamische Wechselspiel von intrinsischer 
und extrinsischer Motivation maßgebend ist.
Motivation ist ein hypothetisches Konstrukt, mit dem die Energie eines Individu
ums, eine bestimmte Handlung auszuführen, bezeichnet wird (vgl. Wächter 1991, S. 
202). Insofern ist sie als „force to act“ zu verstehen (Osterloh/Gerhard 1992, S. 
122). Dabei ist die extrinsische Motivation definiert als eine Motivation, die durch 
externe Belohnung wie z.B. Geld oder Status zustande kommt. Nach der Reiz-Reak- 
tionstheorie beruht sie auf dem „empirischen Gesetz der Verstärkung“, wonach eine 
gewünschte Handlung durch einen Belohnungs- oder Sanktionsanreiz hervorgerufen 
bzw. verstärkt werden kann (vgl. ebd., S. 123). Dagegen entsteht die intrinsische 
Motivation  durch das individuelle Interesse an der Tätigkeit oder der Sache selbst 
ohne externe Belohnung oder Sanktion (vgl. Osterloh/Gerhard 1992, S. 123). Ist die 
intrinsische Motivation „inhaltlich auf die Einhaltung von Normen um ihrer selbst 
willen gerichtet“ (Frey/Osterloh 1997, S. 308), so spricht man von Moral.24
In bezug auf die leistungssteigemde Wirkung extrinsischer Motivierung ergibt sich 
das Problem, daß aufgrund des dynamischen Wechselspiels von extrinsischer und 
intrinsischer Motivation die extrinsische Motivation die intrinsische zerstören kann. 
So kann zwar ein Verstärkungseffekt durch Belohnung erreicht werden, wenn die 
Belohnung als Information über die eigene Leistung wahrgenommen wird und so
mit positiv auf die erlebte eigene Kompetenz wirkt. Hingegen tritt ein Verdrän
gungseffekt auf, wenn durch eine Überbetonung der Belohnungen die Beweggründe 
der intrinsischen Motivation zerstört werden.25 Der Verdrängungseffekt wirkt v.a. 
deshalb, weil die Belohnungen als kontrollierend empfunden werden und dadurch 
ein Gefühl der Fremdsteuerung entsteht (vgl. z.B. Frey/Osterloh 1997; Frey
1994).26 Der Verdrängungseffekt läßt sich anhand von fünf Teileffekten näher fas
sen.27 Das Gefühl der verminderten Selbstbestimmung  ergibt sich, wenn der kon
trollierende Aspekt den informierenden Aspekt der Belohnung überwiegt (vgl. Deci 
1975). Je nach dem, welcher Aspekt überwiegt, steigert sich die extrinsische oder

23 Osterloh (1996, S. 212, 214-217) bezieht diese Kritik konkret auf die noch in Abschnitt 13.2 vor
zustellenden kognitivistischen Wirtschafts- und Untemehmensethik-Konzepte von Steinmann/ 
Löhr und Ulrich sowie das non-kognitivistische Konzept von Homann.

24 Dabei wird hier davon ausgegangen, daß die auf die Einhaltung von Normen gerichtete intrinsi
sche Motivation der handlungsmotivierenden Einsicht in die guten Gründe für die Geltung von 
Normen entspricht. Wird Moral dagegen lediglich als verkappter Egoismus verstanden, wie z.B. 
bei Gauthier (1986), kann nicht von Moral im Sinne einer intrinsischen Motivation gesprochen 
werden (vgl. Frey/Osterloh 1997, S. 317 Fn. 4).

25 Dies wurde in zahlreichen Experimenten gezeigt (vgl. z.B. Deci/Ryan 1985).

26 Frey/Osterloh (1997) verweisen dabei auf die Theorie der internalen und extemalen Kontrollüber- 
zeugung von Rotter (1966), die Theorie der kognitiven Bewertung von Deci (1975) sowie neuere 
empirische Befunde von Enzle/Anderson (1993).

27 Soweit nich anders angegeben basieren die folgenden Ausführungen auf Frey/Osterloh (1997, S. 
310-312) und der dort angegebenen Literatur.
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die intrinsische Motivation in einem sich selbst verstärkenden Prozeß. Zweitens 
kann der Verdrängungseffekt wirken, wenn eine Interaktion extrinsisch belohnt 
wird, der Belohnte jedoch intrinsisch zu dieser Interaktion motiviert war. In diesem 
Fall wird ein impliziter Vertrag verletzt, der auf gegenseitiger Wertschätzung des 
Engagements beruhte und durch die Verletzung von Reziprozitätsnormen die intrin
sische Motivation zerstört. Hingegen bewirkt die Einhaltung von Reziprozitätsnor
men eine höhere Leistungsbereitschaft. Drittens kann die intrinsische Motivation 
zerstört werden, wenn die Fairneß nicht eingehalten wird. Belohnungen und deren 
Veränderung werden nicht absolut, sondern auch in Abhängigkeit von Referenz
größen beurteilt. D.h., die Belohnung muß auch im relativen Verhältnis zu Refe
renzgrößen als fair empfunden werden. Viertens wirkt ein Reaktanzeffekt, wenn 
der intrinsisch Motivierte für etwas extrinsisch entlohnt wird, so daß er sich in sei
nem freiwilligen Engagement durch einen aufgedrängten impliziten Vertrag einge
schränkt fühlt. Dadurch entsteht ein Gefühl, unter Druck gesetzt zu werden, so daß 
das Ausmaß zum freiwilligen Engagement eingeschränkt wird. Fünftens kann ex- 
trinsische Belohnung einen Spill-over-Effekt hervorrufen, indem die Belohnung 
nicht nur die intrinsische Motivation in einem Handlungsbereich verdrängt, sondern 
auch noch in weiteren vergleichbaren Handlungsbereichen.
Sollen Individuen zu einer Handlung motiviert werden, so geht es darum, die dazu 
passende intrinsische wie extrinsische Motivation zu erzeugen, ohne die intrinsische 
Motivation zu verdrängen. Besteht in der Ausgangssituation keine intrinsische Moti
vation in bezug auf die in Frage stehende Handlung, so kann durch extrinsische Mo
tivierung kein Verdrängungseffekt auftreten. Nur wenn in der Ausgangssituation 
schon eine intrinsische Motivation hinsichtlich der fraglichen Handlung besteht, 
kann extrinsische Motivierung zu einem Verdrängungseffekt führen (vgl. Frey/ 
Osterloh 1997, S. 312).
In bezug auf non-kognitivistische Ethiken ist festgestellt worden, daß sie das Pro
blem der Selbstbindung zur Normenbefolgung im Rahmen einer ökonomischen 
Analyse der Moral nur dann lösen können, wenn sie einen ,„extra-rationalen* Me
chanismus“ (Kliemt 1993, S. 307) einführen würden. Mit anderen Worten, es müßte 
von einer intrinsischen Motivation zur Normenbefolgung ausgegangen werden. 
Eine non-kognitivistische, konsequenzorientierte Ethik zielt aber auf das individuel
le Kosten-Nutzen-Kalkül und somit v.a. auf die extrinsische Motivation. Dies be
wirkt jedoch den beschriebenen Verdrängungseffekt der intrinsischen durch die ex
trinsische Motivation.
Im Gegensatz zum Verdrängungseffekt ergibt sich in einer Großkostensituation die 
Zerstörung der intrinsischen Motivation dadurch, daß die moralischen Bemühungen 
einzelner Akteure durch Trittbrettfahrer unterlaufen und ausgebeutet werden kön
nen.28 Die Nicht-Berücksichtigung des Trittbrettfahrer-Problems unter W ett
bewerbsbedingungen führt in einer kognitivistischen, diskurs- bzw. dialogethischen 
Konzeption zu einer moralischen Überforderung. Dies wird als Mißerfolg erlebt

28 In diesem Fall würde sich die Nachfragekurve graphisch nach links verschieben.
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und bewirkt die Zerstörung der intrinsischen Motivation zur Normenbefolgung 
(vgl. Osterloh 1996, S. 216).

In bezug auf das moralische Dilemma sind Unternehmen bzw. Untemehmensmit- 
glieder und Konsumenten Marktteilnehmer unter Wettbewerbsbedingungen. D.h., 
für beide Marktteilnehmer stellt das individuelle moralische Handeln eine Großko
stensituation dar, in der die individuelle intrinsische Motivation zur Normbefolgung 
leicht überfordert wird. Es geht dabei um die Frage, inwieweit beide Marktteilneh
mer unter Wettbewerbsbedingungen ethisch handeln können. Es ist bereits gesagt 
worden, daß deshalb die Großkostensituation in eine Kleinkostensituation überführt 
werden muß. Mit der Einführung einer Kleinkostensituation soll eine moralische 
Überforderung verhindert werden. Allerdings schafft eine Kleinkostensituation nur 
Bedingungen, die die intrinsische Motivation zur Einhaltung von Normen nicht 
überfordem und dadurch moralisches Handeln erleichtern. Aber in einer Kleinko
stensituation ist keineswegs sichergestellt, daß das Individuum tatsächlich moralisch 
handelt. Ohne intrinsische Motivation zur Normenbefolgung würde sich das Indivi
duum selbst in Kleinkostensituationen nur am individuellen Nutzenkalkül orientie
ren (vgl. Kirchgässner 1992; 1996). „Genau an dieser Stelle wird der Legitimitäts
glaube der Individuen zu einer regelmäßig wirksamen sozialen Kraft [...] Genau an 
dieser Stelle jedoch versagt auch das ökonomische Verhaltensmodell, welches An
spruch darauf erhebt, alle individuellen Verhaltensweisen nach Maßgabe der Kau
salfolgen der individuellen Akte zu erklären“ (Kliemt 1992, S. 102). D.h., auch in 
Kleinkostensituationen kann das Problem der Motivationslücke nicht ohne die in
trinsische Motivation zur ethischen Selbstbindung gelöst werden.
Deshalb stellt sich die Frage, wie die intrinsische Motivation in einer Kleinkostensi
tuation unterstützt werden kann. Dazu können Anregungen aus der vorangegange
nen Diskussion um den Verdrängungseffekt der intrinsischen durch die extrinsische 
Motivation aufgegriffen werden. In bezug auf eine intrinsische Motivation, die auf 
die Einhaltung von Normen aus der Einsicht in die guten Gründe für ihre Geltung 
gerichtet ist, könnten folgende Aspekte in einer Kleinkostensituation unterstützend 
wirken (vgl. Frey/Osterloh 1997, S. 313-314).

Damit eine intrinsische Motivation nicht verletzt wird, sollten Reziprozitätsnormen 
im Sinne einer wechselseitigen Wertschätzung des Engagements eingehalten werden. 
Wichtig ist auch die Einhaltung von Fairneß-Prinzipien. Sie richten sich zum einen 
auf das Ergebnis von Handlungen (vgl. Frey/Pommerehne 1993), ob dieses in Ab
hängigkeit von Referenzgrößen als gerechtfertigt gelten darf. Zum anderen wird 
die Einhaltung der Fairneß im Sinne prozeduraler Gerechtigkeit verstanden (vgl. 
Steinmann/Löhr 1992; Kim/Mauborgne 1995), die dadurch zum Ausdruck kommt, 
daß in geeigneten Prozessen gute Gründe argumentativ zu Geltung gebracht werden 
konnten. Das Ausmaß der intrinsischen Motivation wird positiv beeinflußt durch 
persönliche Beziehungen, die vermittelte Botschaft, Kommunikation und Partizipa
tion an Entscheidungen.29

29 Zur Verstärkung der intrinsischen Motivation durch Entscheidungspartizipation vgl. z.B. Frey
(1997).
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2 Vorstellung dreier Konzepte zu r  W irtschafts- und  U nternehm ens
e th ik

Im folgenden werden die drei führenden deutschsprachigen wirtschafts- und unter
nehmensethischen Konzepte vorgestellt: die diaologorientierte Untemehmensethik 
nach Steinmann/Löhr, die integrative Wirtschafts- und Untemehmensethik nach 
Ulrich sowie die institutionenökonomische Wirtschafts- und Untemehmensethik 
nach Homann (Abschnitte 2.1 bis 2.3). Nach einer vergleichenden Kritik in Ab
schnitt 2.4 werden sie dann in Abschnitt 3 in bezug auf ihren Beitrag zur Konzipie- 
rung einer ethischen Branchenvereinbarung verglichen.
Gemeinsam ist allen drei Konzepten die Trennung von Wirtschafts- und Untemeh
mensethik. Die Wirtschaftsethik bezieht sich auf die Ebene der Wirtschaftsordnung, 
wohingegen die Unternehmensethik innerhalb dieser Wirtschaftsordnung sich auf 
die Ebene des einzelnen Unternehmens bezieht. Jedoch unterscheiden sie sich darin, 
welche Stellung die Ethik gegenüber der Ökonomik einnimmt und in welchem Ver
hältnis Wirtschafts- und Untemehmensethik zueinander stehen. Diese Unterschiede 
lassen sich auf die verschieden angelegten Grundlagen zurückführen. So basieren 
die Konzepte von Steinmann/Löhr und Ulrich auf einer kognitivistischen Ethik, das 
von Homann jedoch auf einer non-kognitivistischen Ethik.

2.1 Dialogorientierte Untemehmensethik nach Steinmann/Löhr
Steinmann/Löhr (1994a) setzen mit ihrer Konzeption einer dialogorientierten Un
temehmensethik an der lebenspraktischen Erfahrung der handelnden Akteure in der 
Wirtschaftspraxis an. Sie beziehen sich dabei auf die Konstruktive Wissenschafts
theorie der Erlanger Schule (vgl. z.B. Lorenzen 1987), die nach einem Drei- 
Schritt-Verfahren praktische Probleme theoretisch bearbeitet. Ausgangspunkt ist die 
(vor-wissenschaftliche) unmittelbare Lebenspraxis und die dortigen Probleme. In 
der Wissenschaft können diese Probleme handlungsentlastet einer systematischen 
Reflexion unterzogen und somit in eine symbolgestützte Lebenspraxis überführt 
werden. Die gewonnenen Erkenntnisse werden dann von der Wissenschaft für eine 
verbesserte theoriegestützte Lebenspraxis zur Verfügung gestellt (vgl. Löhr 1991, 
S. 20-29 in Anlehnung an Inhetveen 1983).30 Insofern erheben Steinmann/Löhr den 
Anspruch, zu Anwendungsproblemen einer dialogorientierten Untemehmensethik 
in der Untemehmenspraxis Orientierungen zu bieten.
Eine zentrale lebenspraktische Erfahrung, an die die Ethik als politische Wissen
schaft anknüpft, bezieht sich auf Konflikte über das richtige Handeln, wenn traditio
nelle Werte keine allgemein anerkannte Orientierung mehr bieten. Die Ethik kann 
hier auf lebenspraktische Erfahrungen der friedlichen Konfliktbewältigung zurück
greifen. Die Grundlage des Friedens basiert auf dem allgemeinen freien Konsens im

30 Löhr (1991, S. 23-24) nennt dieses Verhältnis von Wissenschaft und Praxis „Vereinigungsmo- 
dell“ im Gegensatz zum „Trennungsmodell“, bei dem die Wissenschaft der „unwissenden“ Pra
xis Theorien als „objektives Wissen“ zur Verfügung stellt.
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Sinne einer freien Zustimmung aus Einsicht in die Richtigkeit von guten Gründen.31 
Der allgemeine freie Konsens ist das Grundprinzip der Dialog- und der Diskurs
ethik.32 Beide Ethik-Konzepte stellen für alle Handlungsbereiche eine allgemeine 
Orientierung zur Lösung von Konflikten zur Verfügung. Allerdings muß nach 
Steinmann/Löhr (1994a, S. 94) die Konzeption einer dialogorientierten Untemeh- 
mensethik den spezifischen Handlungszusammenhang eines Unternehmens beachten. 
Es geht darum, die historischen Anwendungsbedingungen für das ideale Prinzip der 
argumentativen Verständigung mit zu berücksichtigen (vgl. Apel 1988, S. 290-305). 
Steinmann/Löhr (1994a S. 94-105) unterbreiten daher einen Rekonstruktionsvor
schlag, der anhand von Abb. 2 erläutert wird.

METHODOLOGISCHE VORORIENTIERUNG 
Konsens durch freie Zustimmung 

__________ EINHEIT und FREIHEIT___________
STAATSVERFASSUNG

Festlegung des Verhältnisses von 
EINHEIT (staatliche Machtpolitik) und 

FREIHEIT (individuelle Vorteilskalkulation)

W
H x  
</! öÜ Wh

c/3 5

INPUT

r r r
WIRTSCHAFTSORDNUNG
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UNTERNEHMENS

ORDNUNG

±Zt
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Abb. 2: Koordinationsebenen für unternehmerisches Handeln 
Quelle: Steinmann/Löhr (1994 a, S. 96 Abb. 4)

31 Frieden ist nur über den freien Konsens aller Beteiligten erreichbar. Die Konstruktive Wissen
schaftstheorie der Erlange Schule sieht dies als eine zentrale lebenspraktische Erfahrung an, die 
jeder schon erfahren hat. Deshalb kann und braucht das Friedensziel von den Wissenschaften 
nicht mehr weiter begründet zu werden, sondern ist den Wissenschaften schon als lebensprakti
sche Orientierung für ihre Arbeit vorgegeben (vgl. Lorenzen 1987, S. 239).

32 Steinmann/Löhr (1994a, S. 62-86) stützen sich in bezug auf das Begründungsproblem einer 
Ethik auf die Dialogethik nach Lorenzen (1987). Hinsichtlich der Argumentationsregeln beziehen 
sie sich sowohl auf Kambartel (1974, S. 66-68) als auch auf Habermas (1983a, S. 98-104).
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Der Rekonstruktionsvorschlag setzt am Realgüterprozeß an, der im Unternehmen 
durch den Managementprozeß gesteuert wird. Im Rahmen des Managementprozes
ses wird eine bewußte Wahl von Zielen und Mitteln getroffen, die aus den unterneh
merischen Handlungsmöglichkeiten diejenigen selektiert, mit denen man das langfri
stige Überleben des Unternehmens sichern will. Die Freiheit in der Festlegung der 
Untemehmensstrategie ergibt sich in der marktwirtschaftlichen Wettbewerbswirt
schaft (auf der Ebene der Wirtschaftsordnung) aus der Vorgabe des Formalziels der 
Gewinnerzielung. Die Untemehmensstrategie und somit die inhaltliche Bestimmung 
des Sachziels des Unternehmens, wie z.B. die Produktion von Unterhaltungselektro
nik oder von Autos, wird durch die gemäß der Untemehmensordnung vertretenen 
Interessen (z.B. durch die Kapitaleigner) bestimmt.
Die Freiheit zur Wahl des Sachziels ergibt sich aus der marktwirtschaftlichen Wirt
schaftsordnung. Dadurch wird die Freiheit des Handelns auf Untemehmensebene 
ermöglicht und zu einer ordnungsstiftenden Einheit verbunden. Das Preissystem ge
währleistet, daß die einzelwirtschaftlichen Handlungen nur über ihre Folgen, nicht 
jedoch aufgrund ihrer zugrunde liegenden Motive koordiniert werden. Das Formal
ziel der Gewinnerzielung ist in der marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnung ver
ankert, der wiederum die Staatsverfassung übergeordnet ist. Die Staatsverfassung 
regelt das Verhältnis von Freiheit (im Sinne einer individuellen Vorteilskalkulation) 
und Einheit, die durch staatliche Machtpolitik erreicht wird. In einer posttraditiona- 
len Gesellschaft geht es darum, Freiheit und Einheit durch den allgemeinen freien 
Konsens miteinander in Einklang zu bringen. Der Friede, der durch einen solchen 
Konsens erreicht wird, ist dann als „oberste Instanz zur Stiftung von Legitimität“ 
(Steinmann/Löhr 1994a, S. 100) zu verstehen. Im Sinne des bereits angesprochen 
Erlanger Konstruktivismus ist der Konsens in Abb. 2 auf der obersten methodolo
gisch-philosophischen Ebene angesiedelt. Damit wird zum Ausdruck gebracht, daß 
von vornherein keine Interessen ausgeschlossen werden können, sondern im Prinzip 
alle Betroffenen ihre Interessen im Dialog argumentativ zur Geltung bringen kön
nen.
Abb. 2 macht deutlich, daß die verschiedenen Koordinationsebenen des Handelns im 
Sinne eines Gegenstromverfahrens Freiheit und Einheit verbinden. Beim Wechsel 
der Koordinationsebenen geht es um die schrittweise gewährte Freiheit, aus ver
schiedenen Handlungsmöglichkeiten auswählen zu können. Diese schrittweise mögli
che Selektion von Handlungsaltemativen soll aber nicht zu einem willkürlichen Ge
brauch der Freiheit führen. Deshalb stellt sich in „umgekehrter“ Richtung immer 
auch die Frage nach der Legitimation der gewählten Handlungsaltemative im Hin
blick auf die Einheit des Ganzen. In demokratischen Gesellschaften wird versucht, 
das Legitimationsproblem über institutioneile Regelungen zu lösen. So kann der un
ternehmerisch Handelnde mit dem Verweis auf geltendes Recht seine Handlungswei
sen rechtfertigen und weitergehende Begründungen unterlassen, sofern die institu
tioneilen Regelungen friedensstiftend wirken.
Es kann aber nicht prinzipiell davon ausgegangen werden, daß die institutionellen 
Regelungen immer und in jeder konkreten Situation tatsächlich greifen. Deshalb be
darf das unternehmerische Handeln einer zweistufigen Legitimation (vgl. Stein
mann/Löhr 1994a, S. 103-105; Löhr 1991, S. 279-280). Auf der ersten Stufe ist auf
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der Ebene der Wirtschaftsordnung die Wirtschaftsethik  angesiedelt und begründet 
die wirtschafts- und sozialpolitischen Rahmenbedingungen. Steinmann/Löhr (1994a, 
S. 105) sehen die soziale Marktwirtschaft in der heutigen historischen Situation als 
legitimierte W irtschaftsordnung an,33 weil sie die Koordination der vielen und 
komplexen wirtschaftlichen Einzelhandlungen über die sprachfreie Preisbildung 
durch Angebot und Nachfrage am effizientesten sicherstellt. Die Effizienz der 
marktwirtschaftlichen Handlungskoordination ist insofern ein -  empirisch fundier
ter -  Legitimationsgrund, als damit ein Beitrag zur friedlichen Lösung der Produk
tion und Verteilung knapper Güter geleistet wird. Aufgabe des Rechts ist es dabei, 
eine friedliche Lösung von generellen Strukturkonflikten im Zusammenhang des 
wirtschaftlichen Handelns ex ante bereitzustellen. Beispiele hierfür sind die Gesetze 
zur Mitbestimmung, zum Kündigungsschutz und zum Schutz von Verbraucherinter
essen. Mit dem Verweis auf solche institutionellen Regelungen auf der Ebene der 
Wirtschaftsordnung besteht jedoch noch nicht eine hinreichende Legitimation des 
unternehmerischen Handelns, sondern nur eine vorläufige Richtigkeitsvermutung 
(vgl. Steinmann/Löhr 1991a, S. 8).
So geht es auf der zweiten Stufe im Rahmen der Unternehmensethik um Legitima
tionsbemühungen situationsspezifischen unternehmerischen Handelns, wenn bei der 
Formulierung oder Umsetzung einer konkreten Untemehmensstrategie (ad hoc) 
Konflikte auftreten. Die Untemehmensethik soll bei der Entwicklung konsensfähi
ger Untemehmensstrategien helfen. Sie ist zu verstehen als eine „(wissenschaftliche) 
Lehre von den idealen Normen [...], die in der Marktwirtschaft zu einem friedens
stiftenden Gebrauch der unternehmerischen Handlungsfreiheit anleiten sollen“ 
(Steinmann/Löhr 1994a, S. 106; vgl. auch 1991a, S. 10). Die Untemehmensethik ist 
neben ihrer dialogischen Konzeption durch vier weitere begriffskonstituierende 
Elemente gekennzeichnet (vgl. ebd., S. 106-121).
Erstens wird durch die Untemehmensethik gefordert, daß das Gewinnprinzip situa
tionsgerecht angewendet wird. Wie bereits gesagt, gilt für das unternehmerische 
Handeln zunächst die vorläufige Richtigkeitsvermutung, daß das Formalziel Gewinn 
im allgemeinen legitimiert ist. Jedoch ist zu klären, ob die konkrete unternehmeri
sche Entscheidung auch tatsächlich die Zustimmung aller Betroffenen finden könn
te. Findet sie diese nicht, so muß eine andere, konsensfähige Untemehmensstrategie 
gesucht werden. Auch auf Untemehmensebene ist damit die Ethik dem Gewinnprin
zip systematisch vorgeordnet, was konkret dazu führen kann, daß die Gewinnerzie
lung eingeschränkt werden muß. Das Ausmaß der Beschränkung ist dabei der öko
nomischen Situation des Unternehmens anzupassen. Mit dem Hinweis auf den zum 
Überleben notwendigen (Mindest-)Gewinn kann aber nicht jede ethische Forderung 
abgewiesen werden. Es mag Situationen geben, in denen die Aufgabe eines Ge
schäftszweigs oder gar die Stillegung des gesamten Unternehmens die einzig ethisch 
legitimierbare Handlungsmöglichkeit ist (vgl. Steinmann/Oppenrieder 1985, S. 
176). Ein Beispiel wäre die Produktion und der Gebrauch von Asbest, das zu erheb-

3 3 Die Wahl zwischen einer Zentralverwaltungswirtschaft oder einer dezentraler Wettbewerbswirt- 
schft als Wirtschaftsordnung ist Gegenstand politischer Bemühungen (vgl. Steinmann/Löhr 
1991a, S. 6).
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liehen gesundheitlichen Schäden bei denjenigen führt, die damit in Berührung kom
men. Das Unternehmen ist somit selbst ein „grundsätzlicher Ort ethischer Reflek- 
tion“ (Steinmann/Löhr 1991a, S. 9).

Die Triftigkeit der Forderung nach einer Untemehmensethik hängt nach Steinmann/ 
Löhr (1991a, S. 7-9) davon ab, daß systematisch wesentliche Handlungsspielräume 
auf Untemehmensebene bestehen. Sie verweisen auf die lebenspraktische Erfah
rung, daß eine punktgenaue Steuerung der Handlungskoordination durch Markt und 
Recht nicht möglich ist, so daß systematisch derartige Handlungsspielräume beste
hen. Dies zeigt sich z.B. daran, daß Unternehmen Wettbewerbsstrategien entwik- 
keln, um am Markt Wettbewerbsvorteile realisieren zu können. Strategisches Han
deln ist jedoch nur möglich, wenn auch tatsächlich Handlungsspielräume bestehen 
(vgl. Schreyögg 1992, S. 207).34 Mit der systematischen Existenz von Handlungs
spielräumen besteht also für Unternehmen die Möglichkeit, Handlungsaltemativen 
zu generieren und zwischen ihnen auszuwählen. Sofern die Märktkräfte oder das 
Recht nicht schon ethisch unerwünschte Handlungen oder Handlungsfolgen verhin
dern können, geht es im Rahmen der Untemehmensethik um die Generierung und 
Auswahl ethisch legitimierbarer Handlungsaltemativen. Handlungsspielräume kön
nen aber so gering sein, daß es nicht möglich ist, eine konsensfähige, ethisch legiti
mierbare Strategie umzusetzen, ohne dabei die Existenz des Unternehmens zu ge
fährden. Für einen solchen Fall schlägt De George (1990, S. 27) ein Ethical Dis
placement vor, in dem Probleme, für die untemehmensindividuell keine ethisch le
gitimierbare Lösung gefunden werden kann, auf eine höhere Ebene zur Lösungs
suche verlagert werden. Die Untemehmensethik ist zwar auf subsidiäre Lösungen 
gerichtet. Läßt sich aber keine Lösung auf Untemehmensebene finden, muß sich um 
Regelungen auf Verbands- oder Gesetzesebene bemüht werden (vgl. Steinmann/ 
Löhr 1994a, S. 108; Steinmann/Olbrich 1994).
Steinmann/Löhr (1994a, S. 109; Löhr 1991, S. 281-289) konzipieren ein hierar
chisch übergeordnetes Verhältnis der Untemehmensethik über das Gewinnprinzip. 
Dabei schließen sie solche Fälle aus dem B egriff der Untemehmensethik aus, in 
denen die Verfolgung untemehmensethischer Grandsätze funktional für die Ge
winnerzielung ist. Sie halten die Ausgrenzung dieser Fälle aus der Begriffsbildung 
für zweckmäßig, wenn bereits die Nachfrage der Konsumenten (über das Preissy
stem) am Markt schon eine ethisch sinnvolle Lösung hervorbringt.
Zweitens bezieht sich die Untemehmensethik auf konsensfähige Untemehmensstra- 
tegien und damit auf das Sachziel des Unternehmens. Es bleibt dem Unternehmen 
überlassen, welches Sachziel es mit welchen Mitteln umsetzen will, um das Formal
ziel des Gewinns zu erreichen. Für eine verantwortliche Nutzung dieser Freiheits
grade der marktwirtschaftlichen Wettbewerbsordnung ist systematisch die Unter
nehmensethik zuständig. Die Untemehmensethik zielt darauf ab, daß die Untemeh- 
mensstrategien und die Mittel ihrer Umsetzung die Zustimmung aller Betroffenen 
finden bzw. finden könnten.

34 Vgl. z.B. das Konzept der Fünf Wettbewerbskräfte von Porter (1983) zur Ausnutzung von 
Marktunvollkommenheiten (d.h. Handlungsspielräumen).
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Drittens ist die Untemehmensethik auf den M anagementprozeß  gerichtet, der die 
Planung und Umsetzung der Untemehmensstrategie steuern muß. In modernen Un
ternehmen muß arbeitsteiliges Handeln zur Konzipierung und Realisierung der Stra
tegie koordiniert werden. Der zur Koordination notwendige Managementprozeß 
stellt einen weiteren originären Gestaltungsfreiraum der marktwirtschaftlichen 
Wirtschaftsordnung dar. Die Untemehmensethik ist dort gefordert, wo die Aufgabe 
des Managements zur effizienten Handlungskoordination Konflikte hervorruft (vgl. 
Steinmann/Gerhard 1992). Es werden vier mögliche Konfliktfelder unterschieden: 
Die geplante Untemehmensstrategie kann nach außen  oder innen  problematisch 
werden, oder die Mittel zu ihrer Umsetzung führen außerhalb  oder innerhalb  des 
Unternehmens zu Konflikten (vgl. Steinmann/Löhr 1991a, S. 14-15).
Viertem  stellt die Untemehmensethik eine kritisch-loyale Selbstverpflichtung als 
Ergänzung zum Recht dar. Im Unterschied zum Recht sind untemehmensethische 
Normen nicht sanktionsbewehrt und können somit nicht mit äußerem Zwang durch
gesetzt werden. Die Beachtung bzw. Umsetzung untemehmensethischer Normen 
verdanken sich nur der Selbstverpflichtung, da ihre Orientierungskraft lediglich 
durch die Einsicht in deren Begründung besteht. Steinmann/Löhr (1994a, S. 115- 
116) führen vier Gründe an, warum das Recht alleine nicht allen Konflikten Rech
nung tragen kann. Zum einen werden gesetzliche Regelungen immer mit zeitlicher 
Verzögerung zu auftretenden Problemfällen erlassen. Zum zweiten lassen sich un- 
temehmensethisch relevante Einzelfälle schwer in einer allgemeinen Tatbestandsbe
schreibung antizipieren. Drittens bestehen Vollzugsprobleme dahingehend, daß für 
eine ausreichende Kontrolle der Gesetzeseinhaltung nicht ausreichende Mittel zur 
Verfügung stehen. Viertens besteht in arbeitsteiligen Unternehmen Adressatenun
klarheit, weil Entscheidung und Verantwortung sich über viele hierarchische Stufen 
hinweg nicht mehr eindeutig verfolgen lassen.
Die kritisch-loyale Ergänzung des Rechts durch die Untemehmensethik ist aus drei 
Gründen wichtig (vgl. Steinmann/Löhr 1994a, S. 117-118). Zum ersten geht es um 
die konsequente Anwendung des geltenden Rechts -  insbesondere dann, wenn Kon- 
trolldefizite eine Mißachtung leicht machen würden. Zum zweiten geht es um die 
Ergänzung gesetzlicher Minimalregelungen, wenn z.B. ein höherer Sicherheitsstan
dard als der gesetzlich vorgeschriebene inzwischen möglich ist. Drittens kann es 
auch darum gehen, aus (untemehmens-)ethischen Gründen gegen geltende Gesetze 
zu verstoßen, wenn die rechtlichen Regelungen als illegitim einzustufen sind. Bei
spiele hierfür sind illegitime Gesetze zur Zeit des Nationalsozialismus oder die frü
heren Apartheid-Gesetze in Südafrika (vgl. Steinmann/Löhr 1988, S. 310).
Selbstverpflichtungen kommen materiell häufig in Verhaltenskodizes, Führungs
grundsätzen oder Verbandsregeln zum Ausdruck. Der kritischen Öffentlichkeit 
kommt dabei nach Löhr (1991, S. 249-250) eine entscheidende Rolle als Kontroll- 
oder moralischer Sanktionsinstanz zu. Er nimmt dabei an, daß die öffentlichkeits
wirksame Selbstverpflichtung von Unternehmen vielfach strikter greift als anonyme 
Gesetze, deren konkreter Inhalt in der Öffentlichkeit kaum bekannt ist. Ob die kriti
sche Öffentlichkeit ihre Rolle als moralische Sanktionsinstanz wahmehmen kann, 
hängt u.a. davon ab, inwieweit sich verschiedene Interessengruppen öffentlichkeits
wirksam mit dem Unternehmen auseinandersetzen (können). Als jüngstes Beispiel
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kann die Auseinandersetzung zwischen Greenpeace und Shell um die geplante Ver
senkung der Brent Spar angeführt werden. Allerdings muß dabei auch kritisch un
tersucht werden, inwieweit solche öffentlichkeitswirksamen Auseinandersetzungen 
wirklich den Versuch einer argumentativen Verständigung oder nicht vielmehr 
Medien- und PR-Schlachten darstellen.35

Da sich die Unternehmensethik in kritisch-loyaler Ergänzung zum Recht befindet, 
tritt sie damit als drittes Steuerungsmedium wirtschaftlichen Handelns neben die 
Steuerungsmedien Markt und Recht. Alle drei Steuerungsmedien beeinflussen die 
untemehmenspolitischen Entscheidungen. Die Bedeutung des einzelnen Steuerungs
mediums kann sich dabei je  nach Konflikt und Konfliktverlauf ändern, z.B. wenn 
Umweltschutzmaßnahmen, die von einzelnen Unternehmen aus untemehmensethi- 
schen Gründen ergriffen wurden, inzwischen zur allgemeinen Gesetzesvorschrift 
geworden sind.

2.2 Integrative Wirtschafts- und Untemehmensethik nach Ulrich
Ulrich geht es in seiner Konzeption um die konstitutive Vermittlung von Ethik und 
Ökonomik unter dem Primat der Diskursethik. Ansatzpunkt seiner Konzeption ist 
jedoch nicht die unmittelbare Lebenspraxis, wie dies in der dialogorientierten Un
temehmensethik von Steinmann/Löhr in Anlehnung an die Erlanger Konstruktivi- 
sten der Fall ist. Anders als die Dialogethik setzt die Diskursethik nach Habermas 
(1983a) und Apel (1973) am „kommunikativen Interesse“ (Lorenzen 1991, S. 64) 
an.36 Ulrich (1993a, S. 13) geht es dabei um den Entwurf eines neuen, fundamental 
anderen wirtschaftswissenschaftlichen Paradigmas, das er als praktische Sozialöko
nomie bezeichnet. Er rekonstruiert das normative Fundament der ökonomischen 
Vernunft und erweitert es um die ethisch-praktische Vernunft. Sein Ziel ist die 
Transformation des normativen Fundaments der ökonomischen Rationalitätskonzep
tion von einer utilitaristischen Ethik37 hin zu einer kommunikativen bzw. diskursi
ven Ethik (vgl. Ulrich 1993a, S. 13).

35 Vgl. zu diesem Beispiel u.a. Osterloh/Tiemann (1995; 1996) und Ulrich (1996; 1997, S. 78-82), 
Beck (1995) und Schwan (1995) sowie Luyken (1996).

36 Es sei noch einmal daran erinnert, daß der Unterschied zwischen Dialog- und Diskursethik 
„lediglich“ in der philosophischen Fundierung liegt (vgl. Lorenzen 1991, S. 64). Das heißt je
doch nicht, daß bei Ulrich die Lebenspraxis völlig aus dem Blick geriete. Er stellt den Anspruch 
einer „methodisch disziplinierten Suche nach tragfähigen Orientierungsmustem für eine lebens
praktisch vernünftige Fortsetzung des ökonomischen Rationalisierungsprozesses“ (Ulrich 1993a, 
S. 13, im Original kursiv).

37 Die utilitaristische Ethik ist eine teleologische, d.h. zweckgerichtete Ethik, die die Handlungsal- 
temativen nach deren Folgen beurteilt. Sie orientiert sich am Prinzip der Nützlichkeit, wonach je
de Handlung moralisch geboten ist, deren Folgen für das Glück aller Betroffenen optimal sind. 
Dabei ist es zunächst offen, welche inhaltlichen Werte einer utilitaristischen Ethik unterlegt wer
den sollen (vgl. Frankena 1986, S. 32-35; Steinmann/Löhr 1991b, S. 512; Höffe 1975, S. 29- 
31). Zur Übersicht über die utilitaristische Ethik vgl. z.B. Höffe (Hrsg. 1975); Frankena (1986).
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Ihm geht es dabei um die Frage nach den „normativen Bedingungen der Möglich
keit lebenspraktisch vernünftigen Wirtschaftens“ (Ulrich 1994a, S.77-78).38 Er zielt 
damit auf eine „regulative Idee ökonomischer Vernunft [...], die in sich  schon mo
dernen ethischen Ansprüchen genügt und so der moralisch enthemmten und institu
tioneil entfesselten industriegesellschaftlichen Rationalisierungsdynamik von innen 
her eine lebenspraktisch vernünftigere Orientierung weisen könnte“ (Ulrich 1994a, 
S. 78).39 Als integrativ bezeichnet Ulrich seinen Ansatz deshalb, weil er zum einen 
ethische Ansprüche nicht gegen, sondern zusammen mit der ökonomischen Rationa
lität zur Geltung bringen und somit das Potential ökonomischer Motive ausschöpfen 
will. Das ist der funktionale Aspekt des integrativen Ansatzes. Zum anderen geht es 
dabei aber nicht um eine Instrumentalisierung der Ethik, sondern darum, an den 
Grenzen der ökonomischen Funktionsrationalität nach den ethisch-praktischen Vor
aussetzungen für ein ethisch wertvolleres ökonomisches Rationalitätsmuster weiter 
zu suchen. Dies ist der grundlagenkritische Aspekt (vgl. Ulrich 1992, S. 184-185). 
Ulrichs integrative Wirtschafts- und Untemehmensethik beansprucht, darin eine 
neue Position im „Methodenstreit“ über ein zeitgemäßes Paradigma für die Ökono
mie als Wissenschaft zu sehen (vgl. ebd., S. 186).
Die konstitutive Vermittlung von Ethik und Ökonomie will Ulrich über die regula
tive Idee der sozialökonomischen Rationalität leisten. Das ökonomische Kalkül soll 
damit systematisch in gesellschaftliche Verständigungsprozesse hereingeholt wer
den, die sich an der Idee der Diskursethik orientieren (vgl. Ulrich 1994a, S. 84). 
Die regulative Idee der sozialökonomischen Rationalität ist folgendermaßen defi
niert: „Als sozialökonomisch rational kann jede Handlung oder jede Institution gel
ten, die freie und mündige Bürger in der vemunftgeleiteten politisch-ökonomischen 
Verständigung unter allen Betroffenen konsensuell als ,wertschaffend‘ (Wertschöp
fung) bestimmt haben (könnten)“ (Ulrich 1994a, S. 84). In dem Zusatz „könnten“ 
soll zum Ausdruck kommen, daß sich eine regulative Idee nicht ohne weiteres im 
konkreten Handlungszusammenhang operationalisieren bzw. anwenden läßt.
Die sozialökonomische Rationalität stellt nach Ulrich (1994b, S. 10) den „moral 
point of view“ einer Vemunftethik des Wirtschaftens dar. Damit setzt Ulrich ein 
Primat der (Diskurs-)Ethik über die Ökonomik. Mit diesem Primat muß eine mo
derne Wirtschaftsethik zwischen den Sachzwängen des institutionalisierten Wirt
schaftssystems und den Ansprüchen der Bürger an die ethische Legitimität, der so
zialen und ökologischen Verträglichkeit und der individuellen Zumutbarkeit der 
ökonomischen Funktionsrationalisierung vermitteln (vgl. Ulrich 1994c, S. 78). Dies 
ist notwendig, weil alles private Wirtschaften erhebliche externe Effekte40 (soziale 
Kosten) verursacht, weshalb die von den externen Effekten Betroffenen zu Beteilig
ten bei der Lösungssuche gemacht werden müßten. Angesichts zahlreicher Umwelt-

3 8 Zitat im Original kursiv.

39 Hervorhebung im Original.
40 Externe Effekte entstehen, wenn unbeteiligte Dritte durch Untemehmenshandlungen geschädigt 

werden, ohne daß dies bei dem Unternehmen zu Kosten führt oder die Schädigung Dritter über 
das Preissystem abgegolten wird (vgl. Laffont 1987, S. 263).
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Skandale wird deutlich, daß es „immer mehr Betroffene, aber immer weniger Betei
ligte an untemehmenspolitischen Entscheidungen gibt“ (Ulrich 1987, S. 142).

Das Vermittlungsproblem zwischen den Sachzwängen des ökonomischen Systems 
und den argumentativen Ansprüchen einer modernen Ethik trifft insbesondere den 
Unternehmer, dessen Handeln ethisch verantwortbar sein soll. Das Vermittlungs
problem einer Untemehmensethik kann nach Ulrich (1994a, S. 85-88) nur institu
tionenethisch gelöst werden. Dabei müsse geklärt werden, was ein Unternehmen als 
gesellschaftliche Institutionen sein und welche systematischen Funktionen es inner
halb der Wirtschaftsordnung erfüllen soll. Er schlägt vor, die Untemehmensethik 
hinsichtlich ihres Gegenstandes strikt auf das Unternehmen auszurichten, sie aber 
gleichzeitig offen zu halten bezüglich der Reflexion der institutionenethischen Vor
aussetzungen für vernünftiges wirtschaftliches Handeln (vgl. Ulrich 1994a, S. 88- 
104).«
Das Vermittlungsproblem geht Ulrich auf verschiedenen untemehmensethischen 
Handlungsebenen an, die in Abb. 3 dargestellt sind.

Wirtschaftspolitische Ebene: ordnungspolitische Mitverantwortung
für die Weiterentwicklung der Rahmenbedingungen der "Privat"wirtschaft 
= >  Beseitigung unvernünftiger struktureller Sachzwänge,
Schaffung lebenspraktisch sinnvoller und fairer Spielregeln des Marktes

Unternehmenspolitische Ebene: normatives Management
Aufbau untemehmenspolitischer Verständigungs-, Glaubwürdigkeits- und 
Wertberücksichtigungspotentiale
= >  Responsivität im Hinblick auf gesellschaftliche Wertorientierungen

Geschäftsstrategische Ebene: strategisches Management
Aufbau strategischer Markterfolgspotentiale auf der Grundlage einer 
ethisch tragfähigen Untemehmenspolitik 
= >  Effektivität im Hinblick auf Marktsignale

Operative Ebene: operatives Management
Aufbau und Ausschöpfung operativer Produktivitäts- und Kostensenkungs
potentiale unter ethikbewusster Berücksichtigung sozialer, ökologischer 
und volkswirtschaftlicher Knappheiten 
= >  Effizienz im Umgang mit knappen Ressourcen jeder Art

Abb. 3: Untemehmensethische Handlungsebenen 
Quelle: Ulrich (1994 a, S. 99 Abb. 5)

41 Das Spannungsverhältnis zwischen regulativer Idee und pragmatisch möglichen Institutionen und 
Verständigungen ist dabei methodisch auszuhalten (vgl. Ulrich 1994a, S. 85).
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An die untemehmensethischen Handlungsebenen aus Abb. 3 richtet Ulrich drei Po- 
stulate. Das Postulat der ordnungspolitischen Mitverantwortung richtet sich auf die 
wirtschaftspolitische Ebene, hingegen beziehen sich das Postulat der dialogischen 
Untemehmenspolitik und das der innovativen geschäftsstrategischen Synthesen auf 
die Untemehmensebene mit seinem normativen, strategischen und operativen Ma
nagement. Die drei Postulate sollen hier kurz vorgestellt werden.
Beim Postulat der ordnungspolitischen Mitverantwortung  handelt es sich nach 
Ulrich um eine republikanische Untemehmensethik . 4 2  Mit der Wahrnehmung ihrer 
ordnungspolitischen Mitverantwortung soll es den Unternehmern um ordnungspoli
tische Reformbemühungen und damit um „die Schaffung der noch ausstehenden An
wendungsbedingungen kommunikativer Untemehmensethik“ (Ulrich 1994a, S. 100) 
gehen. Schließlich hätte die Wirtschaft selbst die größte Sachkompetenz, aber auch 
großen Einfluß, um notwendige ordnungspolitische Reformen anzustoßen. Es geht 
dabei um ein konstitutives Vermittlungsproblem zwischen allgemein verbindlichen 
Rahmenbedingungen des Marktes und den unternehmerischen Sonderinteressen. Bei 
der Lösung dieses Vermittlungsproblems soll allerdings den Sonderinteressen kein 
Vorrang eingeräumt werden (vgl. ebd., S. 100-101).43 Für republikanisch unter
nehmensethische Manager liegt deshalb ein systematischer Ort der Moral in der 
Marktwirtschaft in der unbegrenzten kritischen Öffentlichkeit aller mündigen Bür
ger (vgl. Ulrich 1993b, S. 242-248). Sie ist als eine Meta-Institution zu verstehen, 
die den unverzichtbaren Basiskonsens jeder Gesellschaft hinsichtlich der Grund
rechte und prozeduralen Spielregeln politisch-ökonomischer Entscheidungs- und 
Konfliktlösungsprozesse darstellt. Ihre institutioneile Aufgabe ist es, über unter
schiedliche eigentumsrechtliche Regelungen zu entscheiden. Dazu muß der Legiti
mationsdruck, den die kritische Öffentlichkeit ausüben soll, mit der Publizität bzw. 
Offenlegung der Handlungsvorhaben und Rechenschaftsablegung verbunden werden 
(vgl. Ulrich 1994b, S. 33). Die unbegrenzte kritische Öffentlichkeit könne jedoch 
nicht mit der real existierenden öffentlichen Meinung gleichgesetzt werden (vgl. 
Ulrich 1996, S. 36).

Mit dem Postulat dialogischer Unternehmenspolitik wird auf eine kommunikative 
Unternehmensethik gezielt. Es geht hier um den untemehmenspolitischen Willens
bildungsprozeß, wobei sich dafür „die .angewandte* diskursethisch begründbare re
gulative Idee des untemehmungspolitischen Dialogs zwischen allen von internen und 
externen Nutzen oder Kosten des unternehmerischen Handelns Betroffenen“ (Ulrich 
1994a, S. 95-96) anbietet. Aufgabe des normativen Managements ist es, dialogische, 
untemehmenspolitische Verständigungspotentiale zwischen Unternehmensleitung 
und allen Stakeholdem aufzubauen.44 Wachsende Konflikte, öffentlicher Widerstand

42 Eine republikanische Untemehmensethik fordert dazu auf, (privatwirtschaftliche) Sonderinteres
sen dem demokratisch zu ermittelnden Gemeinwohl unterzuordnen (vgl. Lorenzen 1991, S. 62- 
64).

43 Ulrich (1994a, S. 101) räumt jedoch ein, daß der heute übliche Lobbyismus eine derartige ord
nungspolitische Mitverantwortung vermissen läßt. Vgl. auch Ulrich (1994b, S. 37).

44 Mit Stakeholder werden Interessengruppen eines Unternehmens bezeichnet, deren Anliegen mit 
den Interessen des Unternehmens verbunden sind (vgl. z.B. Evan/Freeman 1987; Preston/ 
Sapienza 1990). Allerdings werden in der Stakeholder-Literatur keine systematischen Kriterien
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oder Proteste negativ betroffener Stakeholder zeigen nach Ulrich (1994a, S. 98), 
daß die Unternehmen auf die Kooperationsbereitschaft der Stakeholder zur unter
nehmensethischen Erfolgssicherung angewiesen sind und daß diese Erfolgssicherung 
nicht ohne Legitimationserfordemisse nach regulativen Kriterien ethisch-prakti- 
scher Vernunft auskommt.

Bei dem Postulat innovativer geschäftsstrategischer Synthesen  geht es um eine 
grundlagenkritische Untemehmensethik bzw. Geschäftsethik. Hier hat das operative 
und strategische Management für Entwicklung und Umsetzung innovativer Ge
schäftsstrategien zu sorgen, die ethisch verantwortbar und ökonomisch zumutbar 
sind. Der konstitutive untemehmensethische Anspruch besteht darin, neben ökono
mischen Erfolgskalkülen über den ethischen Gehalt der möglichen alternativen 
Strategien kritisch zu reflektieren. Sie stelle deshalb „eine realistische  Untemeh
mensethik dar, weil sie ganz nüchtern die Chancen ebenso wie die Grenzen mögli
cher geschäftsstrategischer Synthesen von Ethik und Erfolg ins Kalkül zieht, die bei 
ihrer ökonomischen Zumutbarkeit im Rahmen gegebener Sachzwänge liegen“ (vgl. 
Ulrich 1994a, S. 95).«

Hinter diesen drei Postulaten steht eine zweistufige Konzeption integrativer Unter
nehmensethik. Die erste Ebene der Verantwortung des unternehmerisch Handelnden 
ist die Geschäftsethik. Die zweite Ebene der Verantwortung bezieht sich auf die 
ordnungspolitische Mitverantwortung im Rahmen der republikanischen Untemeh
mensethik. Die von Ulrich angestrebte Integration von Ethik und Erfolg wird von 
ihm zum einen als unternehmerische Herausforderung begriffen, die zum anderen 
jedoch ordnungspolitisch zu ermöglichen ist.46

Im Gegensatz zur Konzeption von Steinmann/Löhr gibt es bei Ulrich keine vorläu
fige Richtigkeitsvermutung des Gewinnprinzips und dessen situationale Begrenzung 
bzw. situationsgerechte Anwendung. Eine auch nur vorläufige ethische Entlastung 
durch die Vorgaben der wirtschaftlichen Rahmenordnung lehnt Ulrich (1994b, S. 
38; 1993b, S. 242-243) grundsätzlich ab. Die Untemehmensführung wird von ihm 
aufgefordert, das Gewinnstreben ständig einer durchgängigen (statt situativen) und 
vorbehaltlosen selbstkritischen ethischen Reflexion zu unterziehen. Er will damit 
den normativen Vorrang des Gewinnprinzips durchbrechen und das Gewinnprinzip 
auf allen Entscheidungsebenen, also auch auf der Ebene der Untemehmenspolitik, 
zur Disposition stellen (vgl. Ulrich 1995, S. 31). Nur so könne die Ethik normative

darüber angegeben, wie relevante Stakeholder bestimmt und Repräsentanten ausgewählt werden 
können.

45 Hervorhebung im Original.

46 Damit würde auch die von Apel (1988, S. 290-305) geforderte Herstellung der noch ausstehen
den Anwendungsbedingungen der Diskursethik in seiner zweistufigen Konzeption berücksichtigt 
(vgl. Ulrich 1994a, S. 88, 100; 1994b, S. 37). Apel (1988, S. 297) hatte Ulrich „geradezu unge
heuerliche Idealisierungen“ vorgeworfen, weil Ulrich ideale mit realen Kommunikationsbedin
gungen verwechseln und damit unzulässigerweise unterstellen würde, daß die Anwendungsbe
dingungen einer Diskursehik schon realisiert seien. Nach Apel (1988, S. 290-305) müssen in be
zug auf die Anwendung der Diskursethik zwei Probleme unterschieden werden: das Problem der 
klugen Anwendung von Normen auf komplexe Situationen und das erwähnte Problem der Her
stellung der Anwendungsbedingungen der Diskursethik.
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Grundlage jeder legitimen unternehmerischen Erfolgsstrategie werden (vgl. ebd., S. 
32).47 Ulrich (1995, S. 33) geht es dabei um eine genaue institutionenethische Ein
ordnung des Ortes der Moral in der Marktwirtschaft. Er will damit das Unterneh
men als ein Ort der Moral weder systematisch überlasten noch zu stark entlasten. 
Allerdings bleibt bei ihm letzten Endes ungeklärt, wie ein praktischer Diskurs 
konkret institutionalisiert oder wie die Moral in der Marktwirtschaft institutionen
ethisch eingeordnet werden könnte.

2.3 Institutionenökonomische Wirtschafts- und Untemehmensethik nach Homann
Das Konzept von Homann und Koautoren (vgl. z.B. Homann/Pies 1994a; Homann/ 
Blome-Drees 1992; Pies/Blome-Drees 1993) basiert auf den Methoden der Ökono
mik bzw. der Institutionenökonomik. Diese erklärt Institutionen endogen als ökono
misch bedingt und nicht exogen durch vorgegebene Rahmenbedingungen. Ein Pri
mat der Ethik vor der Ökonomik kennt Homann im Gegensatz zu Steinmann/Löhr 
und Ulrich deshalb nicht. Die endogene Erklärung von Institutionen ist mit einer 
Verallgemeinerung des ökonomischen Verhaltensmodells auf „außerökonomische“ 
Bereiche verbunden, wie z.B. Politik, Familie und das Recht (vgl. z.B. Becker 
1982; Frey 1990; Kirchgässner 1991; Ramb/Tietzel Hrsg. 1993).48 Diese Verallge
meinerung in bezug auf Ethik und Moral wird damit begründet, daß der traditionel
le Wertekonsens in modernen Gesellschaften nicht mehr bestünde. Deshalb könne 
die Koordination von Einzelhandlungen nur noch über institutioneile Folgenverkop
pelungen erfolgen und nicht mehr über gemeinsame Ziele und Wertvorstellungen 
(vgl. Homann/Pies 1994a, S. 7). Er bezieht sich dabei auf von Hayek (1980/81, Bd. 
2, S. 153), nach dem moderne Gesellschaften „mittel-verknüpft“ seien und nicht 
„ziel-verknüpft“.

Nach Homann (vgl. z.B. 1994a) muß bei der Konzeption einer Wirtschafts- und Un
temehmensethik beachtet werden, daß der Wettbewerb in den modernen Marktwirt
schaften des Westens durch die Struktur des Gefangenen-Dilemmas gekennzeichnet 
ist. In Dilemma-Strukturen schlägt die Implementation von Normen auf ihre Gel
tung durch. Deshalb soll die Moral nicht gegen, sondern durch die Wirtschaft und 
in ihr zur Geltung gebracht werden (vgl. Homann/Blome-Drees 1992, S. 46, 19). 
So ist es die Aufgabe der Wirtschaftsethik, die Frage zu beantworten, „wie morali
sche Normen und Ideale unter den Bedingungen der modernen Wirtschaft und Ge
sellschaft zur Geltung gebracht werden können“ (Homann 1992, S. 77). Aus dieser 
Aufgabenstellung wird ersichtlich, daß es Homann weniger um die Begründung von 
Normen geht (vgl. Homann/Blome-Drees 1992, S, 15),49 sondern um ihre Imple-

47 Mögliche Wettbewerbsnachteile seien in Kauf zu nehmen, wenn die moralische Pflicht gegenüber 
Betroffenen nicht anders wahrgenommen werden könne. Er räumt dem Gewinnprinzip allerdings 
einen legitimen Anspruch im Rahmen untemehmensethischer Güterabwägungen auf der Ebene 
der Geschäftsethik ein (vgl. Ulrich 1994b, S. 37).

48 Diese Verallgemeinerung wird oft als ökonomischer Imperialismus kritisiert (vgl. z.B. Bamey 
1990, S. 383).

49 Homann/Blome-Drees (1992, S. 15) gehen stattdessen vom Grundprinzip aller Moral aus, von 
der Solidarität aller Menschen.
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mentation. Denn auch für einen prinzipiell kooperativ eingestellten Akteur würde 
die Antizipation der Möglichkeit, daß andere ihn in Nachteil bringen, dazu ausrei
chen, die defektive Lösung in einem Gefangenen-Dilemma zu wählen. Zwar nimmt 
Homann nicht an, daß alle Menschen tatsächlich rationale Egoisten sind, aber in be
zug auf das Verhalten anderer Menschen würden sie im Sinne eines homo oecono- 
micus reagieren (vgl. Homann 1994b). Dabei stellt der homo oeconomicus eine 
nicht-empirische Kunstfigur zu Analysezwecken dar und ist als solche kein normati
ves Menschenbild, sondern ein „Instrument positiver Forschung“ (Homann/Pies 
1994a, S. 11).
Zur leistungsfähigen Koordination von wirtschaftlichen Einzelhandlungen ist es not
wendig, durch Markt und Wettbewerb den Koordinationsmechanismus von den 
Handlungsintentionen auf die Handlungsfolgen umzustellen. Um erwünschte Hand
lungsfolgen zu erhalten, müssen die Handlungsrestriktionen durch die wirtschaftli
che Rahmenordnung richtig gesetzt sein.50 Dabei wird zwischen der Rahmenord
nung selbst (Spielregeln) und den Handlungen innerhalb dieser Rahmenordnung 
(Spielzüge) unterschieden. Würde ein Unternehmen innerhalb einer gegebenen Rah
menordnung eine freiwillige moralische Vorleistung erbringen, so wäre es auf
grund der Gefangenen-Dilemma-Struktur des Wettbewerbs durch die Konkurrenz 
ausbeutbar. Denn die Konkurrenz würde einen ökonomischen Vorteil daraus ziehen 
können, solche moralischen Vorleistungen nicht zu erbringen und somit auch nicht 
Kostenerhöhungen hinnehmen zu müssen (vgl. Homann/Blome-Drees 1992, S. 28). 
Damit würden diejenigen Unternehmen als erste aus dem Markt verdrängt, die sich 
am stärksten von moralischen Motiven leiten lassen (vgl. Homann/Pies 1994a, S. 8). 
Weil sich der einzelne Akteur aus Gefangenen-Dilemma-Strukturen nicht allein be
freien kann, liegt die Moral in einer Marktwirtschaft systematisch in der Rahmen
ordnung (also in den Spielregeln) (vgl. ebd., S. 35).51 Die Moral kann nur auf der 
Ebene der Rahmenordnung wettbewerbsneutral institutionalisiert werden, weil sie 
dort die Handlungsrestriktionen für alle Unternehmen gleichermaßen setzt.52 Damit 
verlagert sich die Moral von den Motiven hin zu den Restriktionen des Handelns 
(vgl. Homann 1994a, S. 111).

Dabei ist es situationsabhängig, ob es gesamtgesellschaftlich sinnvoll ist, Dilemma- 
Strukturen aufrechtzuerhalten oder nicht. Zum einen ist es sinnvoll, daß auf der 
Ebene der Rahmenordnung Gefangenen-Dilemma-Situationen aufgehoben werden 
müssen, um kollektive Selbstschädigungen zu verhindern. Ein Beispiel hierfür wäre 
eine gesetzliche Verpflichtung zu Investitionen in den Umweltschutz, denn ohne ent
sprechende Regelungen in der Rahmenordnung würde kein Unternehmen in Dilem
mastrukturen umweltschutzbedingte Kostensteigerungen und damit Wettbewerbs-

50 Homann/Blome-Drees (1992, S. 20) beziehen sich dabei auf Smith (1776/1978), der einen Weg 
gesucht hat, die Ethik mit Hilfe der Ökonomik besser zur Geltung zu bringen. Vgl. dazu kritisch 
Löhr (1991, S. 69-74).

51 Homann/Blome-Drees (1995, S. 104) haben diese Aussage jedoch neuerdings relativiert: „Der 
systematische -  nicht einzige -  Ort der Moral in der Marktwirtschaft ist die Rahmenordnung“.

52 Kettner (1994) bestreitet aber, daß eine wettbewerbsneutrale Veränderung der Rahmenordnung 
möglich ist.
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nachteile gegenüber der Konkurrenz hinnehmen wollen. Zum anderen  sollen aber 
Gefangenen-Dilemma-Situationen auf der Ebene der einzelnen unternehmerischen 
Handlungen aufrechterhalten werden, um die Leistung und Effizienz des Wettbe
werbs vollständig ausnutzen zu können. Dies sicherzustellen ist z.B. Aufgabe des 
Kartellamtes (vgl. Homann 1992, S. 78).
Für die Legitimation des unternehmerischen Handelns bedeutet die Einordnung der 
Moral in der Rahmenordnung eine Entlastung von moralischen Intentionen und 
weiteren Legitimationsbemühungen. Unter der Voraussetzung einer vollkommen 
gestalteten Rahmenordnung wird die Gewinnmaximierung auf der Ebene individu
eller unternehmerischer Handlungen zur moralischen Pflicht, weil damit die markt
wirtschaftlich effiziente Handlungskoordination am besten dem Allgemeinwohl die
nen kann (vgl. Homann/Blome-Drees 1992, S. 38-39). Abgesichert durch demokra
tische Regelungen legitimiert staatliche Ordnungspolitik damit unternehmerisches 
Handeln nach Maßgabe der wirtschaftlichen Rahmenordnung (vgl. ebd., S. 39).
Vor dem Hintergrund der vorgestellten Überlegungen entfaltet Homann sein Kon
zept von Wirtschafts- und Untemehmensethik auf zwei Ebenen: Auf der Ebene der 
Rahmenordnung richtet sich die Wirtschaftsethik an die Gesamtheit der wirtschaftli
chen Akteure, die meistens durch staatliche Instanzen repräsentiert werden (vgl. 
Homann/Blome-Drees 1992, S. 14). In diesem Sinne versteht Homann die Wirt
schaftsethik als Ordnungsethik (vgl. ebd., S. 36). Die Untemehmensethik bezieht 
sich dagegen auf die Ebene der Handlungen innerhalb der gegebenen Rahmenord
nung.

Nur die Rahmenordnung und ihre institutioneile Ausgestaltung sind bei Homann po
litisch-normativ vermittelt und systematisch dem Markt vorgeordnet (vgl. Homann/ 
Blome-Drees 1992, S. 54). Sie kommt demokratisch, d.h. durch die Zustimmung 
aller Betroffenen zustande. Als Abstimmungsregel gilt der „strikte Konsens. Dieser 
wird im politischen Prozeß in den wichtigen Fragen aufrechterhalten: Menschen
rechte und Grundrechte“ (Homann/Blome-Drees 1992, S. 55). Stehen jedoch weni
ger wichtige Fragen zur Diskussion, könne von der inflexibeln Entscheidungsregel 
des Konsenes zur flexibleren Mehrheitsregel übergegangen werden. Ausgangspunkt 
realer politischer Entscheidungsprozesse bliebe jedoch immer die normative Leit
idee des Konsenses (vgl. ebd., S. 55-56).
Innerhalb dieser politisch-normativ vermittelten Rahmenordnung gelten Markt und 
Wettbewerb. Institutionelle Arrangements der Rahmenordnung sollen dabei auf
grund der schon beschriebenen Bedeutung der wettbewerblichen Gefangenen-Di
lemma-Situationen auf homines oeconomici ausgerichtet werden. Zu diesem Zweck 
sollen sie einem homo-oeconomicus-Test (h-o-Test) unterworfen werden, der 
sicherstellt, daß nach diesem Test die erwünschten Resultate durch richtig gesetzte 
Restriktionen auch erwartet werden können. Deshalb kommen auf der Ebene der 
Spielzüge (Handeln innerhalb der Rahmenordnung) nicht normative Postulate, son
dern Anreize und Sanktionen zur Geltung (vgl. Homann/Blome-Drees 1992, S. 93- 
94): „Moral läßt sich in modernen Gesellschaften nur via h-o-geprüfle institutionei
le Arrangements realisieren. Diese lassen sich gezielt so ausgestalten, daß moralisch 
erwünschte Handlungen (z.B. Innovationen) stabilisiert, moralisch unerwünschte
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Handlungen (z.B. Umweltverschmutzung) destabilisiert werden“ (Homann/Pies 
1994a, S. 11).»
In einer vollkommen gestalteten Rahmenordnung besteht für eine Untemehmens- 
ethik systematisch kein Bedarf (vgl. Homann 1992, S. 80; 1991, S. 106). Aber auch 
Homann erkennt an, daß die Rahmenordnung aus praktischen und systematischen 
Gründen niemals tatsächlich so vollkommen ist, wie er es auf der Ebene der Wirt
schaftsethik zu Argumentationszwecken dargestellt hat. In den Fällen, in denen die 
Rahmenordnung Lücken oder Fehler aufweist, sind die Unternehmen nach Homann 
dazu aufgefordert, sich selbst um eine eigenständige Legitimation zu bemühen. Dies 
wäre ein Fall von moralischer Verantwortungsübemahme, „der über das normale 
Maß der systemkonformen Gewinnorientierung hinausgeht“ (Homann/Blome-Drees 
1992, S. 116). Die unvollkommene Rahmenordnung zu ergänzen, ist Aufgabe einer 
institutionenökonomisch konzipierten Untemehmensethik. In einer solchermaßen 
konzipierten Untemehmensethik geht es nicht um einseitige moralische Vorleistun
gen im Wettbewerb, sondern v.a. um die Wahrnehmung der politischen Verantwor
tung (vgl. Homann/Blome-Drees 1992, S. 162).54
Es geht in der Konzeption Homanns weniger um die Begründung von moralischen 
Werten durch die Unternehmensethik, diese bilden nur ihre Voraussetzung. 
Homann/Blome-Drees (1992, S. 117; vgl. auch Homann/Pies 1994b, S. 95) berufen 
sich auf eine non-kognitivistische Ethik-Konzeption.55 Schwerpunkt ihrer Ausfüh
rungen ist vielmehr die Implementationsproblematik, wobei die Untemehmensethik 
Verhaltensaltemativen aufzeigen soll. Zu diesem Zweck analysieren sie zunächst die 
durch moralische Probleme veränderte Handlungssituationen des Unternehmens, an
schließend entwickeln sie Normstrategien, die in den verschiedenen Handlungssitua
tionen zum Zuge kommen können. Dies ist in Abb. 4 dargestellt.
Wie aus Abb. 4 ersichtlich, unterscheiden Homann/Blome-Drees vier Handlungssi
tuationen. Quadrant I bezeichnet den positiven Kompatibilitätsfall, in dem unterneh
merisches Handeln rentabel ist und eine moralische Akzeptanz besitzt. Quadrant II 
stellt den moralischen Konfliktfall dar. Hier treffen hohe Rentabilität und morali
sche Fragwürdigkeit des unternehmerischen Handelns aufeinander. Der ökonomi
sche Konfliktfall in Quadrant III ergibt sich aus einer hohen moralischen Akzeptanz 
bei geringer Rentabilität. Quadrant IV kennzeichnet mit geringer Rentabilität und 
geringer moralischer Akzeptanz den negativen Kompatibilitätsfall.

53 Hervorhebung im Original.
54 Neuerdings begründet Homann (1997, S. 189-191) die Notwendigkeit der Untemehmensethik 

damit, daß wirtschaftliche Austauschbeziehungen durch Verträge geregelt werden, in denen aber 
systematisch nicht alle Leistungen und Gegenleistungen spezifiziert werden können. Diese syste
matische Unvollständigkeit von Verträgen läßt sich nur mit einer auf Fairneß, Integrität, Good
will und Gerechtigkeitsempfinden basierenden Untemehmenskultur so absichem, daß die Ver
tragspartner auf wechselseitige Vertragserfüllung hoffen können. Mit einer solchen Untemeh
menskultur und einer Untemehmensethik kann sich ein Unternehmen am Markt eine Reputation 
als vertrauenswürdiger Partner aufbauen. Deshalb würde Ethik zu einem strategischen Erfolgs
faktor (vgl. Homann 1997, S. 189).

55 Allerdings sind ihre Ausführungen diesbezüglich nicht immer eindeutig. Vgl. dazu Abschnitt
11.2.4.1.
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hoch III Ökonomischer Konfliktfall Positiver Kompatibilitätsfall I

ordnungspolitische Strategie Wettbewerbsstrategie

moralische
Akzeptanz

IV Negativer Kompatibilitätsfall Moralischer Konfliktfall II

gering

Marktaustrittsstrategie Wettbewerbsstrategie 
und/oder 

ordnungspolitische Strategie

gering Rentabilität hoch

Abb. 4: Handlungsfelder und Normstrategien
Quelle: Zusammenfassung der Abbildungen von Homann/Blome-Drees 

(1992, S. 133 Abb. 4, S. 141 Abb. 5)

Homann/Blome-Drees (1992, S. 135-140) unterscheiden nun zwei Normstrategien: 
die Wettbewerbsstrategie und die ordnungspolitische Strategie. Die Wettbewerbs
strategie soll im positiven Kompatibilitätsfall und im moralischen Konfliktfall ge
wählt werden und umfaßt unternehmerische Einzelhandlungen innerhalb der 
bestehenden Rahmenordnung. Gemeint sind damit alle möglichen Untemehmens- 
strategien, wie sie jedes Unternehmen im Wettbewerb verfolgt, um Gewinne zu er
wirtschaften. Im Zusammenhang mit moralischen Problemen bzw. Untemehmens- 
ethik soll es in Wettbewerbsstrategien um „moralische Innovationen“ (ebd. S. 136) 
gehen, die eine „legitime Anwendung des Gewinnprinzips“ (ebd.) ermöglichen. Zu 
unterstützen ist eine solche moralische Wettbewerbsstrategie z.B. mit individuellen 
Selbstbindungsverpflichtungen oder mit offenen Dialogen mit der Öffentlichkeit, 
um eine „Kultur der Begründbarkeit“ (Homann 1991, S. 111)56 zu schaffen.
Die ordnungspolitische Strategie zielt demgegenüber im moralischen und ökonomi
schen Konfliktfall auf eine Veränderung der Rahmenordnung. Damit sind politische

56 Unter einer Kultur der Begründbarkeit versteht Homann den Aufbau von Vertrauen durch fort
laufende Kommunikation mit der Öffentlichkeit, einer Kontrolle unterworfenen Selbstverpflich
tung, nicht hingegen geschickte Public Relations (vgl. Homann/Blome-Drees 1992, S. 171; 
Homann 1991, S. 111).



38 II Ethische Branchenvereinbarung

Aktivitäten des Unternehmens gemeint, um die Voraussetzung für die Gewinner
zielung bei gleichzeitiger moralischer Akzeptanz zu schaffen. Greifen Unternehmen 
im Fall einer defizitären Rahmenordnung zu dieser Strategie, so substituieren sie 
nach Ansicht von Homann/Blome-Drees die staatliche Ordnungspolitik. Es soll auf 
eine „wettbewerbsneutrale, d.h. allgemeinverbindliche Festlegung moralischer Stan
dards für alle Unternehmen (einer Branche)“ (Homann/Blome-Drees 1992, S. 138) 
in Form einer kollektiven Selbstbindung gezielt werden. Für den negativen Kompa
tibilitätsfall (Quadrant IV) empfehlen sie den Marktaustritt.
Einseitige ethische Vorleistungen einzelner Unternehmen im Wettbewerb lehnt Ho- 
mann jedoch ab. So ist es z.B. für ein Unternehmen nicht geboten, legale, aber mo
ralisch fragwürdige Rüstungsexporte zu unterlassen: Der einseitige Verzicht würde 
zwar das Gewissen der entscheidenden Manager beruhigen, aber Konkurrenten 
würden die entstandene Angebotslücke sofort auffüllen. Die Anreize dafür wären 
sogar um so größer, je  mehr Unternehmen auf solche Exporte verzichten würden 
(vgl. Homann/Blome-Drees 1992, S. 161).

Ethische Vorleistungen im Wettbewerb muß Homann deshalb ablehnen, weil er kein 
Primat der Ethik über die Ökonomik anerkennt. Stattdessen ist für ihn das Verhält
nis von Ethik und Ökonomik durch eine wechselseitige Heuristik und Restriktionen
analyse gekennzeichnet. Erkenntnisse aus beiden wissenschaftlichen Paradigmen sol
len im Rahmen von sogenannten Paralleldiskursen ausgetauscht und bearbeitet wer
den. Dazu müssen empirische Erscheinungen zunächst in der Sprache des jeweiligen 
wissenschaftlichen Paradigmas erfaßt werden, bevor ein Paralleldiskurs daran an
schließen kann. Dabei sollen die verschiedenen Paradigmen nicht gegeneinander 
ausgespielt, sondern übersetzt und füreinander erschlossen werden. In einem Paral
leldiskurs sollen Ethik und Ökonomik auf diese Weise voneinander lernen. Ethik 
soll dabei in „terms of economics“ und Ökonomik in „terms of ethics“ rekonstruiert 
werden (Homann/Pies 1994b, S. 106; Homann 1988). Allerdings kümmert sich Ho
mann hauptsächlich um die Übersetzung von Ethik in „terms of economics“. Damit 
wird die Ethik faktisch von der Ökonomik dominiert, ohne daß erklärt würde, wa
rum der Paralleldiskurs nur in dieser Richtung geführt wird.57

2.4 Vergleichende Kritik der Wirtschafts- und Untemehmensethik-Konzepte
Soll ein moralisches Dilemma gelöst werden, so stellt sich die Frage, an welchem 
der drei vorgestellten Wirtschafts- und Untemehmensethik-Konzepte sich eine ethi
sche Branchenvereinbarung und ein ethischer Branchenstandard konzeptionell ori
entieren sollte. Dazu müssen zwei Fragen beantwortet werden. Da ein moralisches 
Dilemma durch zueinander in Widerspruch geratene Normen gekennzeichnet ist, 
muß als erstes die Frage der Normenbegründung geklärt werden, um wieder eine 
widerspruchsfreie Handlungsorientierung zu erhalten. Im Anschluß daran muß 
zweitens geklärt werden, wie die Normenbefolgung sichergestellt werden kann, 
ohne daß Trittbrettfahrer die Bemühungen der ethisch engagierten Unternehmen 
unterlaufen können. So wird für die drei Wirtschafts- und Untemehmensethik-Kon-

57 Zu weiteren Kritikpunkten am Paralleldiskurs vgl. Osterloh/Grand/Tiemann (1994, S. 54-55).
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zepte im folgenden Abschnitt 2.4.1 die Frage der Normenbegründung und in Abs
chnitt 2.4.2 diejenige der Normenbefolgung genauer untersucht. Im Anschluß daran 
werden die dabei gewonnenen Erkenntnisse im Abschnitt 3 konkret in bezug auf die 
Frage nach der Eignung der Konzepte zur Grundlegung einer ethischen Branchen
vereinbarung untersucht.

2.4.1 Normenbegründung
Die Unterschiede der drei vorgestellten Konzepte in bezug auf die Frage der Nor
menbegründung ergeben sich aus ihrer Basis auf einer non-kognitivistischen bzw. 
kognitivistischen Ethik.

a) Unzureichende Berücksichtigung der Normenbegründung im Konzept von 
Homann

Das zugrunde liegende ethische Konzept bleibt bei Homann letztlich unscharf. Zwar 
bezeichnen Homann/Blome-Drees (1992, S. 117) ihr Konzept ausdrücklich als non- 
kognitivistisch, andererseits führen sie aber aus, daß der Verantwortungsbegriff 
dialogisch zu konzipieren sei: „Verantwortung der Unternehmen heißt heute, nach 
innen (Mitarbeiter) und nach außen (Kunden etc.) eine Kultur der Begründbarkeit 
zu entwickeln, durch die die Unternehmen Vertrauen erwerben, und dies kann nur 
im permanenten Dialog mit den mündig gewordenen Subjekten geschehen“ (Ho
mann/Blome-Drees 1992, S. 171).58 Pies/Blome-Drees (1993, S. 756) sehen diese 
Kultur der Begründbarkeit und den dadurch ermöglichten Aufbau von Vertrauen in 
der Öffentlichkeit als eine langfristig angelegte Investitionsstrategie für den Aufbau 
von Glaubwürdigkeitskapital.59
Hier zeigt sich in der Konzeption von Homann die Unschärfe des Konsensbegriffs. 
Homann (1994b; 1988) setzt sich für ein neues Paradigma einer rationalen Moralbe
gründung ein, das Moral aus den Interessen und Interessenabwägungen ökonomisch 
begründet. Er bezieht sich dabei auf vertragstheoretische Erwägungen von 
Buchanan (1984). Buchanans Konsensbegriff ist jedoch -  im Gegensatz zum freien 
Konsens in der Dialogethik -  ein sprachfrei konstituierter, faktischer Konsens. Wie 
aber Homann (1994b) selbst zugibt, bleibt bei Buchanan damit die Rolle der Nor
mativität ungeklärt. Er kommt trotz des Anspruchs, das Setzen und Befolgen von 
Spielregeln allein aus dem individuellen Vorteilskalkül zu erklären, nicht ohne dog- 
matisch-normative Setzungen aus. Ähnlich führen auch Homann/Blome-Drees 
(1992, S. 15) das Prinzip der Solidarität ein. Es wird als Grundprinzip aller Moral 
vorausgesetzt (vgl. Steinmann/Löhr 1995, S. 169 Fn. 102), aber nicht begründet 
eingeführt. Homann (1994a, S. 123) nimmt an, „eine Norm sei -  deontologisch,

58 Zitat im Original z.T. kursiv.

59 Steinmann/Löhr (1995, S. 168) werfen ihnen dies als „bloßes sozialtechnisches Mittel zur Repu
tationspflege“ vor.
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wertphilosophisch, diskursethisch oder wie auch immer -  sehr gut begründet“.60 
Damit läßt Homann nicht nur die Frage nach der Art der Begründung an sich offen. 
Unbeantwortet bleibt auch, „welche moralischen Ideale unter den Bedingungen 
einer modernen Wirtschaft denn nun zur Geltung gebracht werden können und sol
len“ (Steinmann/Löhr 1995, S. 168-169).61

Obwohl sich eine Unschärfe bezüglich der zugrunde liegenden Ethik feststellen läßt 
(vgl. z.B. Homann/Blome-Drees 1992, S. 55-56, 117), wird größtenteils auf der 
Grundlage einer non-kognitivistischen Ethik argumentiert. So unterstellen Stein
mann/Löhr (1995, S. 168-169) in bezug auf die Ausführungen von Pies/Blome- 
Drees (1993, S. 752) der institutionenökonomischen Wirtschaftsethik als Basis eine 
utilitaristische Ethik. Diese orientiert sich aber nicht an den Handlungsintentionen, 
sondern an den Handlungsfolgen.62 Das wird z.B. deutlich, wenn Homann (1997, S. 
189) Ethik zum „strategischen Erfolgsfaktor“ erklärt, in den man zur Erreichung 
von Wettbewerbsvorteilen investieren solle. Ethik wird damit lediglich Mittel zum 
Zweck der ökonomischen Nutzenmaximierung.

In Homanns Konzept sollen die Handlungsfolgen dadurch eine moralisch erwünschte 
Wirkung entfalten können, daß die Handlungsrestriktionen in der wirtschaftlichen 
Rahmenordnung (Spielregeln) festgelegt werden. Dabei soll auf der Ebene der Rah
menordnung eine Überwindung des Gefangenen-Dilemmas nur dann herbeigeführt 
werden, wenn kollektive Selbstschädigungen verhindert werden sollen. Homann 
kann jedoch nicht zeigen, wann das Gefangenen-Dilemma überwunden und wann es 
aufrechterhalten werden soll. Es fehlten Hinweise auf Kriterien, nach denen über 
diese Frage entschieden werden könnte. Zudem setzt die Wahl eines Kriteriums, 
z.B. soziale Kosten aufgrund externer Effekte, Begründung voraus. Denn Kosten- 
Nutzen-Einschätzungen sind nicht ausschließlich durch externe Knappheiten verur
sacht. Wie Homann (1994b, S. 71; 1993a, Sp. 195) selbst zu bedenken gibt, können 
Knappheiten und Kosten durch soziale Kommunikation verändert werden.
Ähnlich ungeklärt bleibt auch die Konzeption des h-o-Tests in bezug darauf, wie be
gründet werden soll, welche Handlungsrestriktionen durch die Rahmenordnung ge
setzt werden sollen. Denn die institutioneilen Regelungen der Rahmenordnung müs
sen den h-o-Test bestehen, um sicherstellen zu können, daß eigennütziges Handeln 
innerhalb der Rahmenordnung (Spielzüge) zu den moralisch gewünschten Ergebnis
sen führt. Es soll sich für rationale Egoisten lohnen, moralisch zu handeln (vgl. Ho- 
mann/Pies 1994a, S. 11). In einer h-o-geprüften Institutionenwelt ist jedoch das Zu
standekommen demokratischer Ordnungen nicht zu erklären: Die meisten Institutio
nen der Demokratie würden den h-o-Test nicht bestehen (vgl. Kirchgässner 1994). 
Setzt man streng eigennütziges Verhalten aller Individuen voraus, ist z.B. nicht zu 
erklären, warum Bürger zur Wahl gehen (Voter-Paradoxon). Die Demokratie wäre

60 Kritisch zu einem solchen begründungstheoretischen Relativismus vgl. Kettner (1994, S. 252- 
253 Fn. 30).

61 Hervorhebung im Original.

62 Damit wäre aber die Frage der Begründung von Normen auch nicht geklärt. Denn das utilitaristi
sche Prinzip der Nützlichkeit ist selbst nicht zureichend begründet (vgl. Höffe 1986, S. 262).
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damit nicht funktionsfähig. Die Wahrscheinlichkeit, daß die eigene einzelne Stimme 
den Ausschlag geben kann, ist so gering, daß für kalkulatorisch handelnde Individu
en die Kosten des Wählens den erwarteten Nutzen immer um ein Vielfaches über
steigen (vgl. Margolis 1982). In einer h-o-geprüften Institutionenwelt bleibt darü
ber hinaus offen, warum  Individuen vom Eigeninteresse abweichen sollten, um In
stitutionen zu schaffen, die sich am Gemeinwohl orientieren.63
Genauso wenig einleuchtend ist die Aufforderung an die Unternehmer, in den Fäl
len, in denen die Rahmenordnung sich als lücken- oder fehlerhaft erweist, wieder 
die moralische Verantwortung zu übernehmen, die an die Rahmenordnung „abgege
ben“ worden ist (vgl. Homann/Blome-Drees 1992, S. 117). Fraglich ist dabei, 
warum  Unternehmen im Rahmen der ordnungspolitischen Strategie moralisch han
deln sollten, wenn sie doch versuchen, „die politischen Voraussetzungen des ökono
mischen Erfolges zu beeinflussen“ (Homann/Blome-Drees 1992, S. 41), also Lobby
ing betreiben. Da Homann seiner (non-kognitivistischen) Konzeption eine ökonomi
sche Theorie der Moral zugrunde legt, müßte es sich für ein Unternehmen auszah
len, moralisch zu handeln (vgl. auch Steinmann/Löhr 1994b, S. 161-171).

b) Normenbegründung und das Problem der Anwendungsbedingungen der 
Argumentationsregeln in den Konzepten von Steinmann/Löhr und Ulrich

Steinmann/Löhr und Ulrich stützen sich beide auf eine kognitivistische Ethik-Kon- 
zeption, auf die Dialog- bzw. die Diskursethik. Deshalb können sie im Gegensatz zu 
Homann Gründe dafür anführen, warum Unternehmen sich in einer ethischen Bran
chenvereinbarung engagieren sollten. Allgemein führen Steinmann/Löhr konfliktre
levante Auswirkungen aus der Anwendung des Gewinnprinzips sowie das Ziel der 
Friedenssicherung als Gründe für ein ethisches Engagement von Unternehmen an. 
Ulrich argumentiert mit der konstitutiven Vermittlung von Ethik und Ökonomik in 
Richtung auf eine sozialökonomische Rationalität. Die Lösung dieses konstitutiven 
Vermittlungsproblems ist deshalb notwendig, weil alles private Wirtschaften zu ex
ternen Effekten führen würde, und es immer mehr Betroffene gegenüber immer 
weniger Beteiligten an unternehmerischen Entscheidungen gäbe.
Neben diesen allgemeinen Gründen werden dann im Rahmen einer Dialog- bzw. 
Diskursethik konkrete Gründe relevant, die sich aus der jeweiligen praktischen Situ
ation ergeben und die von den Betroffenen selbst in einem Dialog bzw. Diskurs zur 
Geltung gebracht werden müssen. In ihren kognitivistischen Ethik-Konzeptionen 
können Steinmann/Löhr und Ulrich somit nicht nur angeben, wie Normen begrün
det werden sollen. Mit Verweis auf eine konkrete praktische Situation können sie

63 So kann z.B. Greenpeace nicht als eine h-o-geprüfte Institution interpretiert werden. Greenpeace 
ist eine Organisation, die ein reines öffentliches Gut -  Umweltschutz -  produziert, und dürfte 
deshalb gemäß dem Konzept von Homann als nicht h-o-geprüfte Organisation in einer modernen 
Wettbewerbswirtschaft gar nicht existieren. Zum einen kann man den Mitgliedern und Mitarbei
tern von Greenpeace kaum eine ausschließlich ökonomische Motivation unterstellen. Zum ande
ren kann man den Förderern von Greenpeace nicht eine Käuferhaltung unterstellen. Sie überwei
sen freiwillig Spenden und werden noch dazu immer wieder von Greenpeace aufgefordert, sich 
an Aktionen zu beteiligen, wie z.B. dem Boykott von Shell-Tankstellen. Dabei stellen sich die 
meisten dieser Aktionen für den Konsumenten als Kleinkostensituation dar.
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darüber hinaus angeben, daß die Betroffenen, die am Dialog bzw. Diskurs beteiligt 
sind, gute Gründe dafür anführen sollen und können, welche  und warum  die in 
Frage stehenden Normen gelten sollen. Genau dies kann, wie oben bereits dargelegt, 
das non-kognitivistische Konzept von Homann nicht leisten.
Der Dialog bzw. Diskurs stellt ein Verfahren der Normenbegründung dar, das sich 
an den Regeln moralischen Argumentierens orientieren soll. Diese Argumentations
regeln sind im Sinne der regulativen Idee als ideale Meßlatte zu verstehen. Damit 
bleibt aber offen, wie in einer konkreten Situation die regulative Idee moralischen 
Argumentierens pragmatisch umgesetzt werden könnte. Es geht hierbei um das 
„Problem der Herstellung der Anwendungsbedingungen'' (Apel 1988, S. 295)64 der 
Argumentationsregeln, also um die Frage nach der Institutionalisierung von prak
tisch durchzuführenden Dialogen bzw. Diskursen. Steinmann/Löhr und Ulrich be
antworten diese Frage verschieden. Der Unterschied ergibt sich einerseits aus der 
unterschiedlichen Gewichtung des Gewinnprinzips und andererseits aus den unter
schiedlichen zugrunde liegenden philosophischen Begründungen von Dialog- bzw. 
Diskursethik.
Ulrich will das Gewinnprinzip auf allen Ebenen des wirtschaftlichen Handelns 
durch eine „periodische Bestimmung einer kollektiven Präferenzordnung der multi
funktionalen Institution Unternehmung“ (Ulrich 1991, S. 207) zur Disposition stel
len. D.h., daß vor  der Formulierung einer Untemehmensstrategie von der „unter
nehmenspolitischen Kommunikationsgemeinschaft“ (Ulrich 1991, S. 207) diese kol
lektive Präferenzordnung bestimmt werden soll, in der das Gewinnziel seine „her
kömmliche Interessenparteilichkeit“ (ebd.) verliert und nur eines von mehreren 
Zielen der betroffenen Stakeholder ist. Steinmann/Löhr (1994a, S. 128-130) kriti
sieren daran, daß ohne Vorliegen einer Untemehmensstrategie im  luftleeren Raum 
abstrakt über Betroffenheiten diskutiert würde, ohne daß eine konkrete Situation 
mit einem konkreten Diskussionsvorschlag vorhanden wäre. Dadurch würde aber 
die Koordinationskraft des marktwirtschaftlichen Wettbewerbs, die durch die Um
stellung der Koordination von den Handlungsintentionen auf die Handlungsfolgen 
erreicht wurde, wieder umgekehrt (vgl. Steinmann/Löhr 1994a, S. 130). Ohne die 
prinzipielle Richtigkeitsvermutung des Gewinnziels gibt es einen inhaltlich rich
tungslosen (vgl. Steinmann/Löhr 1994b, S. 159), permanenten ethischen Diskurs, 
der zu Handlungsunfähigkeit führen kann.65

Das zentrale Problem in Ulrichs Konzept liegt in der mangelnden Berücksichtigung 
der Anwendungsbedingungen seiner integrativen Wirtschaftsethik. Die ordnungspo
litische Mitverantwortung im Rahmen der republikanischen Untemehmensethik hat

64 Hervorhebung im Original.

65 Die Handlungsfähigkeit eines Unternehmens bewegt sich im Spannungsfeld zwischen Innovation 
und Routine (vgl. Osterloh 1993a; 1993b). Routine bedeutet Entlastung im täglichen Handeln, 
die immer dann in Anspruch genommen werden kann, wenn sie nicht in Frage gestellt wird. Die 
Entlastung durch Routinen ermöglicht erst die Kapazitätsfreisetzung, um über innovative Verän
derungen nachdenken zu können. In diesem Sinne ermöglicht eine vorläufige Freistellung von 
ethischen Überlegungen Kapazitätsfreisetzung und damit Handlungsfähigkeit. Dies bedeutet aber 
keine vollständige Freistellung der Unternehmen von ethischer Reflexion.
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für die Anwendungsbedingungen einer kommunikativen Untemehmensethik zu sor
gen (vgl. Ulrich 1994a, S. 100). Wie diese Anwendungsbedingungen konkret vor
stellbar wären, außer daß sie eine Integration von Ethik und Erfolg zuließen, bleibt 
unbestimmt. Ulrich (1996, S. 32) sieht in der Ethik eine methodische Reflexions
form zur Klärung normativer Geltungsansprüche, nicht jedoch ein instrumenteiles 
anwendbares Verfügungswissen. Seiner Meinung nach hat es die ethische Reflexi
onsform „auch in konkreten Handlungssituationen immer nur mit der Begründung 
situationsgerechter, allen Betroffenen zumutbarer normativer Handlungsorientie
rungen zu tun; es kann also niemals darum gehen, eine theoretische Konzeption von 
Ethik bloss noch wie ein analytisches Entscheidungsverfahren auf konkrete situati
onsspezifische Probleme ,anzuwenden‘. Und das heisst: es stellt sich in ethischer 
Perspektive über die Begründungsproblematik hinaus kein zusätzliches ,Anwen- 
dungsproblem““ (ebd.).

Ulrich nimmt für sich in Anspruch, ein institutionenethisches Konzept entwickelt zu 
haben, ohne daß er konkrete Vorschläge dafür bietet, wie diese Institutionen prak
tisch zu gestalten wären, damit sie die ihr zukommenden Aufgaben auch erfüllen 
könnten. Diese Probleme können nicht einfach mit dem bloßen Verweis auf den 
prozeduralen Charakter des ideellen Verfahrens Diskurs gelöst (vgl. Ulrich 1996, 
S. 31) oder mit dem Vorwurf von „sozialtechnischen Missverständnissen der Pra
xisrelevanz wirtschaftsethischer Ansätze“ (ebd., S. 32) umgangen werden. So bleibt 
z.B. offen, mit wem denn ein Unternehmen im Konfliktfall stellvertretend für alle 
Betroffenen in Kontakt treten soll und wie ein praktischer Diskurs denn zu ethisch 
legitimierten Handlungen führen kann (vgl. Osterloh/Tiemann 1996, S. 48).66 Al
lerdings greift Ulrich (1997, S. 438-459) neuerdings Vorschläge aus der Stakehol- 
der-Diskussion auf. Bei seiner diskursethischen Reinterpretation des Stakeholder- 
Ansatzes geht es ihm zum einen um die Klärung der normativen Gesichtspunkte 
eines „Stakeholder-Dialogs“ und zum anderen um den besonderen Status der allge
meinen Öffentlichkeit (vgl. ebd., S. 448).67
Im Gegensatz zu Ulrich verstehen Steinmann/Löhr (1994a, S. 94-122) ihre dialog
orientierte Untemehmensethik explizit als angewandte Ethik. Dies ergibt sich aus 
der philosophischen Fundierung des Erlanger Konstruktivismus, der unmittelbar an 
der Lebenspraxis ansetzt (vgl. Lorenzen 1991, S. 64). Auf der Grundlage des Drei- 
Schritt-Verfahrens entwickeln Steinmann/Löhr programmatische Vorüberlegungen 
für eine theoriegestützte Lebenspraxis, die sie als Gestaltungsempfehlungen zur Dis
kussion stellen. Diese Gestaltungsvorschläge verstehen sich als situationsübergrei- 
fende Reformschritte in die Richtung der regulativen Idee des Dialogs und nicht als 
sozialtechnische Gestaltungsaufgabe (vgl. Löhr 1991, S. 295-296). Situationsüber-

66 Mit diesen Fragen soll nicht verwischt werden, daß „man die Diskursregeln sorgfältig von den 
Konventionen unterscheiden [muß, R.T.], die der Institutionalisierung von Diskursen, also dazu 
dienen, den idealen Gehalt der Argumentationsvoraussetzungen unter empirischen Bedingungen 
zur Geltung zu bringen“ (Habermas 1983a, S. 102).

67 Zunächst hatte Ulrich (1996, S. 40) kritisiert, daß es sich beim Stakeholder-Ansatz um ein er
folgsorientiertes, strategisches Denkmodell handeln würde. Zur Berücksichtigung eines Primats 
der Ethik in Stakeholder-Ansätzen vgl. z.B. Evan/Freeman (1987); Donaldson/Preston (1995).
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greifende Implementationsbemühungen sollen auf die ethische Sensibilisierung von 
Unternehmen zielen und an den personellen und institutionellen Voraussetzungen 
unternehmerischen Handelns festgemacht werden. Mit den Maßnahmen zur ethi
schen Sensibilisierung von Organisation und Mitarbeitern soll erreicht werden, daß 
in der spezifischen Konfliktsituation ein ethisches Potential situationsspezifisch akti
viert werden kann. Die Implementation einer dialogorientierten Untemehmensethik 
geschieht dabei auf zwei Ebenen: auf der Ebene der institutionellen und personalen 
Voraussetzung dialogischer Verständigung und auf der Ebene der situationsgerech
ten Aktivierung der vorher angelegten ethischen Potentiale (Sensibilisierung) im 
konkreten Konfliktfall (vgl. Löhr 1991, S. 303).
Im Konzept von Steinmann/Löhr finden sich im Gegensatz zu Ulrichs Konzept Aus
führungen zum Problem einer sinnvollen Gestaltung der Organisationsstruktur und 
zum Problem der Dialogförderung durch die Untemehmenskultur, damit eine offe
ne Argumentation und diskursive Verständigungsprozesse möglich werden (vgl. 
z.B. Steinmann/Löhr 1994a, S. 144-205; Löhr 1991, S. 295-382). Darüber hinaus 
haben Steinmann/Zerfaß (Hrsg. 1991; 1993) sich auch praktisch mit dem Problem 
auseinandergesetzt. Für Procter & Gamble moderierten sie einen Untemehmensdia- 
log zum Thema Selbstmedikamentation bei Erkältungskrankheiten, an dem ein wei
ter Kreis von Betroffenen und Sachverständigen beteiligt war. Weitere Ausführun
gen finden sich bei Steinmann/Olbrich (1994), wobei hier die Spezifika ethischer 
Probleme im internationalen Kontext Ausgangspunkt der Überlegungen sind.68
Aus der unterschiedlichen Art der Normenbegründung in den drei Konzepten erge
ben sich jeweils unterschiedliche Probleme in bezug auf die Normenbefolgung. Dies 
wird im folgenden Abschnitt diskutiert.

2.4.2 Normenbefolgung unter Wettbewerbsbedingungen
In bezug auf das Problem der Normenbefolgung spielt die konzeptionelle Stellung 
des Gewinnprinzips eine entscheidende Rolle. In einer gewinnorientierten Wettbe
werbswirtschaft wird die Normenbefolgung dann zu einem Problem, wenn sie für 
den handelnden Akteur gegenüber möglichen Trittbrettfahrem zu einem existenzge
fährdenden Wettbewerbsnachteil führt.

a) Funktionalisierung der Wirtschaftsethik zur Berücksichtigung des Trittbrett
fahrer-Problems im Konzept von Homann

Im Konzept von Homann sind die Handlungsrestriktionen und -anreize durch eine 
vollkommene Rahmenordnung so gesetzt, daß die individuellen unternehmerischen 
Handlungen zu den moralisch erwünschten Handlungsfolgen führen. Damit wird die 
Verfolgung der Gewinnmaximierung zur moralischen Pflicht unternehmerischen 
Handelns (vgl. Homann/Blome-Drees 1992, S. 38-39). In der Abb. 4 über die mög
lichen Handlungsfelder und den dazu gehörenden Normstrategien entspricht dies

68 Vgl. dazu auch das Problem des interkulturellen Managements zwischen Universalismus und Re
lativismus (vgl. Osterloh 1994a; Steinmann/Scherer 1996).
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der Wettbewerbsstrategie im positiven Kompatibilitätsfall, in dem sowohl die mora
lische Akzeptanz als auch die Rentabilität hoch sind. Befindet sich ein Unternehmen 
jedoch in einem moralischen oder ökonomischen Konfliktfall (Quadrant II und III 
in Abb. 4), so ist eine ordnungspolitische Strategie zur Veränderung der Rahmen
ordnung zu verfolgen. Ziel ist es, die Situationsbedingungen in Richtung eines posi
tiven Kompatibilitätsfalls zu verändern. Mit der Verankerung der Moral in der 
Rahmenordnung soll berücksichtigt werden, daß die Implementation von Normen 
auf ihre Geltung durchschlage (vgl. Homann/Blome-Drees 1992, S. 46; Homann 
1993b, S. 37). Wie bereits dargelegt, sollen damit in dieser Konzeption die Dilem
mastrukturen des Wettbewerbs und das sich daraus ergebende Trittbrettfahrer-Pro
blem berücksichtigt werden.
Allerdings kann eine strikt institutionenökonomische, non-kognitivistische Wirt
schaftsethik ethisches Engagement und Normenbefolgung nicht hinreichend begrün
den. Unter der Voraussetzung einer perfekten Rahmenordnung kann Homann von 
einer Funktionalisierung der Gewinnmaximierung für die Moral ausgehen. In der 
Rahmenordnung sorgen die h-o-geprüften Institutionen dafür, daß die Akteure sich 
nur nach dem Eigeninteresse zu richten brauchen, um moralisch richtig zu handeln. 
Mit diesem h-o-Test sollen Handlungsrestriktionen und die Stabilität von Institutio
nen gegenüber defektivem Verhalten, d.h. Trittbrettfahren, getestet werden. Zwei 
Probleme der Normenbefolgung bleiben jedoch ungelöst. Zum einen läßt sich eine 
ökonomische Erklärung kooperativen Verhaltens bzw. eine non-kognitivistische 
Ethik nicht konsequent durchhalten. Dies wurde bereits in Abschnitt II. 1.3.1 disku
tiert. Zum anderen wird das empirisch relevante dynamische Wechselspiel zwischen 
extrinsischer und intrinsischer Motivation systematisch nicht berücksichtigt.
Das Problem der Selbstbindung, d.h. das Motivationsproblem zum moralischen 
Handeln, will eine ökonomische Theorie der Moral mit der Begründung von Nor
men aus den individuellen Interessen lösen (vgl. Hengselmann/Raub/Voss 1986, S. 
156). Homann will dieses Motivationsproblem in seiner Konzeption durch h-o-ge- 
prüfte Institutionen sicherstellen. Allerdings wird mit dem h-o-Test eine extrinsi- 
sche Motivation der Akteure axiomatisch vorausgesetzt. Dadurch wird das Verhäl
tnis zwischen extrinsischer und intrinsischer Motivation systematisch nicht berück
sichtigt. H-o-geprüfte Institutionen übersehen durch das Abstellen auf die extrinsi- 
sche Motivation das Wechselspiel zwischen extrinsischer und intrinsischer Motiva
tion. Demzufolge bewirkt die Installation h-o-geprüfter Institutionen eine sich selbst 
erfüllende Prophezeiung: Sie setzt einen rein extrinsisch motivierten homo oecono- 
micus voraus und erreicht genau dadurch ein bloß am Nützlichkeitskalkül ausge
richtetes Handeln (vgl. z.B. Ghoshal/Moran 1996). D.h., es wirkt der Verdrän
gungseffekt. Die intrinsische Motivation zur Einhaltung von z.B. Kooperationsnor
men wird zerstört.
Zusammenfassend läßt sich in bezug auf die institutionenökonomische, non-kogniti
vistische Wirtschaftsethik festhalten, daß sie weder Normen hinreichend begründen 
noch ihre Befolgung letztendlich sicherstellen kann. Allerdings macht die Konzep
tion Homanns deutlich, daß in einer durch Dilemmastrukturen gekennzeichneten 
Wettbewerbswirtschaft die Trittbrettfahrer-Problematik nicht außer Acht gelassen 
werden darf.
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b) Primat der Ethik über das Gewinnprinzip und Vernachlässigung des Trittbrett- 
fahrer-Problems in den Konzepten von Steinmann/Löhr und Ulrich

Wie bereits ausgeführt, gehen Steinmann/Löhr und Ulrich von einem Primat der 
Ethik gegenüber dem Gewinnprinzip aus. Die Reichweite des Begriffs der Unter
nehmensethik in seinem Verhältnis zum Gewinnprinzip ist jedoch unterschiedlich 
weit gefaßt. Es wird im folgenden gezeigt, daß sich daraus Probleme für die Nor
menbefolgung unter Wettbewerbsbedingungen ergeben. Dabei vernachlässigen bei
de Ansätze völlig das Problem des Trittbrettfahrers.
Nach Steinmann/Löhr (1995, S. 159) zielt die Untemehmensethik auf die Entwik- 
klung von konsensfähigen Untemehmensstrategien ab. Allerdings plädieren sie da
für, daß der B egriff  der Untemehmensethik sich nicht auf solche Fälle beziehen 
soll, in denen die Untemehmensethik funktional für die Gewinnerzielung ist. Sie be
gründen dies damit, daß in solchen Fällen kein Konflikt zwischen dem Gewinnstre
ben und ethischen Anforderangen besteht. Eine Funktionalisierung der Untemeh
mensethik würde sich z.B. dort ergeben, wo Konsumenten ethische Überlegungen in 
ihre Kaufentscheidung mit einbeziehen und so bereits durch ihr Nachfrage verhalten 
eine ethisch sinnvolle Lösung im Marktgeschehen zur Geltung bringen. Ein Unter
nehmen bräuchte dann nur noch über Marktforschung derartige Überlegungen er
mitteln und sein Angebot entsprechend auf die ethischen Belange ausrichten -  ganz 
so, wie dies auch für herkömmliche, ethisch unproblematische Produkte gemacht 
wird. Der Ort der ethischen Reflexion würde sich dann vom Unternehmen hin zu 
den Konsumenten verlagern (vgl. Steinmann/Löhr 1994a, S. 109). Dahinter steht 
die implizite Annahme, daß in solchen Fällen eine eigenständige Untemehmensethik 
obsolet würde, weil sie durch eine Konsumentenethik substituiert würde. Demge
genüber muß eingewendet werden, daß damit die Möglichkeiten individuellen kon
sumentenethischen Nachfrageverhaltens systematisch überschätzt werden.69
Darüber hinaus berücksichtigen Steinmann/Löhr mit ihrer begrifflichen Konzeption 
nicht ausreichend, daß die Konsensorientierung in Widerspruch zu den strategischen 
Handlungsinterdependenzen einer Wettbewerbswirtschaft geraten kann. Eine aus
schließliche Orientierung am ethisch motivierten Konsens führt unter Wettbewerbs
bedingungen aber zu fragwürdigen Konsequenzen, weil Trittbrettfahren nicht aus
geschlossen werden kann. Es könnte sogar geradezu herausgefordert werden, weil 
sich ein Trittbrettfahrer nur wünschen kann, daß alle anderen sich an die Selbstver
pflichtung gebunden fühlen. Damit würden diejenigen als erstes eliminiert, die die 
höchste moralische Gesinnung haben (vgl. Homann/Blome-Drees 1992, S. 95). Eine 
allgemeine Zerstörung der ethisch motivierten Selbstverpflichtung auf den Konsens 
wäre die Folge.

Die Vernachlässigung des Trittbrettfahrer-Problems ergibt sich bei Steinmann/Löhr 
daraus, daß auch sie -  wie Homann -  die empirisch relevante Wechselwirkung zwi
schen extrinsischer und intrinsischer Motivation vernachlässigen. Allerdings liegt 
ihre Vernachlässigung im Gegensatz zu Homann in der Überbetonung der intrinsi
schen Motivation. Vor dem Hintergrund der Dialogethik nehmen sie an, daß mit der

69 Vgl. dazu ausführlicher Abschnitt II.4.1.3.
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Einsicht in die guten Gründe der Normenbegründung auch das Problem der Nor
menbefolgung gelöst ist. Dabei wird jedoch übersehen, daß sich die Betroffenen un
ter Wettbewerbsbedingungen in einer Großkostensituation befinden, in der die in
trinsische Motivation zur Normenbefolgung durch erhebliche Kosten und v.a. durch 
das Auftreten von Trittbrettfahrem überfordert wird. Eine solche moralische 
Überforderung wird als Mißerfolg erlebt. Daraus folgt eine Erosion der intrinsi
schen Motivation zur ethischen Selbstverpflichtung (vgl. Osterloh 1996, S. 216).
Ulrich (1991, S. 192-193) kritisiert an der Begriffsbeschränkung der Unterneh
mensethik von Steinmann/Löhr, daß die Ethik damit lediglich ein Korrektiv darstel
le, das von außen an die betriebswirtschaftliche Sachlogik aufgesetzt worden sei. 
Dabei haben sich Unternehmen im Rahmen ihrer ordnungspolitischen Mitverant
wortung für die Herstellung der Anwendungsbedingungen einer diskursiven Ver
ständigung ebenso einzusetzen wie für ordnungspolitische Rahmenbedingungen zur 
unternehmerischen Synthese von Ethik und Erfolg (vgl. Ulrich 1994a, S. 93-95; 
1994b, S. 37). Im Rahmen der Geschäftsethik sind dann innovative Strategien zu 
suchen, die eine Integration von Ethik und Erfolg ermöglichen. Dem Unternehmen 
steht hier im Vergleich zum Konzept von Steinmann/Löhr ein aus ethischer Per
spektive breiterer Handlungsspielraum zur Verfügung, weil Ulrich seinen Begriff 
der Untemehmensethik nicht auf Konfliktfälle beschränkt. Allerdings berücksichtigt 
er nicht, daß dieser Handlungsspielraum durch die Gefahr von Trittbrettfahrem be
schnitten wird. Er vernachlässigt ebenfalls systematisch das Problem, daß in einer 
Großkostensituation die Gefahr von Trittbrettfahrem die intrinsische Motivation 
zur Normenbefolgung überfordert und die ethische Selbstverpflichtung erodieren 
läßt.10

3 Vergleich der drei Konzepte in bezug a u f  die K onzipierung einer 
ethischen Branchenvereinbarung und  eines ethischen B ranchenstan
dards

In diesem Abschnitt werden die drei vorgestellten wirtschafts- und untemehmens- 
ethischen Konzepte dahingehend verglichen, ob sie sich für die Konzipierung einer 
ethischen Branchenvereinbarung als sinnvoll erweisen. Unter Berücksichtigung der 
systematischen Vorüberlegungen zum Verhältnis der ethischen Branchenvereinba
rung zum ethischen Branchenstandard aus Abschnitt 1 werden hier im Abschnitt 3.1 
die drei Konzepte untersucht, wie sie ethisches Handeln auf einer Branchenebene 
thematisieren können. Probleme ergeben sich in bezug auf die Fragen der Normen
begründung und der Normendurchsetzung, die in den Abschnitten 3.2 und 3.3 dis
kutiert werden.

70 Es könnte aber auch sein, daß für Ulrich das Problem der Normendbefolgung unter Wettbe
werbsbedingungen gar nicht mehr besteht, wenn das konstitutive Vermittlungsproblem zwischen 
ethischer und ökonomischer Rationalität in einer sozialökonomischen Rationalität real aufgelöst 
werden kann.
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3.1 Berücksichtigung der Branchenebene in den drei Konzepten
In allen drei Wirtschafts- und Untemehmensethik-Konzepten findet eine untemeh- 
mensübergreifende Ebene als Handlungsebene Berücksichtigung. In der dialogori
entierten Untemehmensethik von Steinmann/Löhr (1994a, S. 108) kommt die Hand
lungsebene der Branche dann ins Blickfeld, wenn ein einzelnes Unternehmen syste
matisch überfordert ist. Das ist dann der Fall, wenn es zwar eine konsensfähige Un- 
temehmensstrategie gibt, diese aber unter den gegebenen Wettbewerbsbedingungen 
ökonomisch nicht realisierbar ist, weil so die Existenz des Unternehmens gefährdet 
würde. Damit eine solche konsensfähige Untemehmensstrategie tatsächlich umge
setzt werden könnte, müßten zuerst wettbewerbsneutrale Rahmenbedingungen ge
schaffen werden. Diese können aber nur auf Verbandsebene (Branchenebene) oder 
durch gesetzliche Maßnahmen etabliert werden. Auf diesen Ebenen könnten dann 
Bedingungen angesiedelt werden, die für alle Unternehmen die gleiche wettbe
werbsneutrale Ausgangssituation schaffen würden. Diese Verlagerung geschieht im 
Sinne des Ethical Displacement nach De George (1990, S. 27) von einer Handlungs
ebene auf eine höher gelegene. Abb. 5 zeigt die Unternehmens- und Branchenebene 
in einem Gesamtzusammenhang von ethischen und ökonomischen Handlungsorien
tierungen.
In Abb. 5 kommt zum Ausdruck, daß die dialogorientierte Untemehmensethik sub
sidiäre Lösungen fordert. Bestehen in einer konkreten Situation keine Handlungs
spielräume zum untemehmensethischen Handeln, so gehört es zur unternehmeri
schen Pflicht, Lösungsversuche auf einer der übergeordneten Regelungsebenen zu 
initiieren (vgl. Steinmann/Löhr 1994a, S. 108). So verweisen Steinmann/Löhr 
(1994a, S. 47-48) z.B. auf eine Studie von Becker/Fritsche (1987), wonach die Ein
führung von Unternehmens- oder Branchenkodizes zu einer Verbesserung der insti
tutioneilen Rahmenbedingungen insofern beigetragen haben könnte, als daß einzelne 
Manager aufgrund der wettbewerbsneutralisierenden Wirkung dieser Kodizes von 
unlauteren Geschäftspraktiken haben absehen können. Es wird angenommen, daß 
ohne diese wettbewerbsneutralisierende Wirkung die Manager sich dem ökonomi
schen Erwartungsdruck weiterhin gebeugt und zu unlauteren Mitteln gegriffen 
hätten. Daraus ließe sich folgern, daß zwar eine intrinsische Motivation in bezug auf 
faire Geschäftspraktiken bestand, daß diese jedoch vor Einführung der Kodizes un
ter Wettbewerbsbedingungen überfordert wurde.
Der Berücksichtigung einer Branchenebene zwischen Unternehmens- und Wirt
schaftsordnungsebene kommt insbesondere im internationalen Wirtschaftskontext 
große Bedeutung zu. Dort fehlt eine übergeordnete, internationale Wirtschaftsord
nung, die für alle international tätigen Unternehmen eine einheitliche Rahmenord
nung schaffen würde (vgl. Steinmann/Olbrich 1994, S. 126).71

71 Vgl. dazu auch die ausführliche Auseinandersetzung mit der internationalen Verbandsinitiative 
„Responsible Care“ der chemischen Industrie bei Steinmann/Olbrich (1994, S. 138-140).
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Im Konzept der integrativen Wirtschafts- und Unternehmensethik  von Ulrich 
(1994a, S. 100-104) findet die untemehmensübergreifende Ebene im Rahmen der 
ordnungspolitischen Mitverantwortung (republikanische Untemehmensethik) Be
rücksichtigung. Die Weiterentwicklung der Rahmenbedingungen der Privatwirt
schaft richtet sich auf die Beseitigung unvernünftiger struktureller Sachzwänge und 
auf die Schaffung lebenspraktisch sinnvoller und fairer Spielregeln des Marktes 
(vgl. ebd., S. 99 Abb. 5). Dies betrifft die Herstellung von Anwendungsbedingun
gen einer kommunikativen Untemehmensethik,72 denn nach Ulrich ist die größte 
Sachkompetenz in bezug auf wirtschaftliche Probleme bei den Unternehmen selbst 
zu finden. Dabei besteht das konstitutive untemehmensethische Vermittlungspro
blem zwischen allgemein verbindlichen Rahmenbedingungen des Marktes und den 
unternehmerischen Sonderinteressen (vgl. Ulrich 1994a, S. 100-101). D.h., daß Un
ternehmer und deren Interessenverbände darauf verzichten müßten, bei anstehenden 
ordnungspolitischen Reformen ihre eigenen Unternehmens- oder branchenspezifi
schen Sonderinteressen durchsetzen zu wollen. Die ordnungspolitische Mitverant
wortung bezieht sich auf die wirtschaftspolitische Ebene. Dort sollen sich Unterneh
mensleitungen auf Firmen- und auf Verbandsebene für eine Integration von Ethik 
und Erfolg einsetzen (vgl. Ulrich 1994b, S. 37).
Homann berücksichtigt in seiner institutionenökonomischen Wirtschafts- und Unter
nehmensethik die Branchenebene schon deshalb, weil er grundsätzlich davon aus
geht, daß von Unternehmen eine ethische Vorleistung im Wettbewerb nicht verlangt 
werden kann. Defizite in der wirtschaftspolitischen Rahmenordnung können Unter
nehmen aber in Form der kollektiven Selbstbindung in Branchenkodizes substituie
ren.73 Es handelt sich hierbei um die ordnungspolitische Strategie, die dann verfolgt 
werden soll, wenn ein ökonomischer oder moralischer Konfliktfall vorliegt. Eine 
ordnungspolitische Strategie stellt eine „wettbewerbsneutrale, d.h. allgemeinver
bindliche Festlegung moralischer Standards für alle Unternehmen (einer Branche)“ 
(Homann/Blome-Drees 1992, S. 138) dar. Diese ist immer dann einzusetzen, wenn 
ein Unternehmen nicht in der Lage ist, die durch moralisches Handeln anfallenden 
Kosten durch die Realisierung von Wettbewerbsvorteilen auszugleichen. Eine ord
nungspolitische Strategie hat zudem den Vorteil, flexibler und schneller als die 
staatliche Bürokratie auf moralische Probleme reagieren zu können. Ähnlich wie 
Steinmann/Löhr und Ulrich führen auch Homann/Blome-Drees (1992, S. 139) das 
Argument an, daß Unternehmen bei der Lösungssuche eine höhere sachliche Kom
petenz hätten, da sie täglich mit dem Problem konfrontiert seien. In Homanns insti
tutionenökonomischem Konzept bleibt allerdings unklar, warum Unternehmen sich 
für eine Lösung eines moralischen Dilemmas engagieren und die Kodizes einhalten 
sollten.
Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß alle drei Konzepte die Branchen
ebene berücksichtigen. In dieser Hinsicht könnte die Lösung von moralischen Di

72 Vgl. aber die bereits erwähnte Kritik von Apel (1988, S. 297).
73 Dies wäre als Ordnungspolitik im weiteren Sinn zu bezeichnen, weil Unternehmen auf diese Wei

se die staatliche Ordnungspolitik substituieren würden (vgl. Pies/Blome-Drees 1993, S. 756).
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lemmata durch die Verlagerung auf die Branchenebene deshalb in allen drei Kon
zepten angegangen werden.

3.2 Ethische Branchenvereinbarung als Ort der Normenbegründung
Das Problem des moralischen Dilemmas liegt darin, daß in einer konkreten Situati
on Normen zueinander in Widerspruch geraten und so zu widersprüchlichen Hand
lungsorientierungen führen. Damit scheint keine der sich bietenden Handlungsalter
nativen ethisch legitimierbar. Mit Hilfe der Verlagerung auf eine übergeordnete 
Handlungsebene sollen auf dem Wege des Ethical Displacement in einer ethischen 
Branchenvereinbarung die Widerspüchlichkeiten aufgelöst und eine ethisch legiti
mierbare Handlungsaltemative gefunden werden. Sollen Widersprüchlichkeiten auf
gelöst werden, so betrifft dies den Bereich der Normenbegründung. Zu klären ist, 
welche Norm aufgrund guter Gründe in der konkreten Situation Geltungsanprüche 
stellen kann. In den systematischen Vorüberlegungen (Abschnitt II.1.3.1) ist darge
legt worden, daß dies nur in einer kognitivistischen Ethik geleistet werden kann. Da 
Homanns institutionenökonomisches Konzept aber letztlich einer non-kognitivisti- 
schen Ethik entspricht, scheidet es als Basis für eine ethische Branchenvereinbarung 
als Ort der Normenbegründung aus.74

Die integrative Wirtschaftsethik nach Ulrich sowie die dialogorientierte Untemeh- 
mensethik  nach Steinmann/Löhr basieren beide auf einer kognitivistischen Ethik, 
der Diskurs- bzw. Dialogethik. Sie können somit angeben, wie Nonnen begründet 
werden sollen. D.h., daß in beiden Konzepten eine ethische Branchenvereinbarung 
zur Normenbegründung erfaßt werden könnte. Die beteiligten Betroffenen können 
in der konkreten Situation sich mit guten Gründen darüber auseinandersetzen, 
welche und warum  die in Frage stehenden Normen gelten sollen. Damit kann die 
Widersprüchlichkeit der Handlungsorientierung im moralischen Dilemma auf der 
übergeordneten Branchenebene argumentativ aufgelöst werden.
Damit eine solche ethische Branchenvereinbarung tatsächlich in Orientierung an die 
regulative Idee der Diskurs- bzw. Dialogethik ausgehandelt werden kann, muß auch 
geklärt werden, wie die Normenbegründung praktisch  durchgeführt werden kann. 
D.h., Probleme der „Herstellung der Anwendungsbedingungen“ (Apel 1988, S. 
295)75 bzw. die „Konventionen [...] der Institutionalisierung von Diskursen“ 
(Habermas 1983a, S. 102) müssen geklärt werden.
Die Konzepte von Steinmann/Löhr und Ulrich unterscheiden sich bezüglich ihrer 
Bemühungen um die Institutionalisierung von praktisch durchzuführenden Dialogen 
bzw. Diskursen. In den vorhergehenden Ausführungen ist ausführlich dargelegt 
worden, daß die Bemühungen um die Herstellung der Anwendungsbedingungen im 
Konzept von Ulrich zu unbestimmt bleiben. Damit fehlen konkrete pragmatische

74 Vgl. jedoch den Vorschlag Homanns (1991, S. 109-110), Branchenkodizes von einem neutralen 
Sachverständigengremium prüfen zu lassen. Allerdings bleiben Fragen der Normenbegründung 
wie auch Fragen der Legitimation der Sachverständigen zur Prüfung nach wie vor offen.

75 Zitat im Original z.T. kursiv.
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Ansatzpunkte für praktisch durchzuführende Diskurse zur Aushandlung einer ethi
schen Branchenvereinbarung. Dagegen finden sich im Konzept von Steinmann/Löhr 
programmatische Vorüberlegungen für situationsübergreifende Implementationsbe
mühungen. Mit diesen Vorschlägen für eine theoriegestützte Lebenspraxis lassen 
sich konkrete Ansatzpunkte für eine ethische Branchenvereinbarung finden.
Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß sowohl im Konzept von Ulrich als auch 
in demjenigen von Steinmann/Löhr die Frage der Normenbegründung in Form 
einer ethischen Branchenvereinbarung erfaßt werden kann. Aber nur die dialogori
entierte Untemehmensethik von Steinmann/Löhr bietet diesbezüglich eine tragfähi
ge Basis, weil sie Vorschläge zu Implementationsbemühungen für praktisch durch
zuführende Dialoge anbietet. Allerdings bleibt in beiden Konzepten das Problem  
der Normenbefolgung unter Wettbewerbsbedingungen ungeklärt.

3.3 Ethischer Branchenstandard als Normenbefolgung im Spannungsfeld zwischen 
Ethik, Erfolg und Trittbrettfahrer-Problem

Mit einem ethischen Branchenstandard soll es den ethisch engagierten Unternehmen 
ermöglicht werden, unter Wettbewerbsbedingungen ethisch legitimierte Normen 
zur Geltung zu bringen. Dabei ist der ethische Branchenstandard als eine gemeinsa
me ethische Vorleistung der beteiligten Unternehmen zu verstehen. Ihr gemeinsa
mes ethisches Engagement zur Etablierung eines ethischen Branchenstandards soll 
dabei verhindern, daß mögliche vorläufige Wettbewerbsnachteile nicht zu groß 
werden und zur Gefährdung der Existenz führen. Es hängt vom Erfolg der Etablie
rungsbemühungen ab, ob sich der ethische Branchenstandard tatsächlich branchen
weit als solcher durchsetzt und so Basis für einen dauerhaften Wettbewerbsvorteil 
werden kann.76
Aus der Sicht der dialogorientierten Untemehmensethik  von Steinmann/Löhr ist 
fraglich, ob oder wo die Etablierung eines ethischen Branchenstandards systema
tisch verortet werden kann. Zwar kann man das moralische Dilemma als eine kon
fliktrelevante Auswirkung des Gewinnprinzips rekonstruieren, das durch eine ethi
sche Branchenvereinbarung im Sinne des Ethical Displacement gelöst werden soll. 
Anschließend stellt sich jedoch die Frage nach der konzeptionellen Einordnung des 
ethischen Branchenstandards. Dieser soll von den beteiligten Unternehmen gemein
sam gestaltet und etabliert werden, d.h., ein zuvor ethisch legitimierter Lösungsvor
schlag (in der ethischen Branchenvereinbarung) soll mit betriebswirtschaftlichen 
Mitteln am Markt erfolgreich umgesetzt werden. Insofern könnte man einerseits 
von der Umsetzung einer untemehmensübergreifenden „konsensfähigen Strategie“ 
(Steinmann/Löhr 1995, S. 159) sprechen.77 Damit wäre der ethische Branchenstan
dard als Ausdruck einer konsensfähigen Strategie im Konzept von Steinmann/Löhr 
systematisch integrierbar. Andererseits plädieren Steinmann/Löhr (1994a, S. 109) 
dafür, den Begriff der Untemehmensethik nicht auf solche Fälle auszudehnen, in

76 Dies wird ausführlich in Kapitel HI diskutiert.

77 Nach Steinmann/Löhr (1995, S. 159) zielt ,,[d]ie Untemehmensethik [...] auf die Entwicklung 
konsensfähiger Strategien des Unternehmens ab“ (im Original kursiv).
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denen die Untemehmensethik sich als funktional für die Gewinnerzielung erweist. 
Ein durch konsumentenethisches Nachfrage verhalten unterstützter ethischer Bran
chenstandard soll jedoch mit seiner branchenweiten Etablierung funktional für die 
Gewinnerzielung wirken. D.h., die Etablierung des ethischen Branchenstandards 
kann zwar mit Kosten verbunden sein, diese sollen aber nicht die beteiligten Unter
nehmen in ihrer Existenz gefährden.
Des weiteren ist kritisch anzumerken, daß im Konzept von Steinmann/Löhr das 
Trittbrettfahrer-Problem nicht beachtet wird. Damit erfassen sie nicht das Problem, 
daß die intrinsische Motivation zu ethischem Handeln unter Wettbewerbsbedingun
gen überfordert werden kann. Trittbrettfahrer lassen die ethische Selbstverpflich
tung erodieren. Dieses Problem wiegt in bezug auf einen ethischen Branchenstan
dard besonders schwer, weil dieser ein kollektives Gut der ethisch engagierten Un
ternehmen darstellt. Ein Trittbrettfahrer könnte dadurch sogar noch herausgefor
dert werden, weil er sich nur wünschen kann, daß alle anderen sich an die ethische 
Selbstverpflichtung gebunden fühlen. Steinmann/Löhr berücksichtigen somit nicht, 
daß die Konsensorientierung zu den strategischen Handlungsinterdependenzen in 
Widerspruch geraten kann.
Diese Kritik trifft auch die integrierte Wirtschaftsethik von Ulrich. Zwar kann man 
den ethischen Branchenstandard aus der Sicht seines Konzeptes als eine untemeh- 
mensübergreifende innovative Geschäftsstrategie verstehen, die die von ihm gefor
derte Integration von Ethik und Erfolg ermöglicht. Allerdings berücksichtigt auch 
Ulrich nicht die Trittbrettfahrer-Problematik und die sich dadurch ergebende mo
ralische Überforderung der ethisch engagierten Unternehmen. An Ulrichs Konzept 
ist zudem kritisiert worden, daß die Koordinationskraft des marktwirtschaftlichen 
Wettbewerbs durch die Umstellung auf die Handlungsintentionen als Koordinations
mechanismus unterlaufen wird (vgl. Steinmann/Löhr 1994a, S. 130). M it der Eta
blierung eines ethischen Branchenstandards soll aber genau eine — zuvor in einer 
ethischen Branchenvereinbarung legitimierten -  Koordination durch die Handlungs
folgen erreicht werden.
Im Gegensatz zu Steinmann/Löhr und Ulrich berücksichtigt Homann in seiner insti
tutionenökonomischen Wirtschaftsethik explizit das Trittbrettbrettfahrer-Problem. 
In seinem Konzept würde eine ethische Branchenvereinbarung zur Überwindung 
von Gefangenen-Dilemmata beitragen, um kollektive Selbstschädigungen zu verhin
dern. Insofern könnte die ethische Branchenvereinbarung im Sinne seiner Norm
strategien als eine ordnungspolitische Strategie zur Veränderung der Branchen- 
Spielregeln verstanden werden. Für die ethische Branchenvereinbarung hieße dies 
zudem, daß sie den h-o-Test bestehen müßte. Nach bestandenem h-o-Test wäre auf 
der Ebene der Spielzüge der ethische Branchenstandard dann als Wettbewerbsstrate
gie anzusehen, mit der versucht wird, einen positiven Kompatibilitätsfall von hoher 
moralischer Akzeptanz und hoher Rentabilität zu erreichen. Wie bereits diskutiert, 
kann aber Homann in seinem strikt institutionenökonomischen Konzept ethisches 
Engagement und Selbstverpflichtung zur Normenbefolgung nicht begründen. Zwar 
stellen Homann/Blome-Drees (1992, S. 44) fest, daß ein Beteiligter deshalb in die 
Selbstbindung einwilligt, „weil die Bindung der anderen nur zum Preis einer allge



54 II Ethische Branchenvereinbarung

meinen Selbstbindung einschließlich der eigenen zu haben ist“.78 Damit diese Über
legung aber aufginge, müßte eine perfekte Kontrolle zur Einhaltung der Selbstbin
dung möglich sein, denn Trittbrettfahrer leben von der „golden opportunity“, in 
denen ihr Verhalten nicht bemerkt wird. Das gilt insbesondere dann, wenn es, wie 
beim ethischen Branchenstandard, um die Herstellung eines kollektiven Gutes geht.
Zusammenfassend kann man feststellen, daß sowohl das Konzept von Steinmann/ 
Löhr als auch dasjenige von Ulrich das Problem der Normenbefolgung unter Wett
bewerbsbedingungen nicht zufriedenstellend lösen können, weil sie das Trittbrett
fahrer-Problem außer Acht lassen. Damit überfordem sie die intrinsische Motiva
tion zu ethischem Handeln. Das Trittbrettfahrer-Problem findet zwar im Konzept 
von Homann Berücksichtigung. Im Gegensatz zu Steinmann/Löhr und Ulrich stellt 
er jedoch ausschließlich auf die extrinsische Motivation ab. So kann er aufgrund 
seiner non-kognitivistischen Ethik jenseits individueller Interessen eine ethische 
Selbstverpflichtung nicht erklären.

4 Vorschlag einer K onzeption von e th ischer B ranchenvereinbarung  
und ethischem Branchenstandard

Auf der Grundlage der oben erarbeiteten Erkenntnisse soll im folgenden ein Vor
schlag zur konzeptionellen Erfassung von ethischer Branchenvereinbarung und ethi
schem Branchenstandard unterbreitet werden. Dazu müssen folgende Aspekte be
rücksichtigt werden. Da im moralischen Dilemma Normen zueinander in Wider
spruch geraten sind, muß erstens die Frage der Normenbegründung  geklärt werden. 
Dies kann nur im Rahmen einer kognitivistischen Ethik geschehen. Für die Konzep
tion einer ethischen Branchenvereinbarung soll dazu die dialogorientierte Untemeh- 
mensethik nach Steinmann/Löhr herangezogen werden, weil diese im Gegensatz zur 
integrativen Wirtschaftsethik nach Ulrich auch die Anwendungsbedingungen für 
einen praktisch durchzuführenden Dialog mit berücksichtigt. Eine kognitivistische 
Ethik kann zwar eine Selbstverpflichtung zur Normenbefolgung begründen. Es muß 
jedoch zweitens  berücksichtigt werden, daß die Normenbefolgung unter Wettbe
werbsbedingungen der Gefahr der Ausbeutung durch Trittbrettfahrer ausgesetzt ist. 
Das Trittbrettfahrer-Problem wird in der dialogorientierten Untemehmensethik al
lerdings nicht systematisch erfaßt. Da aber die ethisch engagierten Unternehmen mit 
der ethischen Branchenvereinbarung und mit dem ethischen Branchenstandard eine 
ethische Vorleistung im Wettbewerb erbringen, ergibt sich als zentrale Schlußfolge
rung für den konzeptionellen Vorschlag folgendes: Nur wenn das Trittbrettfahrer- 
Problem in seiner Wirkung abgeschwächt werden kann, werden ethisch sensible 
Unternehmen bereit sein, sich in einer ethischen Branchenvereinbarung und bei der 
Gestaltung und Etablierung eines ethischen Branchenstandards zu engagieren. Dabei 
kommt das Trittbrettfahrer-Problem insbesondere in bezug au f den ethischen Bran
chenstandard zum Tragen, weil dessen Gestaltung und Etablierung der Herstellung 
eines kollektiven Gutes entspricht. Dies soll -  drittens -  dadurch erreicht werden, 
daß Kleinkostensituationen  etabliert werden, in der die intrinsiche Motivation zur

78 Zitat im Original z.T. kursiv.
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Normenbefolgung nicht überfordert wird, sondern durch das abgeschwächte Tritt
brettfahrer-Problem handlungswirksam werden kann. Viertens muß beachtet wer
den, daß untemehmensethische Bemühungen für einen ethischen Branchenstandard 
systematisch au f die Unterstützung durch eine konsumentenethische Nachfrage an
gewiesen sind.
Im folgenden Abschnitt 4.1 wird das Trittbrettfahrer-Problems bei der Etablierung 
eines ethischen Branchenstandards ausführlich diskutiert. Dabei werden Ansatz
punkte zu dessen Abschwächung aufgezeigt, die dafür sorgen, daß auch unter Wett
bewerbsbedingungen die intrinsische Motivation nicht überfordert wird. Darauf 
aufbauend wird in Aschnitt 4.2 ein Vorschlag zur systematischen Begriffsbestim
mung einer ethischen Branchenvereinbarung unterbreitet.79

4.1 Trittbrettfahrer-Problem bei der Etablierung eines ethischen Branchenstan
dards

Das Trittbrettfahrer-Problem besteht sowohl für Unternehmen als auch für Konsu
menten. Allerdings stehen Konsumenten keine vergleichbaren Möglichkeiten der 
Handlungskoordination wie Unternehmen zur Verfügung, was im Abschnitt 4.1.1 
erläutert wird. In den Abschnitten 4.1.2 und 4.1.3 wird gezeigt, wie für Unter
nehmen und Konsumenten Kleinkostensituationen etabliert werden können, damit 
die intrinsische Motivation zur ethischen Selbstverpflichtung nicht zerstört wird.

4.1.1 Unterschiedliche Möglichkeiten der Handlungskoordination von Unterneh
men und Konsumenten

Der Unterschied zwischen Unternehmen und Konsumenten besteht hinsichtlich der 
Möglichkeiten einer zielgerichteten und wirkungsvollen Koordination der individu
ellen Handlungen. Unternehmen koordinieren über die Untemehmensstruktur und 
Untemehmenskultur die Handlungen aller, um eine bestimmte Untemehmensstrate- 
gie umzusetzen und am Markt erfolgreich zu agieren. So können sie auch über die 
Untemehmenskultur und -Struktur untemehmensethisches Handeln ihrer Mitarbei
ter fördern. Eine offene Argumentationskultur bietet Raum zu kritischer Infrage
stellung von Ansichten und Handlungsweisen. Untemehmensstrukturen, die Infor
mationsfluß und Kommunikation begünstigen, öffnen Räume für ethische Reflexion 
und ethisches Handeln (vgl. Steinmann/Löhr 1994a, S. 146-162; Waters 1978).
Im Gegensatz zu Unternehmen und ihren Mitarbeitern ist es für Interessengruppen 
oder Verbraucherorganisationen aufgrund ihrer O rganisationsform  ungleich 
schwieriger, Konsumenten für eine zielgerichtete Handlungskoordination zu über
zeugen. Während Mitarbeiter durch ihren Arbeits vertrag institutioneil in das Unter
nehmen so eingebunden sind, daß eine zielgerichtete Handlungskoordination zur Re
alisierung der Untemehmensziele möglich ist, sind Konsumenten nicht auf ver-

19 Eine systematische Begriffsbestimmung eines ethischen Branchenstandards wird im folgenden 
Kapitel III in Auseinandersetzung mit der betriebswirtschaftlichen Branchenstandard-Literatur 
vorgeschlagen.
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gleichbare Weise institutionell mit einer Interessengruppe verbunden. Das gilt auch 
z.B. für so bekannte und einflußreiche Interessengruppen wie Greenpeace. Green
peace kann zwar durch Medienkampagnen und spektakuläre Aktionen auf Mißstände 
aufmerksam machen und Konsumenten zu einem bestimmten Handeln auffordem. 
Aufgrund der schwächeren institutioneilen Einflußmöglichkeiten, Konsumenten 
zum Handeln veranlassen zu können, müssen sich aber Interessengruppen darauf 
verlassen, daß Konsumenten ausreichend intrinsisch motiviert sind, tatsächlich z.B. 
umweltfreundliche Produkte zu kaufen. So müssen Konsumenten auch ausreichend 
ethisch sensibilisiert und intrinsisch motiviert sein, ihren Teil zur Umsetzung der 
Lösungsvorschläge der ethischen Branchenvereinbarung beizutragen. D.h., sie müs
sen durch ihre konsumentenethisch motivierte Nachfrage mit dazu beitragen, den 
ethischen Branchenstandard als solchen tatsächlich am Markt zu etablieren.
Weil Konsumenten entscheidend zur Etablierung eines ethischen Branchenstandards 
beitragen müssen, ist es so wichtig, daß diesbezüglich eine zielgerichtete Handlungs
koordination erfolgt. Es stellt sich somit die Frage, für welche Handlungsebenen 
(vgl. Frey/Kirchgässner 1994, S. 124-128) eine konsumentenethische Nachfrage re
levant wird. Zum einen muß man auf individueller Handlungsebene sicherlich einen 
ethisch sensibilisierten Konsumenten voraussetzen, der auch ausreichend intrinsisch 
motiviert ist, ethische Argumente in seine Kaufentscheidung mit einfließen zu las
sen. Zum anderen muß jedoch wegen der Marginalität individuellen Konsumenten
handelns und des Trittbrettfahrer-Problems für die kollektive Handlungsebene 
überlegt werden, daß nur mit Hilfe institutioneller Unterstützung individuelles kon
sumentenethisches Handeln wirkungsvoll gebündelt, koordiniert und mit Fachkom
petenz fundiert werden kann (vgl. z.B. Kuhlmann 1993). Das ist Aufgabe der Ver
braucherorganisationen, Interessengruppen oder auch der Unternehmen einer ethi
schen Branchenvereinbarung.

Verbraucherorganisationen und Interessengruppen sehen sich jedoch dem Problem 
gegenüber, daß ab einer gewissen Größe der einzelne nicht die Wirkungen seiner 
Handlungen wahmehmen kann. Kann er die Leistungen auch ohne Mitgliedschaft in 
Anspruch nehmen, z.B. weil ein öffentliches Gut produziert wird, so steigen die 
Anreize zum Trittbrettfahren. Diese Probleme hat Olson (1992) in seiner Logik des 
kollektiven Handelns beschrieben. Konsumenten seien sehr zahlreich, hätten jedoch 
keine Organisation, die sich der Macht von organisierten oder monopolistischen 
Unternehmen widersetzen könnte. Aufgrund der Trittbrettfahrer-Problematik be
stünde jedoch auch kein Grund für Konsumenten, sich zu einer großen Gruppe zur 
gemeinsamen Interessenförderung zusammenzuschließen. Zur Erstellung von kol
lektiven Gütern und zur gemeinsamen Interessenförderung hält Olson (1992, S. 13, 
15) eine Organisation und gemeinsames Gruppenhandeln aber für unerläßlich. Die 
Chance für eine gemeinsame Interessenförderung (Interessen mit dem Charakter 
eines öffentlichen bzw. kollektiven Gutes) sieht er jedoch nur bei einer kleinen 
Gruppe oder in einer Gruppe, die selektive Anreize bieten kann. Ein selektiver An
reiz kann gezielt nur für diejenigen Gruppenmitglieder gesetzt werden, die sich 
auch tatsächlich an der Erstellung des kollektiven Gutes beteiligt haben (vgl. Olson 
1992, S. 49-50). Es ist jedoch schwierig, selektive Anreize zu setzen, denn sie wir-
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ken häufig nur, wenn es sich um eine kleine Gruppe handelt, in der jeder jeden 
kennt (vgl. Olson 1992, S. 59).
Konsumenten stellen aber eine große latente Gruppe dar, deren Größe die face-to- 
face-Kommunikation nicht mehr zuläßt. Ein Mitglied einer latenten Gruppe wird 
keinen Beitrag zur Erstellung eines Kollektivgutes leisten, weil es niemandem in der 
Gruppe auffallen würde, ob ein einzelner seinen Beitrag leistet oder nicht. Deshalb 
besteht für den einzelnen kein Anreiz, Beiträge an eine Organisation zu zahlen, die 
sich für die Interessen der latenten Gruppe der Konsumenten einsetzt (vgl. Olson 
1992, S. 49-50). Für Olson gibt es somit keinen Grund zu der Annahme, daß große 
Gruppen sich organisieren und sich gemeinsam für ihre Interessen einsetzen wer
den. Deshalb nennt er diese latenten Gruppen die „.vergessenen Gruppen1 -  die 
schweigend leiden“ (Olson 1992, S. 163).
Olson (1992) geht in seiner „Logik des kollektiven Handelns“ allerdings vom ratio
nalen Egoisten aus. Damit setzt er -  wie Homann -  eine ausschließlich extrinsische 
Motivation voraus. Damit läßt auch Olson außer Acht, daß eine dynamische Wech
selwirkung zwischen intrinsischer und extrinsischer Motivation besteht. Die oben 
geschilderte Situation zeigt, daß Konsumenten aufgrund der marginalen Wirkung 
ihres individuellen Handelns besonders der Gefahr der Ausbeutung durch Tritt
brettfahrer ausgesetzt sind. Dabei wird in einer solchen Situation die individuelle 
intrinsische Motivation überfordert, wenn z.B. umweltfreundliche Produkte bei 
ihrer Markteinführung durch einen einzelnen Hersteller nur zu einem sehr hohen 
Preis angeboten werden können. Das bedeutet, daß sich der individuelle Konsument 
in einer Großkostensituation befindet. D.h., daß der individuelle Konsument nicht, 
wie von Olson angenommen, ausschließlich extrinsisch motiviert ist, sondern daß in 
der Großkostensituation aufgrund des Trittbrettfahrer-Problems verhindert wird, 
daß die individuelle intrinisische Motivation handlungswirksam werden kann. Damit 
die intrinsische Motivation handlungswirksam werden kann, muß die Großkostensi
tuation in eine Kleinkostensituation überführt werden. Die Kleinkostensituation be
wirkt dabei, daß z.B. umweltfreundliche oder ethisch verbesserte Produkte im Ver
gleich zu herkömmlichen nur geringfügig teurer sind. Im Vergleich zur Großko
stensituation führt dies zu einer erhöhten Nachfrage, denn die intrinsische Motiva
tion zur konsumentenethischen Nachfrage wird nicht mehr durch zu hohe Preise 
überfordert.
Daß in einer Kleinkostensituation die intrinsische Motivation nicht überfordert 
wird, läßt sich am Beispiel des Boykotts der Shell-Tankstellen während der Ausein
andersetzung um die Brent Spar zeigen. Die Autofahrer waren durchaus bereit, sich 
am Boykott zu beteiligen, um Shell an der Versenkung der Brent Spar zu hindern. 
Allerdings haben sie nicht vollständig auf das Autofahren verzichtet, sondern tank
ten bei der Konkurrenz. Greenpeace war es mit dem Aufruf zum Boykott von Shell 
gelungen, das empirisch relevante Wechselspiel von extrinsischer und intrinsischer 
Motivation zu treffen, ohne dabei die intrinsische Motivation zum moralischen Han
deln, hier das Einsetzen für den Schutz des Meeres vor Verschmutzung, zu überfor- 
dem. D.h., sie haben eine Kleinkostensituation aufgezeigt, in der die Kosten morali
schen Handelns nur geringfügig höher waren -  die Kosten des Umwegs zu einer an
deren Tankstelle. Gleichzeitig wurde durch die Kleinkostensituation erreicht, daß



58 II Ethische Branchenvereinbarung

sich die marginale Wirkung der individuellen Handlungen des Autofahrers gesamt
haft zu einer großen Wirkung kumulierte -  Shell erlitt Umsatzeinbußen zwischen 
30 -  70%.

Dieses Beispiel zeigt aber auch, daß Konsumenten der institutioneilen Unterstützung 
bedürfen, um eine kumulierte große Wirkung zu erzeugen. Eine Möglichkeit, die 
latente Gruppe der Konsumenten zu mobilisieren, ist die Berichterstattung in den 
Massenmedien. Wenn Mitglieder einer latenten Gruppe ständig über Massenmedien 
davon überzeugt werden sollen, daß ihre Bemühungen um ein gemeinsames Interes
se wertvoll und wichtig sind, könnte sich ein sensibles Bewußtsein für die betreffen
de Problematik entwickeln, das sich positiv auf die gemeinsame Erstellung eines 
Kollektivgutes auswirkt. So hat z.B. die jahrzehntelange Diskussion über den Um
weltschutz sicherlich mit dazu beigetragen, daß die Konsumenten mit einer Boykott
beteiligung auf die mögliche Meeresverschmutzung durch die Versenkung der 
Brent Spar reagiert haben. Allerdings läßt sich die Berichterstattung in den Massen
medien nicht gezielt steuern. Sie unterliegt eigenen „Gesetzmäßigkeiten“ in bezug 
darauf, über was in welchem Ausmaß berichtet wird. Eine systematische Erfassung 
und Bearbeitung relevanter Themen ist damit nicht gewährleistet (vgl. Priddat 
1996; Schwan 1995).80

4.1.2 Ethischer Branchenstandard als Kleinkostensituation fü r  Unternehmen
Mit der ethischen Branchenvereinbarung und der Etablierung eines ethischen Bran
chenstandards sollen sich die betroffenen Unternehmen einen Weg eröffnen können, 
das moralische Dilemma zu lösen, ohne daß sie moralisch überfordert werden. Die 
Überforderung besteht für ein einzelnes Unternehmen darin, daß es eine ethische 
Vorleistung im Markt erbringen müßte, die zu Kostenerhöhungen führt. Kostener
höhungen können z.B. durch die Internalisierung von externen Effekten entstehen. 
Die ethische Vorleistung besteht dann in dieser Internalisierung. Das Unternehmen 
wäre aber durch diese Vorleistung durch die Konkurrenz ausbeutbar (vgl. Homann/ 
Blome-Drees 1992, S. 28): entweder weil es aufgrund der Preiserhöhung (wegen 
der ethisch bedingten Kostenerhöhungen) zu teure Produkte verkauft und deshalb 
aus dem Markt fällt, oder weil die Konkurrenz erst zu einem Zeitpunkt mit entspre
chenden Maßnahmen nachzieht, wenn am Markt inzwischen eine entsprechende 
Nachfrage besteht.

Das hier auftretende Trittbrettfahrer-Problem  führt dazu, daß kein einzelnes Unter
nehmen den ersten Schritt zur Lösung des moralischen Dilemmas tun will oder 
kann. Das Trittbrettfahrer-Problem ergibt sich bei einer ethischen Branchenverein
barung dadurch, daß die beteiligten Unternehmen gemeinsam einen Weg aus dem 
moralischen Dilemma suchen (den sie ja  jedes einzeln für sich nicht gehen können), 
daß aber die Etablierung eines ethischen Branchenstandards als Erstellung eines kol
lektiven Gutes unter Wettbewerbsbedingungen betrachtet werden kann.

80 Damit soll aber die grundsätzliche Rolle der Medien und ihre Bedeutung für die kritische Öffent
lichkeit nicht geschmälert werden.
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Die Gefahr, von Trittbrettfahrem ausgebeutet zu werden, besteht dabei in zweierlei 
Hinsicht. Erstens könnten die Unternehmen, die sich in einer ethischen Branchen
vereinbarung engagieren, mit Trittbrettfahrem aus den eigenen Reihen konfrontiert 
werden. Das Trittbrettfahrer-Untemehmen würde sich dann nur scheinbar beteili
gen. Wenn z.B. die ethisch engagierten Unternehmen fragwürdige Produktionsme
thoden unter hohem Kostenaufwand ändern, kann ein Trittbrettfahrer von der posi
tiven Imagewirkung profitieren, ohne selbst eine Produktionsumstellung mit ent
sprechendem Kostenaufwand vorzunehmen. Diese Vorteile wären um so größer, je 
mehr sich alle anderen Unternehmen engagieren würden. Dies gilt für Trittbrett
fahrer innerhalb des Kreises der an der ethischen Branchenvereinbarung beteiligten 
Unternehmen. Auch bei ethisch sensiblen Unternehmen -  und von denen muß man 
ausgehen, damit eine ethische Branchenvereinbarung von ihnen überhaupt ange
strebt wird -  führt die Ausbeutung durch Trittbrettfahrer zur Erosion der ethischen 
Selbstverpflichtung. Diese Gefahr besteht sowohl in der Phase, in der sich um eine 
Etablierung bemüht wird, als auch in der Zeit nach der erfolgreichen Etablierung 
des ethischen Branchenstandards, wenn es dämm geht, auch weiterhin sich an die 
Einhaltung der Anforderangen des ethischen Branchenstandards zu halten. Letzteres 
wird im weiteren Verlauf nicht weiter betrachtet, weil die größten Probleme in der 
Etablierungsphase liegen und ansonsten der Rahmen dieser Arbeit gesprengt würde.
Zweitens könnten sich aber auch außenstehende Unternehmen als Trittbrettfahrer 
betätigen, indem sie sich erst dann dem ethischen Branchenstandard anschließen, 
wenn sich dieser tatsächlich am Markt durchgesetzt hat. Sie könnten sich z.B. da
durch Marketingaufwendungen ersparen, die die ethisch engagierten Unternehmen 
zur Steigerung des Bekanntheitsgrades des ethischen Branchenstandards und zur 
Entwicklung eines Problembewußtseins bei den Konsumenten getätigt haben.
In bezug auf die notwendige Abschwächung des Trittbrettfahrer-Problems bezieht 
sich die zentrale These dieser Arbeit nun darauf, daß in der Zusammenarbeit in 
einer ethischen Branchenvereinbarang zwischen den beteiligten Unternehmen inter- 
organisationale Lernprozesse zur gemeinsamen Wissensgenerierung stattfinden, die 
Trittbrettfahren erschweren. Interorganisationale Lernprozesse81 finden zwischen 
den beteiligten Unternehmen statt, wenn sie gemeinsam nach Lösungsmöglichkeiten 
des moralischen Dilemmas suchen. Interorganisationale Lernprozesse spielen im 
Rahmen des Etablierens von Branchenstandards -  und es soll ja  ein ethischer Bran
chenstandard etabliert werden -  eine erhebliche Rolle. So argumentiert Gerybadze 
(1991, S. 157) im Zusammenhang von Joint Ventures zur Etablierung eines Bran
chenstandards (auch dominantes Design genannt), daß sich Branchenstandards 
„durch kooperative Strategien, eine Extemalisierung von Suchprozeduren und eine 
gemeinschaftliche Willensbildung über den zu verfolgenden Standard“ bilden. In 
der „Lemphase vor der Etablierung eines dominanten Designs [kann, R.T.] [...] die 
erforderliche Koordinierung weder angemessen im Rahmen einer Marktlösung

81 Interorganisationales Lernen unterscheidet sich vom organisationalen Lernen dadurch, daß Lern
prozesse über Untemehmensgrenzen hinweg stattfinden. Unter organisationalem Lernen wird die 
untemehmensspezifische Form des Wissenserwerbs verstanden, die vom Wechsel einzelner Mit
arbeiter unabhängig ist.
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noch verläßlich durch eine Integrationslösung bewerkstelligt werden“ (ebd.). In be
zug auf das Problem des Mißbrauchs von Klebstoffen als Schnüffelstoffe könnten 
Unternehmen z.B. gemeinsam Forschungen hinsichtlich der Ersetzbarkeit der ge
sundheitsschädlichen Inhaltsstoffe betreiben -  genauso wie in vielen anderen (mora
lisch unproblematischen) Fällen gemeinsam Forschung im Rahmen von Strategi
schen Allianzen betrieben wird.

Diese gemeinsamen interorganisationalen Lernprozesse stellen für die Unternehmen 
insofern eine Kleinkostensituation  dar, als daß die Kosten der Wissensgenerierung 
gemeinsam getragen werden und ein dauerhafter Wettbewerbsvorteil durch einen 
Wissensvorsprung aufgebaut werden kann. D.h., daß die ethisch engagierten Unter
nehmen keine existenzgefährdenden Wettbewerbsnachteile am Markt erleiden müs
sen. Nach Festlegung der Rahmenbedingungen in der ethischen Branchenvereinba
rung ermöglicht es die Etablierung eines ethischen Branchenstandards nach Maß
gabe einer Kleinkostensituation den beteiligten Unternehmen, betriebswirtschaftli
che Erkenntnisse aus der Strategielehre, des Innovations- und Technologiemanage
ments sowie des Wissensmanagements in Anwendung zu bringen.*2 Dies wird Ge
genstand von Kapitel III sein. Dabei wird sich zeigen, daß nach erfolgreicher Eta
blierung die ethischen Motive für die Teilnahme am ethischen Branchenstandard 
sich nicht mehr von ökonomischen Motiven trennen lassen. Die Kleinkostensituation 
wird darüber hinaus verstärkt durch Reputationseffekte. Der öffentliche Tadel im 
Fall der Normenmißachtung kann selbst zu einer wirksamen Restriktion werden, 
weil dieser zu geringen Kosten erzeugt werden, aber zu großen Kosten der Tritt
brettfahrer führen kann (vgl. Kliemt 1992, S. 102; Kirchgässner 1992, S. 311). 
Dieser öffentliche Tadel von Trittbrettfahrem kann auch durch Brancheninsider 
ausgelöst werden. Hier muß allerdings überlegt werden, ob eine Veröffentlichung 
nicht auch negative Imagewirkungen auf die übrigen Branchenmitglieder haben 
könnte.83

Das entscheidende Argument gegen Trittbrettfahrer liegt in der gemeinsamen Wis
sensgenerierung und dem daraus resultierenden Wissensvorsprung. Das wichtige 
dabei ist, daß man sich Wissen nicht einfach ohne weiteres später aneignen oder 
Lernprozesse einfach nachvollziehen kann, wenn man vorher nicht selbst daran be
teiligt war. Neues Wissen muß an das Vorwissen angeschlossen werden können, da
mit es in seiner ganzen Tragweite erfaßt und für neue Anwendungsgebiete erschlos
sen werden kann.84 Das bedeutet, daß das gemeinsam generierte Wissen zur Gestal

82 Dabei geht es natürlich nicht um eine Freistellung von ethischer Reflexion aufgrund der in einer 
ethischen Branchenvereinbarung legitimierten Rahmenbedingungen. Vgl. dazu Abschnitt 
II.4.2.1.

83 Dies wäre möglicherweise ein Grund (neben dem schweizerischen Bankgeheimnis), warum die 
Selbstverpflichtung der Schweizer Banken z.B. gegen Geldwäsche (vgl. Vereinbarung über die 
Standesregeln zur Sorgfaltspflicht der Banken 1992) von einer genauen Veröffentlichung der 
Verfehlungen strikt absieht. Die Öffentlichkeit wird über Verstöße nur grob informiert, oft auch 
ohne Namensnennung der betreffenden Banken (vgl. z.B. o.V. 1994; o.V. 1993).

84 Jeder kennt das Problem aus der Schule. Hat man einmal Lücken im Unterrichtsstoff, wird es 
immer schwieriger, einerseits diese Lücken aufarbeiten zu müssen und andererseits gleichzeitig 
sich neues Wissen aneignen zu können, das auf dem verpaßten Wissen aufbaut. Cohen/Levinthal
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tung des ethischen Branchenstandards ein kollektives Gut der an einer ethischen 
Branchenvereinbarung beteiligten Unternehmen darstellt. Levinthal/March (1993, 
S. 103-104) argumentieren, daß die Risiken der Wissensgenerierung ein negatives 
privates Gut darstellen, Wissen hingegen zu einem öffentlichen Gut wird, sobald es 
über die Untemehmensgrenze hinausgeht. In der Kleinkostensituation einer ethi
schen Branchenvereinbarung sollen die engagierten Unternehmen das Risiko ge
meinsam reduzieren und sozusagen ein negatives kollektives Gut hersteilen.
Trotz der Eigenschaft, ein kollektives Gut zu sein, kann Wissen aber nicht ohne 
weiteres von jenen benutzt werden, die sich nicht an dessen Generierung beteiligt 
haben und deshalb auch nicht über das notwendige Vorwissen verfügen. Genau an 
diesem Punkt muß der Versuch des Trittbrettfahrens scheitern. Unternehmen, die 
sich an diesen interorganisationalen Lernprozessen nicht beteiligt haben, können ab 
einem gewissen Punkt kaum oder gar nicht mehr den Lern- bzw. Wissensvorsprung 
der anderen aufholen (vgl. Dierickx/Cool 1989a, S. 1507), weil ihnen das nötige 
Vorwissen fehlt. D.h., Trittbrettfahren ist gar nicht mehr möglich. Das gilt einer
seits  für Trittbrettfahrer, die sich nur scheinbar der ethischen Branchenvereinba
rung angeschlossen haben. Wenn sie sich nicht wahrhaftig in interorganisationalen 
Lernprozessen engagiert haben, fehlt ihnen bald die Kompetenz, das neu generierte 
Wissen zu erfassen. Das gilt andererseits um so mehr für Unternehmen, die sich 
erst gar nicht an der ethischen Branchenvereinbarung beteiligt haben. Diese hatten 
von vornherein sich selbst von der Möglichkeit ausgeschlossen, an den interorgani
sationalen Lernprozessen teilzunehmen. Aufgrund des Wissensvorsprungs erhalten 
die engagierten Unternehmen einen relativen Vorteil gegenüber möglichen Tritt- 
brettfahrem von innerhalb und außerhalb der ethischen Branchenvereinbarung. 
Dieses gemeinsam generierte neue Wissen stellt zwischen den engagierten Unterneh
men gleichsam eine Wettbewerbsneutralität in dem Sinne her, als daß die Kosten 
der gemeinsamen Wissensgenerierung von allen getragen werden und keines von 
ihnen eine ethische Vorleistung alleine hat erbringen müssen. Allerdings müssen die 
Konsumenten durch eine entsprechende konsumentenethische Nachfrage mit dazu 
beitragen, daß sich der ethische Branchenstandard als solcher am Markt etablieren 
kann.

4.1.3 Ethischer Branchenstandard als Kleinkostensituation zur Erleichterung der 
konsumentenethischen Nachfrage

Der ethische Branchenstandard soll es den Konsumenten erleichtern, ethische Argu
mente in ihre Kaufentscheidung einfließen zu lassen. Die ethisch engagierten Unter
nehmen können den Konsumenten diese Erleichterung bieten, wenn sie bei der Ge
staltung und bei ihren Bemühungen zur Etablierung eines ethischen Branchenstan
dards darauf achten, auch eine Kleinkostensituation für die Konsumenten zu schaf
fen. Die dadurch erreichte Unterstützung der intrinsischen Motivation ist deshalb 
wichtig, weil sich in einer Kleinkostensituation die marginalen Wirkungen individu-

(1990) diskutieren dies unter dem Begriff der absorptiven Kapazität. Damit ist gemeint, daß „pri
or related knowledge confers an ability to recognize the value of new information, assimilate it, 
and apply it to commercial ends“ (ebd., S. 128).
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eller Handlungen zu einer beobachtbaren Gesamtwirkung summieren. Damit führt 
nicht die individuelle Entscheidung, sondern die gesamthafte kollektive Entschei
dung zu Konsequenzen für das Individuum.85 Für den ethischen Branchenstandard 
zeigt sich dies daran, daß er sich nur als solcher am Markt behaupten kann, wenn er 
auf eine hinreichende Nachfrage trifft. Das bedeutet, daß die ethisch engagierten 
Unternehmen das moralische Dilemma nicht allein lösen können, wenn der ethische 
Branchenstandard nicht durch eine kumulierte konsumentenethische Nachfrage hin
reichend unterstützt wird.
Damit der ethische Branchenstandard etabliert werden kann, müssen also zwei As
pekte berücksichtigt werden: die individuelle intrinsische Motivation des Konsu
menten und ihre institutionelle Unterstützung. Zum einen muß man beim individu
ellen Konsumenten eine intrinsische Motivation zum moralischen Handeln voraus
setzen. Damit die Kaufentscheidung für das Produkt des ethischen Branchenstandard 
die Konsumenten aber nicht moralisch überfordert, muß eine Kleinkostensituation 
geschaffen werden. Dies kann mit Hilfe der Unterscheidung von moralischem Urteil 
und moralischer Wahl verdeutlicht werden. Nach Priddat (1997, S. 186) beruht ein 
moralisches Urteil auf prinzipiellen Erwägungen unabhängig von persönlichen In
teressen, wobei die dem moralischen Urteil zugrunde liegende Norm allgemeinver
bindlich gilt. In einer moralischen Wahl werden demgegenüber moralische wie 
auch außer-moralische Gründe gleichrangig mit in die Entscheidung einbezogen. 
Bei der Kaufentscheidung kann ein Individuum dann aber auch mit guten, d.h. 
rechtfertigbaren außer-moralischen Gründen vom moralischen Urteil abweichen 
(vgl. Priddat 1997, S. 187).86
Eine Kleinkostensituation muß also fiir  günstige Bedingungen sorgen, so daß die 
moralischen Gründe ein ausreichendes Gewicht gegenüber außer-moralischen 
Gründen erlangen können. Das bedeutet, daß als notwendige Bedingung das Produkt 
des ethischen Branchenstandards den Grundnutzen genausogut wie das herkömmli
che Produkt erfüllen muß. Ein nicht bedienter Grundnutzen wäre ansonsten ein sehr 
gewichtiger außer-moralischer Grund, nicht das Produkt des ethischen Branchen
standards zu kaufen. Nur wenn der Grundnutzen erfüllt wird, ist das ethisch verbes
serte Produkt eine wirkliche Alternative zum herkömmlichen Angebot. Dazu müs
sen die Konsumenten Vertrauen in die Glaubwürdigkeit des Unternehmens bzw. der 
ethischen Branchenvereinbarung haben, um die aufgrund ethischer Bemühungen er
höhten Preise zu akzeptieren und so moralische Gründe bei der Kaufentscheidung 
überwiegen zu lassen.

Wenn ein Konsument bei der Kaufentscheidung nicht vom moralischen Urteil ab
weicht, könnte er zur konsumentenethischen Nachfrage rein intrinsisch motiviert

85 Kirchgässner (1992, S. 313) bezeichnet diese Kleinkostensituation als Typ 1; ein Beispiel hierfür 
ist die Wahlbeteiligung und die Wahlentscheidung. Eine Kleinkostensituation vom Typ 2 stellt 
darauf ab, daß die individuelle Entscheidung keine direkten Konsequenzen für das entscheidende 
Individuum, dafür aber Konsequenzen für andere Individuen hat, wie z.B. die Entscheidung 
eines Richters (vgl. z.B. Kliemt 1994, S. 44).

86 Priddat (1997) begründet den moralischen Konsum allerdings unter Bezugnahme auf eine identi
tätsbilanztheoretische Interpretation der Person.
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sein. Das wäre dann der Fall, wenn ihm durch die vermittelte Botschaft gute Grün
de für den Kauf des Produktes angegeben werden können. Ein guter Grund für den 
Kauf eines Rugmark-Teppichs ist z.B., daß Konsumenten durch den Kauf eines sol
chen Teppichs dazu beitragen können, die Kinderarbeit in der indischen Teppichin
dustrie nicht mehr zu unterstützen und langfristig durch ihr Nachfrageverhalten 
vielleicht die Situation insgesamt zu verbessern.
Man könnte jedoch auch argumentieren, daß das Produkt des ethischen Branchen
standards den Konsumenten einen „ethischen Zusatznutzen“ anbieten kann. Im Mar
keting wird allgemein zwischen Grund- und Zusatznutzen unterschieden (vgl. Vers- 
hofen 1959; Meffert 1993; Kotier 1997, S. 431-432). Der Grundnutzen bezieht sich 
auf die Basisfunktionen des Produkts, also z.B. daß man mit einem Auto von A nach 
B fahren kann. Der Zusatznutzen bezieht sich darauf, daß das Auto ein Statussymbol 
ist und man dadurch eine Prestigewirkung erzielen kann. Ein „ethischer Zusatznut
zen“ würde darin bestehen, daß mit dem Kauf des Produktes zur Lösung des mora
lischen Dilemmas beigetragen und zusätzlich die moralische Haltung gegenüber dem 
persönlichen Umfeld zum Ausdruck gebracht werden kann (vgl. Priddat 1996, S. 
1073).87 In diesem Fall ist anzunehmen, daß neben einer intrinsischen Motivation 
weitere -  psychologische -  Anreize wirken. Die Anreize eines „ethischen Zusatznut
zens“ würden als Belohnung wirken, die im Sinne eines Verstärkungseffekts eine in
trinsische Motivation dann hervorrufen könnten, wenn diese mit Selbstbestimmung 
und Kompetenzerleben verbunden werden könnte (vgl. Frey/Osterloh 1997, S. 
313). Die Einsicht der Konsumenten in die ethische Rechtfertigung des erhöhten 
Preises und eine intrinsische Motivation zum ethischen Nachfrageverhalten würde 
so durch die Etablierung eines „ethischen Zusatznutzens“ des Produktes unter
stützt.88
Zum anderen sind die Konsumenten aus zwei Gründen auf institutionelle Unterstüt
zung angewiesen. Konsumenten brauchen erstens eine institutioneile Unterstützung, 
um eine Handlungskoordination zu einer kumulierten Gesamtwirkung in einer 
Kleinkostensituation zu erreichen. Unternehmen können diese institutionelle Unter
stützung in Form eines ethisch verbesserten Angebots, eben Produkte nach Maßgabe 
des ethischen Branchenstandards, leisten. Mit dem Angebot von ethisch verbesserten 
Produkten kann die Handlungskoordination am Markt durch eine konsumentenethi
sche Nachfrage auf die Handlungsfolgen abstellen.
Zweitens brauchen Konsumenten eine institutioneile Unterstützung, weil es ihnen an 
vielerlei spezifischem Fachwissen und Kompetenz zur Technikfolgenabschätzung 
fehlt, um für jedes Produkt und dessen Produktionsprozeß mögliche Gefahrenquel
len oder ethisch bedenkliche Problemlagen zu kennen. Auch fällt es ihnen aufgrund 
der Intransparenz der Märkte schwer, z.B. Preiserhöhungen als intemalisierte Ko
sten vormals externer Effekte zu identfizieren. Diese Informationen und Fachwissen

87 Vgl. dazu auch die Unterscheidung Priddats (1996, S. 1073) zwischen „einer effektiven Moral 
und einem symbolisch-moralischen Gestus“ in bezug auf die Kaufentscheidung.

88 Insofern könnte der „ethische Zusatznuten“ als „Gegenstück“ des ethisch fundierten Wettbe
werbsvorteil der Unternehmen verstanden werden, den diese erreichen könnnen, falls ihnen die 
branchenweite Etablierung des ethischen Branchenstandards erfolgreich gelingt.
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ist insbesondere in den Unternehmen, aber auch bei den spezialisierten Interessen
gruppen vorhanden. Der durchschnittliche Konsument wäre überfordert, müßte er 
sich individuell in bezug auf alle Aspekte seines Nachfrageverhaltens eine ausgewie
sene Fachkompetenz zur Beurteilung des Angebots aneignen. Um die Konsequenzen 
ihres Handelns bzw. ihrer Nachfrage abschätzen zu können, sind Konsumenten auf 
Informationen aus Unternehmen und von Interessengruppen sowie auf eine kompe
tente Kommunikation und Vertretung in ethisch relevanten Problemlagen angewie
sen.89 Daß Unternehmen dieses Wissen und die daraus ableitbaren Technologie
folgeabschätzungen nicht ausreichend und oft auch nicht glaubwürdig kommunizie
ren (vgl. z.B. Zerfaß 1996, S. 23-34), zeigt die Bedeutung und der Einfluß, den In
teressengruppen gewonnen haben.90

4.2 Vorschlag zur systematischen Begriffsbestimmung einer ethischen Branchen
vereinbarung

In diesem Abschnitt soll ein Vorschlag unterbreitet werden, wie eine ethische Bran
chenvereinbarung begrifflich so gefaßt werden kann, daß sie als Orientierungsvor
schlag zur Lösung von moralischen Dilemmata und von sich daraus ergebenden 
Problemen der Normenbegründung und -befolgung in der Untemehmenspraxis die
nen kann. Dazu werden in Abschnitt 4.2.1 Vorüberlegungen zur Eignung der dia
logorientierten Untemehmensethik als Basis einer ethischen Branchenvereinbarung 
angestellt. Davon ausgehend wird im Abschnitt 4.2.2 ein Vorschlag zur begriffli
chen Präzisierung einer ethischen Branchenvereinbarung vorgestellt.

4.2.1 Vorüberlegungen zur Eignung der dialogorientierten Untemehmensethik als 
Basis einer ethischen Branchenvereinbarung

Aus der vergleichenden Kritik der drei wirtschafts- und untemehmensethischen 
Konzepte ist deutlich geworden, daß eine kognitivistische Ethik-Konzeption zur Lö
sung des Problems der Normenbegründung herangezogen werden muß. Als Grund
lage für eine ethische Branchenvereinbarung wird hier die dialogorientierte Unter
nehmensethik nach Steinmann/Löhr vorgeschlagen, weil diese nicht nur als kogniti
vistische Ethik-Konzeption zur Normenbegründung beitragen kann. Darüber hinaus 
bietet sie Ansatzpunkte, wie ein Dialog praktisch so durchgeführt werden kann, daß 
der regulativen Idee der Argumentationsregeln soweit wie möglich gefolgt werden 
kann. Wenn aber die dialogorientierte Untemehmensethik als Basis für eine ethische 
Branchenvereinbarung dienen soll, muß vor ihrer begrifflichen Präzisierung ge
prüft werden, inwieweit dies aufgrund der vorherigen Kritik möglich ist.

89 Hinter dieser Aussage steht die implizite Annahme, daß Unternehmen und Verbraucherorganisa
tionen sowie Interessengruppen sich im Rahmen einer ethischen Branchenvereinbarung auf eine 
Lösung des moralischen Dilemmas geeinigt haben und nun gemeinsam nach Möglichkeiten su
chen, die Konsumenten in bezug auf ihr Nachfrageverhalten einzubinden.

90 Auch Interessengruppen haben jedoch mittlerweile an Glaubwürdigkeit eingebüßt (vgl. z.B. 
Luyken 1996).
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Wie bereits erläutert soll eine ethische Branchenvereinbarung einen Weg aus dem 
moralischen Dilemma bieten, indem im Sinne des Ethical Displacement auf der un- 
temehmensübergeordneten Branchenebene von den Betroffenen gemeinsam eine 
Lösung gesucht wird. Dabei geht es einerseits darum, die im moralischen Dilemma 
zueinander widersprüchlich gewordenen, faktischen Normen einer erneuten Nor
menbegründung zu unterziehen, um diese Widersprüchlichkeit aufheben zu können. 
D.h., die Handlungsintentionen des unternehmerischen Handelns werden neu be
gründet. Andererseits müssen im Zuge dieser Begründungsleistungen auch die Rah
menbedingungen fiir  die Gestaltung des ethischen Branchenstandards abgesteckt, 
also eine ethisch legitimierbare Handlungsaltemative generiert werden. D.h., daß 
schon in der ethischen Branchenvereinbarung im Verlauf der Normenbegründung 
auch Probleme der Normenbefolgung mit berücksichtigt werden sollen. Mit der 
Etablierung eines ethischen Branchenstandards soll eine -  zuvor in der ethischen 
Branchenvereinbarung legitimierte -  Umstellung der Koordination von den Hand
lungsintentionen auf die Handlungsfolgen erreicht werden. Damit wird einerseits 
die effiziente Handlungskoordination der Wettbewerbswirtschaft ausgenutzt und an
dererseits berücksichtigt, daß die ethisch engagierten Unternehmen unter Wettbe- 
werbsbedinungen eine Lösung des moralischen Dilemmas erreichen müssen. Dabei 
sind die ethisch engagierten Unternehmen auf die Unterstützung einer konsumenten
ethischen Nachfrage systematisch angewiesen.91 Denn nur, wenn das „ethisch ver
besserte“ Produkt auf eine ausreichende Nachfrage trifft, besteht die Möglichkeit 
zur Etablierung eines ethischen Branchenstandards. ■
In bezug auf die von Steinmann/Löhr (1994a, S. 109) vorgenommene Begriffsbe
schränkung der dialogorientierten Untemehmensethik ist zu sagen, daß der ethische 
Branchenstandard nicht als eine Funktionalisierung ethis'cher Erwägungen für die 
Gewinnerzielung verstanden werden soll. Das Primat der Ethik über die Ökonomik 
bleibt durch die ethische Branchenvereinbarung, die als Ort der Normenbegrün
dung dem ethischen Branchenstandard vorgelagert ist, erhalten. Mit dem ethischen 
Branchenstandard wird jedoch nur eine Lösungsmöglichkeit92 des moralischen Di
lemmas diskutiert: Der ethische Branchenstandard setzt am Produkt oder dessen 
Produktionsprozessen an und dient so der Erweiterung des Handlungsspielraums 
der Unternehmen durch eine Funktionalisierung von betriebswirtschaftlichen Mit
teln zur Umsetzung von ethisch legitimierten Lösungen, ohne daß dabei existenzge
fährdende Wettbewerbsnachteile entstehen sollen,93 Insofern stellt er eine Integra

91 Vgl. dazu die Diskussionen im Abschnitt ü.4.1.3 sowie im Abschnitt III.2.2.4 über die Standar
disierungsproblematik eines ethischen Branchenstandards.

92 Es gibt aber auch moralische Dilemmata oder Konfliktfälle, wo es einen solchen Ansatzpunkt 
nicht gibt oder dieser nicht ausreicht, z.B. wenn weitreichende soziale, wirtschaftliche oder ge
sellschaftspolitische Probleme das moralische Dilemma beeinflussen.

93 In Kapitel III wird diskutiert, daß ein ethischer Branchenstandard sehr viele Parallelen zu einem 
herkömmlichen Branchenstandard aufweist. Unternehmen können sich dadurch einen Wettbe
werbsvorteil verschaffen, wenn es ihnen gelingt, auf das „richtige“ Produktdesign zu setzen, das 
sich im Verlauf der Branchenentwicklung als dominantes Design (bzw. Standard) wird etablieren 
können. Dabei wird deutlich werden, daß auch ethische First-Mover sich durch einen ethischen 
Branchenstandard Wettbewerbsvorteile verschaffen könnten.
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tion von Ethik und Erfolg dar, bei der der Konflikt zwischen Gewinnstreben und 
ethischen Anforderungen aufgelöst ist. Mit einem solcherart konzipierten ethischen 
Branchenstandard soll die Problematik des Konzepts von Steinmann/Löhr ver
mieden werden, die intrinsische Motivation zur Normenbefolgung unter Wettbe
werbsbedingungen zu überfordem.
Die Rahmenbedingungen für den ethischen Branchenstandard sollen letztendlich so 
gestaltet werden, daß für die ethisch engagierten Unternehmen und für die Konsu
menten eine Kleinkostensituation entsteht. Die Gestaltung der Rahmenbedingungen 
im Sinne einer Kleinkostensituation bietet den Vorteil, daß innerhalb dieser Rah
menbedingungen weitestgehend betriebswirtschaftlichen Überlegungen gefolgt wer
den kann. Damit ist jedoch nicht gemeint, daß ethische Reflexionsbemühungen nicht 
mehr zur Geltung gebracht werden sollten. Zwar soll für die in der ethischen Bran
chenvereinbarung festgelegten Rahmenbedingungen in Anlehnung an Steinmann/ 
Löhr eine vorläufige Richtigkeitsvermutung gelten. Aber die Rahmenbedingungen 
wie auch die Mittel der Gestaltung und Etablierung eines ethischen Branchenstan
dards müssen gegebenenfalls ethischen Begründungsprozessen neu unterzogen wer
den, sollte die konkrete Situation dies als notwendig erscheinen lassen. Mit der Ge
staltung der Rahmenbedingungen als Kleinkostensituation soll erreicht werden, daß 
mit dem ethischen Branchenstandard die Handlungskoordination wieder auf die Ori
entierung an den Handlungsfolgen umgestellt werden kann.
Die hier vorgenommene Trennung zwischen ethischer Branchenvereinbarung zur 
Normenbegründung und ethischem Branchenstandard zur Normenbefolgung ist 
analytisch zu verstehen. Es ist unmittelbar vorstellbar, daß in einem konkreten 
praktischen Dialog diese „Grenzen“ fließend sind sowie viele Rückkopplungsschlau
fen zwischen Fragen der Normenbegründung, der Auflösung von Widersprüchen 
zwischen verschiedenen Normen und Fragen der Gestaltung der Rahmenbedingun
gen im Sinne einer Kleinkostensituation stattfinden werden. Dabei bleibt das Primat 
der Ethik über die Ökonomik grundsätzlich bestehen. Es wird aber ergänzt um 
Überlegungen zur Belastbarkeit moralischer Handlungsfähigkeit unter Wettbe
werbsbedingungen.

4.2.2 Vorschlag zur begrifflichen Präzisierung einer ethischen Branchenvereinba
rung

Der Vorschlag zur begrifflichen Präzisierung einer ethischen Branchenvereinba
rung orientiert sich an den konstitutiven Elementen der dialogorientierten Unter
nehmensethik. Dabei wird im folgenden diskutiert, welche besondere Bedeutung im 
Hinblick auf eine ethische Branchenvereinbarung diesen Elementen zukommt: die 
argumentative Verständigung, die Beteiligung der Betroffenen, die situationsge
rechte Anwendung des Gewinnprinzips sowie die Untemehmensethik in ihrer Rolle 
als kritisch-loyale Ergänzung zum Recht.

a) Argumentative Verständigung
Beim Aushandeln einer ethischen Branchen Vereinbarung sollen sich die Beteiligten 
an der regulativen Idee der Dialogethik orientieren, weil nur so eine für alle zufrie
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densteilende, friedensstiftende, ethisch legitimierte Lösung gefunden werden kann. 
Die Grundzüge der Dialogethik werden hier nicht weiter aufgegriffen,94 weil die 
Orientierung an der Dialogethik keine spezifischen Probleme in bezug auf eine ethi
sche Branchenvereinbarung aufwirft. Lediglich der Grundsatz der Sachverständig- 
keit soll an dieser Stelle noch einmal genauer betrachtet werden, weil das mit die
sem Grundsatz verknüpfte problemrelevante Wissen besonders wichtig wird in be
zug auf den Schutz vor Trittbrettfahrem.

Die Sach Verständigkeit bemißt sich daran, ob problemrelevantes Wissen bei der Lö
sungssuche des Konflikts eingebracht werden kann.95 Das problemrelevante Wissen 
unterscheiden Steinmann/Löhr (1994a, S. 79) nach technischem Wissen, das sich auf 
die Wirkung der vorgeschlagenen Mittel bezieht, und nach normativem Wissen. Das 
normative Wissen betrifft die „Abschätzung der Bedeutung vorgeschlagener Kon
fliktlösungen für die Gestaltung der Lebensverhältnisse“ (ebd.), wobei beachtet 
werden muß, daß es für normative Fragen keine besonderen Experten (wie etwa bei 
fachspezifischen Fragen) gibt, sondern daß jeder moralische Urteilskraft erwerben 
kann, „der bewußt an der politischen Gestaltung der Lebensverhältnisse teilnimmt“ 
(ebd.). Die Beteiligten an einer ethischen Branchenvereinbarung sollten alle über 
ein normatives Wissen verfügen, um die Problemhaltigkeit des moralischen Dilem
mas zu erfassen und mögliche Lösungen bezüglich deren ethischer Legitimation be
urteilen zu können.

Besondere Bedeutung für die Gestaltung eines ethischen Branchenstandards kommt 
jedoch dem technischen Wissen zu. Es geht dabei nicht nur um bereits vorhandenes 
technisches Wissen, das von den Beteiligten eingebracht wird. Darüber hinaus geht 
es darum, daß die Beteiligten im Rahmen der Aushandlung der ethischen Branchen
vereinbarung, der Gestaltung des ethischen Branchenstandards und der dabei statt
findenden interorganisationalen Lernprozesse gemeinsam neues technisches Wissen 
generieren. Dabei ist zu berücksichtigen, daß in der konkreten Situation zahlreiche 
Rückkopplungen zwischen Fragen der Normenbegründung in einer ethischen Bran
chenvereinbarung und Fragen der Normenbefolgung durch den ethischen Bran
chenstandard stattfinden werden. Immer sind diese Rückkopplungen auch von inter
organisationalen Lernprozessen unterlegt. D.h., die argumentative Verständigung 
dient gleichzeitig auch der Generierung neuen technischen Wissens. Der dadurch 
aufbaubare Wissensvorsprung dient als Schutz vor Trittbrettfahrem. Das ökonomi
sche Problem der Entstehung einer ethischen Branchenvereinbarung, d.h. die Ge
fahr, durch Trittbrettfahrer ausgebeutet werden zu können, kann im Rahmen der 
argumentativen Verständigung abgeschwächt werden. Dieser Aspekt wird in Kapitel 
IV ausführlich diskutiert.

94 Vgl. dazu Abschnitt II.2.1.

95 Das ist der materiale Aspekt der Sachverständigkeit. Der formale Aspekt bezieht sich darauf, ob 
eine konkrete Situation es tatsächlich erlaubt, daß jemand seine guten Gründe unvoreingenom
men, nicht-persuasiv und zwanglos vorbringt (vgl. Steinmann/Löhr 1994a, S. 79).
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b) Beteiligung der Betroffenen
Aus der Orientierung an der dialogorientierten Untemehmensethik ergibt sich auch 
für eine ethische Branchenvereinbarung die grundsätzliche Anforderung, daß jeder 
beteiligt werden muß, der in irgendeiner Form durch das moralische Dilemma und 
dessen Ursachen oder Auswirkungen betroffen ist. Hinsichtlich der Unternehmen 
heißt das, daß alle betroffenen Unternehmen an der Branchenvereinbarung teilneh
men sollten. Allerdings ist es zu erwarten, daß wahrscheinlich nicht alle betroffenen 
Unternehmen sich sofort beteiligen wollen, weil sie eventuell doch die Gefahr von 
Trittbrettfahrem fürchten (oder gar sich selbst später als solche betätigen wollen). 
Eine spätere Teilnahme betroffener Unternehmen soll diesen aber grundsätzlich of
fenstehen.96 Darüber hinaus sind auch alle übrigen Betroffenen, wie z.B. auch Kon
sumenten, am Dialog zu beteiligen.

Homann/Blome-Drees (1992, S. 140) geben zu bedenken, daß Branchenlösungen zu 
Lasten Dritter gehen könnten und insofern einer Kartellabsprache entsprächen. Eine 
ethische Branchenvereinbarung soll dies jedoch gerade nicht tun.97 Zum einen kann 
dagegen vorgebracht werden, daß aufgrund der diskursethischen Anforderungen 
eine Aufforderung zur Beteiligung aller Betroffenen besteht und daß die Betroffe
nen gemeinsam zu einem Konsens finden sollen. Würde eine Vereinbarung zu La
sten Dritter abgeschlossen, so gäbe es Betroffene, die damit nicht einverstanden 
wären. In diesem Fall könnte dann von einer ethischen Branchenvereinbarung nach 
Maßgabe der regulativen Idee des Diskurses keine Rede mehr sein. Zum anderen 
soll im Interesse des zu lösenden moralischen Dilemmas eine möglichst breite Betei
ligung an der ethischen Branchenvereinbarung bestehen -  im günstigsten Fall sämt
licher betroffener Unternehmen. Unternehmen, die sich erst zu einem späteren 
Zeitpunkt zu einer Teilnahme an der ethischen Branchenvereinbarung entschließen, 
dürfen dann aber -  auch wieder mit Verweis auf die Forderung der Beteiligung von 
Betroffenen -  nicht grundsätzlich an einer Teilnahme gehindert werden.
Als Beispiel für diese Problematik kann auf den in der Einleitung beschriebenen 
Versuch der US-amerikanischen Öluntemehmen verwiesen werden, Sicherheitsstan
dards für Öltanker und Ratings von Tanker-Betreibungsfirmen festzulegen. Dieses 
Vorhaben ist verhindert worden, weil es zu wettbewerbsbeschränkenden „schwar
zen Listen“ führen würde, was den Anti-Trust-Vorschriften in den USA wider
spricht. Dieses Beispiel zeigt, wie wichtig es ist, alle Betroffene bei der Lösungs
suche mit einzubeziehen. Es zeigt aber auch, daß Vereinbarungen zu Lasten Dritter 
gehen können, wenn sie als Betroffene vergessen wurden oder wenn sie sich trotz 
ihrer Betroffenheit nicht an einer Lösungssuche beteiligen wollten. Im ersten Fall

96 Allerdings sollten sich Unternehmen, die sich erst viel später engagieren wollen, darüber im Kla
ren sein, daß sie bereits stattgefundene interorganisationale Lernprozesse verpaßt haben und daß 
es äußerst schwierig sein wird, den Wissensvorsprung der ethischen First-Mover aufzuholen.

97 Ein empirisches Argument gegen den Kartellvorwurf ist darüber hinaus darin zu sehen, daß Kar
telle sich in der Regel bilden, wenn ein homogenes Produkt in der Reifephase auf einem Markt 
angeboten wird, auf dem es nur wenige Anbieter gibt (vgl. Scherer/Ross 1990, 235-238). Mo
ralische Dilemmata der geschilderten Art treten hingegen meist in Situationen auf, in denen kein 
ethischer Standard für ein Produkt existiert.
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müßten zunächst vergessene Betroffene sofort mit in den Kreis der an einer ethi
schen Branchenvereinbarung Beteiligten einbezogen werden. Im zweiten Fall sollte 
versucht werden, sie doch noch zur Mitarbeit zu überzeugen. Sollten Betroffene sy
stematisch ausgeschlossen worden sein, so kann nicht mehr von einer ethischen 
Branchenvereinbarung im Sinne einer dialogorientierten Untemehmensethik ge
sprochen werden.
Wie die dialogorientierte Untemehmensethik allgemein ist auch die ethische Bran
chenvereinbarung in ihrer Orientierung an der Dialogethik von vier Beschränkun
gen betroffen, die sich aus der konkreten Situation ergeben können (vgl. Steinmann/ 
Löhr 1994a, S. 86-91). Zeitliche Beschränkungen ergeben sich daraus, daß eine Be
ratung mit allen Betroffenen eben aus zeitlichen Gründen nicht mehr möglich ist.98 
Sachliche Beschränkungen sind Folgen der steigenden Komplexität von Handlungs
situationen durch zunehmende Arbeitsteilung. Räumliche Herstellungsbeschränkun
gen entstehen dadurch, daß unternehmerisches Handeln auf lokaler, nationaler und 
internationaler Ebene geschieht und so in unterschiedlicher räumlicher Ausdehnung 
auch zu Konflikten führen kann.99

Personelle Beschränkungen ergeben sich daraus, daß mehr Individuen betroffen 
sind als an einer argumentativen Verständigung in Form einer face-to-face-Kom- 
munikation teilnehmen können. Damit ergibt sich das Problem der Stellvertretung, 
für das geklärt werden muß, wer betroffen ist und wie in geeigneter Weise Stellver
treter für die Teilnahme ausgewählt werden können.100 Es ist anzunehmen, daß die 
Stellvertretung weniger ein Problem für Unternehmen oder organisierte Interessen
gruppen darstellt. Diese werden relativ problemlos aus ihrem Kreis einen Verhand
lungsführer zur Teilnahme an einer ethischen Branchenvereinbarung auswählen 
können. Hingegen stellt sich das Problem der Stellvertretung für die nicht-organi
sierten Konsumenten, also diejenigen, die in keiner Organisation institutionell ein
gebunden sind (vgl. Renn/Webler 1994, S. 16-17).

Für die Konsumenten als Beteiligte an einer ethischen Branchenvereinbarung sind 
vor allem drei Aspekte zu berücksichtigen. Zum einen  sind sie insbesondere von 
den personellen Beschränkungen aufgrund ihrer Situation als „nicht organisierte 
Bürger“ (Renn/Webler 1994, S. 16-17) betroffen. Für sie stellt sich das Problem 
der Stellvertretung sowie deren Legitimation deshalb gravierender dar. Wie bereits 
erwähnt, werden Konsumenteninteressen häufig über eine Fremdorganisation, die

98 In einem solchen Fall muß sich derjenige, der ethisch zu handeln versucht, in einem „fiktiven 
Dialog“ mit den möglichen Argumenten der Betroffenen auseinandersetzen (vgl. Steinmann/Löhr 
1994a, S. 87). Die Dialogethik wird damit zu einer „kommunikativ transformierten Verantwor
tungsethik“ (ebd.; vgl. Apel 1988, S. 270-276; Ulrich 1993a, S. 316-322).

99 Zur besonderen Problematik der Implementation einer dialogorientierten Untemehmensethik in 
multinationalen Unternehmen vgl. z.B. Steinmann/Olbrich (1994; 1995).

10° Vgl. in diesem Zusammenhang den Vorschlag von Evan/Freeman (1987) im Rahmen der Stake- 
holder-Diskussion, den Zweck einer Unternehmung dahingehend zu definieren, die Interessen 
von Stakeholdem zu koordinieren und zum Ausgleich zu bringen. Analog kann man den Zweck 
einer ethischen Branchenvereinbarung als Ausgleich der Interessen von Unternehmen und Stake
holdem interpretieren.
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z.B. vom Staat unterstützt wird, vertreten. Oft wird aber auch von Interessengrup
pen vorgebracht, daß sie ebenfalls die Interessen von Konsumenten vertreten wür
den. Das bedeutet, daß für jede konkrete neue Situation neu legitimiert werden 
muß, welche Interessengruppe für sich geltend machen darf, die Interessen der 
Konsumenten in einer ethischen Branchenvereinbarung zu vertreten. Gerade auch 
die Auseinandersetzung um die Brent Spar hat gezeigt, daß die Legitimation von In
teressengruppen wie Greenpeace, Konsumenten zu vertreten, geklärt werden muß 
(vgl. Ulrich 1996, S. 40-41). In Abschnitt IV.3 wird mit dem Kooperativen Diskurs 
von Renn (1992) ein Vorschlag unterbreitet, wie nicht organisierte Konsumenten an 
einer ethischen Branchenvereinbarung beteiligt werden können.
Zum zweiten wird wiederum deutlich, daß Konsumenten aber auf eine institutionei
le Unterstützung angewiesen sind, wenn ihre Interessen in einer ethischen Bran
chenvereinbarung eingebracht werden. Das bezieht sich nicht nur darauf, daß eine 
Organisation diese Interessenvertretung übernimmt für eine latente Gruppe, die 
nicht in der Lage ist, sich selbst zu organisieren. Es geht bei der institutioneilen Un
terstützung auch darum, daß eine entsprechend kompetente Interessenvertretung 
viel besser in der Lage ist, problemrelevantes technisches Wissen in die ethische 
Branchenvereinbarung mit einzubringen. Dabei geht es für die beteiligten Unter
nehmen auch darum, ihre Innovationsfähigkeit auf ethische Problembereiche auszu
dehnen und entsprechende Kundenbedürfnisse rechtzeitig zu antizipieren.101
Drittens ist zu berücksichtigen, daß Konsumenten in der Regel nicht immer unmit
telbar von einem Konflikt betroffen oder abhängig Betroffene sind. So waren z.B. 
die Konsumenten in Deutschland, die sich am Boykott der Shell-Tankstellen betei
ligt haben, nicht unmittelbar von einer möglichen Meeresverschmutzung betroffen 
wie Fischer in der Nähe des geplanten Versenkungsortes der Brent Spar.102 Sie sind 
auch in der Regel nicht abhängig Betroffene wie z.B. die Kinder in der indischen 
Teppichindustrie. Konsumenten sind meistens insofern mittelbar Betroffene, als daß 
sie bestimmtes unmoralisches Handeln von Unternehmen durch den Kauf der ent
sprechenden Produkte nicht unterstützen wollen (vgl. Priddat 1996), also z.B. nicht 
durch den Kauf von kinderhandgeknüpften Teppichen der Kinderarbeit in der indi
schen Teppichindustrie weiter Vorschub leisten wollen. Sie treffen diese Kaufent
scheidung als unabhängige Marktteilnehmer, nicht als vom Unternehmen abhängige 
Betroffene. Konsumenten können über ihr Nachfrage verhalten als unabhängige 
Marktteilnehmer ihre Meinung zum Ausdruck bringen. Sie können dies entweder 
über den Boykott bestimmter Produkte tun. In diesem Fall versuchen sie, konsu
mentenethische Forderungen an das Unternehmen zu richten, so daß dieses sein An
gebot entsprechend verändern sollte. Oder sie unterstützen ein als ethisch ausge
zeichnetes Produkt durch ein entsprechendes Nachfrageverhalten. In beiden Fällen

101 In Abschnitt IV.3 wird gezeigt, wie in der argumentativen Verständigung mit Konsumenten die 
Unternehmen ihre Innovationsfähigkeit unterstützen können.

102 Dabei muß erwähnt werden, daß Shell UK durchaus betroffene Stakeholder in die Beratungen 
einbezogen hat, wie z.B. die Scottish Fishermen's Federation, die Scottish Natural Heritage und 
das Joint Nature Conservation Committee (vgl. o.V. 1995a, S. 31). Greenpeace als die wichtig
ste internationale Interessengruppe in Sachen Umweltschutz wurde dabei aber vergessen.
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sind die Konsumenten auf institutioneile Unterstützung in bezug auf Informationen 
und zur Handlungskoordination angewiesen. D.h., daß eine Konsumentenethik eine 
Untemehmensethik nicht ersetzen, wohl aber ergänzen und unterstützen kann. In 
bezug auf die Etablierung eines ethischen Branchenstandards sind die ethisch enga
gierten Unternehmen auf die Unterstützung durch eine konsumentenethische Nach
frage systematisch angewiesen.

c) Situationsgerechte Anwendung des Gewinnprinzips
Die dialogorientierte Untemehmensethik richtet sich auf die situationsgerechte An
wendung des Gewinnprinzips, auf die Entwicklung von konsensfähigen Untemeh- 
mensstrategien und auf die Mittel zu deren Umsetzung im Rahmen des Manage
ment- und Realgüterprozesses (vgl. Steinmann/Löhr 1994a, S. 107-114). Die situati
onsgerechte Anwendung des Gewinnprinzips bezieht sich darauf, daß auch auf Un- 
temehmensebene ethische Überlegungen diesem systematisch vorgeordnet sind. Die 
moralische Dilemma-Situation ergibt sich z.T. daraus, daß die Beachtung des Ge
winnprinzips zu unerwünschten, unmoralischen Folgen führt, die Nicht-Beachtung 
der Logik des Gewinnprinzips aber zum Verlust der Wettbewerbsfähigkeit oder gar 
zum Verlust der Existenz des Unternehmens führen kann.
Eine ethische Branchenvereinbarung kann nun insofern zu einer situationsgerechten 
Anwendung des Gewinnprinzips beitragen, als daß sie zur Veränderung der Wettbe
werbsregeln und -Strukturen führen kann,103 ganz im Sinne von De George (1990, 
S. 27): „Corporate dilemmas [...] may require changes in industry structures to gua- 
rantee fair conditions of competition“. Die Etablierung eines ethischen Branchen
standards unter Beachtung und Nutzung der Marktkräfte soll den beteiligten Unter
nehmen dabei helfen, eine situationsgerechte Anwendung des Gewinnprinzips zu er
reichen.

Eine ethische Branchenvereinbarung und ein ethischer Branchenstandard sollen da
bei zweierlei leisten. Zum einen sollen sie die Wettbewerbssituation, in der sich die 
Unternehmen befinden, in bezug auf das Trittbrettfahrer-Problem berücksichtigen. 
Das bedeutet, daß unter der situationsgerechten Anwendung des Gewinnprinzips 
nicht v.a. dessen „situationale Beschränkung“ (so früher Steinmann/Löhr 1988, S. 
308) verstanden werden soll. Es bedeutet im Zusammenhang des Etablierens eines 
ethischen Branchenstandards vielmehr die systematische Berücksichtigung der Wett
bewerbssituation und des Trittbrettfahrer-Problems schon während des Aushand- 
lungsprozeßes der ethischen Branchenvereinbarung. Insofern stellt der ethische 
Branchenstandard einen Versuch der Integration von Ethik und Erfolg dar. Wie be
reits erläutert, ergibt sich der Schutz vor Trittbrettfahrer durch den Wissensvor- 
sprung des dabei neu generierten Wissens.
Allerdings muß in bezug auf die vorläufige Richtigkeitsvermutung des Gewinnprin
zips sowie des Primats der Ethik vor demselben klargestellt werden, daß mit der 
Etablierung eines ethischen Branchenstandards keine Funktionalisierung der Ethik

103 Vgl. dazu in bezug auf Verbandsregeln oder gesetzliche Maßnahmen Steinmann/Löhr (1994a, S. 
108).
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für die Gewinnerzielung angestrebt wird. Vielmehr geht es darum, im Sinne des 
Primats der Ethik, die ethische Bmnchenvereinbarung als „Ort“ der Normenbe
gründung  systematisch der Gestaltung und Etablierung eines ethischen Branchen- 
standards als Mittel der Normenbefolgung vorzuordnen. D.h., in einer ethischen 
Branchenvereinbarung wird festgelegt, welche Handlungsaltemativen in bezug auf 
den ethischen Branchenstandard als ethisch legitimiert gelten dürfen.
Zum anderen soll aber auch das Spiel der Marktkräfte insofern genutzt werden, daß 
mit der Etablierung einer Kleinkostensituation betriebswirtschaftliche Instrumente 
aus der Strategielehre, dem Innovations- und Technologiemanagement sowie aus 
dem Wissensmanagement dazu eingesetzt werden können, ethisches Handeln im 
Markt erfolgreich zu ermöglichen. Des weiteren wird durch die Etablierung von 
Kleinkostensituationen verhindert, daß die beteiligten Unternehmen unter Wettbe
werbsbedingungen moralisch überfordert werden. Kleinkostensituationen tragen da
zu bei, daß die intrinsische Motivation der unternehmerischen Entscheidungsträger 
zum Engagement in einer ethischen Branchenvereinbarung nicht überfordert wird. 
D.h., daß mit der Etablierung von Kleinkostensituationen der Umstand einer nicht 
unbegrenzten moralischen Belastbarkeit berücksichtigt wird.
Dabei ist aber zu beachten, daß dieser Lösungsweg nur für solche moralische Di
lemmata möglich ist, bei denen die Lösung mit dem Produkt oder dem Produktions
prozeß gekoppelt werden kann. So könnte z.B. Henkel gemeinsam mit anderen 
Klebstoffherstellem versuchen, die Rezeptur auf weniger giftige Inhaltsstoffe um
zustellen oder über eine andere Art des Vertriebs den Zugang zum Schnüffelstoff 
für Straßenkinder zu versperren. Allerdings macht dieses Beispiel unmittelbar deut
lich, daß die Unternehmen allein nicht die gesellschaftspolitischen, sozialen und 
wirtschaftlichen Ursachen der Situation der Straßenkinder beheben können (vgl. 
Netzer 1994).

d) Kritisch-loyale Ergänzung zum Recht
Eine ethische Branchenvereinbarung steht in einer kritisch-loyalen Ergänzung zum 
Recht, weil sich dies zum einen konzeptionell daraus ergibt, daß sie auf der dialog
orientierten Untemehmensethik basiert, in der diese kritisch-loyale Ergänzung so 
angelegt ist. Zum anderen steht eine ethische Branchenvereinbarung aber auch des
halb in diesem Verhältnis zum Recht, weil davon ausgegangen werden muß, daß im 
konkreten Fall ein moralisches Dilemma u.a. daraus entsteht oder entstehen kann, 
daß rechtliche Regelungen entweder fehlen oder nicht greifen. D.h., das moralische 
Dilemma ist auf Untemehmensebene entstanden, weil es auf übergeordneter rechtli
cher Ebene nicht gelöst wurde. Mit anderen Worten, ein Ethical Displacement zur 
Lösung des moralischen Dilemmas durch das Recht hat nicht stattgefunden oder 
greift nicht. Ein moralisches Dilemma kann aber auch daraus entstehen, daß die An
wendung oder Ausführung rechtlicher Regelungen in Widerspruch zu ethischen 
Handlungsaufforderungen gerät, d.h., daß legale Rechtsnormen nicht als legitimiert 
gelten können wie z.B. die früheren Apartheid-Gesetze in Südafrika.
Weil die dialogorientierte Untemehmensethik in kritisch-loyaler Ergänzung zum 
Recht steht, erhält sie ihre Orientierungskraft nur aus der Einsicht in die guten
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Gründe, so daß sie auf die Selbstverpflichtung abzielt. Sie kann deshalb auch nicht 
auf Belohnungen und Bestrafungen oder rechtliche Regelungen zur Normenbefol
gung zurückgreifen (vgl. Steinmann/Löhr 1994a, S. 114-118).
Das kann prinzipiell in bezug auf eine ethische Branchenvereinbarung letztendlich 
nicht anders sein. Die beteiligten Unternehmen gehen mit der ethischen Branchen
vereinbarung eine kollektive Selbstbindung ein. Nach Kliemt (1993, S. 308) ist da
bei zu berücksichtigen, daß kollektive Selbstbindungen aber in individuellen veran
kert sein müssen, wenn sie tatsächlich zum Tragen kommen sollen. So geht es letzt
endlich wieder um die intrinsische Motivation der individuellen Entscheidungsträ
ger in den Unternehmen, sich in einer ethischen Branchenvereinbarung zu engagie
ren und sich an die dort beschlossenen Normen zu halten. Dabei ist zu berücksichti
gen, daß die öffentliche Selbstverpflichtung -  und die müssen Unternehmen einge- 
hen, um glaubwürdig zu sein -  relativ leicht z.B. von Konsumenten und von den 
Medien auf ihre Einhaltung hin überprüft werden kann. Halten sich Unternehmen 
nicht an ihre Selbstverpflichtung, so werden sie an ihren sich selbst gesetzten An
sprüchen gemessen und im Falle z.B. eines Boykotts an ihrer empfindlichsten Stelle 
getroffen (vgl. Priddat 1997, S. 177).104
Mit der Kleinkostensituation sollte für die Beteiligten erreicht werden, daß ihre in
trinsische Motivation zur ethischen Selbstverpflichtung nicht überfordert wird. Bei 
einer solchen intrinsischen Motivation zur Normenbefolgung ist davon auszugehen, 
daß sie u.a. entscheidend davon beeinflußt wird, daß alle Beteiligten die Reziprozi
tätsnonnen und Fairneß-Prinzipien einhalten. Es ist in bezug auf die nach wie vor 
mögliche, wenn auch abgeschwächte Gefahr der Ausbeutung durch Trittbrettfahrer 
zu überlegen, inwieweit die intrinsische Motivation Normenbefolgung im Rahmen 
einer ethischen Branchenvereinbarung auch durch vertragliche Regelungen zusätz
lich geschützt werden könnte und müßte. Wenn Steinmann/Löhr ausschließlich auf 
eine ethische Selbstverpflichtung abstellen, die nicht auf eine Belohnung, Bestrafung 
oder rechtliche Regelungen zurückgreifen könne (vgl. Steinmann/Löhr 1994a, S. 
114-118), so zeigt sich daran, daß sie die Handlungswirksamkeit der intrinsischen 
Motivation unter Wettbewerbsbedingungen angesichts der Gefahr von Trittbrettfah- 
rem überschätzen.
Als Beispiel für vertragliche Regelungen zur Unterstützung der intrinsischen Moti
vation kann hier auf die „Inseln der Integrität“ verwiesen werden, die von der Or
ganisation Transparency International vorgeschlagen werden, um Korruption bei 
der Vergabe von Staatsaufträgen zu verhindern. Dabei verpflichten sich alle betei
ligten Unternehmen und Regierungsstellen, keine Schmiergelder zu bezahlen bzw. 
anzunehmen. Sollte ein Verstoß gegen diese Abmachung bekannt werden, so drohen

104 So traf Shell der Boykott umso heftiger, als Shell Deutschland kurz vor der Auseinandersetzung 
um die Brent Spar eine Imagekampagne in bezug auf ihr Umweltengagement gestartet und pro
klamiert hatte, „durch beispielhaftes Verhalten Aufmerksamkeit zu erregen und damit gesell
schaftlich etwas zu bewegen“ (Duncan, Vorstandsvorsitzender von Shell Deutschland, zitiert in 
o.V. 1995a, S. 22).
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hohe Konventionalstrafen (vgl. Transparency International 1993).105 Das bedeutet, 
daß mit diesen „Inseln der Integrität“ eine Kleinkostensituation geschaffen werden 
kann, wo die Zerstörung der intrinsischen Motivation dadurch verhindert werden 
soll, daß für einen möglichen Trittbrettfahrer durch die Konventionalstrafen eine 
Großkostensituation etabliert wird.
Nachdem nun die ethische Branchenvereinbarung begrifflich präziser gefaßt wor
den ist, soll im folgenden Kapitel III der ethische Branchenstandard ausführlich 
diskutiert werden.

105 Zur Korruption aus Sicht der institutionenökonomischen Wirtschafts- und Untemehmensethik 
vgl. Homann (1997).
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III Standardisierungsproblematik bei der Etablierung eines ethischen 
Branchenstandards als dominantes Design

In diesem Kapitel soll die allgemeine Standardisierungsproblematik bei der Etablie
rung eines domianten Designs dargestellt werden, um im anschließenden Kapitel IV 
dann daraus begrifflich den ethischen Branchenstandard ableiten sowie Unterschiede 
zum herkömmlichen Branchenstandard bzw. dominanten Design bestimmen zu kön
nen.
Standardisierungsprozesse können auf drei verschiedenen Ebenen in Gang gebracht 
werden (vgl. Gabel 1987, S. 98; Farrell/Saloner 1987, S. 3-5). Zum ersten können 
Standards von staatlichen Institutionen oder durch internationale Gremien wie z.B. 
die ISO International Organization for Standardization festgelegt werden. Staatliche 
Institutionen können Standards z.B. in Form von Emmissionsrichtwerten in Um
weltschutzgesetzen festlegen. Bekannte Standards der International Organization for 
Standardization (ISO) sind z.B. ISO 9000 zum Qualitätsmanagement oder ISO 
14000 zum Umweltmanagement. Zweitens können Standards innerhalb von Bran
chenverbänden festgelegt werden. Drittens entstehen Standards durch die Herausbil
dung eines dominanten Designs am Markt. Dabei kann sich entweder das Design 
eines Unternehmens als dominant durchsetzen oder verschiedene Unternehmen ha
ben sich auf einen Standard geeinigt, den sie dann gemeinsam am Markt durchzuset
zen versuchen.
Im Zusammenhang mit ethischen Branchenstandards ist darüber hinaus noch die 
Unterscheidung von zwei Arten von Standards von Bedeutung (vgl. Lifchus 1986, 
S. 180): der De-facto-Standard und der Consensus-Standard. Mit De-facto-Standard 
ist die faktische Durchsetzung eines spezifischen Produktdesigns am Markt gemeint. 
In der Literatur wird allerdings häufiger der Begriff des dominanten Designs ver
wendet, der von Utterback/Abernathy (1975) geprägt wurde. Ein Beispiel hierfür 
wäre das Computer-Betriebssystem MS/DOS der Microsoft Corporation.
Als Consensus-Standard  werden solche Standards bezeichnet, die ihre Entstehung 
einem Aushandlungsprozeß verdanken. Zu denken ist hier z.B. an freiwillige Selbst
verpflichtungen von Unternehmen, die ihre gemeinsamen Standardisierungsbemü
hungen in ihren jeweiligen Verbänden koordinieren. Gabel (1987, S. 98) bezeichnet 
dies als „voluntary industry Standard“. Ein weiteres Beispiel sind die Normen der 
ISO, die ebenfalls Ergebnis von Aushandlungsprozessen auf nationaler und interna
tionaler Ebene sind.
Die Unterscheidung zwischen De-facto- und Consensus-Standard ist für das Vorge
hen in diesem Kapitel wichtig, denn der ethische Branchenstandard ist durch Cha
rakteristiken beider Standardarten gekennzeichnet. Zum einen muß er sich de-facto 
am Markt gegenüber herkömmlichen Produkten durchsetzen. Zum anderen ver
dankt er seine Entstehung den Aushandlungsprozessen im Rahmen der ethischen 
Branchenvereinbarung und kann insofern als ein Consensus-Standard verstanden 
werden. Deshalb werden beide Standardarten in diesem Kapitel im Hinblick darauf 
diskutiert, welche Ähnlichkeiten oder Besonderheiten der ethische Branchenstan
dard im Vergleich mit herkömmlichen De-facto- und Consensus-Standards aufweist.
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So befaßt sich Abschnitt 1 mit der Standardbildung auf dem Verhandlungsweg und 
betrifft damit den Consensus-Standard. Es wird zuerst in Abschnitt 1.1 auf das Zu
standekommen der ISO-Normen als gelungenes Beispiel fü r  einen Consensus-Stan
dard  eingegangen. Auf die ISO-Normen selbst wird allerdings nur kurz am Beispiel 
der ISO 9000 und der ISO 1400 eingegangen (Abschnitt 1.2). Ihre Vorstellung soll 
einerseits vor allem dazu dienen, von vornherein den möglichen Vorwurf entkräf
ten zu können, das Aushandeln von Standards im Rahmen einer ethischen Branchen
vereinbarung sei praktisch nicht umsetzbar. Andererseits soll in Anlehnung an ihr 
Beispiel dargelegt werden, daß der ethische Branchenstandard als ein Consensus- 
Standard qualifiziert werden kann (Abschnitt 1.3), weil er sein Zustandekommen 
dem Verhandlungsprozeß im Rahmen der ethischen Branchen Vereinbarung (Nor
menbegründung) verdankt. Dabei gilt aber auch für ISO-Normen, daß sie sich am 
Markt (de-facto) als Standard etablieren müssen. Von den „reinen“ De-facto-Stan- 
dards, deren Gestaltung ausschließlich im Marktgeschehen von einzelnen Unterneh
men vorangetrieben wird, unterscheiden sie sich nur in bezug auf ihr Zustandekom
men und ihre Gestaltung auf dem Verhandlungsweg im Rahmen der ISO.
Der weitaus größere Teil dieses Kapitels III widmet sich jedoch dem Charakter des 
ethischen Branchenstandards als De-facto-Standard und den daraus erwachsenden 
Chancen und Problemen. Dies nimmt deshalb einen so großen Raum ein, weil der 
ethische Branchenstandard es den beteiligten Unternehmen ermöglichen soll, das 
moralische Dilemma unter den Bedingungen des Wettbewerbs und mit Hilfe be
triebswirtschaftlicher Erkenntnisse zu lösen (Normenbefolgung). Deshalb beschäf
tigt sich Abschnitt 2 über die Standardbildung im Spiel der Marktkräfte ausführlich 
mit der Frage nach dem De-facto-Standard und seiner Bedeutung für einen ethi
schen Branchenstandard. Dazu wird als erstes in Abschnitt 2.1 das Phänomen und 
der Begriff des dominanten Designs genauer vorgestellt, um daraus einen Vorschlag 
zur systematischen Begriffsbestimmung eines ethischen Branchenstandards im Sinne 
eines dominanten Designs bzw. De-facto-Standards zu erarbeiten. Im Anschluß da
ran werden in Abschnitt 2.2 die Prozesse und Einflußfaktoren, die bei der Etablie
rung eines dominanten Designs zu beachten sind, dahingehend untersucht, welche 
Bedeutung ihnen bei der Etablierung eines ethischen Branchenstandards zukommt.
Für den ethischen Branchenstandard ergeben sich spezifische Chancen und Proble
me daraus, daß die beteiligten Unternehmen als ethische First-Mover am Markt auf- 
treten (Abschnitt 3). Die Notwendigkeit zu einem ethischen First-Mover-Vorgehen 
ergibt sich daraus, daß aus ethischen Gründen das moralische Dilemma so bald wie 
möglich gelöst werden soll. Abschnitt 3.1 befaßt sich mit den First-Mover-Vortei
len, die Chancen für eine erfolgreiche Etablierung des ethischen Branchenstandards 
bieten. Das zentrale Problem eines First-Mover-Vorgehens besteht für einen ethi
schen Branchenstandard in der Gefahr von Trittbrettfahrem. Dies wird in Ab
schnitt 3.2 diskutiert, wobei auch erste Ansatzpunkte zu dessen Lösung aufgezeigt 
werden, die dann Gegenstand des anschließenden Kapitels IV sind.
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1 Standardbildung a u f  dem Verhandlungsweg: ISO -N orm en und  ethi
scher Branchenstandard als Consensus-Standard

1.1 ISO-Normen als gelungenes Beispiel fü r  einen Consensus-Standard
Insbesondere die Nonnen der Reihe ISO 9000 sind in den letzten Jahren für Unter
nehmen immer wichtiger und in allen Medien diskutiert worden. Die ISO 9000 
Normen betreffen das Qualitätsmanagement der Unternehmen. Qualitätsmanage
ment oder auch Total Quality Management beziehen sich auf die Erhöhung der 
Kundenzufriedenheit durch die Verbesserung der Qualität des gesamten Leistungs
erstellungsprozesses (vgl. z.B. Schildknecht 1992). Damit ein Unternehmen nach 
ISO 9000 zertifiziert werden kann, muß es seine gesamten Arbeitsabläufe analysie
ren und dokumentieren. Allerdings wird bei den ISO 9000 Normen nicht die Pro
duktqualität selbst beurteilt und zertifiziert. Ein ISO 9000 Zertifikat wird heute von 
vielen Kunden der Zulieferer-Unternehmen verlangt und hat sich zu einem ent
scheidenden Auswahlkriterium entwickelt, dem sich kaum ein Zulieferer mehr ver
weigern kann (vgl. z.B. Plötner/Jacob 1996; Simon 1996).
Internationale Standards werden laut der ISO (1994a, S. 5) in Zukunft immer wich
tiger. Gründe dafür sind z.B. die Globalisierung des Wettbewerbs, herkömmliche 
Branchengrenzen überschreitende Produkte oder Dienstleistungen oder die Auswei
tung des weltweiten Kommunikationssystems. Für sich neu entwickelnde Technolo
gien sind Standards z.B. hinsichtlich einer einheitlichen Terminologie wichtig. Un
ter einem Standard versteht die ISO „documented agreements containing technical 
specifications or other precise criteria to be used consistently as rules, guidelines, or 
definitions of characteristics, to ensure that materials, products, processes, and ser
vices are fit for their purpose“ (ISO 1994a, S. 2). Ziel ist es, durch die Festlegung 
von Standards Handel und Technologietransfer international zu vereinfachen, denn 
unterschiedliche nationale Standards wirken als Handelsbarrieren für exportorien
tierte Branchen. Ein weiteres Ziel ist die Förderung von Kooperationen in wissen
schaftlichen, technologischen und wirtschaftlichen Bereichen (vgl. ISO 1994b, Art. 
2). Mit Hilfe einer internationalen Standardisierung soll z.B. erreicht werden, daß 
die Produktqualität und Zuverlässigkeit zu einem angemessenen Preis verbessert so
wie die Gesundheit, Sicherheit und der Umweltschutz erhöht werden. Darüber hin
aus soll eine größere Kompatibilität von Produkten und Vereinfachung deren Hand
habung erreicht werden, so daß durch die Reduktion der erhältlichen Modelle Ko
sten gesenkt und die Vertriebseffizienz gesteigert werden. Durch internationale 
Standards soll so mehr Vertrauen in die angebotenen Produkte und Dienstleistungen 
entstehen (vgl. ISO 1994a, S. 4).
Die ISO ist eine weltweite Vereinigung von nationalen Standardisierungsinstitutio
nen. Die ISO wurde im Februar 1947 gegründet, um international geltende Stan
dards bzw. Normen zu definieren. Die Organe der ISO sind die General Assembly, 
Council, Technical Management Board, Technical Committees und das Central Se
cretariat (vgl. ISO 1994b, Art. 5-10). Unmittelbar zuständig für die Ausarbeitung 
konkreter Normen sind speziell für einzelne Standards gebildete Technical Commit
tees sowie deren Subcommittees und Working Groups. Die Technical Committees
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werden vom Technical Management Board eingesetzt und unterstehen dessen Auto
rität. Im folgenden werden nur noch die Technical Committees und die für ihre Ar
beit unmittelbar betroffenen Organe betrachtet, weil hinsichtlich eines ethischen 
Branchenstandards insbesondere der Aushandlungsprozeß einer Norm von besonde
rem Interesse ist.
Die Statuten der ISO (1994b, Art. 9.2) räumen jeder nationalen Normenvereini
gung, die Mitglied der ISO ist, das Recht ein, in einem Technical Committee vertre
ten zu sein. Es bleibt dabei der jeweiligen nationalen Nonnen Vereinigung überlas
sen, wen sie als Repräsentant in ein Technical Committee schickt; die Statuten der 
ISO geben hierzu keine weitere Auskunft. Dazu sind die Statuten der nationalen 
Normenvereinigung maßgebend. Beispielhaft soll hier die Schweizerische Normen- 
Vereinigung SNV betrachtet werden.

Die SNV kennt Kollektivmitgliedschaften und persönliche Mitgliedschaften. Kollek
tivmitglieder können Gemeinschaften aller Art wie z.B. Vereine oder Verbände, 
Fabrikations- und Handelsbetriebe sowie öffentliche Verwaltungen und Institutionen 
werden (vgl. SNV 1994, Art. 4). Die Normungsarbeit wird v.a. von der Industrie 
getragen. Mitglieder in nationalen oder internationalen Technical Committees sind 
Firmen, Verbände, Behörden und andere Institutionen, die an einer Mitarbeit inter
essiert sind und Experten zur Ausarbeitung von Normen zur Verfügung stellen. Bei 
der Zusammensetzung eines Komitees ist darauf zu achten, daß möglichst alle Inter
essen angemessen vertreten sind, d.h. Produzenten, Konsumenten, Handel, Wissen
schaft und Behörden, wobei deren Mitwirkung an die Mitgliedschaft in einem Fach
verband bzw. in der SNV gebunden ist (vgl. SNV 1992, S. 5-6). In den jeweiligen 
nationalen und internationalen Technical Committees sind u.a. auch sich konkurrie
rende Unternehmen vertreten.
Die ISO hat genaue Vorgehensschritte erarbeitet, um zu erreichen, daß Internatio
nale Standards kostengünstig und zeitgerecht ausgearbeitet sowie allgemein bekannt 
und angewendet werden können. Dabei ist zu bemerken, daß Internationale Stan
dards der ISO auf der freiwilligen Beteiligung und Akzeptanz aller Marktteilneh
mer basieren (vgl. ISO 1994a, S. 12). Die Vorgehensschritte zur Ausarbeitung 
einer Norm orientieren sich an folgenden vier Grundsätzen (vgl. ISO 1995, S. 2-3): 
Modem technology and programme management, Consensus, Discipline und Cost- 
effectivenss.
Mit dem Grandsatz des „Modem technology and programme management“ werden 
die Mitglieder der verschiedenen Technical Committees aufgefordert, ihre Arbeit 
durch den Einsatz der neuesten Kommunikationstechnologien effizient, wie z.B. 
mittels e-mail, zu koordinieren sowie neueste Managementmethoden anzuwenden. 
Dies gilt insbesondere für den Secretary-General und die Vorsitzenden der jeweili
gen Committees und Working Groups.

Das „Consensus“-Prinzip sieht die ISO als einen essentiellen Grundsatz ihrer Arbeit 
an. Sie betrachtet es als eine notwendige Bedingung bei der Vorbereitung von Inter
nationalen Standards, wenn diese allgemein anerkannt und angewendet werden sol
len. Auch wenn es notwendig sei, die technische Arbeit in den Committees schnell 
voranzutreiben, müsse genügend Zeit für Diskussionen eingeräumt werden, bevor
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es zur endgültigen Abstimmung über einen Internationalen Standard kommt. Der 
Konsens ist dabei definiert als ,,[g]eneral agreement, characterized by the absence of 
sustained opposition to substantial issues by any important part of the concerned in
terests and by a process that involves seeking to take into account the views of all 
parties concerned and to reconcile any conflicting arguments“ (ISO 1995, S. 23). 
Dabei wird klargestellt, daß Konsens nicht Einstimmigkeit heißen muß (vgl. ebd.). 
Die ISO hat jedoch ein ausgeklügeltes System von Abstimmungsdurchgängen ent
wickelt, die sicherstellen sollen, daß auch ohne Einstimmigkeit eine breite Überein
stimmung bei der Annahme und Anwendung des Internationalen Standards 
besteht.106

„Discipline“ ist bei der Einhaltung von Terminen durch die nationalen Standardisie
rungsinstitutionen gefordert. Dabei müssen die nationalen Standardisierungsinstitu
tionen sicherstellen, daß auf ihrer nationalen Ebene alle relevanten Interessen früh
zeitig berücksichtigt werden.

Durch den Grundsatz der „Cost-effectiveness“ sollen während des Standardfin
dungsprozesses die Gesamtkosten beachtet werden, d.h. die Kosten der nationalen 
Standardisierungsinstitutionen, die der ISO in Genf, Reisekosten sowie die Kosten 
für die Arbeitszeit der Experten in den Committees und Working Groups.
Die ISO (1995) hat in ihren „Directives Part 1. Procedures for the technical work“ 
genaue Angaben zum Vorgehen bei der Standardfindung gemacht, die der Einhal
tung der gerade vorgestellten vier Grundsätze dienen sollen.

Die Entwicklung eines Internationalen Standards durchläuft sechs Phasen. In der 
ersten Phase, Proposal Stage, wird über die Erarbeitung eines neuen Internationalen 
Standards oder die Revision eines bestehenden Internationalen Standards entschie
den. Muß über die Erarbeitung eines neu zu entwickelnden Standards entschieden 
werden, so wird vom Technical Management Board nach Absprache mit den natio
nalen Standardisierungsinstitutionen ein Technical Committee eingesetzt, das dann 
einen Vorschlag hinsichtlich Ziel und Umfang des neuen Standards unterbreitet 
(vgl. ISO 1995, S. 6-8). Für jeden einzelnen Standard wird ein eigenes Technical 
Committee gegründet, das für die erste Ausarbeitung sowie nach Annahme als In
ternationaler Standard für dessen regelmäßige Revision und Aktualisierung zustän
dig ist. Die nationalen Standardisierungsinstitutionen können sich als Mitglieder in 
einem Technical Committee in bezug auf ihren Status unterscheiden. Sogenannte P- 
Members nehmen aktiv an der Arbeit des Technical Committees teil, dagegen fol
gen O-Members der Arbeit der Committees als Beobachter mit dem Recht, Kom
mentare abzugeben und an Versammlungen teilzunehmen. Nationale Standardisie
rungsinstitutionen, die weder P- noch O-Member-Status besitzen, haben dennoch 
das Recht, über die endgültige Annahme als Internationaler Standard abzustimmen. 
Das Technical Committee nimmt seine Arbeit auf, wenn eine einfache Mehrheit der 
P-Members dem Vorschlag des Aufgabenbereichs und Arbeitsumfangs (new work

106 Die Abstimmungsmodalitäten werden im Zusammenhang mit der Beschreibung der Technical 
Committees näher erläutert.
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item proposal) zugestimmt haben und wenn mindestens fünf P-Members ihre aktive 
Mitarbeit zugesagt haben.

In der zweiten Phase, Preparatory Stage, entsenden die nationalen Standardisie
rungsinstitutionen mit P-Member-Status ihre Experten ins Technical Committee, die 
dann einen ersten Standardisierungsvorschlag ausarbeiten (Working Draft). Dieser 
wird in der dritten Phase, Committee Stage, an alle nationalen Standardisierungsin
stitutionen verschickt, die zu Kommentaren aufgefordert werden. Diese werden 
wiederum im Technical Committee diskutiert, und es wird ein weiterer Standardi
sierungsvorschlag (Enquiry Draft) ausgearbeitet. Dieser sollte unbedingt auf Basis 
des Konsensprinzips erreicht werden. Kann keine Einstimmigkeit erzielt werden, so 
gilt eine Zwei-Drittel-Mehrheit der P-Members als ausreichend. Die vierte Phase, 
Enquiry Stage, beginnt mit dem Versenden des Enquiry Drafts an alle nationale 
Standardisierungsinstitutionen, die darüber abzustimmen haben. Das Enquiry Draft 
gilt als angenommen, wenn eine Zwei-Drittel-Mehrheit der P-Members für diesen 
Vorschlag ist und nicht mehr als ein Viertel aller abgegebenen Stimmen negativ 
sind. Nationale Standardisierungsinstitutionen, die negativ abgestimmt haben, müs
sen jedoch genau ihre Ablehnung begründen. Dies dient als Grundlage für eine 
eventuell nötig werdende Überarbeitung. Ist das Enquiry Draft angenommen wor
den, kann dieses (oder dessen Überarbeitung) in der nun beginnenden fünften 
Phase, Approval Stage, als Final Draft International Standard zur letzten definitven 
Abstimmung wieder an alle nationalen Standardisierungsinstitutionen verschickt 
werden. Es gelten die gleichen Abstimmungsmodalitäten wie in der vorhergehenden 
Phase. Die Begründungen bei ablehnender Stimmabgabe werden aufbewahrt, damit 
sie bei der fällig werdenden Aktualisierung und Überarbeitung des Internationalen 
Standards berücksichtigt werden können. Die letzte Phase, Publication Stage, wird 
mit der Veröffentlichung des Internationalen Standards abgeschlossen.
Neben Vorgaben zum formalen Vorgehen bei der Standardfindung hat die ISO 
(1992) in den „Directives Part 2“ Angaben zur „Methodology for the development 
of International Standard“ gemacht. Dabei werden auch einige sehr allgemeine Kri
terien für den Inhalt Internationaler Standards angegeben (vgl. ISO 1992, S. 6-7). 
Im Zusammenhang mit der Ausarbeitung von ethischen Branchenstandard ist es von 
Bedeutung, daß mit anderen Gruppen Kontakt aufgenommen und kooperiert wer
den soll, wenn dies erforderlich ist (vgl. ISO 1992, S. 7). Dabei hat die ISO (1986) 
einen eigenen Führer zur Beteiligung von Konsumenten im Standardisierungspro
zeß herausgegeben.

Ist eine Norm als Internationaler Standard veröffentlicht worden, müssen die natio
nalen Standardisierungsinstitutionen über dessen Übernahme oder allfälliger An
gleichung an nationale Begebenheiten entscheiden. Dabei sollte aber aus den obigen 
Ausführungen klar geworden sein, daß die nationalen Stellen stets über den Fort
schritt der Standardisierungsbemühungen im Technical Committee der ISO infor
miert worden sind, verbunden mit der Aufforderung der Diskussion in den dafür 
zutändigen nationalen Gremien. Anschließend muß sich die ISO-Norm am Markt 
durchsetzen können. Geschieht dies nicht, so wird sie nach einiger Zeit wieder aus 
dem Normenkatalog gestrichen.
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1.2 Gründe zur Befolgung von ISO-Normen am Beispiel von ISO 9000 und ISO 
14000

Allgemein werden von Unternehmen ISO-Normen beachtet, weil sie helfen, den na
tionalen und internationalen Handel und Technologietransfer zu vereinfachen, in
dem sie z.B. die Kompatibilität von Schnittstellen im ISDN für digitale Kommuni
kationstechnologien regeln. Wie unterschiedlich die Motive aber auch sein können, 
läßt sich gut am Beispiel der Normen ISO 9000 und ISO 140000 darstellen. ISO 
9000 ist ein Normenwerk, das sich auf das Qualitätsmanagement von Unternehmen 
bezieht. Unternehmen können sich nach der ISO 9000 zertifizieren lassen, wobei 
ihnen von einem Zertifizierungsuntemehmen bescheinigt wird, daß ihr Qualitäts
management den Anforderungen der ISO 9000 genügt. Unternehmen streben des
halb eine Zertifizierung nach ISO 9000 an, weil diese sie am Markt als ein qualitäts
volles Unternehmen ausweist, ohne daß der Kunde dies selbst überprüfen müßte. 
Größtenteils ist eine Zertifizierung nach ISO 9000 für Zuliefer-Untemehmen eine 
Mindestanforderung, die es zu erfüllen gilt, will man den Auftrag erhalten. ISO 
9000 kann der Versicherung gegen Produkthaftung dienen und Informationsbedürf- 
nisse von Kunden befriedigen. In manchen Branchen ist die Zertifizierung nach ISO 
9000 eine absolute Notwendigkeit, um im Markt weiterhin bestehen zu können (vgl. 
Rothery 1995, S. 1-3). Dabei sind auch „Kettenreaktionen“ zu verzeichnen, wenn 
z.B. ein Kunde von seinem Zulieferer eine ISO 9000-Zertifizierung verlangt, was 
diesen Zulieferer zum eigenen Qualitätsausweis wiederum veranlaßt, bei der eige
nen Lieferantenauswahl ebenfalls eine ISO 9000-Zertifizierung zu verlangen. Die 
eigene Qualitätskontrolle des Lieferanten wird somit an eine unabhängige dritte 
Partei, an das Zertifizierungsuntemehmen ausgelagert (vgl. Rothery 1995, S. 5).107 
Eine Zertifizierung nach ISO 9000 wiesen im Juni 1994 bereits 100.000 Unterneh
men im internationalen Wettbewerb auf. Dabei scheint weltweit die Zuwachsrate 
der Zertifizierungen exponentiell zu sein. Es wird geschätzt, daß im Jahr 2000 ca. 
ein bis zwei Millionen Unternehmen nach ISO 9000 zertifiziert sein werden (vgl. 
Rothery 1995, S. 6-7).»o«
Während die Motive zur Zertifizierung nach ISO 9000 also mehr nachfrageindu
ziert sind, sind die Motive für eine Zertifizierung nach ISO 14000 eher durch ge
setzliche Bestimmungen zum Umweltschutz induziert (vgl. Rothery 1995, S. 38). 
Die ISO 14000 bezieht sich auf das Umweltmanagement und berücksichtigt dabei 
Aspekte der Sicherheit und der Gesundheit. Aufgrund der Erfahrungen mit dem 
enormen Bedeutungszuwachs von ISO 9000 im Wettbewerb spielt zusätzlich dabei 
eine Rolle, daß der ISO 14000 eine noch viel größere Bedeutung im Wettbewerbs
prozeß beigemessen wird und daß man auf keinen Fall den Anschluß an den Wettbe
werb verlieren möchte (vgl. Rothery 1995, S. 8).

107 Dabei werden in gewisser Weise auch die Vorstellungen von „Treu und Glauben“ in die Zertifi
zierungsprozeduren miteinbezogen (vgl. Rothery 1995, S. 5).

108 z.T. wird die Umsetzung von ISO 9000 auch als Beitrag zu organisationalen Innovationen ange
sehen (vgl. Miles 1994, S. 251). Zum Spannungsfeld von Organisation der Innovation und In
novation der Organisation vgl. auch Osterloh (1993a; 1993b).
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Ein weiterer zentraler Grund für die wachsende Berücksichtigung von ISO 14000 
liegt darin, daß in der Gesellschaft eine wachsende Sensibilität gegenüber der Um
weltverschmutzung zu verzeichnen ist. Hinzu kommt, daß in bezug auf den Umwelt
schutz nicht nur das einzelne Unternehmen, sondern auch die jeweilige gesamte 
Branche in die Pflicht genommen wird (vgl. Rondinelli/Vastag 1996, S. 106). Inter
nationale Normen wie die ISO 14000 tragen mit dazu bei, daß multinationale Unter
nehmen davon abgehalten werden, z.B. gefährliche Giftstoffe in Entwicklungslän
dern weniger sorgfältig als in Ländern mit äußerst strengen Umweltschutzgesetzen 
zu behandeln.109 Zunehmend reagieren auch Kunden negativ auf Mißmanagement 
im Umweltbereich, und Aktionäre verkaufen ihre Aktien, wenn das entsprechende 
Un-temehmen in einen Umweltskandal verwickelt wird (vgl. Rondinelli/Vastag 
1996, S. 107). Finanzinstitute bieten vermehrt Anlagefonds an, die explizit 
ökologische Standards berücksichtigen (vgl. ebd.; Marthaler/Stem/Brenner 1997). 
Mit einer ISO 14000-Zertifizierung kann ein Unternehmen glaubhafter als durch 
eigene Verlautbarungen allen möglichen Stakeholdem darlegen, daß ökologische 
Belange im Un-temehmen durch ein Umweltmanagement tatsächlich systematisch 
berücksichtigt werden (vgl. Marthaler/Stem/Brenner 1997, S. 93).

1.3 Ethische Branchenvereinbarung zur Grundlegung eines ethischen Branchen
standards als Consensus-Standard

Wie die obige Diskussion gezeigt hat, unterscheiden sich ISO 9000 und ISO 14000 
aufgrund ihrer unterschiedlichen Inhalte auch in den Gründen zu ihrer Befolgung. 
Aus den Gründen zur Befolgung von ISO 14000 lassen sich mögliche Gründe zur 
Gestaltung und Befolgung eines ethischen Branchenstandards ableiten. Ähnlich wie 
in bezug auf den Umweltschutz110 ist auch in bezug auf ethische Probleme eine 
zunehmende Sensibilisierung der Gesellschaft und damit der Konsumenten 
festzustellen. Sieht sich ein Unternehmen einem moralischen Dilemma gegenüber, 
so kann dieses nur auf einer übergeordneten Branchenebene gelöst werden. D.h., 
wie auch beim Umweltschutz ist nicht nur das einzelne Unternehmen, sondern auch 
die jeweilige Branche als Ganze gefordert. Ein aktuelles Beispiel hierzu sind die 
Banken in der Schweiz, die sich im Zuge der Auseinandersetzung um die 
nachrichtenlosen Vermögen von Naziopfem einer Vertrauenskrise ausgesetzt sehen, 
die die gesamte Schweizer Bankbranche betrifft (vgl. o.V. 1997a).
Ähnlich wie bei der ISO 9000 Kunden eine Zertifizierung von ihren Lieferanten 
verlangt haben, fordern auch die Konsumenten zunehmend mehr die Berücksichti
gung von ethischen Anforderungen und unterstützen durch ihre Nachfrage ein ent
sprechendes Angebot. Ein Beispiel dafür ist die Stiftung Max Havelaar. Sie weitete 
ihr Angebot von Produkten, die in Entwicklungsländern unter besonderer Berück-

109 In diesem Zusammenhang sollte die Suche nach umweltgerechten, sauberen Technologien Anlaß 
sein, um „rethinking the way you do business, rethinking the commercial relationships you have 
with your suppliers and customers“ (Roland Clift, Direktor des Center for Environmental Strate
gy at the University of Surrey, zitiert in Rondinelli/Vastag 1996, S. 107).

110 Zur Umweltethik in Unternehmen vgl. z.B. Löhr (1994).
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sichtigung sozialer Aspekte produziert werden, immer mehr aus. Gab es 1992 zu
nächst nur Kaffee mit dem Max Havelaar-Label zu kaufen, so sind inzwischen auch 
Tee, Honig, Schokolade und Bananen mit dem Max Havelaar-Label im  Angebot 
(vgl. Max Havelaar-Stiftung 1995; o.J.). Gerade wenn man die Wirkung der Kun
denanforderungen in bezug auf die Zertifizierung nach ISO 9000 betrachtet, zeigt 
sich deutlich, wie wichtig die bereits erwähnte notwendige Unterstützung des ethi
schen Branchenstandards durch eine entsprechende konsumentenethische Nachfrage 
ist. Nur wenn die Konsumenten immer mehr die Berücksichtigung von ethischen 
Normen bei der Produktion oder der Gestaltung von Produkten zu einem entschei
denden Kaufkriterium machen, kann sich der ethische Branchenstandard als solcher 
auch am Markt etablieren.

Ähnlich wie ISO-Normen im Rahmen von Aushandlungsprozessen entwickelt wer
den, soll nun im folgenden dargelegt werden, daß auch ein ethischer Branchenstan
dard seine Gestaltung Aushandlungsprozessen im Rahmen der ethischen Branchen
vereinbarung verdankt. In Abschnitt II.3 und II.4.2 ist begründet worden, daß eine 
ethische Branchenvereinbarung auf dem Konzept der dialogorientierten Untemeh- 
mensethik nach Steinmann/Löhr basiert. Steinmann/Löhr stützen sich dabei auf das 
wissenschaftstheoretische Fundament der Erlanger Konstruktivisten, wonach die 
W issenschaft nach Maßgabe des Drei-Schritt-Verfahrens111 Probleme aus der 
unmittelbaren Lebenspraxis aufgreifen, Lösungsvorschläge in der symbolgestützten 
L eb en sp ra x is  erarbeiten und diese Lösungen als Anleitung an die Praxis 
zurückgeben soll, so daß man zu einer verbesserten, theoriegestützten Lebenspraxis 
kommen könnte. Die Erlanger Konstruktivisten verfolgen mit dem Drei-Schritt- 
Verfahren die Idee, daß die Lösung für Probleme „in den Reflektionsbemühungen 
der unmittelbaren Lebenspraxis ansatzweise schon angelegt“ (Löhr 1991, S. 27) 
sind.
So lassen sich auch erste Ansätze für einen ethischen Branchenstandard finden, um 
ihn als einen Consensus-Standard vorzuschlagen, der sich de-facto am Markt durch
setzen soll. In diesem Punkt ähnelt der ethische Branchenstandard den ISO-Normen, 
die ihre Entstehung Aushandlungsprozessen verdanken und insofern Consensus- 
Standards sind. Aber auch eine ISO-Norm muß sich am Markt etablieren; findet sie 
hingegen keine Beachtung bzw. wird sie nicht befolgt, so wird sie wieder aus dem 
Normenkatalog gestrichen. Das zu lösende moralische Dilemma ist Teil der un
mittelbaren Lebenspraxis. Im Bereich der symbolgestützten Lebenspraxis wird die 
ethische Branchenvereinbarung vorgeschlagen, die mit der Aufgabe der Normenbe
gründung zur Lösung des moralischen Dilemmas betraut wird. Dabei bildet die 
ethische Branchenvereinbarung die Basis für einen ethischen Branchenstandard zur 
Normenbefolgung.
In bezug darauf, daß ansatzweise schon Lösungen in den Reflexionsbemühungen der 
unmittelbaren Lebenspraxis angelegt sind, kann auf das Prozedere der ISO-Normie- 
rungen verwiesen werden. Sie zeigen, daß in der Untemehmenspraxis bereits Aus
handlungsprozesse  zum Tragen kommen, wenn es um die Standardfindung  geht.

111 Zum Drei-Schritt-Verfahren vgl. Löhr (1991, S. 1-31) sowie die dort angegebene Literatur.
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Insbesondere ist im Zusammenhang mit der Begriffsbestimmung eines ethischen 
Branchenstandards als Consensus-Standard bedeutsam, daß die ISO das Konsens
prinzip als essentiellen Grundsatz ihrer Arbeit betrachtet. Die ausgefeilten Verfah
rensregeln dienen der Operationalisierung bzw. weitgehenden Anwendung dieses 
Konsensprinzips. Wichtig zu bemerken ist, daß in den Abstimmungsdurchgängen 
ablehnende Voten ausführlich begründet werden müssen. Des weiteren bezieht die 
ISO als Vereinigung nationaler Normierungsinstitutionen, die von Unternehmen ge
tragen werden, bei Bedarf Konsumenten- bzw. Verbraucherorganisationen mit ein.
Der ethische Branchenstandard erhält seine ethische Qualifizierung daraus, daß er 
sich den Verhandlungen der ethischen Branchen Vereinbarung verdankt. Diese Ver
handlungen sollen sich von der dialogorientierten Untemehmensethik leiten lassen. 
Mit dem Verweis auf die Aushandlungsprozesse der ISO kann aber nicht nur ge
zeigt werden, daß diese in der Praxis stattfinden und daß man sich in der Praxis am 
Konsensprinzip tatsächlich orientiert und versucht, gute Gründe vorzubringen, wie 
dies durch die Begründung der ablehnenden Voten bei Abstimmungen in der ISO 
geschieht. Es kann damit auch dem möglichen Vorwurf begegnet werden, Ver
handlungen, die sich nach der dialogorientierten Untemehmensethik richten, seien 
praktisch nicht umsetzbar.
Hinzu kommt, daß die ISO-Normen sich de-facto am Markt durchsetzen müssen. 
Auch der ethische Branchenstandard soll sich de-facto am Markt etablieren. Daß 
dies möglich ist, wird im folgenden Abschnitt 2 anhand der Literatur zum dominan
ten Design und den dort zu findenden Praxisbeispielen dargelegt.

2 Standardbildung im Spiel der M arktkräfte: D e-facto-Standards und  
ihre Bedeutung fü r  einen ethischen Branchenstandard

Die Standardbildung im Spiel der Marktkräfte wird in diesem Abschnitt vor dem 
Hintergrund der Frage diskutiert, was ein De-facto-Standard bzw. ein dominantes 
Design ist und wie sich von diesen herkömmlichen Standards ein ethischer Bran
chenstandard unterscheidet. Dazu wird in Abschnitt 2.1 das Phänomen und der Be
griff des dominanten Designs genauer in bezug auf die Grundlagen für die Begriffs
bestimmung eines ethischen Branchenstandards untersucht. Zuerst werden in Ab
schnitt 2.1.1 die Phasen der Branchenentwicklung vorgestellt. Damit wird der Rah
men näher bestimmt, innerhalb dessen die Etablierung eines dominanten Designs zu 
sehen ist und der auch für einen ethischen Branchenstandard relevant wird. Danach 
wird in Abschnitt 2.1.2 der Begriff des dominanten Designs genauer diskutiert, um 
eine Grundlage für den Vorschlag zur systematischen Begriffsbestimmung eines 
ethischen Branchenstandards zu erhalten (Abschnitt 2.1.3).
Abschnitt 2.2 befaßt sich anschließend mit den Prozessen und Einflußfaktoren, die 
zur de-facto Etablierung eines ethischen Branchenstandards beitragen. Dazu werden 
die entsprechenden Ausführungen der Literatur zum dominanten Design hinsicht
lich ihrer Relevanz für den ethischen Branchenstandard aufgearbeitet. Bei den Pro
zessen und Einflußfaktoren handelt es sich um die Frage der exklusiven oder allge
meinen Verwendbarkeit von Innovationen, die Bedeutung der Complementary As- 
sets, das strategische Vorgehen auf Untemehmensebene, die Kommunikation zwi-
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sehen Unternehmen und Kunden sowie um die Bedeutung von Netzwerkextemalitä- 
ten und Bandwagon Effects (Abschnitte 2.2.1 bis 2.2.5).

2.1. Phänomen und Begriff des dominanten Designs: Grundlage fü r  die Begriffsbe
stimmung fü r  einen ethischen Branchenstandard

2.1.1 Phasen der Branchenentwicklung
Die Modelle über den Phasenverlauf der Branchenentwicklung lassen sich grob in 
zwei Gruppen unterteilen: Drei-Phasen- und Zwei-Phasen-Modelle. Sie unterschei
den sich dahingehend, daß die Etablierung des dominanten Designs entweder sich in 
der zweiten Phase vollzieht (Drei-Phasen-Modell) oder als ein Schlüsselereignis das 
Ende der ersten und den Beginn der zweiten Phase markiert (Zwei-Phasen-Modell). 
Das umfassendste aller Modelle ist das von Utterback (1994), das auf die Arbeiten 
von Abemathy/Utterback (1978) und Utterback/Abemathy (1975) zurückgeht und 
auf die sich alle anderen mehr oder weniger explizit beziehen.
Mit seinem Modell möchte Utterback (1994, S. 92) die dynamischen Beziehungen 
zwischen Produktinnovation, Prozeßinnovationen, Organisationsstrukturen sowie 
Markt- und Wettbewerbsstrukturen näher erfassen, um Anküpfungspunkte für stra
tegische Handlungsorientierungen zu bieten. Dazu betrachtet er die dynamischen 
Prozesse, die zum einen in einem Unternehmen und zum anderen in einer Branche 
im Sinne eines Lebenszyklus ablaufen. Die Branche ist definiert „as composed by a 
product dass, i.e. a group of similar products that serve the same market need and 
thus compete directly in the market-place“ (Utterback/Suärez 1993, S. 5). Die Pha
sen ihrer Entwicklung sind für analytische Zwecke eingeteilt: Auf die Fließende 
Phase, in der Produktkonzepte noch nicht ausgereift und Produktionsprozesse insbe
sondere durch hohe Flexibilität gekennzeichnet sind, folgt die Transformationspha
se, in der sich das dominante Design etabliert und die Produktionsprozesse gezielter 
auf das dominante Design ausgerichtet werden können. Den Abschluß des Modells 
bildet die dritte, Spezifische Phase, in der der Wettbewerb um das günstigste Preis- 
Leistungs-Verhältnis geführt wird. Es muß jedoch beachtet werden, daß das erfolg
reiche Bestehen einer Phase zwar eine notwendige, jedoch nicht eine hinreichende 
Bedingung für einen Erfolg in der folgenden Phase ist (vgl. Hariharan/Prahalad 
1994, S. 304-306). Die folgende Abb. 6 (vgl. S. 86) stellt den Phasenverlauf der 
Branchenentwicklung dar.

Die Phasen der Branchenentwicklung sind für Utterback und Koautoren eng mit 
den Phasen der Technologieentwicklung verknüpft. So markiert eine neue Techno
logie bzw. eine technologische Diskontinuität die Entstehung einer neuen Branche 
(vgl. Utterback/Suärez 1993, S. 7) bzw. einen erneuten Durchlauf der Branche 
durch die drei Entwicklungsphasen (vgl. Utterback 1994, S. 99-101). Unter einer 
technologischen Diskontinuität wird eine sprunghafte Entwicklung oder eine radika
le Veränderung nach einer Periode einer bis dahin inkrementalen, d.h. kontinuierli
chen, technologischen Entwicklung verstanden (vgl. Anderson/Tushman 1990, S. 
606-610).
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Product innovation

Fluid Phase Transitional Specific Phase
Phase

Product From high variety, to dominant design, to 
incremental innovation on standardized 
products

Process Manufacturing progresses from heavy 
reliance on skilled labor and general-purpose 
equipment to specialized equipment tended 
by low-skilled labor

Organization From entrepreneurial organic firm to 
hierarchical mechanistic firm with defined 
tasks and procedures and few rewards for 
radical innovation

Market From fragmented and unstable with diverse 
products and rapid feedback to commodity-like 
with largely undifferentiated products

Competition From many small forms with unique products 
to an oligopoly of firms with similar products

Abb. 6: Branchenentwicklungsmodell 
Quelle: Utterback (1994, S. 91 Figure 4-3)
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a) Fließende Phase
Die Fließende Phase in der Branchenentwicklung ist durch Unsicherheiten gekenn
zeichnet. Die neue Produkttechnologie ist noch nicht ausgereift, teuer und oft unzu
verlässig, aber sie erfüllt Bedürfnisse oder Funktionen, die in einer Marktnische 
sehr gefragt sind. Die Unsicherheiten der Fließenden Phase lassen sich in zwei Ar
ten unterteilen: Unsicherheiten bezüglich des relevanten Marktes und technische Un
sicherheiten.
Unsicherheiten bezüglich des relevanten Marktes ergeben sich daraus, daß sich eine 
Produktinnovation oft nicht einfach in bestehenden Märkten behaupten kann. So re
agierte z.B. der Markt für Floppy Disks als externe Speichermedien von Computer
daten lange Zeit nicht auf Produktinnovationen, die die Einführung der heute übli
chen 3,5 Zoll Disketten vorbereiteten. Sowohl die etablierten Hersteller der bis 
dahin üblichen Floppy Disks als auch die etablierten Computerhersteller, die neue 
kompatible Diskettenlaufwerke entwickeln mußten, erkannten zunächst nicht die 
Chancen des neuen Produktes (vgl. Bower/Christensen 1995). Insbesondere bei 
Komplementärprodukten wie z.B. Computerhardware und -Software, Diskette und 
Diskettenlaufwerk bestehen Unsicherheiten über den Markt und darüber welches 
Produkt sich letztendlich durchsetzen w ird.112 Häufig ergeben sich auch 
Unsicherheiten daraus, daß sich eine Produktinnovation erst einen eigenen Markt 
schaffen muß. So bot z.B. die Ampex Corporation als erste bereits 1956 einen 
Videorecorder an. Allerdings war das Gerät mit 50.000 $ sehr teuer (vgl. 
Rosenbloom/Cusumano 1987, S. 54-55). Das Unternehmen glaubte nicht an dessen 
Verbreitung in privaten Haushalten und konzentrierte sich deshalb nur auf Märkte 
für eine professionelle Anwendung in Studios. Andere Unternehmen sahen dies 
anders und investierten über zwei Jahrzehnte lang in die Forschung und 
Entwicklung, bevor in den 80er Jahren Videorekorder für den privaten 
Hausgebrauch angeboten werden konnten.
Technische Unsicherheiten  ergeben sich daraus, daß mit der neuen Technologie 
noch viel experimentiert wird und daß oft verschiedene neue Technologien konkur
rieren. In Anlehnung an Nelson/Winter (1982, S. 277-307) sieht Clark (1985, S. 
236) Unsicherheit als eine notwendige Voraussetzung für das Modell zur Branchen- 
und technologischen Entwicklung von Abemathy/Utterback (1978) an. Ohne Unsi
cherheit wäre seiner Meinung nach der Entwicldungsprozeß eine lediglich triviale 
Selektion eines Designs aus bekannten alternativen Produktdesigns, um bekannte Be
dürfnisse zu befriedigen. Unsicherheit besteht auf Herstellerseite darüber, welche 
der verschiedenen Produkttechnologien am besten die Kundenbedürfnisse befriedi
gen können. Auf Kundenseite herrscht Unsicherheit über die Vorzüge und Anforde
rungen der verschiedenen neuen Technologien.

In der Fließenden Phase der Branchenentwicklung stehen vor allem Produktinnova
tionen und Produkttechnologien im Vordergrund. Es werden eine Vielzahl von 
Produkten mit sehr verschiedenen Designs für mögliche Bedürfnisse und mit unter

112 Zur besonderen Problematik von Kompatibilitätsstandards vgl. z.B. Steinmann/Heß (1993), Heß
(1991), Farrell/Saloner (1987; 1986a; 1986b; 1985), Katz/Shapiro (1985).
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schiedlichen zugrunde liegenden Technologien angeboten. So gab es zu Beginn des 
Jahrhunderts Automobile, die mit ihrem Design ihre Herkunft von Fahrrad- und 
Waggonproduzenten verrieten, aus unterschiedlichen Materialien bestanden und 
große Variationen hinsichtlich des Antriebsmotors aufwiesen (vgl. Abemathy/Clark 
1985, S. 8).
Die technologischen Veränderungen, die der Branchenentwicklung zugrunde liegen, 
ergeben sich aus Interaktionen zwischen Produzenten und Benutzern der neuen Pro
dukte. Die Etablierung eines dominanten Designs ist der vorläufige Endpunkt einer 
Entwicklung, die als „interaction of design hierarchies and market concepts in tech- 
nological evolution“ von Clark (1985) dargestellt wird. Das Design wird einerseits 
bestimmt durch ein zu lösendes Problem sowie dessen Kontext und andererseits 
durch die Form, durch die dieses Problem gelöst werden kann (vgl. Clark 1985, S. 
236). In der Fließenden Phase konkurrieren viele alternative Produktdesigns mit
einander, und die Kundenbedürfnisse haben sich noch nicht klar herauskristallisiert. 
Produktinnovationen und Kundenbedürfnisse bedingen sich jedoch gegenseitig. Zum 
einen beeinflußt das Feedback vom Markt die weitere technologische Entwicklungs
arbeit in den Unternehmen. Verschiedene Designkonzepte beeinflussen aber zum 
anderen die Suche der Kunden nach Beurteilungskriterien für das neue Produkt. 
Die verschiedenen Produkte müssen von den Kunden tatsächlich benutzt und aus
probiert werden, damit sie Informationen erhalten, Anforderungen für Anwendun
gen feststellen sowie Kriterien für die Beurteilung alternativer Produkte und deren 
Funktionsweise entwickeln können (vgl. z.B. Carpenter/Nakamoto 1989). In dieser 
Phase bilden sich die Präferenzen der Kunden heraus. Eine Loyalität zum Produkt 
eines bestimmten Unternehmens kann aufgebaut werden, indem die Lernprozesse 
der Kunden im Umgang mit dem neuen Produkt unterstützt werden (vgl. Utterback 
1994, S. 82; Bhoovaraghavan/Vasudevan/Chandran 1996).
Produktinnovationen der Unternehmen und Kundenbedürfnisse sind über Lernpro
zesse wechselseitig miteinander verknüpft (vgl. Clark 1985, S. 244). Hariharan/Pra- 
halad (1994) orientieren sich bei der Einteilung der Entwicklungsphasen einer 
Branche am Modell von Abemathy/Utterback (1978), sie legen jedoch den Schwer
punkt ihrer Analyse auf Lernprozesse auf Unternehmens- und auf Branchenebene. 
Ohne Lernprozesse zu berücksichtigen, könne ein Branchenentwicklungsmodell die 
dynamischen und evolutionären Prozesse nicht zufriedenstellend erfassen. Sie kriti
sieren damit auch die marktorientierte Strategielehre auf der Basis des Structure- 
Conduct-Performance-Paradigmas (vgl. Mason 1939; Bain 1968; Porter 1981), in 
der lediglich klar definierte Branchen mit bekannten Wettbewerbern und Wettbe
werbsverhalten sowie mit bekannten Wertschöpfungs- und Nachfragestrukturen Ge
genstand der Analyse sind (vgl. Hariharan/Prahalad 1994, S. 290-291). Ihre Be
trachtung konzentriert sich deshalb nicht nur auf den Wettbewerb innerhalb beste
hender Branchenstrukturen, sondern sie berücksichtigen mit ihrem Phasenmodell in 
der ersten und zweiten Phase auch „the competition for structuring an industry“ 
(ebd. S. 290). Lernprozesse auf Unternehmens- und Branchenebene sind für sie eine 
kritische Komponente des Prozesses, durch den eine sich entwickelnde Branche 
strukturiert wird. Wegen der bereits beschriebenen Unsicherheiten ist Lernen vom 
Marktgeschehen ein grundlegender Mechanismus für ein Unternehmen, um mit die
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ser Unsicherheit umgehen zu können.113 Entscheidend ist dabei die Fähigkeit, 
Strategien nach den gelernten Erkenntnissen aus dem  M arktgeschehen 
umzugestalten.

In der Fließenden Phase experimentieren Unternehmen mit verschiedenen Produkt
konzepten, die sich am Markt dem Wettbewerb mit anderen Produktdesigns stellen 
müssen. Dabei ist es besonders wichtig, flexibel auf alle Veränderungen reagieren 
zu können. Deshalb konzentrieren sich die Unternehmen auf Produktinnovationen. 
Das Generieren und Ausprobieren von alternativen Produktdesigns basiert auf Ler
nen aus eigenen Fehlem oder aus Fehlem der Konkurrenz und auf Erkenntnissen 
über die Präferenzen und Bedürfnisse der Kunden. Diese Lernprozesse dienen der 
„Entdeckung“ eines geeigneten Preis-Leistungsverhältnisses und dem Nutzen, den 
sich der Kunde von dem neuen Produkt erwartet (vgl. Hariharan/Prahalad 1994, S. 
300). Darüber hinaus müssen die Unternehmen in dieser Phase viel Uber die neue 
Technologie lernen, um ein möglichst breit anwendbares Wissen und breit angelegte 
Fähigkeiten zu entwickeln. Diese sind notwendig, um zukünftigen Anforderungen 
genügen zu können, wenn sich in der Transformationsphase das dominante Design 
herauskristallisiert. Letztendlich beinhaltet das spätere dominante Design Technolo
gien und bietet Anwendungsmöglichkeiten, die nicht von einem einzelnen Unterneh
men erfunden wurden, sondern von einer Vielzahl von Unternehmen innerhalb 
einer Branche (vgl. Hariharan/Prahalad 1994, S. 302). Das bedeutet, daß ein Unter
nehmen sich ein gewisses Ausmaß an bestimmten Fähigkeiten angeeignet haben 
muß, um im Wettbewerb bestehen zu können. Amit/Schoemaker sprechen in diesem 
Zusammenhang von „Strategie industry factors“ (1993, S. 36), was mit branchen
spezifischen Fähigkeiten übersetzt werden kann (vgl. auch z.B. Anderson/Tushman 
1990, S. 623).

Häufige Wechsel im Produktdesign verhindern die Entwicklung von spezialisierten 
Produktionsprozessen, so daß in dieser Phase die Prozeßinnovationen gering sind. 
In der Produktion werden eher Allzweck- als hochspezialisierte Maschinen einge
setzt, und es werden wegen der häufig wechselnden Designs qualifizierte Fachkräfte 
benötigt (vgl. Utterback 1994, S. 93). Utterback (1994, S. 84) charakterisiert die 
Organisationstruktur von Unternehmen in dieser Phase als organisch im Sinne der 
Kontingenztheorie der Organisation nach Bums/Stalker (1961). Eine organische 
Organisationsstruktur würde es dem Unternehmen erlauben, mit den Unsicherheiten 
der Umwelt umgehen und ausreichende wie relevante Informationen zur Entschei
dungsfindung sammeln und verarbeiten zu können.114 Die innovativen Fähigkeiten 
solcher Unternehmen seien hoch.115

113 Zum Unterschied zwischen marktorientierter und ressourcenorientierter Strategielehre, in der u.a. 
die angesprochenen Lernprozesse thematisiert werden können, vgl. z.B. Porter (1991), zu 
Knyphausen (1993a), Rühli (1994), Osterloh/Frost (1996, S. 142-155).

114 Ähnlich argumentieren Abemathy/Clark (1985, S. 7) in ihrer Untersuchung über verschiedene 
Innovationsarten im Verlauf der Branchenentwicklung.

115 Die kontingenztheoretischen bzw. situativen Ansätze der Organisationstheorie vertreten die Idee, 
daß es für jede Untemehmensumwelt eine bestmöglich passende Organisationsstruktur gibt: für 
turbulente Umwelten eine organische und für stabile Umwelten eine mechanistische Organisati
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b) Transformationsphase
Die zweite Phase, die Transformationsphase, beginnt, wenn sich die Funktionswei
sen des Produktes und die Bedürfnisse sowie Präferenzen der Kunden langsam her
auskristallisiert haben. In dieser Phase entscheidet sich, welches der alternativen 
Produktdesigns das dominante Design bzw. der Branchenstandard wird. Suärez/ 
Utterback (1995, S. 418-419) definieren ein dominantes Design als ein Produkt, das 
beschrieben werden kann „by a few related and commensurable dimensions. A do
minant design [...] is synthesized from more fragmented technological innovations 
introduced independently in prior products and tested and often modified by users 
of those prior products“. Ein dominantes Design ist also in der Lage, ein ganzes 
Bündel von Bedürfnissen der Nutzer relativ vollständig zu befriedigen. Das bedeu
tet jedoch nicht, daß es ganz spezielle Bedürfnisse einer bestimmten Kundengruppe 
befriedigen kann (vgl. Teece 1987, S. 190). Ebenso muß ein dominantes Design 
nicht unbedingt auf der besten oder leistungsfähigsten Technologie basieren, es 
kombiniert vielmehr in ausreichendem Ausmaß viele technische Möglichkeiten für 
viele Marktanforderungen, statt einige wenige optimal zu kombinieren (vgl. Utter
back 1994, S. 25).

Das Herausbilden eines dominanten Designs wird sowohl in den Drei- als auch 
Zwei-Phasen-Modellen als ein einschneidendes Ereignis in der Branchenentwick
lung angesehen (vgl. z.B. Teece 1987, S. 189-191; Utterback/Suärez 1993, S. 1-2). 
Es ist jedoch nicht klar zu beantworten, ob es für die Standardsetzung günstiger ist, 
als First-Mover bereits zu Beginn der Fließenden Phase mit einem neuen Produkt in 
den Markt einzutreten, erst später in der Transformationsphase kurz bevor oder 
nachdem das dominante Design sich herauskristallisiert hat oder erst als letzter 
Nachfolger in der Spezifischen Phase (vgl. z.B. Rosenbloom/Cusumano 1987; 
Tellis/Golder 1996). Im Wettbewerb der Fließenden oder der beginnenden Trans
formationsphase konzentriert sich jedes Unternehmen darauf, das eigene Produkt 
als Standard zu etablieren, weil dies die eigene Wettbewerbsposition positiv beein
flußt. Steht das dominante Design dann fest, verlagert sich der Wettbewerb zugun
sten der Unternehmen, die die breiteren und größeren Fähigkeiten hinsichtlich 
(Produktions-)Prozeßinnovationen und besser entwickelte technische und konstruk
tive Fähigkeiten besitzen. Ohne solche Fähigkeiten können Unternehmen nicht im 
Wettbewerb bestehen (vgl. Utterback 1994, S. 87).
Mit dem eigenen Produkt möglichst nah das zukünftige dominante Design zu tref
fen, ist auch deshalb wichtig, weil nach der Etablierung des dominanten Designs 
dessen Charakteristiken nicht mehr als Differenzierungskriterien im Wettbewerb 
eingesetzt werden können. Statt dessen sind diese Charakteristiken zu auf jeden Fall

onsstruktur. Dagegen ist u.a. einzuwenden, daß situative Faktoren nicht als unveränderlich gege
ben anzusehen sind, daß das Management sich nicht nur an Situationen anpassen muß, sondern 
diese durchaus auch verändern kann, und daß es für eine Umweltsituation verschiedene gleich 
gute Lösungen für die Organisationsgestaltung geben kann. Zur Übersicht und Kritik vgl. z.B. 
Kieser (1995). Allgemein ist am Branchenentwicklungsmodell zu kritisieren, daß nicht neuere 
Organisationsansätze berücksichtigt werden, die der angesprochenen Kritik besser gerecht wer
den. Unberücksichtigt bleiben dadurch z.B. Fragen nach der Bedeutung der Organisationsstruk
tur für die Strategiebildung, vgl. dazu Osterloh/Frost (1996, S. 137-173).
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zu erfüllende Anforderungen geworden, ohne die sich das Produkt gar nicht ver
kaufen ließe (vgl. Utterback 1994, S. 26, 86).
Mit der Herausbildung des dominanten Designs erhöhen sich auch die Eintrittsbar
rieren in den Markt. Die Wirkung des dominanten Designs als Eintrittsbarriere be
steht darin, daß die Unternehmen, die vor seiner Herausbildung schon in den Markt 
eingetreten sind, mehr Zeit zum Lernen und zum Aufbau von ergänzenden Fähig
keiten haben. Sie könnten z.B. verbesserte Serviceleistungen anbieten, Lemkurven- 
effekte116 besser ausnutzen und bessere economies of scale als spätere Folger auf
weisen. Suärez/Utterback (1995) haben Daten aus 6 Branchen zusammengetragen. 
Deren Auswertung hat ihre Hypothese bestätigen können, daß das Eintreten in einen 
Markt vor der Etablierung eines dominanten Designs die Wahrscheinlichkeit des 
Überlebens eines Unternehmens erhöht. Ihre Hypothese, daß ein Eintritt nach des
sen Etablierung die Überlebenswahrscheinlichkeit sinken läßt, konnten sie dagegen 
nur in einer Branche bestätigt finden.

Die Etablierung eines dominanten Designs ist nicht allein an bestimmte Technologi
en gebunden. Im Etablierungsprozeß spielen eine Vielzahl von Faktoren eine Rolle. 
„Because no technology dominates all dimensions of merit, we argued that the clo
sing on an industry Standard is an inherently political and organizational phenome- 
non constrained by technical possibilities“ (Anderson/Tushman 1990, S. 627). 
Anderson/Tushman (1990, S. 617) machen daneben auch noch soziale und politische 
Prozesse verantwortlich. Ebenso spielen Lernprozesse bei den Nutzem der Produk
te (vgl. z.B. Carpenter/Nakamoto 1989) eine Rolle bei der Etablierung eines Pro
duktes als dominantes Design (vgl. z.B. Utterback 1994, S. 51). Weitere Faktoren 
beeinflussen das Herausbilden eines dominanten Designs: ergänzende Fähigkeiten, 
strategisches Agieren der Unternehmen, Kommunikation zwischen Kunden und 
Herstellern, Timing, Branchenregulierung und staatliche Interventionen, die Fähig
keit, interorganisationale Netzwerke117 aufzubauen (vgl. z.B. Utterback 1994, S. 
27-29; Utterback/Suärez 1993, S. 17; Anderson/Tushman 1990, S. 629). Geht es um 
die Herausbildung von Kompatibilitätsstandards kommt darüber hinaus noch der 
Ausbreitungsgrad der bereits installierten Basis hinzu (vgl. z.B. Farrell/Saloner 
1986a; Steinmann/Heß 1993). Um die Verbreitung des eigenen Produkts als domi
nantes Design zu fördern, kann ein Unternehmen auch Lizenzen an andere Unter
nehmen vergeben (vgl. z.B. Teece 1987; Heß 1991, S. 244-246). So konnte sich das 
Videorekorder-System VHS deshalb am Markt als dominantes Design so erfolgreich 
durchsetzen, weil JVC 42 anderen Unternehmen über Lizenzen Zugang zu ihrer

116 Die Lemkurve beschreibt eine Verringerung der Stückkosten um etwa 20 bis 30 Prozent bei einer 
Verdoppelung des kumulierten Outputs eines Produktionsprozesses (vgl. Henderson 1974, S. 
19).

117 Zur Bedeutung z.B. von Joint Ventures für die Etablierung eines dominanten Designs vgl. Gery- 
badze (1991, S. 153-160).
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VHS-Technologie ermöglichte (vgl. Rosenbloom/Cusumano 1987, S. 64 Fn. 55; Ko- 
tabe/Sahay/Aulakh 1996, S. 77).118

Hat sich ein dominantes Design erst einmal durchgesetzt, ist es sehr schwierig, die
ses durch ein neues abzulösen. Je klarer sich in der Transformationsphase heraus
schält, welches Design dominieren wird, um so mehr verlagern sich die Innovatio
nen hin zu Verbesserungen des Produktionsprozesses. Je mehr sich jedoch das do
minante Design herauskristallisiert und sich die mechanistische Organisationsstruk
tur verfestigt, desto mehr läßt die Bereitschaft zu radikalen Innovationen nach. Ma
nagementfähigkeiten sind mehr und mehr gefragt, um das Wachstum und die Struk
turierung der Organisation bewältigen zu können. Je standardisierter das Produkt 
wird, desto spezialisierter wird der Produktionsprozeß und desto mehr nehmen die 
Interdependenzen zwischen den Organisationseinheiten zu. Laut Utterback (1994, S. 
84-85) sind die Unternehmen in dieser Phase häufig nach Produkten oder Regionen 
organisiert, wobei jede Division noch in einem gewissen Umfang die früheren orga
nischen Strukturen repliziert. Mit der Kenntnis des dominanten Designs tätigen die 
Unternehmen größere, irreversible Investitionen (Sunk Costs) für Spezialmaschinen 
im Produktionsprozeß, Vertriebskanäle und Servicedienstleistungen, so daß radikale 
Innovationen immer teurer werden und deshalb immer schwieriger durchzusetzen 
sind (vgl. Hariharan/Prahalad 1994, S. 300; Teece 1987, S. 196).

c) Spezifische Phase
Die Spezifische Phase ist dadurch gekennzeichnet, daß das dominante Design be
kannt ist und sich die Branchenstruktur im Vergleich zu den ersten beiden Phasen 
stabilisiert hat. Der Wettbewerb konzentriert sich auf das Preis-Leistungsverhältnis. 
Da das dominante Design nun vollständig bekannt ist, dienen seine Charakteristika 
nicht mehr als Differenzierungskriterium. Nach Hariharan/Prahalad (1994, S. 290- 
291; vgl. auch Anderson/Tushman 1990, S. 618) sind die strategischen Probleme 
dieser Phase hinlänglich im Rahmen der marktorientierten Strategielehre untersucht 
worden. In der Regel orientieren sich Innovationen in dieser Phase an den Vorga
ben des dominanten Designs. Mit dessen Etablierung gewinnen jedoch Prozeßinno- 
vationen die größere Bedeutung (vgl. z.B. Utterback 1994, S. 82-83). Dabei versu
chen insbesondere etablierte Anbieter einen neuen Standard zu verhindern, um den 
Umsatz mit dem alten Produktdesign nicht zu schmälern (vgl. Conner 1988, S. 10) 
und die Vorteile von economies of scale aufgrund der besseren Position auf der 
Lern- und Erfahrungskurve weiterhin ausnutzen zu können (vgl. Anderson/Tush
man 1990, S. 614). Änderungen im Produktdesign ziehen sofort entsprechende Ver
änderungen in den hochspezialisierten Produktionsprozessen nach sich (vgl. Utter-

118 Gabel (1987, S. 97) unterscheidet zwischen öffentlichen und privaten Standards. Der Zugang 
zum öffentlichen Standard ist unbeschränkt, während der Zugang zum privaten Standard z.B. 
durch Patente verhindert oder durch die Vergabe von Lizenzen ermöglicht werden kann.
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back 1994, S. 96). Oft wird ein dominantes Design erst mit einer technologischen 
Diskontinuität abgelöst (vgl. z.B. Tushman/Anderson 1986).119
Die Wettbewerbsfähigkeit eines Unternehmens in der Spezifischen Phase der Bran
chenentwicklung hängt von drei Bedingungen ab (vgl. Hariharan/Prahalad 1994, S. 
304). Zum ersten muß es mit seinem Produkt dem Kunden einen Nutzenzuwachs in 
Form von besserer Qualität und Zuverlässigkeit bieten (vgl. auch Abemathy/Clark 
1985, S. 5). Zweitens sollte es im Vergleich zu den Konkurrenten in einer günstige
ren Kostensituation stehen. Drittens sollte es in der Lage sein, innerhalb der Vorga
ben des dominanten Designs Innovationen hervorzubringen, die wiederum zur Stei
gerung des Kundennutzens beitragen.
Das dominante Design fungiert in bezug auf technologische Charakteristika als ein 
technologisches Paradigma.120 Dosi (1982, S. 152) definiert ein technologisches Pa
radigma als ,„m odeir and a ,pattem* of solution of selected technological problems, 
based on selected principles derived from natural sciences and on selected material 
technologies“. Weiterentwicklungen innerhalb eines technologischen Paradigmas be
zeichnet er als technologische Trajektorien, die definiert sind als „pattem of .nor
mal* problem solving activity [...] on the ground of a technological paradigm“ (Dosi 
1982, S. 152; Sahal 1985). Je mehr sich die Umwelt in dieser Phase stabilisiert, 
desto mehr wird die Fähigkeit geschätzt, das Unternehmen auf einem stabilen und 
konsistenten Kurs zu halten. Lediglich Ideen, die die bestehende Technologie, den 
bestehenden Produktionsprozeß und die bisherigen Umsätze nicht in Gefahr brin
gen, werden gefördert. Dabei übersehen die etablierten Unternehmen, daß sie bei 
einem zu späten Reagieren auf neue technologische Diskontinuitäten große Wettbe
werb snachteile erleiden können.121
Die Eintrittsbarrieren, die schon in der vorherigen Phase angelegt worden sind, er
höhen sich in der Spezifischen Phase. Hinzu kommt bei zunehmender Stabilität in 
der Branche die stabilisierende Kraft der Zulieferer. Auch bei ihnen bestehen im
mer mehr spezifische Interdependenzen zwischen den Komponenten, die sie zur 
Weiterverarbeitung liefern, und deren Produktionsprozessen. Auch für sie führt 
der Wechsel von Designs oder radikalen Innovationen zu teuren und schwierig 
durchzusetzenden Veränderungen. Damit werden sie einerseits zu einer weiteren 
Eintrittsbarriere, sofern Branchenneulinge auf etablierte Zulieferer angewiesen 
sind. Andererseits können Zulieferer zusätzlich den Wechsel auf eine neue Techno
logie oder einen neuen Standard verzögern (vgl. Utterback 1994, S. 89).

119 Mit einer technologischen Diskontinuität beginnt in der Regel die Branchenentwicklung wieder in 
der ersten, bereits beschriebenen, Phase. Utterback/Suärez (1993, S. 7) sehen in einer technolo
gischen Diskontinuität oft auch die Entstehung einer neuen Branche.

120 Nicht umsonst wird in der Literatur auf Ähnlichkeiten zwischen der Herausbildung eines domi
nanten Designs und eines Paradigmas in der Wissenschaft, wie es Kuhn (1962) beschrieben hat, 
verwiesen (vgl. z.B. Abemathy/Clark 1985, S. 14; Anderson/Tushman 1990, S. 605; Teece 
1987, S. 190).

121 Vgl. dazu das Beispiel aus der Branche der Diskettenhersteller bei Bower/Christensen (1995).
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Im Sinne des Modells ist die Spezifische Phase der „Endzustand“ in der Branchen
entwicklung, aus der nur eine radikale Produkt- oder Prozeßinnovation herausführt 
(vgl. Utterback 1994, S. 97-101).122 „A discontinuity is considered [...] as the begin- 
ning of a ,new‘ industry“ (Utterback/Suärez 1993, S. 7) und bewirkt damit eine er
neute Abfolge der beschriebenen drei Phasen. Allerdings kann festgestellt werden, 
daß die Anzahl der Unternehmen, die erneut die Branchenentwicklung durchlaufen, 
abnimmt. Sind im „ersten Durchlauf* der Entwicklung bereits Unternehmen ausge
schieden, so sind anschließend weniger dabei, wenn der „zweite Durchlauf' beginnt. 
Dies gilt jedoch nicht, wenn sich die Branche in zentralen Charakteristiken ändert, 
wie z.B. im Falle des Einsatzes von Computern für Schreibarbeiten statt Schreibma
schinen, der auch noch für vielfältige andere Arbeitsaufgaben einsetzbar ist (vgl. 
Utterback 1994, S. 100-101).

2.1.2 Begriff des dominanten Designs
In diesem Abschnitt wird ausführlicher der Begriff des dominanten Designs disku
tiert, um darauf aufbauend im folgenden Abschnitt 2.1.3 einen Vorschlag für die 
Begriffsbestimmung des ethischen Branchenstandards entwickeln zu können.
Wie bereits im vorhergehenden Abschnitt dargelegt, bezieht sich das dominante De
sign auf einige miteinander verbundene Dimensionen der Produktgestaltung. Es ist 
in der Lage, ein ganzes Bündel von Kundenbedürfnissen relativ vollständig zu be
friedigen. Oft stellt das dominante Design dabei eine synthetisierte Form verschie
dener technologischer Innovationen dar, die fragmentiert und voneinander unab
hängig bereits in unterschiedlichen früheren Produkten zu finden waren (vgl. 
Suärez/Utterback 1995, S. 418-419). Utterback (1994, S. 26) betont darüber hinaus, 
daß Produktinnovationen und die Etablierung eines dominanten Designs nicht eine 
vorherbestimmte Entwicklungsabfolge, sondern das Ergebnis eines Zusammenspiels 
von technologischen und wettbewerblichen Vorkommnissen sind. Dabei spielen so
ziale, politische, organisationale und interorganisationale Prozesse eine große Rolle 
(vgl. z.B. Anderson/Tushman 1990, S. 627; Tushman/Anderson 1986, S. 444).
In technologischer Hinsicht ist das dominante Design das „Ergebnis“ einer Sequenz 
von Designentscheidungen, die im Verlauf der Zeit von Unternehmen und von Kun
den im Wettbewerbsprozeß getroffen worden sind. Diese Entscheidungen sind be
einflußt von den Charakteristiken der (neuen) Technologie und vom Kontext, in 
dem sich das neue Produktdesign bewähren muß. Clark (1985) erklärt diesen Zu
sammenhang an seinem Modell der Design-Hierarchien. In Anlehnung an Alexander 
(1964) betrachtet Clark (1985, S. 236-237) den Entwicklungsprozeß eines Produkt
designs unter zwei Aspekten. Zum einen geht es um das Erkennen eines Problems, 
das mit Hilfe des neuen Produkts gelöst werden soll. Zum anderen geht es um die 
Suche nach einem geeigneten Design, um dieses Problem zu lösen.123 Clark verwen
det für diese beiden Aspekte die Begriffe des Kontexts und der Form. Ziel ist es,

122 Utterback bezieht sich dazu auf das Beispiel der Automobilindustrie bei Abernathy (1978).

123 Vgl. dazu auch den Zusammenhang von Problemlösungsaktivitäten und der Entwicklung von un- 
temehmensspezifischen Fähigkeiten bei Iansiti/Clark (1994).
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zwischen Form und Kontext im Verlauf der Entwicklung einen „Fit“, also ein opti
males Zueinanderpassen, zu erreichen. Die Unsicherheiten, die diesem Entwick
lungsprozeß zugrunde liegen, ergeben sich daraus, daß Möglichkeiten und Grenzen 
der neuen Technologie und des alternativen Designs noch nicht umfassend bekannt 
sind und der Kontext von allen beteiligten Produzenten und Kunden unterschiedlich 
wahrgenommen und daraus unterschiedliche Schlüsse gezogen werden. Um das 
optimale Zueinanderpassen von Form und Kontext eines Produktes realisieren zu 
können, sind gemeinsame Lernprozesse von Produzenten und Kunden notwendig.
Clarks (1985) Konzept der Design-Hierarchie basiert auf der Idee der Sequenz von 
Designentscheidungen. An einer Design-Hierarchie lassen sich die technologischen 
(Weiter-)Entwicklungen und die Suche nach einem geeigneten Produktdesign zur 
Befriedigung der sich erst entwickelnden Kundenbedürfnisse nach vollziehen. Die 
verschiedenen Äste der Design-Hierarchie repräsentieren verschiedene technologi
sche Trajektorien (vgl. Dosi 1982), die kleine Entwicklungsschritte innerhalb der 
Grenzen eines technologischen Paradigmas darstellen (vgl. Dosi 1982, S. 152). Im 
Verlauf der Entwicklung etabliert sich dann das dominante Design am Markt.124 
Diese Zusammenhänge sind in Abb. 7 dargestellt.

Trajectory A

Abb. 7: Design-Hierarchie und dominantes Design mit Trajektorien 
Quelle: Utterback/Suärez (1993, S. 6 Figure 1)

124 Das Konzept der Design-Hierarchie bezieht sich auf die Entwicklung von alternativen Produktde
signs in einer Branche. Mit der Produktfamilie entwickeln Meyer/Utterback (1993) ein ähnliches 
Konzept auf Untemehmensebene. Produkte bilden zusammen eine Produktfamilie, wenn sie eine 
gemeinsame Basis in Design und Komponenten besitzen, jedoch durch spezifische Merkmale 
und Funktionen für bestimmte Kundensegmente sich voneinander unterscheiden (vgl. ebd., S. 
30).
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Dabei muß das dominante Design aus technologischer Perspektive betrachtet nicht 
unbedingt die neueste Technologie beinhalten. So war z.B. der PC, den IBM 1981 
auf den Markt brachte, weder in bezug auf die Architektur noch auf die Komponen
ten ein technologisch besonders fortschrittliches Produkt (vgl. Teece 1987, S. 188). 
Trotzdem war IBM mit diesem PC sehr erfolgreich und etablierte MS/DOS als füh
rendes Betriebssystem für Computer.
Ein dominantes Design stellt oft eine Kombination von verschiedenen bereits be
kannten Standards dar125 und ist insofern das Ergebnis einer gelungenen Kombi
nation von technologischen, ökonomischen und organisationalen Faktoren (vgl. 
Suärez/Utterback 1995, S. 417). Ein dominantes Design wird durch soziale, politi
sche, organisationale und interorganisationale Prozesse am Markt etabliert (vgl. 
z.B. Anderson/Tushman 1990, S. 627). In der Komplexität und Vielzahl dieser Pro
zesse sehen Anderson/Tushman (1990, S. 617, 624) auch den Grund, warum ein do
minantes Design nicht unbedingt den technologisch neuesten Entwicklungen ent
spricht und warum sich ein dominantes Design auch nicht ex ante Voraussagen läßt.
Angesichts der Vielzahl von Einflußfaktoren kann ein dominantes Design zweifels
frei nur ex post erkannt werden. Hat sich ein Design durchgesetzt, so gibt es den 
Rahmen vor, in dem Verbesserungen vorgenommen werden (können). Es lassen 
sich jedoch manchmal Hinweise auf zukünftige Entwicklungen ausmachen (vgl. 
Utterback 1994, S. 48-54). So kann es sein, daß ein dominantes Design von einem 
neuen auf dieselbe Art abgelöst wird, wie es sich selbst am Markt durchgesetzt 
hat.126

Deshalb empfiehlt Utterback (1994, S. 51), daß bei der Entwicklung von innovati
ven Produkten darauf geachtet werden muß, inwieweit sie sich in den bestehenden 
Kontextbedingungen einfügen. Darüber hinaus müssen sich die Unternehmen Fähig
keiten erarbeiten, um einerseits selbst Innovationen hervorbringen und andererseits 
auf Innovationen anderer Unternehmen schnell reagieren zu können. In ihrer empi
rischen Untersuchung äußern Anderson/Tushman (1990, S. 625) die Vermutung, 
daß der Etablierungsprozeß eines dominanten Designs von Branchenneulingen und 
etablierten Unternehmen eine Kombination von neuem Denken und institutioneller 
Erfahrung abverlangt, um im Wettbewerb bestehen zu können. Sie betonen (vgl. 
ebd., S. 629), daß, gerade weil dominante Designs nicht im voraus erkennbar und 
interorganisationalen Einflüssen ausgesetzt sind, Unternehmen in der Lage sein 
müssen, ihre technologischen Fähigkeiten mit Fähigkeiten, Netzwerke und Koalitio
nen einzugehen, kombinieren müssen. Nur so können sie die Etablierung eines do
minanten Designs aktiv mitgestalten.

125 Wobei der Begriff Standard in diesem Zusammenhang sehr eng gefaßt ist und sich lediglich auf 
die Auswahl von technischen Alternativen bezieht (vgl. Suärez/Utterback 1995, S. 417). Im Un
terschied dazu geht der Begriff des dominanten Designs explizit über die Frage der bloßen tech
nologischen Alternativen hinaus.

126 Utterback führt dazu als Beispiel die Umstellung von Gaslampen auf elektrische Glühbirnen an, 
die sich auf die gleiche Art in privaten Haushalten durchgesetzt haben wie vor ihnen die Gaslam
pen gegenüber Kerzen. Eine ausführliche Beschreibung dieses Beispiels findet sich bei Utterback 
(1994, S. 57-78).
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In den vielfältigen sozialen, politischen und organisationalen Prozessen sowie in den 
Sequenzen der Designentscheidungen im Rahmen der technologischen Paradigmen 
und Trajektorien spielen Lernprozesse eine bedeutende Rolle. Das dominante De
sign ist diesbezüglich als Ergebnis von verschiedenen Lernprozessen zu verstehen 
(vgl. z.B. Utterback 1994, S. 23-24; Gerybadze 1991, S. 157; Clark 1985). Es geht 
dabei um Lernprozesse auf Hersteller- wie auch auf Kundenseite.
Auf Herstellerseite geht es um das Experimentieren mit alternativen Produktdesigns 
und um die Suche nach neuen Funktionen, die das neue Produkt wahmehmen könn
te. Keiner der Anbieter hat eine vollständige Übersicht über den Markt, und keiner 
bietet ein Produkt an, das perfekt die vom Kunden gewünschten Funktionen erfüllen 
könnte. Die Hersteller lernen aus eigenen Fehlem, aus Experimenten, aber auch von 
Erfolgen oder Fehlschlägen der Konkurrenz.

Die Kunden werden dabei mit einem völlig neuen Produkt konfrontiert. Ihre Präfe
renzen und ihre Vorstellungen, z.B. wie dieses Produkt gut zu handhaben sei und 
welche Funktionen es mindestens erfüllen können müßte, sind noch nicht stark aus
geprägt. Auch sie lernen erst im ständigen Umgang und Benutzen des Produktes, 
was das Produkt leisten kann und was es ihrer Meinung nach leisten sollte (vgl. 
Clark 1985, S. 238). Es liegt an den Herstellern, den Kontakt zu ihren Kunden zu 
halten und im Austausch mit ihnen in gemeinsamen Lernprozessen ständig das Pro
dukt zu verbessern (vgl. Clark 1985, S. 244-247). Gesucht ist das optimale Produkt
design, das eine Problemlösung in einem bestimmten Kontext bietet.
Den Herstellern eröffnen sich hier zwei Chancen. Zum einen können sie bisher un
artikulierte Kundenbedürfnisse mit technologischen Möglichkeiten der Produktge
staltung zur Bedürfnisbefriedigung verbinden (vgl. Abemathy/Clark 1985, S. 
10 ).127 Ein Beispiel hierfür ist der Walkman von Sony, der das bis dahin 
unartikulierte Bedürfnis des ortsunabhängigen Musikhörens befriedigte. Zum 
anderen haben Produzenten hier die Chance, die Vorstellungen der Kunden von 
dem neuen Produktdesign nachhaltig zu beeinflussen. Damit kann ein First-Mover 
erreichen, daß die Kunden am Beispiel seines Produktdesigns die Anforderungen an 
das neue Produkt nachhaltig definieren und daß somit alle nachfolgenden neuen 
Produkte anderer Unternehm en an dem  ersten gem essen werden (vgl. 
Carpenter/Nakamoto 1989, S. 286). Ein Beispiel hierfür ist das dominante Design 
für Schreibmaschinen, das von dem Unternehmen Underwood gesetzt wurde. 
Wichtige Kennzeichen dieses Designs sind die QWERTY-Tastaturbelegung, Ansicht 
des gerade Geschriebenen, Wechsel von Groß- und Kleinbuchstaben und eine 
Tabulatorfunktion. Damit wurde definiert, „how the typewriter was supposed to 
look and operate in the minds of both typists and other typewriter producers“ 
(Utterback 1994, S. 25).™

127 Abemathy/Clark (1985, S. 10) sprechen in diesem Zusammenhang von einer architekturalen 
Innovation. Architekturale Innovationen verändern die Wettbewerbsstruktur in einer bestehenden 
Branche.

128 Hervorhebungen z.T. im Original.
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Hat sich erst einmal ein dominantes Design etabliert, verlagert sich der Wettbewerb 
vom Design zum Preis. Das hat zwei Gründe. Erstens stellt ein dominantes Design, 
dem alle Branchenuntemehmen folgen, kein Differenzierungskriterium  mehr dar. 
Es definiert die (Mindest-)Anforderungen, denen ein Produkt genügen muß (vgl. 
Suärez/Utterback 1995, S. 419). So konnte sich keine alternative Tastaturbelegung 
gegenüber dem QWERTY-Design durchsetzen,129 und es ist auch später von den 
Computerherstellern übernommen worden. Die Merkmale eines dominanten De
signs können nicht mehr als Vorteil gegenüber Konkurrenzprodukten beworben 
werden.130
Darüber hinaus trägt ein dominantes Design dazu bei, daß viele Anforderungen be
reits vorausgesetzt werden und implizit in jeder neuen Produktvariante enthalten 
sein müssen. Utterback (1994, S. 25-26) fragt in diesem Zusammenhang, wer 
eigentlich noch als Anforderung an ein Auto verlangen würde, daß es einen elektri
schen Starter oder Scheibenwischer habe. Dies würde als selbstverständlich voraus
gesetzt. Mit der Herausbildung des dominanten Designs fallen für das Unternehmen 
Differenzierungsmöglichkeiten aus. Deshalb ist es wichtig, daß Strategien für den 
Wettbewerb nach der Etablierung des dominanten Designs entwickelt werden (vgl. 
Gabel 1987, S. 115).

Die Reduzierung der Unsicherheit ist der zweite  Grund für die Verlagerung des 
Wettbewerbs vom Design zum Preis. Unsicherheiten bestehen auf Produzentenseite 
hinsichtlich der zu wählenden Produkttechnologie, die am besten Kundenbedürfnis
se zu befriedigen vermag, und auf Kundenseite hinsichtlich der Vorzüge und An
forderungen an die neuen Technologien und Produkte. Mit der Etablierung eines 
dominanten Designs werden diese Unsicherheiten zunehmend abgebaut.
Dies läßt sich am Beispiel von Kompatibilitätsstandards zeigen. Mit Kompatibilitäts
standards werden die Schnittstellen zwischen zwei Komplementärgütem definiert 
(vgl. Farrell/Saloner 1987, S. 1), z.B. das Zusammenpassen von Computerhardware 
und -Software. Die Unsicherheiten werden in diesem Fall über positive Nachfrager- 
Netzwerkextemalitäten reduziert. Als positive Nachfrager-Netzwerkexternalität 
wird der Effekt bezeichnet, daß die Erhöhung der Nachfrage nach dem einen Pro
dukt auch zur Erhöhung der Nachfrage nach einem kompatiblen Komplementärpro
dukt beiträgt. Produzenten können Kostendegressionseffekte aufgrund der gestiege
nen Nachfrage realisieren und in Form von Preisnachlässen an die Kunden weiter
geben, was zur weiteren Attraktivitäts- und Nachfragesteigerung beiträgt (vgl. 
Steinmann/Heß 1993, S. 170; Katz/Shapiro 1985).

129 Für eine genaue Darstellung des dominanten Designs von Schreibmaschinen vgl. z.B. Utterback 
(1994, S. 1-21).

130 Weil ein dominantes Design zudem ein ganzes Bündel von Bedürfnissen der Kunden relativ voll
ständig zu befriedigen kann, geht man im allgemeinen davon aus, daß das Konzept des dominan
ten Designs vor allem im Massen-Konsumgütermarkt eine große Rolle spielt, wo Kundenbedürf
nisse relativ homogen sind (vgl. z.B. Teece 1987, S. 190). Ähnlich ist Utterback (1994, S. 54 
Anm. 1, S. 103-122) der Meinung, daß auf Industriegütermärkten oder Märkten ohne Massen
produktion Produktionsprozeßinnovationen wichtiger sind als die Herausbildung eines dominan
ten Designs.
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Die Reduzierung der Unsicherheit durch die Etablierung eines dominanten Designs 
wirkt sich auch auf die Produktionsprozesse aus. Waren diese vor der Herausbil
dung des dominanten Designs noch gekennzeichnet durch Flexibilität, durch die 
Verwendung von unspezifischen Maschinen und insbesondere durch die Nutzung 
der Fähigkeiten und des Wissens der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, so können 
sie nun aufgrund der Stabilität des Designs standardisiert werden. Mit der Aufhe
bung der Unsicherheit über die Frage, welches Produktdesign dominieren wird, be
kommen Produktionsprozeßinnovationen immer größere Bedeutung, weil durch 
Spezialisierungen und Standardisierung Kosten gesenkt werden können. Die Kunden 
werden preisbewußter und für die Produzenten beginnt ein Wettbewerb um Prozeß- 
innovationen, um effizienter produzieren und das eigene Produkt billiger anbieten 
zu können (vgl. Utterback 1994, S. 30; Teece 1987, S. 190).

2.1.3 Vorschlag zur systematischen Begriffsbestimmung eines ethischen Branchen
standards als Consensus- und De-facto-Standard

In Abschnitt III. 1.3 ist begründet worden, daß die ethische Branchenvereinbarung 
die Grundlage für einen ethischen Branchenstandard bildet und daß letzterer seine 
Qualifizierung als ethischer Standard den dialogethischen Verhandlungsprozessen 
zwischen den Beteiligten verdankt. Deshalb kann er als Consensus-Standard gelten. 
In diesem Abschnitt soll nun ein Vorschlag erarbeitet werden, um den ethischen 
Branchenstandard als einen -  ethisch fundierten -  De-facto-Standard systematisch 
begrifflich fassen zu können. Dies soll nun in Auseinandersetzung mit den vorheri
gen Ausführungen zum Begriff des herkömmlichen dominanten Designs und in be
zug auf die Branchenentwicklung diskutiert werden.
Der ethische Branchenstandard erhält aus der ethischen Branchenvereinbarung her
aus eine klare Aufgabe: Er soll unter Ausnutzung des Marktgeschehens durch seine 
Etablierung als De-facto-Standard das moralische Dilemma lösen. Es ist diese ethi
sche Dimension der Lösung des moralischen Dilemmas, die den entscheidenden Un
terschied zwischen einem ethischen Branchenstandard und einem herkömmlichen 
dominanten Design ausmacht. Diese ethische Dimension ist als eine zusätzliche Di
mension zu verstehen. D.h., daß als notwendige Bedingung ein ethischer Branchen
standard alle Ansprüche erfüllen muß, die auch an ein herkömmliches dominantes 
Design gestellt werden. Darüber hinaus muß er jedoch, als hinreichende Bedingung, 
zur Lösung des moralischen Dilemmas auch ethische Anforderungen erfüllen, die in 
der ethischen Branchenvereinbarung vorgegeben worden sind.

Wie ein herkömmliches dominantes Design wird auch der ethische Branchenstan
dard relativ vollständig ein ganzes Bündel von Kundenbedürfnissen befriedigen 
können müssen. Genauso wird er sich auch auf ein Produkt beziehen, das mit eini
gen miteinander verknüpften Dimensionen beschrieben werden kann und als eine 
synthetisierte Form verschiedener fragmentierter innovativen Technologien aus 
verschiedenen Produkten zu verstehen ist.131 D.h., als notwendige Bedingung ist zu

131 Vgl. dazu die Definitionen des dominanten Designs z.B. bei Suärez/Utterback (1995, S. 418- 
419) oder Teece (1987, S. 190).
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beachten, daß das Produkt des ethischen Branchenstandards wesentliche Bedürfnisse 
und Funktionen des herkömmlichen Produktes nicht vernachlässigen darf. Dies 
kann man am Beispiel der Schreibmaschine aus dem Zitat von Utterback (1994, S. 
25) ableiten, wonach das dominante Design definiert, „how the typewriter was sup- 
posed to look and operate in the minds of both typists and other typewriter pro- 
ducers“.132 Demnach hat ein Produkt, das der gängigen Vorstellung von Ansicht 
und Funktionstüchtigkeit nicht entspricht, am Markt schlechte Chancen.
Diese beiden Aspekte werden bei der Gestaltung des ethischen Branchenstandards in 
den Aushandlungsprozessen der ethischen Branchenvereinbarung berücksichtigt. In 
diesen Aushandlungsprozessen geht es darum, daß Unternehmen, Konsumenten und 
andere Stakeholder gemeinsam nach einer Lösung des moralischen Dilemmas su
chen. D.h., Konsumenten und andere Stakeholder äußern ihre Wünsche und Anfor
derung in bezug auf die Berücksichtigung von ethischen Anforderungen. Je intensi
ver Konsumenten an diesem Prozeß beteiligt sind, desto größer ist die Chance der 
Unternehmen, daß ihr ethischer Branchenstandard die Konsumenten nachhaltig so 
überzeugt, daß mögliche Nachahmerprodukte an den Kriterien des ethischen Bran
chenstandards gemessen werden.133 Hier zeigt sich die notwendige wechselseitige 
Unterstützung von Konsumenten- und Untemehmensethik.
Als hinreichende Bedingung kann aber darüber hinaus angenommen werden, daß 
für eine Etablierung eines ethischen Branchenstandards hinsichtlich der Kundenbe
dürfnisse die Erfüllung ethischer Anforderungen ein wesentlicher Bestandteil sein 
dürfte. Daß der ethische Branchenstandard sowohl der notwendigen als auch der 
hinreichenden Bedingung genügen muß, soll anhand von einigen evidenten Beispie
len im folgenden dargelegt werden.134
Wie berichtet, ist der Absatz von wasserbasiertem Kontaktklebstoff der Firma Hen
kel in Lateinamerika vollständig eingebrochen. Eine mögliche Ursache dafür könnte 
darin liegen, daß der wasserbasierte Kontaktklebstoff gegenüber dem lösungsmittel
haltigen etwas langsamer seine Klebewirkung entfaltet, daß aber genau die schnelle 
Klebewirkung das entscheidende Kaufkriterium ist. Das hieße, daß der wasserba
sierte Klebstoff die notwendige Bedingung nicht erfüllen konnte. Ein anderes Bei
spiel wäre die Einführung von Haarsprays in Sprühdosen, die zum Schutz der 
Ozonschicht ohne FCKW oder andere Stoffe auskommen. Es darf angenommen 
werden, daß sich die verschiedenen Sprühdosen am Markt nicht durchgesetzt hätten, 
wenn das Haarspray nicht mehr in üblicher Weise für den Halt der Frisur gesorgt 
hätte. Mit zunehmender Nachfrage nach Haarspray in ozonunschädlichen Sprühdo
sen konnten diese aufgrund des steigenden Absatzes darüber hinaus auch günstiger 
angeboten werden als zu Beginn ihrer Markteinführung.

132 Hervorhebungen z.T. im Original.

133 Die Aushandlungsprozesse werden ausführlich in Abschnitt IV.3 behandelt.

134 Dabei sei ausdrücklich darauf hingewiesen, daß mit diesen Beispielen nicht einem naturalisti
schem Fehlschluß erlegen werden soll (vgl. Löhr 1991, S. 131-135), sondern daß sie lediglich 
der -  lebenspraktischen -  Illustration bei dem Versuch der Begriffsbestimmung des ethischen 
Branchenstandards dienen sollen.
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Daß aber (umwelt-)ethische Anforderungen an ein Produkt im Sinne einer hinrei
chenden Bedingung zu einem Kaufargument werden können, kann aus den Ergeb
nissen einer Marktforschungsstudie von EMNID von 1993 über ethische Kaufmoti
ve abgeleitet werden. Lübke (1995, S. 114) zieht aus den Ergebnissen den Schluß, 
daß es zwar „den“ ethischen Verbraucher noch nicht gebe. Allerdings läge das Pro
blem weniger darin, daß dem Verbraucher humanistische Werte nahegebracht wer
den müßten, sondern bestünde vielmehr in dem Fehlen einer „notwendige[n] Infor
mationsbasis, um ihrem Handeln die ,ethisch richtige Richtung“ zu geben“ (ebd.). 
Die Ergebnisse würden des weiteren darauf hinweisen, daß ein großes Marktpoten
tial besteht für Produkte mit Gütesiegel, die z.B. auf Umweltschutz oder humanitäre 
Aspekte hinweisen. Steigende Absatzzahlen für Produkte mit dem TransFair-Siegel 
für fairen Handel mit Produzenten aus Entwicklungsländern würden die Vermutung 
für ein solches Marktpotential stützen (vgl. ebd. S. 116).135 Zu einer ähnlichen Ein
schätzung kommen auch Schmutz Cattaneo/Buser (1996, S. 260) von der Max Have- 
laar-Stiftung, die feststellen, daß immer mehr Menschen im Norden Entwicklungs
politik und Armutsbekämpfung durch eine bewußte Auswahl von Produkten be
treiben würden.

Beim Kauf von Produkten mit dem Max Havelaar-Label oder anderen TransFair- 
Siegeln muß der Käufer aber einerseits sicher sein können, daß die Qualität der 
Produkte den üblichen Anforderungen entspricht. Das entspricht der notwendigen 
Bedingung. Andererseits müßte aber auch eine Garantie dafür bestehen, daß die Er
löse aus dem höheren Preis solcher Label-Produkte auch tatsächlich der Bestim
mung gemäß zur sozialen und ökonomischen Unterstützung der Produzenten und 
ihrer Mitarbeiter in den Entwicklungsländern verwendet werden. Damit geht es um 
die Erfüllung der hinreichenden Bedingung.
Nachdem nun dargestellt worden ist, daß der Begriff des ethischen Branchenstan
dards im Vergleich zu einem herkömmlichen dominanten Design mehr Ähnlichkei
ten als Unterschiede aufweist, sollen im folgenden Besonderheiten für die Bran
chenentwicklung diskutiert werden. Die Besonderheiten ergeben sich aus der Be
rücksichtigung der ethischen Dimension sowie daraus, daß Produkte des zu etablie
renden ethischen Branchenstandards in Konkurrenz treten zu herkömmlichen Pro
dukten, die bisher am Markt angeboten werden und eigentlich auch vom morali
schen Dilemma betroffen sind.
Daraus ergibt sich, daß ein Produkt des zu etablierenden ethischen Branchenstan
dards einerseits mit den übrigen, bereits am Markt bestehenden herkömmlichen 
Produkten konkurrieren muß und daß es sich andererseits aber möglicherweise ge
genüber anderen ethischen Standardisierungsversuchen durchsetzen muß. Dies kann 
am Beispiel der handgeknüpften Teppiche verdeutlicht werden. Zum einen muß sich

135 Laut einer EMNID-Umfrage von 1994 kannten 22% der Befragten in Deutschland die Organisa
tion TransFair, eine Koalition aus Entwicklungsorganisationen, Verbänden, Stiftungen, Verbän
den, Verbraucherorganisationen und Dritte-Welt-Initiativen. Der Absatz von Kaffee mit dem 
TransFair-Siegel hatte bis Ende 1994 rund 1% Marktanteil am deutschen Kaffeemarkt (vgl. 
Baum 1995, S. 127-130). In der Schweiz stieg der Marktanteil von Max Havelaar-Kaffee im De
tailhandel auf 5% im ersten Jahr (vgl. Schmutz Cattaneo/Buser 1996, S. 260).
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ein nicht von Kindern geknüpfter Teppich mit dem Rugmark-Label am Markt ge
genüber Teppichen durchsetzen, die wie bisher von Kindern geknüpft worden sind. 
Zum anderen entsteht aber auch ein Wettbewerb um die Position als De-facto-Stan- 
dard zwischen den Rugmark-Teppichen der Rugmark-Foundation und den Cair & 
Fair-Teppichen, deren Label vom Bundesverband der Orientteppich-Importeure 
vergeben wird.

Der Versuch, einen ethischen Branchenstandard zu etablieren, kann als ein erneuter 
Durchlauf der Phasen der Branchenentwicklung gewertet werden.136 Dies deshalb, 
weil das Produkt des ethischen Branchenstandards sich in der gleichen Produktkate
gorie bewegt wie die bereits bestehenden Produkte. So definieren denn auch Utter- 
back/Suärez (1993, S. 5 Fn. 2) eine Branche mit Bezug auf eine Produktkategorie, 
in der eine Gruppe von ähnlichen Produkten den gleichen Markt bedient.137 In An
lehnung an Tellis/Golder (1996, S. 66) können Produkte des zu etablierenden ethi
schen Branchenstandards als eine -  ethische -  Kategorienerweiterung angesehen 
werden. Erweiterungen einer bestehenden Produktkategorie verstehen sie als „a 
subset of a category consisting of competing brands that a target segment perceives 
as close subsitutes for each other, but not for brands in the parent category [...] Ca
tegory extensions differ from the parent category in at least one key attribute and 
develop their own character, distinct from product, competitive, and consumer cha
racteristics“ (Tellis/Golder 1996, S. 66).138
Gegenüber der „parent category“ liegt dann der Unterschied hinsichtlich eines zen
tralen Schlüsselattributes in der ethischen Dimension, also in den Bemühungen, mit 
Hilfe des ethischen Branchenstandards das moralische Dilemma zu lösen. Dabei soll
te offen gehalten werden, was alles als ethisches Schlüsselattribut des Produktes gel
ten kann. Es kann sich einerseits direkt auf Design, Funktion oder Bestandteile des 
Produktes beziehen. Andererseits kann das ethische Schlüsselattribut sich aber auch 
auf sogenannte unmoralische Nebenprodukte beziehen. Diese beiden Fälle sollen 
hier kurz erläutert werden.
Im ersten  Fall beziehen sich die ethischen Schlüsselattribute direkt auf Design, 
Funktion oder Bestandteile des Produktes. Hier kann an das Modell der Design-Hie- 
rarchie von Clark (1985) angeknüpft werden, bei dem es ja  um die Frage der Über
einstimmung von Form und Kontext in bezug auf ein Produktdesign geht. Clark 
(1985, S. 236) bezieht sich hier auf Alexander (1964, S. 15-16), der den Entwick
lungsprozeß eines Designs dadurch charakterisiert, daß ,,[e]very design problem be
gins with an effort to achieve fitness between two entities: the form and the context. 
The form is the solution to the problem; the context defines the problem“. Bei 
einem zu etablierenden ethischen Branchenstandard ergibt sich der Kontext aus der 
Existenz des moralischen Dilemmas. Die Frage der Form bezieht sich dann darauf,

136 Zum erneuten Durchlauf der Branchenentwicklung vgl. z.B. Utterback (1994, S. 99-101).

137 Eine neue Branche in bezug auf den ethischen Branchenstandard zu definieren erscheint deswe
gen nicht sinnvoll, weil angesichts der Existenz eines moralischen Dilemmas von einem bereits 
bestehenden, am Markt angebotenen Produkt ausgegangen werden kann.

138 Hervorhebungen nicht im Original.
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inwieweit das moralische Dilemma und dessen Ursachen mit der Produktgestaltung 
Zusammenhängen und deshalb mit Hilfe eines ethischen Branchenstandards gelöst 
werden können.
Dies kann am Beispiel des Kontaktklebstoffes verdeutlicht werden. Eine Ursache 
des moralischen Dilemmas liegt in dem Problem der gesundheitsschädigenden Wir
kung der Rezeptur lösungsmittelhaltiger Kontaktklebstoffe, wenn diese als Schnüf
felstoffe mißbraucht werden. Dies ist ein Aspekt des Kontexts. Die gesundheitsschä
digende Wirkung kann etwas reduziert werden, wenn in der Rezeptur das Lösungs
mittel Toluol gegen Cyclohexan ausgetauscht wird. Die Gesundheitsgefährdung 
kann jedoch verhindert werden, wenn auf eine wasserbasierte Rezeptur umgestellt 
wird. Die Veränderung der Rezeptur entweder durch den Austausch von Inhalts
stoffen oder durch die Wasserbasierung betreffen Fragen der Form des Designs als 
Lösung für das Problem der Gesundheitsschädigung, das durch den Kontext 
gegeben ist.
Im zweiten Fall richten sich die ethischen Schlüsselattribute auf die Beseitigung un
moralischer Nebenprodukte des betrachteten Produkts. Mit dem Begriff des unmo
ralischen Nebenprodukts wird der Sachverhalt zum Ausdruck gebracht, daß nicht 
das Produkt selbst moralisch fragwürdig ist, „vielmehr erscheint die mit dem Kauf 
des Konsumgutes einhergehende Rechtfertigung von anderen Handlungen des Pro
duzenten des Konsumgutes als problematisch“ (Priddat 1996, S. 1072). Wenn es 
aber keinen Markt für unmoralische Nebenprodukte gibt, werden sie moralisch an 
das Standardprodukt gekoppelt und -  laut Priddat (1996; 1997) -  boykottiert.139 
Damit wird erhofft, eine Wirkung hinsichtlich Verhinderung der unmoralischen 
Nebenprodukte zu erzielen. Eine derartige moralische Nachfragekoppelung führt 
somit zu der Eröffnung eines Quasi-Marktes (vgl. Priddat 1996, S. 1072). Priddat 
(1996) macht diesen Sachverhalt am Beispiel des Versenkungsvorhabens der Brent 
Spar durch den Shell-Konzern deutlich. Damals stand nicht die Produktqualität zur 
Debatte, sondern der Umgang des Shell-Konzems mit der Umwelt (vgl. Priddat 
1996, S. 1074).140 Auf dem „Quasi-Markt für Umweltschutz“ schnitt das Angebot 
des Shell-Konzems im Sinne der wahrgenommenen und zu befürchtenden Meeres
verschmutzung schlecht ab, weshalb Produkte der Konkurrenz gekauft wurden, die 
auf dem „Quasi-Markt für Umweltschutz“ keine Meeresverschmutzung durch die 
Versenkung einer Plattform „im Angebot“ hatten.
In bezug auf Produkte des zu etablierenden ethischen Branchenstandards kann argu
mentiert werden, daß es sich dabei um Produkte mit ethischen Nebenprodukten han-

139 Dabei ist anzumerken, daß Priddat (1996; 1997) den moralischen Konsum hauptsächlich aus der 
Boykott-Perspektive betrachtet. Damit wird aber vernachlässigt, daß Konsumenten sich auch ak
tiv für ein Angebot entscheiden, bei dem sie durch ihren Kauf aktiv moralische Belange unterstüt
zen können, wie dies z.B. durch die TransFair-Siegel angestrebt wird.

140 Eine ethische Branchenvereinbarung müßte in einem solchen Fall zu einem einheitlichen Vorge
hen aller anderen, zukünftig auch möglicherweise betroffenen Unternehmen führen. Tatsächlich 
hat ein Vertreter der UK Offshore Operators Association festgestellt, daß ,,[t]he clear lesson from 
Brent Spar is the need for the industry to communicate with its stakeholders“ (zitiert in Corzine 
1995, Hervorhebung nicht im Original).
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delt, wobei das ethische Schlüsselattribut sich dann auf diese Nebenprodukte be
zieht.141 Konsumenten, die ein Produkt des ethischen Branchenstandards kaufen, 
nehmen so eine Nachfragekoppelung in bezug auf ein ethisches Nebenprodukt vor. 
Die ethischen Schlüsselattribute können sich dabei auf den Produktionsprozeß bezie
hen: z.B. indische Teppiche, die nicht von Kindern geknüpft worden sind. Sie kön
nen aber auch die Zahlung fairer Preise betreffen, wie es bei den Produkten mit 
dem Max Havelaar- oder TransFair-Label der Fall ist. Letztlich wird es sich im 
konkreten praktischen Fall zeigen, was als ethisches Schlüsselattribut und ethisches 
Nebenprodukt zur Lösung eines moralischen Dilemmas gelten kann. Anknüpfungs
punkte dazu liegen in jedem unternehmerischen Handeln.142
Zum Abschluß muß noch der Problembereich des dominanten Designs als Differen
zierungskriterium genauer betrachtet werden. Es ist dargelegt worden, daß nach 
seiner Etablierung als dominantes Design dieses kein Differenzierungskriterium im 
Wettbewerb mehr darstellt. Für die Beantwortung der Frage, ob oder wann der 
ethische Branchenstandard ein Differenzierungskriterium darstellt oder nicht, müs
sen drei Fälle unterschieden werden. Erstens  stellt er zwischen den in einer ethi
schen Branchenvereinbarung engagierten Unternehmen kein Differenzierungskrite
rium dar. Er ist deshalb kein Differenzierungskriterium, weil die ethisch engagier
ten Unternehmen durch ihre gemeinsame Gestaltung des ethischen Branchenstan
dards ein kollektives Gut herstellen.143 Außerdem soll ja  mit dem Etablieren eines 
ethischen Branchenstandards eine Wettbewerbsneutralität in bezug auf die Lösung 
des moralischen Dilemmas erreicht werden.
Zweitens kann der ethische Branchenstandard der ethisch engagierten Unternehmen 
anderen ethischen Standardisierungsversuchen sowie dem herkömmlichen Angebot 
gegenüberstehen. Ein Beispiel hierfür findet sich auf dem Markt für indische hand
geknüpfte Teppiche, wo Teppiche mit dem Rugmark-Label und Teppiche mit dem 
Cair & Fair-Label angeboten werden. Wenn sich nun das Rugmark-Label erfolg
reich gegen das Cair & Fair-Label durchsetzen würde, so würde es in bezug auf 
nicht von Kindern geknüpfte Teppiche kein Differenzierungskriterium mehr dar
stellen. Besteht daneben aber weiterhin ein herkömmliches Angebot an von Kindern 
geknüpften Teppichen, dann würde das Rugmark-Label immer noch ein Differen
zierungskriterium darstellen. Ein ethischer Branchenstandard ist also solange noch 
ein Differenzierungskriterium, wie er am Markt noch mit herkömmlichen Produk
ten konkurriert.
Erst im dritten  Fall fällt diese Differenzierungsmöglichkeit weg, wenn keine her
kömmlichen Produkte mehr angeboten werden. D.h., das gesamte Angebot am

141 Die Erweiterung der Produktkategorie erfolgt in diesem Fall über die ethischen Nebenprodukte.

142 So wie auch die dialogorientierte Untemehmensethik sich auf die konfliktrelevanten Auswirkun
gen jeglichen unternehmerischen Handelns bezieht.

143 Allgemein kann ein Standard den Charakter eines privaten, kollektiven oder öffentlichen Gutes 
annehmen (vgl. z.B. Kindleberger 1983; Gabel 1987, S. 97). Setzt sich ein privater Standard zu
nehmend am Markt durch und verliert das Unternehmen dementsprechend seinen privaten Ein
fluß auf diesen Standard, so nimmt dieser mehr und mehr den Charakter eines kollektiven oder 
öffentlichen Gutes an (vgl. Kindleberger 1983, S. 386-387).
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Markt würde dem ethischen Branchenstandard entsprechen. In diesem Fall stellt er 
kein Differenzierungskriterium  mehr dar. Dies ist aber letztendlich das Ziel der 
Etablierung eines ethischen Branchenstandards,144 denn erst wenn dieser vollum
fänglich und branchenweit gilt, kann das moralische Dilemma tatsächlich als gelöst 
betrachtet werden. Die Aussicht, daß der ethische Branchenstandard nach seiner 
Etablierung kein Differenzierungskriterium mehr darstellt, bedeutet für die an der 
ethischen Branchenvereinbarung beteiligten Unternehmen, daß sie Strategien für die 
Zeit nach der Etablierung rechtzeitig entwerfen müssen.145 Zu diesem Zeitpunkt be
steht dann kein Konfliktpotential zwischen ethischen Anforderungen und ökonomi
schen Bedingungen. D.h., nach erfolgter branchenweiter Etablierung des ethischen 
Branchenstandards liegt ein positiver Kompatibilitätsfall im Sinne Homanns vor, bei 
dem ethische und ökonomische Argumente sich zueinander komplementär verhalten 
(vgl. Homann/Blome-Drees 1992, S. 133-134). Zu diesem Zeitpunkt besteht dann 
nach Steinmann/Löhr (1994a, S. 109) definitionsgemäß kein ethisches Problem 
mehr, weil am Markt inzwischen eine Nachfrage das ethisch verbesserten Produkt 
einfordert. Hier zeigt sich, daß Untemehmensethik auf Konsumentenethik angewie
sen ist, um ethische Bemühungen erfolgreich zur Geltung bringen zu können.

2.2 Prozesse und Einflußfaktoren zur Etablierung eines ethischen Branchenstan
dards

In den bisherigen Ausführungen zur Branchenentwicklung und zum dominanten 
Design ist wenig dazu gesagt worden, welche Prozesse und Einflußfaktoren bei der 
Herausbildung eines dominanten Designs am Markt eine wichtige Rolle spielen und 
welche Handlungsmöglichkeiten sich für Unternehmen daraus ergeben. In diesem 
Abschnitt werden nun diese Prozesse und Einflußfaktoren in bezug auf ihre Bedeu
tung und Gestaltungsmöglichkeiten für die Etablierung eines ethischen Branchen
standards diskutiert. Es handelt sich dabei um die exklusive oder allgemeine Ver
wendbarkeit einer Innovation, den Zugang zu Complementary Assets, das strategi
sche Vorgehen auf Untemehmensebene, die Kommunikation zwischen Unternehmen 
und Kunden sowie um die Bedeutung von Netzwerkextemalitäten und Bandwagon 
Effects.

In der Literatur werden als weitere Einflußfaktoren bei der Herausbildung eines 
dominanten Designs auch staatliche Interventionen und Vorschriften genannt (vgl. 
z.B. Anderson/Tushman 1990, S. 616). Gesetzliche Vorschriften haben die Macht, 
einen Standard zu definieren und durchzusetzen (vgl. Utterback 1994, S. 28). So 
können z.B. ISO-Normen auch Eingang in nationale Gesetze finden (vgl. ISO 1992, 
S. 2; ISO 1986, S. 42-44). Auch Einkäufe von staatlichen Stellen können früh die 
Etablierung dieser Produkte als dominantes Design stark beeinflussen (vgl. Suärez/ 
Utterback 1995, S. 417; Collins 1987, S. 133; Mangematin/Callon 1995). Standard-

144 Dieses Ziel ergibt sich aus den ethischen Gründen, das moralische Dilemma lösen zu wollen, und 
aus dem Primat der Ethik vor der Ökonomik.

145 So die Empfehlung von Gabel (1987, S. 115), der diesen dringenden Rat allerdings nur auf die 
herkömmliche Standardisierungsproblematik bezieht.
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Vorschriften in nationalen Gesetzen können darüber hinaus dazu benutzt werden, im 
internationalen Handel einen Schutz für die einheimischen Produkte aufrechtzuer
halten. Sie wirken dann für ausländische Anbieter als Eintrittsbarriere in den heimi
schen Markt (vgl. Pelkmans/Beuter 1987, S. 172; LeCraw 1987).146
Staatliche Interventionen und Vorschriften werden hier jedoch nicht weiterführend 
behandelt, weil für sie in bezug auf einen ethischen Branchenstandard allenfalls eine 
nachgeordnete Bedeutung angenommen werden kann. D.h., daß einerseits ethisch 
engagierte Unternehmen gar nicht erst hätten anfangen müssen, einen ethischen 
Branchenstandard zu gestalten, wenn bereits bestehende rechtliche Regelungen das 
moralische Dilemma gelöst hätten.147 Andererseits ergibt sich dies auch daraus, daß 
die ethische Branchenvereinbarung, die dem ethischen Branchenstandard ja  zugrun
de liegt, in dieser Arbeit an der Konzeption der Unternehmensethik nach Stein- 
mann/Löhr ausgerichtet ist. In ihrer Konzeption werden Probleme erst dann in den 
Bereich der Untemehmensethik verwiesen, wenn keine rechtlichen Regelungen zur 
befriedigenden Lösung zur Verfügung stehen (vgl. Steinmann/Löhr 1991a, S. 8-10, 
13-14).

2.2.1 Exklusive oder allgemeine Verwendbarkeit einer Innovation
Will ein Unternehmen sein neues, innovatives Produkt als dominantes Design am 
Markt etablieren, so stellt sich als erstes die Frage, in welchem Ausmaß es von der 
eigenen Innovation profitieren und eine Imitation durch andere Unternehmen ver
hindern kann. Damit geht es um die Frage nach der exklusiven oder allgemeinen 
Verwendbarkeit einer Innovation. Teece (1987, S. 188) bezeichnet dies als „regime 
of appropriability“. „A regime of appropriability refers to the environmental fac- 
tors, excluding firm and market structure, that govem an innovator's ability to cap- 
ture the profits generated by an innovation“ (ebd.). Die exklusive oder allgemeine 
Verwendbarkeit wird durch zwei Dimensionen bestimmt (vgl. Teece 1987, S. 188- 
189). Es handelt sich einerseits um die Effizienz legaler Schutzmechanismen und 
andererseits um die Beschaffenheit der zugrunde liegenden Technologie.
Zu den legalen Schutzmechanismen zählen Patente, Copyrights und Betriebsgeheim
nisse. Ihre Effizienz ist nicht immer zufriedenstellend. So bieten z.B. Patente oft 
nur teilweise einen Schutz vor Nachahmung, wenn es möglich ist, um das „Patent 
herumzuerfinden“. Damit ist gemeint, daß bei der Nachahmung leichte Modifikatio
nen angebracht werden, die de-jure das Patent nicht verletzen. Dies ist einfacher bei 
Produkten, die aus mechanischen und elektronischen Komponenten zusammenge

146 Mit einem ähnlichen Argument wehren sich die Entwicklungsländer gegen die Verabschiedung 
von Sozialklauseln im Rahmen der Welthandelsorganisation WTO. Sie werfen den Industrielän
dern vor, unter dem Deckmantel von sozialen Standards nur die Wettbewerbsfähigkeit der Ent
wicklungsländer einschränken zu wollen. Könnten Entwicklungsländer die sozialen Standards 
nicht einhalten, hätten die Industrieländer die Möglichkeit, deren Exporte in die Industrieländer zu 
verhindern (vgl. z.B. Berthold/Hilpert 1996; Bhattacharya 1996; Chambovey 1996).

147 Damit soll jedoch nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden, daß zu einem späteren Zeitpunkt 
im Verlauf des Etablierungsprozesses Regelungen oder Kriterien etc. des ethischen Branchen
standards Eingang in die Gesetzgebung finden könnten.
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setzt sind. Schwieriger dagegen ist es bei Produkten aus biotechnologischen, chemi
schen oder pharmazeutischen Bereichen (vgl. Kotabe/Swan 1995, S. 625; Kodama 
1992).
Die Beschaffenheit der zugrunde liegenden Technologie läßt sich u.a. daran bestim
men, ob es sich um eine Produkt- oder Prozeßtechnologie handelt und ob sie mehr 
auf implizitem oder explizitem Wissen beruht. Implizites Wissen ist nicht verbali- 
sierbar, intuitiv und demzufolge an eine Person gebunden. Explizites oder auch co- 
difiziertes Wissen kann verbal oder schriftlich artikuliert werden, z.B. in Büchern 
oder Patenten (vgl. z.B. Hedlund 1994, S. 75; Nonaka 1994).148 Explizites Wissen 
kann sehr viel leichter weitergegeben werden als implizites, so daß es schwieriger 
ist, explizites Wissen exklusiv im eigenen Unternehmen zu behalten.
Obwohl er es für eine große Vereinfachung hält, stellt Teece (1987, S. 189) zu ana
lytischen Zwecken eine Dichotomie auf zwischen einer exklusiven Verwendbarkeit, 
bei der die Technologie leicht vor Nachahmung geschützt werden kann, und einer 
allgemeinen Verwendbarkeit, bei der Nachahmung kaum verhindert werden kann. 
Es wäre allerdings dem Phänomen der Ausbreitung einer Innovation innerhalb 
einer Branche angemessener, von einem Kontinuum zwischen diesen beiden Polen 
auszugehen.149 Die Verwendbarkeit einer Innovation, d.h. die Verbreitung einer In
novation in einer Branche, ist eng mit der Art des Wissens verknüpft, das der Inno
vation zugrunde liegt. Ein Unternehmen kann eine Imitation seiner Innovation 
durch unfreiwilligen Wissenstransfer verhindern, wenn die Innovation größtenteils 
auf implizitem Wissen beruht. In diesem Fall handelt es sich um eine exklusive Ver
wendbarkeit der Innovation. Bei einer allgemeinen Verwendbarkeit liegt der Inno
vation vor allem explizites Wissen zugrunde, dessen Verbreitung in der Branche 
kaum verhindert werden kann.
Zander/Kogut (1995, S. 79-80) fächern die Unterscheidung von implizitem und ex
plizitem Wissen auf in Codifizierbarkeit, Lehrbarkeit, Komplexität von Wissen so
wie Systemabhängigkeit und Beobachtbarkeit des Produkts. Mit der Systemabhän
gigkeit wird der Sachverhalt beschrieben, daß die Entwicklung und der Gebrauch 
von Wissen oder Fähigkeiten davon abhängig ist, in welchem Kontext, z.B. in wel
cher Gruppe von Mitarbeitern, sie eingebettet sind (vgl. z.B. Teece/Rumelt/Dosi/ 
Winter 1994, S. 19).150 Die Beobachtbarkeit des Produkts bezieht sich auf die

148 Von Wissen zu unterscheiden sind Informationen, die als vom Individuum unabhängige Aussa
gen über Sachverhalte anzusehen sind, die noch nicht reflektiert und mit dem individuellen Wis
sen verknüpft worden sind (vgl. Wikström/Normann 1994, S. 10-12).

149 So stellte z.B. Mansfield (1985) fest, daß die Entscheidung eines Unternehmens, ein neues Pro
dukt zu entwickeln, im Durchschnitt nach 12 bis 18 Monaten den Konkurrenzunternehmen be
kannt war. Informationen über die Funktionsweise und Beschaffenheit einer Innovation wurden 
laut Auskunft der von Mansfield befragten Unternehmen nach ein bis zwei Jahren bekannt. Hin
gegen kommen Zander/Kogut (1995, S. 84) mit ihrer empirischen Untersuchung zu dem Ergeb
nis, daß die Transfer- bzw. Imitationszeit von Innovationen bei durchschnittlich fünf bis acht 
Jahren liegt. Sie führen den Unterschied in den Ergebnissen darauf zurück, daß ihre Stichprobe 
nur erfolgreiche und signifikante Innovationen umfaßt.

150 Zum Unterschied zwischen reinem Wissenstransfer und Kontext-Transfer vgl. Müller-Stewens/ 
Osterloh (1996).
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Frage, inwieweit Konkurrenzunternehmen notwendige Produktionsfähigkeiten 
imitieren können, sobald sie die Funktionsweise des Produkts und vor allem das der 
Produktinnovation zugrunde liegende Wissen haben erschließen können.

Für die an einer ethischen Branchenvereinbarung beteiligten Unternehmen bedeutet 
dies, daß sie ihre Zusammenarbeit im Hinblick auf eine möglichst exklusive Ver
wendbarkeit ausrichten sollen. D.h., daß sie bei der Suche nach Lösungsmöglichkei
ten für das moralische Dilemma darauf achten sollten, daß das dabei neu generierte 
Wissen insbesondere implizit und kontextgebunden im Kreis der beteiligten Unter
nehmen und ihrer Mitarbeiter angelegt ist. In Abschnitt IV.2 wird dieser Sachver
halt im Zusammenhang mit der Generierung von sogenannten vereinbarungsspezifi
schen Fähigkeiten wieder aufgegriffen. Es geht dabei um Fähigkeiten, die nur den 
an der ethischen Branchenvereinbarung beteiligten Unternehmen zur Verfügung 
stehen, weil diese sie selbst im Verlauf der Zusammenarbeit zur Gestaltung des ethi
schen Branchenstandards entwickelt haben. Vereinbarungsspezifische Fähigkeiten 
werden in interorganisationalen Lernprozessen entwickelt. Die exklusive Verwend
barkeit von Innovationen des ethischen Branchenstandards ergibt sich nun daraus, 
daß Trittbrettfahrer sich von diesen interorganisationalen Lernprozessen und damit 
von der gemeinsamen Generierung der vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten aus
geschlossen haben. Der damit verbundene Wissensvorsprung der daran beteiligten 
Unternehmen ist von Trittbrettfahrem jedoch kaum aufzuholen.151

2.2.2 Complementary Assets
Der Begriff der Complementary Assets ist in der Literatur sehr weit gefaßt. Allge
mein werden darunter unternehmensspezifische Fähigkeiten, Kompetenzen, Res
sourcen oder Aktivposten des Unternehmens gefaßt (vgl. z.B. Teece 1987, S. 191- 
193; Teece/Rumelt/Dosi/Winter 1994, S. 24; Teece/Pisano/Shuen 1997, S. 521).152 
Beispiele für Complementary Assets sind Serviceleistungen, Zugang zu Distribu
tionskanälen, eine gute Reputation oder effiziente Produktionsprozesse.
Für die Etablierung des eigenen Produkts als dominantes Design sind Complementa
ry Asssets insbesondere dann wichtig, wenn das Unternehmen eine mehr allgemeine 
Verwendbarkeit der zugrunde liegenden Innovation und des Wissens nicht verhin
dern kann. Als Complementary Assets gelten alle komplementären Fähigkeiten und 
Ressourcen, die nicht direkt zum technologischen Kembereich der Innovation gehö
ren und die zur Durchsetzung des dominanten Designs beitragen (vgl. Teece 1987,

151 Der Grund dafür liegt in der fehlenden absorptiven Kapazität (vgl. Cohen/Levinthal 1990) der 
Trittbrettfahrer.

152 Im übrigen ist es sehr schwierig, eine geeignete Übersetzung für Assets zu finden. In Lexika fin
det man in der Regel nur Übersetzungen wie Vermögensbestandteil oder Aktivposten (vgl. z.B. 
Schäfer 1986, S. 42-43). Eine solche Übersetzung ist aber schief, wenn Assets als Begriff in 
Veröffentlichungen aus dem Strategiebereich benutzt wird. Dort fallen Fähigkeiten, Ressourcen 
oder auch Aktivposten unter diesen Begriff. Zu dem Versuch einer konzeptionellen Verbindung 
von Assets aus den Bereichen Rechnungswesen, Strategielehre und Evolutionsökonomie vgl. 
z.B. Winter (1987). Aufgrund dieser vielfachen Verwendung des Begriffs wird hier auf eine 
Übersetzung verzichtet und sich dem englischen Sprachgebrauch angepaßt.
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S. 185, 192). Ist die Innovation nicht im Sinne einer exklusiven Verwendbarkeit vor 
Imitation geschützt, so ist der Einsatz von Complementary Assets oft entscheidend 
für eine erfolgreiche Etablierung des dominanten Designs.
Das dominante Design und der Besitz von Complementary Assets stehen dabei in 
einem wechselseitigen Verhältnis zueinander (vgl. Suärez/Utterback 1995, S. 417). 
Bei allgemeiner Verwendbarkeit einer Innovation befindet sich zum einen ein Un
ternehmen, das Complementary Assets besitzt, in einer vorteilhafteren Ausgangspo
sition gegenüber solchen Unternehmen, die keine Complementary Assets besitzen. 
Wie bereits ausgeführt muß ein dominantes Design ja  nicht unbedingt dem technolo
gisch neuesten Stand entsprechen. Vielmehr liegt der erfolgreichen Etablierung 
eines dominanten Designs eine Kombination von technologischen, ökonomischen 
und organisationalen Faktoren zugrunde (vgl. z.B. Suärez/Utterback 1995, S. 416- 
417). Ein Grund dafür, daß sich ein technologisch älteres oder neueres Produktde
sign am Markt durchsetzen kann, liegt somit in der Unterstützung durch Comple
mentary Assets.153 IBM kann hier als Beispiel angeführt werden. Der PC, den sie 
1981 auf den Markt brachten, war weder technologisch auf dem neusten Stand noch 
war IBM ein Pionier auf diesem Gebiet. Mit ihrem PC konnte IBM aber trotzdem 
das MS/DOS Betriebssystem am Markt durchsetzen, weil es z.B. auf bewährte und 
ausgedehnte Distributionskanäle sowie über eine gute Reputation bezüglich der Fä
higkeit zur Standardsetzung verfügte (vgl. Teece 1987, S. 200).
Zum anderen steigt der Wert der Complementary Assets, sobald das dominante De
sign sich am Markt etabliert hat. Die Anreize, sich bestimmte Complementary As
sets anzueignen oder zu akquirieren, steigen, weil die Unsicherheit darüber abge
nommen hat, welches Design sich durchsetzen wird. Dies bewirkt wiederum, daß 
die Vorrangstellung des dominanten Designs weiter untermauert wird. Allerdings 
ist dabei zu beachten, daß bestimmte Fähigkeiten nicht einfach eingekauft werden 
können, sondern in einem kontinuierlichen Prozeß im Unternehmen selbst entwik- 
kelt werden müssen (vgl. Abemathy/Clark 1985, S. 5 Fn. 6; vgl. z.B. auch Die- 
rickx/Cool 1989a). Deshalb muß das Management darauf achten, auch Complemen
tary Assets langfristig aufzubauen,154 denn kurzfristige „Crash-Programme“ in 
Form z.B. doppelter Finanzmittelzuweisung sind nicht so effizient wie eine kontinu

153 Technologische Neuheit allein garantiert noch keinen dauerhaften Wettbewerbsvorteil (vgl. 
Durand 1992, S. 365). Deshalb wird oft auch begrifflich zwischen Inventionen und Innovationen 
unterschieden. Inventionen beziehen sich auf neue Erfindungen z.B. im Rahmen der For- 
schungs- und Entwicklungstätigkeiten in einem Unternehmen. Demgegenüber betrifft der Begriff 
der Innovation qualitativ neuartige und ökonomisch verwertbare Produkte oder (Produktions-) 
Prozesse. Ihre Neuartigkeit besteht darin, Zwecke und Mittel in bisher unbekannter Form mitein
ander zu verbinden (vgl. Brockhoff 1992, S. 27-35; Hauschildt 1993, S. 1-22).

154 Insofern können Complementary Assets auch als transaktionsspezifische Investitionen betrachtet 
werden (vgl. Teece/Rumelt/Dosi/Winter 1994, S. 16,21 mit Bezug auf Williamson 1975; 1985). 
Foray (1991, S. 395-396) weist darauf hin, daß eine rein transaktionstheoretische Betrachtung 
jedoch zu kurz greift, da es dabei lediglich um die Frage der Reduzierung der Transaktionskosten 
geht. Es bleibt dann jedoch unberücksichtigt, daß die Integration neuer Ressourcen die Organisa
tion qualitativ verändern können und insbesondere auf ihre Lernprozesse Einfluß nehmen. Foray 
(1991, S. 396) verweist in diesem Zusammenhang auch auf die absorptive Kapazität von Cohen/ 
Levinthal (1990).
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ierliche Mittelzuweisung zum langfristigen Aufbau der Complementary Assets (vgl. 
z.B. Dierickx/Cool 1989a, S. 1507). Das betrifft sowohl intern entwickelte Assets 
als auch solche, die über Kooperationen erworben oder zugänglich gemacht werden 
können (vgl. Durand 1992, S. 379).155

Teece (1987, S. 192-193) unterscheidet drei Arten von Complementary Assets: Ge- 
neric Assets, Specialized Assets und Cospecialized Assets. Generic Assets sind allge
meine Assets, die nicht speziell auf die betrachtete Innovation zugeschnitten sind. 
Bei Specialized Assets besteht eine einseitige Abhängigkeit zwischen der Innovation 
und dem jeweiligen Asset. Ein Beispiel hierfür sind spezifische Schulungen, die 
vom Unternehmen angeboten werden, damit die Käufer einen effizienten und fach
gerechten Umgang mit dem Produkt erlernen können. Zwischen Cospecialized As
sets und der Innovation besteht eine wechselseitige Abhängigkeit.156 Ein Beispiel 
hierfür sind Containerschiffe, die nur in solchen Häfen ihre Ladung löschen kön
nen, die besondere Hebevorrichtungen speziell zur Entladung von Containerschiffen 
besitzen. Diese drei Arten von Assets beschreiben Komplementaritäten auf der Seite 
des Unternehmens.
Des weiteren sieht Teece (1992, S. 183-184) noch eine zweite Gruppe von Komple
mentaritäten: die Käufer-Komplementaritäten. Damit ist gemeint, daß das Produkt 
nicht isoliert betrachtet werden sollte, sondern als Teil einer Gesamtheit, die vom 
Kunden gekauft wird. Beispiele hierfür sind Computer-Hardware und -Software, 
Benzin oder Diesel für Automotoren oder Videogeräte und Videokassetten.157 Bei 
einem ethischen Branchenstandard können sich Käufer-Komplementaritäten daraus 
ergeben, daß dieser durch ein entsprechendes Label gekennzeichnet ist oder daß er 
sich auf die bereits angesprochenen ethischen Nebenprodukte bezieht. Damit ein La
bel aber eine Wirkung im Sinne einer Käufer-Komplementarität entfalten kann, 
sollten folgende Bedingungen erfüllt sein: die Bereitschaft des Kunden, die signali
sierte Qualität beim Kauf zu berücksichtigen, die Glaubwürdigkeit, Aussagekraft 
und Unverwechselbarkeit des Labels sowie dessen juristische Korrektheit und Ein
deutigkeit (vgl. Lübke 1995, S. 116).

Damit ein ethischer Bran'chenstandard am Markt etabliert werden kann, wird auch 
dieser die Unterstützung von Complementary Assets benötigen. Um welche Com
plementary Assets es sich dabei konkret handelt, wird von Fall zu Fall unterschied
lich sein. Allerdings kann angenommen werden, daß in bezug auf seine ethische Di
mension der Reputation bzw. der Glaubwürdigkeit des Engagements der an der 
ethischen Branchenvereinbarung beteiligten Unternehmen eine besondere Bedeu
tung zukommen wird.

155 Das bedeutet z.B., daß sich ein Unternehmen eine Kompetenz und auch eine Reputation dahinge
hend aufbauen muß, ein attraktiver Partner für nach Kooperationen suchende Unternehmen zu 
werden. Kanter (1994) spricht dabei von einem „collaborative advantage“.

156 Dabei steigt der Wert des einen Cospecialized Asset mit steigendem Wert des dazugehörigen an
deren Cospecialized Asset (vgl. Amit/Schoemaker 1993, S. 39).

157 In diesem Zusammenhang werden dann auch Kompatibilitätsstandards wichtig. So definieren 
z.B. Farrell/Saloner (1987, S. 1) zwei Produkte als kompatibel, „when their design is coordina
ted in some way, enabling them to work together“.
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Die Wirkung von Reputationen soll hier deshalb genauer betrachtet werden. „Repu
tation, which represents the knowledge and emotions held by individuals about, say, 
a product ränge, can be a major factor in achieving competitive advantage through 
differentiation“ (Hall 1992, S. 138). Dabei ist zu beachten, daß Reputation auch eine 
Frage der Wahrnehmung z.B. durch Kunden, Konkurrenten oder durch die öffent
liche Meinung ist.158 Sämtliche Aktivitäten eines Unternehmens werden durch Lern
prozesse getragen, wobei sie das Potential haben, Wissen und Reputationen aufzu
bauen oder auch zu schädigen (vgl. Hall 1992, S. 135). Ein Unternehmen benötigt 
eine lange Zeit, um eine gute Reputation aufzubauen.
Eine gute Reputation wird zwar als eine große Stütze für den Geschäftserfolg ange
sehen, allerdings ist sie insofern ein sehr fragiler Erfolgsfaktor, als ein Unterneh
men sie sehr schnell beim Zusammentreffen ungünstiger Umstände verlieren kann 
(vgl. Hall 1993, S. 615). Ein wesentlicher Vorteil, warum IBM es gelingen konnte, 
den 1981 eingeführten PC als Branchenstandard zu etablieren, lag in der Reputa
tion, die IBM genoß. Allgemein wurde IBM zugetraut, einen Standard setzen zu 
können, was ein entscheidender Differenzierungsvorteil von IBM gegenüber der 
Konkurrenz war (vgl. Heß 1991, S. 295-299; Steinmann/Heß 1993, S. 173). Lange 
Zeit war ein Kriterium beim Computerkauf die Frage nach der IBM-Kompatibili- 
tät. Allerdings zeichnete sich 1986 eine Trendwende bezüglich des früheren Reputa
tionsvorteils von IBM ab (vgl. Heß 1991, S. 296-297). Die Reputation eines Unter
nehmens trägt also mit dazu bei, wie dessen Marktsignale im Wettbewerbsprozeß 
wahrgenommen und eingeschätzt werden.159
Ein anderes aktuelles Beispiel dazu ist die Auseinandersetzung um die Brent Spar. 
Shell war dabei, sich eine gute Reputation in Sachen Umweltschutz aufzubauen. 
Aber mit dem Versenkungsvorhaben der Brent Spar im Atlantik, mit Bekanntwer
den der Umweltverschmutzung im Land der Ogoni in Nigeria und dem zweifelhaf
ten Verhalten Shells gegenüber der Nigerianischen Militärdiktatur in bezug auf die 
Hinrichtung von Ken Saro-Wiwa stand Shell weltweit in der Kritik (vgl. z.B. 
Adams/Grill/Kurbjuweit 1995; o.V. 1995a, 1996f; Ulfkotte 1996). Im Gegensatz zu 
Shell besitzt Greenpeace in bezug auf den Einsatz für den Umweltschutz eine sehr 
hohe Reputation, so daß während der Auseinandersetzung um die Brent Spar die 
Aussagen von Greenpeace nicht in Zweifel gezogen wurden. Erst sehr viel später 
stellte sich heraus, daß die falschen Meßergebnisse bezüglich der Restmengen von 
Öl und Giften an Bord der Brent Spar nicht, wie zunächst behauptet, auf einem Irr
tum beruhten. Vielmehr wurden die Meßergebnisse von „Greenpeace Research La
boratories“ verfälscht, um aufgrund der erhofften breiten Medienwirkung verhin
dern zu können, daß Greenpeace International wegen finanzieller Engpässe die La

158 Nach Hall (1992, S. 138) ist es kein Problem, kurzfristige Berühmtheit z.B. durch extensive 
Werbemaßnahmen zu erreichen. Hochachtung und Wertschätzung („esteem“) könne jedoch nur 
über einen langen Zeitraum verdient („eamed“) werden.

159 „Als Marktsignal ist jede Handlung eines Wettbewerbers zu verstehen, die einen direkten oder in
direkten Hinweis auf seine Vorhaben, Motive, Ziele oder interne Situation liefert“ (Porter 1983, 
S. 110). Zur Rolle von Marktsignalen z.B. bei der Etablierung von Kompatibilitätsstandards vgl. 
Heß (1991).
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boratorien schließen würde (vgl. Luyken 1996, S. 12). Der seriöse Journalismus 
zog laut Luyken (vgl. ebd.) daraus die Lehre, in Zukunft bei ähnlichen Fällen eine 
distanziertere Berichterstattung zu pflegen und kritischer nachzufragen.

Die positive Wirkung von guten Reputationen oder die SanktionsWirkung von Repu
tationsverlusten hängt laut Hax (1993, S. 775-776) davon ab, welche Wertvorstel
lungen in einer Gemeinschaft gelten und wie stark die Einhaltung dieser Wertvor
stellungen auch eingefordert wird. Seine Ausführungen beruhen dabei auf dem öko
nomischen Nützlichkeitskalkül, daß in bezug auf die Wahrnehmung der angespro
chenen Zielgruppen die Reputationspflege dem Markterfolg dient. Steinmann/Löhr 
(1995, S. 162-165) kritisieren, daß Hax damit lediglich auf faktisch geltende Nor
men abstellt. Damit bleibt aber unbegründet, welche Normen und Wertvorstellun
gen gelten und gerechtfertigterweise zu einer guten Reputation bzw. Glaubwürdig
keit beitragen sollen.
Für einen ethischen Branchenstandard muß deshalb die Frage der Reputation als 
Complementary Assets noch einmal kritisch angegangen werden. Der ethische 
Branchenstandard beruht auf der ethischen Branchenvereinbarung, deren Aufgabe 
in Anlehnung an die dialogorientierte Untemehmensethik die Normenbegründung 
ist. D.h., daß es bei der Normenbefolgung durch den ethischen Branchenstandard 
nicht um faktisch geltende, sondern eben um begründete Normen geht. In Anleh
nung an die obigen Beispiele von IBM und Shell ist anzunehmen, daß auch für einen 
ethischen Branchenstandard eine positive Reputation wichtig für einen Markterfolg 
ist. Allerdings wird dafür hier der Begriff der Glaubwürdigkeit vorgeschlagen, um 
zum Ausdruck zu bringen, daß die im ethischen Branchenstandard berücksichtigten 
Normen ihre Geltung den dialogethischen Verständigungsprozessen verdanken.160 
Mit diesem Begriff soll gleichzeitig zum Ausdruck gebracht werden, daß es sich bei 
einem ethischen Branchenstandard nicht um eine „Mogelpackung“ oder ethischen 
„Etikettenschwindel“ handelt, sondern um das Bemühen, das moralische Dilemma in 
Absprache mit allen Betroffenen tatsächlich zu lösen.

2.2.3 Strategisches Vorgehen auf Untemehmensebene
Wenn ein Unternehmen keine exklusive Verwendbarkeit seiner Innovation besitzt, 
kaum benötigte Complementary Assets besitzt oder nicht über eine ausreichende 
Marktmacht verfügt, sein Produkt als dominantes Design am Markt durchzusetzen, 
dann bestehen drei Möglichkeiten für ein strategisches Vorgehen auf Untemeh
mensebene. Es kann ein anderes Unternehmen integrieren, es kann Lizenzen verge
ben oder eine Strategische Allianz mit anderen Unternehmen eingehen (vgl. z.B. 
Teece 1987, S. 194-207). Die alternativen Vorgehens weisen sind in Abb. 8 darge
stellt.

160 Zu Fragen von Reputation und dialogorientierten Verständigungen vgl. Zerfaß (1996, S. 218- 
221).
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Abb. 8: Markteintrittsstrategien im Falle allgemeiner Verwendbarkeit 
einer Innovation

Quelle: Teece (1992, S. 193 Figure 7.2)__________________________
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Die in Abb. 8 dargestellten alternativen Vorgehensweisen werden im folgenden in 
bezug auf die Lizenzpolitik und auf das Eingehen einer Strategischen Allianz erläu
tert. Die Integration wird hier nicht weiter behandelt, weil sie als Lösungsmöglich
keit für das Etablieren eines ethischen Branchenstandards ausfällt. Die an einer ethi
schen Branchenvereinbarung beteiligten Unternehmen sollen m it dem ethischen 
Branchenstandard eine Wettbewerbsneutralität in bezug auf die Lösung des morali
schen Dilemmas erhalten. Darüber hinaus soll Wettbewerb aber weiterhin auch zwi
schen den ethisch engagierten Unternehmen erhalten bleiben. Die Alternative, ein 
dominantes Design im Alleingang zu etablieren, weil sich die benötigten Comple- 
mentary Assets im Besitz des Unternehmens zur exklusiven Verwendbarkeit befin
den, wird ebenfalls nicht weiter behandelt. Dies deshalb nicht, weil das moralische 
Dilemma von einem einzelnen Unternehmen im Alleingang nicht zu lösen ist, wes
halb dessen Lösung ja  durch die Zusammenarbeit von ethisch engagierten Unterneh
men angestrebt wird.

a) Lizenzpolitik
Die Bedeutung der Vergabe von Lizenzen mit dem Ziel, das eigene Produkt als do
minantes Design durchzusetzen, kann anhand von zwei Beispielen illustriert werden. 
In den 70er Jahren gab es auf dem Markt für Videorekorder verschiedene Systeme, 
wie z.B. VHS, Betamax oder Video 2000, die alle untereinander nicht kompatibel 
waren. Obwohl allgemein das System Betamax von Sony für technologisch besser 
gehalten wurde, konnte sich doch das VHS-System von JVC als dominantes Design 
durchsetzen. JVC vergab an 42 Unternehmen in Japan, Europa und in den USA Li
zenzen für VHS, während Sony lediglich an 11 Unternehmen Lizenzen für Betamax 
ausgab (vgl. Rosenbloom/Cusumano 1987, S. 64 Fn. 55). Allgemein gilt als das ent
scheidende Erfolgskriterium für die Dominanz von VHS, daß JVC über eine ausge
dehnte Lizenzvergabe die beste Marktdurchdringung erreichen konnte.161
Ein weiteres Beispiel für Standardetablierung über eine Lizenzpolitik ist der RISC- 
Standard für Mikroprozessoren, der sich gegen den bereits etablierten ClSC-Stan- 
dard durchsetzen konnte (vgl. Khazam/Mowery 1994; Garud/Kumaraswamy 1993). 
Sun Microsystems beschränkte sich auf die Vergabe von Lizenzen zur Produktion 
von RISC-Mikroprozessoren, anstatt durch eine Rückwärtsintegration diese selbst 
zu produzieren. Dabei gewährte Sun Microsystems seinen Lizenznehmern große 
Freiheiten in der Gestaltung der Chips. Durch die liberale Lizenzpolitik von Sun er
gab sich ein größerer Preis-Leistungs-Wettbewerb von Chip-Zulieferern, was dazu 
führte, daß Sun die Preise seiner eigenen Workstations niedrig halten konnte. Den 
Weg über Lizenzen ging auch Mips Computer Systems, allerdings produzierte es 
auch noch selbst Workstations für den OEM-Markt und kontrollierte das Chipde
sign seiner Lizenznehmer. Voraussetzung für eine RISC-Lizenzpolitik war, daß die

161 Kotabe/Sahay/Aulakh (1996, S. 77) bezeichnen diese Strategie als eine Kombination von De- 
mand Pull, also eine durch Nachfrage angeregte Innovation, und Technology Push, womit eine 
durch das Angebot und die Technologieentwicklung bestimmte Innovation bezeichnet wird. Al
lerdings lassen sich erfolgreiche Innovationen selten ausschließlich nur der einen oder nur der an
deren Richtung zuordnen (vgl. Hauschildt 1993, S. 7).
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entscheidenden Complementary Assets kompatible Software war und daß es für un
abhängige Softwareentwickler durch die Verbreitung von RISC attraktiv war, kom
patible Programme zu schreiben. Die liberale Lizenzpolitik von Sun Microsystems 
führte dazu, daß es 1990 für Sun-Workstations 40 -  60& mehr Anwendungspro
gramme gab als für HP-Workstations.
Teece (1987, S. 193-194) rät zur Vergabe von Lizenzen insbesondere dann, wenn es 
sich bei den benötigten Complementary Assets um Generic Assets, also um allge
meine, nicht spezifisch auf die Innovation zugeschnittene Assets handelt oder wenn 
das Unternehmen selbst eine zu geringe Marktmacht hat, um das eigene Produkt als 
dominantes Design durchzusetzen. Dabei empfiehlt es sich, möglichst früh Lizenzen 
zu vergeben, um so z.B. First-Mover-Vorteile zu realisieren, die sich aus Netz- 
w e rk e x te rn a litä te n 162 ergeben (vgl. Kotabe/Sahay/Aulakh 1996, S. 78; 
Garud/Kumaraswamy 1993, S. 353-358, 366-367). Allerdings scheint es bei dem 
Versuch der Standardetablierung einen Trade-off zu geben zwischen einem 
restriktiven Schutz von intellektuellem Eigentum und einer liberalen Lizenzvergabe 
(vgl. Khazam/Mowery 1994, S. 101). Letztere kann die Gefahr in sich bergen, daß 
der Informationsfluß zum Lizenznehmer nicht vollständig kontrolliert werden 
kann, was den Lizenznehmer befähigen könnte, den Lizenzgeber in seiner 
Marktposition anzugreifen (vgl. Heß 1991, S. 245).
Es können drei Vorteile angeführt werden, warum es sich für den Lizenznehmer 
lohnt, eine Lizenz zu erwerben anstatt z.B. „um das Patent herumzuerfinden“ (vgl. 
Kotabe/Sahay/Aulakh 1996, S. 80 Fn. 4). Erstens kann es teurer sein, über Reverse 
Engineering etc. das Patent zu umgehen, was auch zur Folge hätte, daß andere Inve
stitionsprojekte zurückgestellt werden müßten.163 Zweitens könnte die lizenzierte 
Technologie außerhalb der Kemkompetenzen des Lizenznehmers liegen, so daß es 
sehr schwierig wäre, ohne Information aus dem Lizenzvertrag diese Technologie zu 
imitieren. Drittens produzieren Lizenznehmer häufig die benötigten Komplemen
tärprodukte und bieten nicht in den Produktkategorien des Lizenzgebers an (vgl. 
Kotabe/Sahay/Aulakh 1996, S. 80 Fn. 4).
Damit ein ethischer Branchenstandard als solcher am Markt erkennbar wird, kann 
er z.B. mit einem Label gekennzeichnet und somit von herkömmlichen Produkten 
differenziert werden. Für einen ethischen Branchenstandard werden dann Fragen 
der Lizenzpolitik interessant, wenn es um die Kennzeichnung oder besser Auszeich
nung des betreffenden Produktes mit einem Label geht oder wenn andere Unterneh
men zu einem späteren Zeitpunkt sich der ethischen Branchenvereinbarung an
schließen und dann die Anforderungen des ethischen Branchenstandards erfüllen 
müssen. Lizenzen können für die Nutzung von Rechten vergeben werden, oder sie 
können den Zugang zu neuen Technologien gewähren und damit einen Know-how- 
Transfer erm öglichen (vgl. M acho-Stadler/M artinez-G iralt/Perez-C astrillo

162 Unter Netzwerkextemalitäten fällt hier der Effekt, daß die Steigerung der Nachfrage nach einem 
Produkt auch die Nachfrage nach dem Komplementärprodukt steigen läßt (vgl. z.B. Farrell/Salo- 
ner 1986b, S. 165).

163 Vgl. das Beispiel der RISC-Architektur für Computermikroprozessoren bei Khazam/Mowery 
(1994, insbes. S. 94).
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1996).164 Diese Unterscheidung ist auch für einen ethischen Branchenstandard 
bedeutsam.
Zum einen können sich die ethisch engagierten Unternehmen dann besonders wirk
sam vor Trittbrettfahrem schützen, wenn der ethische Branchenstandard auf ge
meinsam generierten Fähigkeiten und Wissen beruht. Da aber eine ethische Bran
chenvereinbarung grundsätzlich auch später eintretenden Unternehmen offenstehen 
soll,165 könnte dies ähnlich wie in Lizenzverträgen über einen Know-how-Transfer 
geregelt werden.166
Zum anderen können die ethisch engagierten Unternehmen die Labels des ethischen 
Branchenstandards lizenzieren im Sinne der Nutzung eines Rechts, dieses führen zu 
dürfen, wenn die dazu notwendigen Kriterien erfüllt oder bestimmte Regeln einge
halten werden. Dies kann anhand von Beispielen der Lizenzvergabe der Rugmark- 
Foundation oder der Max Havelaar-Stiftung verdeutlicht werden. Beide Institutio
nen verbinden das Recht, ihr Label für die betreffenden Produkte zu führen, an die 
Erfüllung von bestimmten Mindestanforderungen.
Die Max Havelaar-Stiftung setzt sich für einen fairen Handel zwischen den Indu
strienationen und den Produzenten in den Entwicklungsländern ein. Dabei betreibt 
sie nicht selbst Handel, sondern nimmt eine Vermittlungsposition zwischen den 
Händlern in der Schweiz und den Produzenten in den Entwicklungsländern ein. Die 
Max Havelaar-Stiftung vergibt ihr Label und garantiert damit einen Mehrerlös, 
wenn das betreffende Produkt in sozialer und ökologischer Hinsicht Minimalbedin
gungen genügt. Es geht also darum, daß Produkte wie z.B. Kaffee möglichst um
weltschonend angebaut werden, daß Überproduktionen vermieden und Monokultu
ren abgebaut werden und daß gesetzliche und tarifliche Mindeststandards gemäß der 
International Labor Organization für die Arbeiter und Arbeiterinnen eingehalten 
werden. Der Mehrerlös, der mit Max Havelaar-Produkten erzielt wird, kommt wie
derum den Arbeitern und Arbeiterinnen in den Produktionsbetrieben zugute (vgl. 
z.B. Schmutz Cattaneo/Buser 1996).
Ähnlich geht die Rugmark-Foundation vor, die mit ihrem Label garantiert, daß der 
fragliche indische Teppich nicht von Kindern167 geknüpft worden ist. Die 
Exportunternehmen legen der Rugmark-Foundation, die eine Stiftung nach 
indischem Recht ist, offen, von welchen Knüpfbetrieben sie ihre Teppiche erhalten.

164 Macho-Stadler/Martinez-Giralt/Perez-Castrillo (1996, S. 45) definieren Know-how dabei sehr 
breit als „non-protected technical information“. Zum Problem der asymmetrischen Informations
verteilung zwischen Lizenzgeber und -nehmer vgl. z.B. Gallini/Wright (1990), Begg (1992).

165 Für die grundsätzliche Möglichkeit eines späteren Eintritts sprechen ethische Gründe, weil das 
moralische Dilemma nur dann vollumfänglich gelöst werden kann, wenn sich alle Unternehmen 
an der ethischen Branchenvereinbarung beteiligen würden. Darüber hinaus kann damit aber auch 
einem möglichen Kartellvorwurf begegnet werden.

166 Es sei an dieser Stelle aber nochmals darauf hingewiesen, daß es für später eintretende Unterneh
men sehr schwierig werden wird, den Vorsprung der ethischen First-Mover aufzuholen. Dies 
wird genauer in Abschnitt IV.2.3 aufgearbeitet.

167 Legale Kinderarbeit wird damit nicht ausgeschlossen, d.h., die beschäftigten Kinder müssen 
mindestens 14 Jahre alt sein (vgl. Rugmark-Büro 1996).
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Sie verpflichten sich, jederzeit ohne Voranmeldung diese Knüpfbetriebe von 
hauptamtlichen Inspektoren der Rugmark-Foundation überprüfen zu lassen. 
Verstöße werden mit dem Entzug des Labels geahndet. Mit dem Rugmark-Label 
wird jeder Teppich gekennzeichnet und kann über eine individuelle Seriennummer 
bis zum Knüpfstuhl zurückverfolgt werden. Deutsche Importeure zahlen für einen 
Rugmark-Teppich mindestens einen einprozentigen Aufschlag. Dieser Aufschlag 
wird der UNICEF zur Verfügung gestellt, die damit Sozialprogramme für Kinder 
finanziert (vgl. Rugmark-Büro 1996).

b) Strategische Allianzen
Im Hinblick auf die Etablierung eines dominanten Designs werden Strategische Alli
anzen eingegangen, um sich Zugang zu benötigten Complementary Assets zu be
schaffen (vgl. Teece 1992, S. 189-192; Foray 1991, S. 399-400) oder die Markt
macht für eine Durchsetzung des eigenen bzw. gemeinsamen Produktes als domi
nantes Design zu vergrößern. Des weiteren helfen Strategische Allianzen die Gefahr 
zu reduzieren, als einzelnes Unternehmen auf den falschen Standard gesetzt zu ha
ben. Da in der Fließenden Phase der Branchenentwicklung nicht voraussagbar ist, 
wie das dominante Design konkret aussehen wird, empfiehlt es sich, daß Unterneh
men durch kooperative Strategien wie das Bilden von Strategischen Allianzen ihre 
Suchprozesse extemalisieren, interorganisationale Lernprozesse initiieren und eine 
gemeinschaftliche Willensbildung über das angestrebte dominante Design vorneh
men (vgl. Gerybadze 1991, S. 153, 157; Kotabe/Swan 1995, S. 623).168 Angesichts 
der Unsicherheiten in der Fließenden Phase bieten Strategische Allianzen die nötige 
Flexibilität, rasch auf unvorhergesehene Entwicklungen eingehen zu können (vgl. 
Teece 1992, S. 191).
Der Wettbewerb um die Etablierung eines Standards wird heute auch vielfach zwi
schen sogenannten Allianzgruppen ausgetragen (vgl. z.B. Gomes-Casseres 1994; 
Khazam/Mowery 1994). Diese Allianzgruppen „consist of Companies joined toge- 
ther in a larger, overarching relationship. The individual Companies in any group 
differ in size and focus, but they fulfill specific roles within their group“ (Gomes- 
Casseres 1994, S. 62). Ein Grund dafür liegt darin, daß viele der bisherigen Bran
chengrenzen nicht mehr klar zu erkennen sind.169 So sind Unternehmen aus den Be
reichen Computer, Kommunikation und Mulimedia immer mehr aufeinander ange-

168 Teece (1992, S. 189) definiert in diesem Zusammenhang eine Strategische Allianz als „bilateral 
relationship characterized by the commitment of two or more partner firms to reach a common 
goal, [...] and which entails the pooling of specialized assets and capabilities“.

169 Dabei geht es immer mehr um ein „race to remain .attractive* to their partners“ (Hamel 1991, S. 
89). D.h., die Unternehmen der Allianzgruppe müssen sich wechselseitige Attraktivität erhalten: 
„firms must have resources to get resources“ (Eisenhardt/Schoonhoven 1996, S. 137). Bewegen 
sich Unternehmen in einer Branche, deren Wettbewerb durch Allianzgruppen bestimmt wird, 
brauchen Unternehmen heute u.a. einen Kollaborationsvorteil. ,,[B]eing a good partner has be
come a key corporate assets. I call it a company's collaborative advantage“ (Kanter 1994, S. 96, 
im Original z.T. kursiv).
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wiesen (vgl. Hagedoom/Schakenraad 1992; Hagedoom 1993; 1995).170 Im obigen 
Beispiel um die Etablierung des RISC-Standards befanden sich die erwähnten 
Hauptakteure Sun Microsystems und Mips Computer Systems jeweils im Zentrum 
einer solchen Allianzgruppe.

Eisenhardt/Schoonhoven (1996) diskutieren zwei Bedingungen, unter denen Unter
nehmen zu einer Zusammenarbeit in einer Strategischen Allianz bzw. Allianzgruppe 
bereit sind: die strategische Notwendigkeit und soziale Möglichkeiten.171 Die strate
gische Notwendigkeit ergibt sich für ein Unternehmen dann, wenn es sich in einer 
strategisch ungünstigen Situation172 befindet und eine Kooperation mit anderen 
positive Ergebnisse verspricht (vgl. Eisenhardt/Schoonhoven 1996, S. 137). Mit der 
Bedingung zu sozialen Möglichkeiten, eine Strategische Allianz eingehen zu können, 
wird berücksichtigt, daß eine soziale Dimension bei jeder Art von Handlung vor
handen ist, sei es nun ökonomisches Handeln am Markt oder der Aushandlungspro
zeß bei der Bildung einer Strategischen Allianz (vgl. z.B. Granovetter 1985, 1992; 
Ring/van de Ven 1994). Besonders wichtig sind dabei die soziale Position, Reputa
tion und der Status der beteiligten Personen sowie deren Verhandlungsfähigkeiten 
und das Entstehen von Vertrauen zwischen den Beteiligten (vgl. Eisenhardt/Schoon
hoven 1996, S. 140).173
Es wird hier vorgeschlagen, die Allianzgruppe als Vorbild für die Zusammenarbeit 
zur Etablierung eines ethischen Branchenstandards zu nehmen. Dafür spricht, daß 
Allianzgruppen gerade zur Standardetablierung eingegangen werden. Darüber hin
aus kann beobachtet werden, daß sich Allianzgruppen durch eine relativ große Of
fenheit auszeichnen, d.h., während ihres Bestehens steht sie auch neuen Mitgliedern

170 Hagedoom/Schakenraad (1992) stellen einen zunehmenden Trend zur Bildung von Allianzgrup
pen in den 80er Jahren fest. Dabei nehmen Intensität und Komplexität der technologischen Zu
sammenarbeit zu. Häufig stehen Großunternehmen bzw. Marktführer im Zentrum solcher Alli
anzgruppen und übernehmen dort eine sehr aktive Rolle. Die Zusammenarbeit in einer Allianz
gruppe berührt zwar nicht unbedingt ihre Kemgeschäfte, aber Marktführer können damit eine 
größere Präsenz auf verschiedenen Märkten markieren.

171 Eisenhardt/Schoonhoven (1996) untersuchen die Bildung von Strategischen Allianzen vor dem 
Hintergrund der ressourcenorientierten Strategielehre, denn „resources provide both the needs 
and the opportunities for alliance formation“ (ebd. S. 138). Sie sind der Meinung, daß traditio
nelle transaktionskostentheoretische Erklärungen zur Bildung von Strategischen Allianzen nicht 
ausreichen. Strategische und soziale Faktoren blieben dabei unberücksichtigt, weil transaktions
kostentheoretische Erklärungen sich lediglich für statische Effizienz- und Routinesituationen eig
nen würden (vgl. auch Ghoshal/Moran 1996).

172 Die strategische Position eines Unternehmens im Markt hängt dabei sowohl von den Stärken und 
Schwächen des Unternehmens selbst als auch von der Marktstruktur ab. Während die marktori
entierte Strategielehre insbesondere auf die Attraktivität einer Branche abstellt (vgl. Porter 1983;
1991), macht die ressourcenorientierte Sichtweise jedoch darauf aufmerksam, daß die Attraktivi
tät einer Branche nicht unabhängig von den spezifischen Ressourcen und Fähigkeiten des jeweili
gen Unternehmens beurteilt werden kann Conner 1994).

173 Es muß aber beachtet werden, daß Vertrauen bei der Bildung einer Kooperation zwar als eine 
notwendige, nicht jedoch als eine hinreichende Bedingung betrachtet werden kann (vgl. Wurche 
1994, S. 142). Dabei wird es den Beteiligten leichter fallen, Vertrauen zu schenken, wenn die 
Reputation der beteiligten Unternehmen aufgrund ihres fairen Handelns in früheren Strategischen 
Allianzen hoch ist (vgl. z.B. Buckley/Casson 1988, S. 36-40).
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weitestgehend offen (vgl. Hagedoom 1995, S. 244). Durch diese Offenheit, die ja  
auch für die ethische Branchenvereinbarung gefordert ist, kann auch von dieser Sei
te noch einmal einem möglichen Kartellvorwurf begegnet werden.174 Unternehmen, 
die einen solchen späteren Beitritt in Erwägung ziehen und damit ein Trittbrettfah
rer-Verhalten an den Tag legen würden, müssen sich jedoch bewußt sein, daß ihnen 
durch die verpaßte Teilnahme an den interorganisationalen Lernprozessen die ab- 
sorptive Kapazität fehlt, um ohne weiteres ein Produkt nach Maßgabe des ethischen 
Branchenstandards produzieren zu könnnen. Unbeschadet einer grundsätzlichen Of
fenheit können die ethisch engagierten Unternehmen Eintrittsbedingungen aufstel
len, die zuerst erfüllt werden müssen. Dies ist auch deshalb notwendig, um die Qua
lität des ethischen Branchenstandards über alle Unternehmen hinweg auf einem ein
heitlichen Mindestniveau halten zu können.
Die strategische Notwendigkeit zur Bildung einer ethisch motivierten Allianzgruppe 
ergibt sich daraus, daß ein einzelnes Unternehmen allein systematisch überfordert 
ist, das moralische Dilemma zu lösen. Dabei ist es wichtig, daß möglichst viele Un
ternehmen sich an dieser ethisch motivierten Allianzgruppe beteiligen. So hängt 
z.B. der Ausgang eines Standardwettbewerbs im Bereich Informations- und Kom
munikationstechnologien häufig davon ab, wieviele Unternehmen den jeweiligen 
Standard unterstützen und somit eine „kritische Masse“ gegenüber anderen Standar
disierungsversuchen erreichen (vgl. Gomes-Casseres 1994, S. 63). In diesem Zu
sammenhang argumentiert Gomes-Casseres (vgl. ebd.) weiter, daß Allianzgruppen 
den beteiligten Unternehmen es ermöglichen, Fähigkeiten schneller voneinander zu 
lernen und sich gegenseitig zu unterstützen „than if each were to try to acquire the 
industry-specific skills and assets of the others“.175 Dieses Argument wird in Ab
schnitt IV.2 im Zusammenhang mit den vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten wie
der aufgegriffen.
Neben der strategischen Notwendigkeit geht es um soziale Möglichkeiten fü r  das 
Bilden einer ethisch motivierten Allianzgruppe. In diesem Zusammenhang wird es 
für die Beteiligten einer ethischen Branchenvereinbarung vor allem auf ihr ethi
sches Engagement ankommen, sich unter Wettbewerbsbedingungen für die Lösung 
des moralischen Dilemmas einzusetzen. D.h., die oben angesprochene soziale Di
mension, die auch bei ökonomischem Handeln besteht, wird eine besondere Bedeu
tung erlangen. Es wird dabei insbesondere darum gehen, mit allen Betroffenen im 
Sinne der dialogorientierten Untemehmensethik nach einer Lösung zu suchen. Die
ses Argument wird im nachfolgenden Abschnitt und in Abschnitt IV.3 in bezug auf 
eine glaubwürdige Kommunikation mit Konsumenten und anderen Stakeholdem 
ausführlicher diskutiert.

174 Nach Teece (1992, S. 190-191) unterscheiden sich Strategische Allianzen von Kartellen dadurch, 
daß es keine Vereinbarungen über Produktions- oder Preisbeschränkungen gibt, daß die Zeitdau
er der Zusammenarbeit in der Strategischen Allianz begrenzt ist und die Bedingungen klar festge
legt sind und daß die beteiligten Unternehmen sich nur mit einigen Teilbereichen bzw. Abteilun
gen, wie z.B. die Forschung und Entwicklung, in der Strategischen Allianz engagieren. Im Ge
gensatz zu Kartellen bewirken Strategische Allianzen keinen gesamtwirtschaftlichen Effizienzver- 
lust.

175 Hervorhebungen nicht im Original.
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2.2.4 Kommunikation zwischen Unternehmen und Kunden
Die Kommunikation mit Kunden ist für Unternehmen insbesondere dann wichtig, 
wenn sich das dominante Design noch nicht herausgebildet hat. Ein enger Kontakt 
zu Kunden ist notwendig, um zu erfahren, wie er ein Produkt benutzt, welche De
signwünsche und Bedürfnisse er hat und ob das Produkt diese erfüllen kann (vgl. 
z.B. Utterback 1994, S. 29). Je besser ein Unternehmen sein Produktdesign auf die 
Kundenbedürfnisse abstellen kann, desto größer sind die Chancen, daß sich dieses 
als dominantes Design am Markt etablieren kann. Denn der Kunde selbst weiß am 
besten, welche Bedürfnisse das neue Produkt beim Gebrauch befriedigen oder wel
che Problemlösungen es bieten und wo noch Verbesserungsmöglichkeiten liegen 
könnten (vgl. Garud/Kumaraswamy 1993, S. 365; Clark 1985, S. 238). Dies erfor
dert insbesondere eine Kommunikation mit den sogenannten Lead Users. Das Kon
zept der Lead Users bezieht sich auf die wichtigsten oder größten Kunden eines Un
ternehmens. Unter einem Lead User ist ein Kunde oder eine Kundengruppe zu ver
stehen, die den größten Nutzen aus der Innovation ziehen und deren gegenwärtige 
starke Bedürfnisse in Zukunft von allen Kunden am Markt geäußert werden. 
Insofern können sie dem Unternehmen als eine Art Vorhersagesystem für zukünfti
ge allgemeine Kundenbedürfnisse dienen und außerdem Anregungen zu neuen Pro
duktideen oder -konzepten geben (vgl. von Hippel 1986, S. 791).176
Allerdings können die Bedürfnisse und Anregungen von Lead Users ein Unterneh
men auch in eine Sackgasse führen. Dies kann insbesondere dann der Fall sein, 
wenn das Unternehmen Komplementärprodukte zu den Produkten der Kunden an
bietet. Ein Beispiel hierfür geben Bower/Christensen (1995). Sie erläutern, daß in 
der Diskettenindustrie sich die großen etablierten Unternehmen immer zu sehr an 
den aktuellen Kundenbedürfnissen orientiert hätten und dadurch zu wenig die Chan
cen neuer technologischer, radikaler Entwicklungen bei der Verkleinerung der Dis
ketten und der Vergrößerung ihrer Speicherkapazitäten (von den Floppy Disks bis 
hin zu den heute üblichen 3.5 Zoll Disketten) beachtet hätten. So verpaßte z.B. Sea
gate den Anschluß an die neue Entwicklung, weil ihr größter Kunde IBM damals 
kein Interesse an den neuen Disketten zeigte, die zu den damaligen Disketten-Lauf- 
werken nicht paßten (vgl. Bower/Christensen 1995, S. 48).177
Beispiele aus den Bereichen der Informations-, Kommunikations- und Netzwerk
technologien zeigen jedoch, daß die Standardsetzung heute immer mehr davon ab
hängt, daß Hersteller und Kunden intensiv Zusammenarbeiten müssen (vgl. Ander- 
son/Tushman 1990, S. 628; David 1987). Dies vor allem, weil die neuen Technolo
gien alte Branchengrenzen überschreiten (vgl. Kotabe/Sahay/Aulakh 1996, S. 79; 
Hamei 1994; Kodama 1992). Ein einzelnes Unternehmen allein kann heute nicht 
mehr die ganze Range von Möglichkeiten einer neuen Technologie bewältigen. So 
wird es notwendig, sich auf die eigenen Kemkompetenzen zu konzentrieren und in

176 Zur Identifizierung von Lead Users und der Implementation der Erkenntnisse aus ihren Angaben 
vgl. auch von Hippel (1986; 1988); Herstatt/von Hippel (1992).

171 Dieses Beipiel zeigt, daß Seagate Fehler bei der Identifikation der tatsächlich relevanten Lead 
Users unterlaufen sind.
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tensiven Kontakt mit den Lead Users zu pflegen (vgl. Gomes-Casseres 1994, S. 62- 
63; Kotabe/Sahay/Aulakh 1996, S. 79).178 Häufig fehlt es aber auch den Kunden an 
Erfahrung im Umgang mit neuen Technologien (vgl. Kotabe/Sahay/Aulakh 1996, S. 
73). Dann können durch die Kommunikation wechselseitige, iterative Lernprozesse 
angestoßen werden (vgl. Dearing/Meyer/Kazmierczak 1994).179
Die Kommunikation zwischen Unternehmen und Kunden ist auch deshalb wichtig, 
weil nicht nur im Unternehmen selbst in bezug auf neue Entwicklungen Lernpro
zesse eine entscheidende Rolle spielen, sondern Lernprozesse auch auf Seiten der 
Kunden ablaufen (vgl. Mangematin/Callon 1995, S. 454). Dabei können Lernpro
zesse der Kunden zur Basis von First-Mover-Vorteilen werden. Diese Lernprozesse 
sind insbesondere dann von entscheidender Bedeutung, wenn es um  Produkte geht, 
die bis dahin in keiner vergleichbaren Form angeboten wurden oder die ein bis da
hin unartikuliertes Bedürfnis befriedigen können. Ein Beispiel hierfür ist der Walk
man von Sony, womit Sony das bis dahin nicht artikulierte Bedürfnis des ortsunab
hängigen Musikhörens ohne Störung von Personen in unmittelbarer Nähe befriedi
gen konnte (vgl. Sanderson/Uzumeri 1995, S. 762-763). Diese Lernprozesse sind 
deshalb so wichtig, weil die Erfahrungen, die der Kunde mit einem solchen Produkt 
macht, die Bildung der Kriterien beeinflussen, anhand derer alle Nachfolgeprodukte 
gemessen werden (vgl. Carpenter/Nakamoto 1989, S. 286; Golder/Tellis 1993, S. 
160). Dieses völlig neuartige Produkt stellt insofern ein Modell dar, an dem der 
Kunde lernen kann, und dient so zur Ausbildung eines kognitiven Referenzrahmens 
(vgl. Carpenter/Nakamoto 1989, S. 288-289; Sujan 1985, S. 32).
Neben der Anregung von (wechselseitigen) Lernprozessen kann den Unternehmen 
die Kommunikation mit ihren Kunden auch zum Zweck der reinen Informations
weitergabe dienen, wenn z.B. eine Verkaufsorganisation, Kataloge, Anzeigen in 
Zeitschriften oder Femseh- und Kinowerbung eingesetzt werden. So argumentiert

178 Ein ähnliches Phänomen diskutieren Mangematin/Callon (1995) unter dem Begriff des First 
Users in bezug auf Netzwerktechnologien. Dabei bestimmt der Hersteller, wer die First Users 
seines Produktes sein sollen und versucht, sie schon vor der Markteinführung von der Leistungs
fähigkeit und zum Gebrauch seiner Technologie zu überzeugen. Bei Netzwerktechnologien kann 
die Wahl der First Users entscheidend dafür sein, welches System sich schlußendlich durchset
zen wird. Die Wichtigkeit eines First Users hängt dabei von seiner Macht und seinem Einfluß in 
einem sozialen Netzwerk ab. Mangematin/Callon (1995) verdeutlichen dies am Beispiel der Ein
führung von zwei verschiedenen Auto-Navigationssystemen. Auto-Navigationssysteme sind 
Netzwerktechnologien, die dem Autofahrer helfen sollen, möglichst schnell, bequem und ohne 
Staus von A nach B zu kommen. Das Aliscout System ist bei seiner Funktionsfähigkeit von Inve
stitionen der öffentlichen Hand abhängig, wohingegen das Carminat Konsortium Informationen 
von einer CD Rom mit aktuellen Funkübertragungen kombiniert. Sollten Paris, London, Berlin 
und Barcelona zu Investitionen in das Aliscout System überredet werden können, würden andere 
große europäische Städte wahrscheinlich deren Beispiel folgen. Das Carminat Konsortium hätte 
danach kaum noch Chancen.

179 Dabei sehen Dearing/Meyer/Kazmierczak (1994) den Gebrauch der betreffenden Innovation oder 
Technologie als ein relationales Konzept an, das die Nützlichkeit für den Innovator und für den 
potentiellen Nutzer vergleicht. So können potentielle Nutzer die Technologie in anderer Weise 
sinnvoll einsetzen als dies ursprünglich von den Innovatoren vorgesehen war. Sie bringen dazu 
das Beispiel von Kondomen, die ursprünglich als Verhütungsmittel vorgesehen waren, heute 
aber v.a. als wirksamer Schutz vor einer HIV-Infektion benutzt werden.
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z.B. Wemerfelt (1996), daß es für ein Unternehmen langfristig lohnend bzw. effizi
ent ist, den Kunden ausreichend mit Informationen über das Produkt zu versorgen 
anstatt es ihm unnötig schwer zu machen, sich zu informieren (ebd. S. 239). Dabei 
geht es Wernerfeit nicht um eine persuasive Informationsweitergabe an den Kun
den, weil langfristig eine Kommunikation mit dem Kunden nur dann effizient ist, 
wenn man ihn mit Informationen für eine rationale Kaufentscheidung versorgt.180
Für die an einer ethischen Branchenvereinbarung beteiligten Unternehmen ist die 
Kommunikation schon allein deshalb wichtig, weil sie im Sinne der dialogorientier
ten Untemehmensethik nur in Auseinandersetzung mit allen Betroffenen zu einer 
sinnvollen Lösung des moralischen Dilemmas kommen können. Die Wichtigkeit der 
Kommunikation beschränkt sich jedoch nicht nur auf die dialogethische Verständi
gung im Rahmen der ethischen Branchenvereinbarung, sondern sie erstreckt sich 
auch auf die Gestaltung und Etablierung des darauf basierenden ethischen Bran
chenstandards. Dabei sind sowohl die oben angesprochenen Lernprozesse als auch 
der nicht-persuasive Informationsaustausch von Bedeutung.
Als ein richtungweisendes Beispiel kann hier der Untemehmensdialog genannt wer
den, den die Firma Procter & Gamble in bezug auf das Problem der Selbstmedika
tion bei Erkältungskrankheiten mit kritischen Interessengruppen wie z.B. Patienten, 
Gesundheitsbehörden, Fachwissenschaftler, Krankenversicherungsträgem, Ärzten, 
Apothekern und Wettbewerbern durchgeführt hat. Der Untemehmensdialog orien
tierte sich dem Verfahren nach an der dialogorientierten Untemehmensethik und an 
mediatorengestutzten Verhandlungsmethoden.181 Die inhaltlichen Ergebnisse hat 
Procter & Gamble veröffentlichen lassen (vgl. Steinmann/Zerfaß Hrsg. 1991). In 
diesem Untemehmensdialog sind inhaltliche Lösungen, z.B. in bezug auf die Gestal
tung von Beipackzetteln, und prozedurale Lösungen, z.B. in bezug auf die Zusam
menarbeit von Verbraucherverbänden und Arzneimittelherstellem hinsichtlich der 
Beipackzettelgestaltung, erarbeitet worden. Darüber hinaus wurde ein Problemkata
log erstellt, in dem noch weiterhin strittige Diskussionsfelder identifiziert wurden, 
für die jedoch noch keine Lösung gefunden werden konnte (vgl. Steinmann/Zerfaß 
1993, S. 9-10). Mit dem Untemehmensdialog wurde insofern ein öffentliches Gut 
erstellt, als daß durch die Veröffentlichung der Ergebnisse das erarbeitete Wissen 
Uber Lösungsmöglichkeiten und über noch bestehende Konfliktfelder allgemein zu
gänglich gemacht wurde (vgl. ebd. S. I I ) .182 Eine Bedingung dafür, daß

180 Das Effizienzkriterium in bezug auf Kommunikation mit dem Kunden besagt, „that parties in ver
tical trading relationships allocate their efforts torward manufacturing and information exchange 
such that no other arrangement makes them all better off* (Wemerfelt 1996, S. 240; vgl. auch 
Wemerfelt 1994).

181 Mediatorengestützte Verhandlungsmethoden versuchen eine Problemlösung zwischen Konflikt
parteien dadurch zu erreichen, daß ein neutraler Mediator als Vermittler die Verhandlungen orga
nisiert und leitet (vgl. z.B. Fietkau 1991, S. 4).

182 Damit ergibt sich wiederum ein Trittbrettfahrer-Problem, das durch die Veröffentlichung des erar
beiteten expliziten Wissens von Procter & Gamble bewußt hingenommen wurde. Steinmann/Zer
faß (1993, S. 10) ziehen aus diesem Beispiel die Schlußfolgerung, daß die Verbreitung des Wis
sens Anstoß geben kann zu Lösungen auf anderen Regelungsebenen, z.B. durch das Aufstellen 
von Verbandskodizes oder durch staatliche Gesetzgebung. Damit würde der Untemehmensdialog 
eine Orientierungshilfe für die Gesellschaft bieten. Das Trittbrettfahrer-Problem wird von ihnen
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mediatorengestützte Verhandlungen zu tragfähigen Lösungen führen können, sehen 
Renn/Webler (1994, S. 42-43) darin, daß alle Beteiligten die Bereitschaft zum 
wechselseitigen Lernen mitbringen.

2.2.5 Netzwerkextemalitäten und Bandwagon Effects
Ein Produktdesign als dominantes Design etablieren zu können, hängt häufig ent
scheidend davon ab, ob Netzwerkextemalitäten und Bandwagon Effects im Wettbe
werb eine Rolle spielen und ob das betreffende Unternehmen diese Effekte für das 
eigene Produkt ausnutzen kann (vgl. z.B. Kotabe/Sahay/Aulakh 1996, S. 76). Mit 
den Begriffen Netzwerkextemalität und Bandwagon Effect wird allgemein das Phä
nomen umschrieben, daß man wechselseitig davon profitieren kann, das gleiche wie 
andere zu tun, d.h. das gleiche Produkt bzw. Komplementärprodukt anzubieten 
oder nachzufragen. Im allgemeinen wird der Begriff der Netzwerkextemalitäten 
für die Nachfrageseite verwendet (vgl. z.B. Katz/Shapiro 1985), wohingegen der 
Bandwagon Effect in bezug auf die anbietenden Unternehmen benutzt wird (vgl. 
z.B. Abrahamson/Rosenkopf 1993). Allerdings bedingen sich beide Effekte gegen
seitig, so daß es sich hier v.a. um eine analytische Trennung der Begriffe handelt 
(vgl. Farrell/Saloner 1985, S. 71).
Farrell/Saloner (1986b, S. 165) definieren die Netzwerkextemalitäten  schlicht als 
„benefits from doing the same as other do“. Dieser Effekt tritt insbesondere dann 
auf, wenn es sich um Komplementärprodukte handelt, die zueinander kompatibel 
sein müssen. Die Erhöhung der Nachfrage nach einem bestimmten Produktdesign 
erhöht in der Regel auch die Nachfrage nach dem kompatiblen Komplementärpro
dukt. Hersteller können dann bei der Produktion Kostendegressionseffekte realisie
ren und diese in Form von Preisnachlässen an die Kunden weitergeben (vgl. Stein
mann/Heß 1993, S. 170). Damit beeinflussen Netzwerkextemalitäten eine weitere 
Ausweitung der .installierten Basis“ (vgl. Farrell/Saloner 1986a), also der Menge 
der bereits verkauften und in Gebrauch befindlichen Produkte. Sie sind abhängig 
vom Ausmaß der Marktdurchdringung des betreffenden Produkts und dessen Kom
plementärprodukten (vgl. Conner/Rumelt 1991). Durch das Auftreten von Netz
werkextemalitäten profitieren Unternehmen wechselseitig von den Marktanteilen 
derjenigen Unternehmen, die die passenden Komplementärprodukte anbieten. Des
halb ist es durchaus vorteilhaft, eigene Innovationen und Entwicklungen kontrolliert 
in die Branche diffundieren zu lassen, z.B. durch die Vergabe von Lizenzen oder 
durch das Einnehmen einer einflußreichen zentralen Position in einer Allianzgruppe 
(vgl. Kogut/Walker/Kim 1995, S. 77-79).
Netzwerkextemalitäten basieren auf verschiedenen Grandlagen (vgl. Farrell/Salo
ner 1986a, S. 940; Katz/Shapiro 1985, S. 424). Erstens können sie eine direkte Aus
wirkung einer allgemein steigenden Verbreitung sein. Beispielsweise wird es umso 
interessanter, selbst e-mails verschicken und empfangen zu können, je  mehr Teil
nehmer über e-mail erreichbar sind.

hingegen nicht thematisiert. Darüber hinaus bleibt aber auch das im Untemehmensdialog er
worbene implizite Wissen auf den Kreis der Teilnehmer beschränkt.
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Zweitens kann ein indirekter Effekt dadurch auftreten, daß das Angebot von Kom- 
plementärprodukten größer und attraktiver wird oder daß der Austausch von kom
plementären Produkten erleichtert wird (vgl. Heß 1991, S. 205 Fn. 10; Braunstein/- 
White 1985, S. 339-343). So besteht z.B. für das DOS-Betriebssystem ein größeres 
Softwareangebot als für das von Macintosh verwendete Betriebssystem. Ein anderes 
Beispiel bezieht sich auf Videorekorder und Videokassetten. Durch seine Lizenzpo
litik wußte JVC die auftretende Netzwerkextemalität geschickt zu nutzen und konn
te sein System VHS als dominantes Design durchsetzen (vgl. Suärez/Utterback 1995, 
S. 418). Als noch verschiedene Produktdesigns am Markt während der Fließenden 
Phase vorhanden waren, konnten nur diejenigen Konsumenten Videokassetten un
tereinander austauschen, die auch den gleichen Videorekorder benutzten.
Drittens erleichtert eine große bzw. wachsende Zahl der installierten Basis die 
Kommunikation zwischen den Benutzern. Ein Beispiel hierfür sind Telekommuni
kationsnetzwerke. Über die zunehmende Konzentration auf nur ein Design als Bran
chenstandard können Kostenersparnisse durch Massenproduktion in Form von 
Preisreduktionen weitergegeben werden183 (vgl. Farrell/Saloner 1986a, S. 940).184
Viertens kann die Qualität des Services nach Kauf des Produktes oder die Dichte des 
Service-Netzwerks die Verbreitung eines Produktes beeinflussen. Ein Beispiel hier
für sind das Service-Netzwerk der einzelnen Automobilhersteller oder das Problem 
des flächendeckenden Angebots von bleifreiem Benzin im In- und Ausland zur Ein
führungszeit des Katalysators in Automotoren.
Bewegen sich Unternehmen in einem Markt, in dem Netzwerkextemalitäten eine 
Rolle spielen, könnten sie unter den Einfluß des sogenannten Bandwagon Effects ge
raten. Mit dem Bandwagon Effect werden Prozesse bezeichnet, „whereby organiza
tions adopt an innovation, not because of their individual assessments of the innova
tion's efficiency or returns, but because of a bandwagon pressure caused by the 
sheer number of organizations that have already adopted this innovation“ (Abra- 
hamson/Rosenkopf 1993, S. 488).185 Der Bandwagon Effect kann in einen Zirkel 
führen, in dem die Zunahme der Zahl der Anbieter den Druck auf diejenigen Un
ternehmen weiter verstärkt, die noch nicht die Innovation übernommen haben. Da
bei sind die Gründe unterschiedlich, ob ein Unternehmen zu einem frühen oder 
einem späteren Zeitpunkt die Innovation übernimmt (vgl. z.B. Tolbert/Zucker 
1983, S. 30, 35). In der Fließenden Phase übernimmt ein Unternehmen ein anderes 
Design, weil es von dessen Funktionalität überzeugt ist. Wenn sich hingegen im 
Verlauf der Transformationsphase das zukünftige dominante Design immer mehr 
herauskristallisiert, so geben Unternehmen dem Übernahmedruck schon allein

183 Dabei kann es auch für den Innovator von Vorteil sein, wenn er von anderen Unternehmen imi
tiert wird, die vor allem neue Kundengruppen im Niedrigpreissegment erschließen (vgl. Conner 
1995).

184 Allerdings muß auch beachtet werden, daß die Größe der installierten Basis dazu führen kann, 
daß Innovationen behindert werden, weil z.B. die Umstellungskosten auf einen neuen Standard 
als zu hoch eingeschätzt werden (vgl. Farrell/Saloner 1985; im Gegensatz dazu Farrell/Shapiro 
1988).

iss Hervorhebungen im Original.



ni Ethischer Branchenstandard 125

durch die wachsende Zahl derer nach, die bereits das mögliche zukünftige dominan
te Design übernommen haben.
Zwei Bandwagon Effects können unterschieden werden: Institutional Bandwagon 
Effects und Competitive Bandwagon Effects. Der Institutional Bandwagon Effect 
ergibt sich aus der Gefahr für das Unternehmen, Legitimationsgrundlagen zu ver
lieren: „When this happens, organizations that do not use the innovation tend to ap
pear abnormal and illegitimate to their stakeholders; these organizations tend to 
adopt the innovation because of the fear of lost stakeholder support“ (Abrahamson/ 
Rosenkopf 1993, S. 492). Dahinter steht die Vorstellung der Institutionalistischen 
Ansätze in der Organisationstheorie, daß Organisationen ihre Strukturen und Hand
lungsweisen gemäß den Erwartungen und Anforderungen der Umwelt gestalten, um 
so der Organisation Legitimität zu verschaffen (vgl. z.B. Meyer/Rowan 1977, S. 
343-346).186
Der Competitive Bandwagon Effect ergibt sich daraus, daß ein Unternehmen keinen 
Wettbewerbsnachteil dadurch erleiden will, daß es weit unter dem Branchendurch
schnitt liegt. Mit steigender Zahl der Anbieter einer Innovation rechnen Nicht-An- 
bieter mehr und mehr mit dem schlimmsten Fall, daß die Innovation doch erfolg
versprechend sein könnte und sie selbst sich nicht beteiligt haben. Der wahrgenom
mene mögliche Wettbewerbsnachteil überwiegt dann einen möglichen Wettbewerbs
vorteil einer anderen Handlungsaltemative.187 Dabei würde mit steigender Zahl der 
Anbieter auch die durchschnittliche Rentabilität steigen, was wiederum Nicht-An
bieter noch weiter unter den Durchschnitt fallen ließe. Dem Übemahmedruck des 
dominanten Designs wird beim Competitive Bandwagon Effect aus rein ökonomi
schen Überlegungen nachgegeben. Im Gegensatz zum Institutional Bandwagon Ef
fect fließen keine Aspekte zur Legitimität in die Übemahmeentscheidung ein.
Handelt es sich bei Produkten des ethischen Branchenstandards um solche, die zu 
Komplementärprodukten kompatibel sein müssen, ist anzunehmen, daß die Effekte 
der Netzwerkextemalitäten in vergleichbarer Form wie bei herkömmlichen Pro
dukten auftreten werden. Bezieht sich der ethische Branchenstandard jedoch nicht 
auf Komplementärprodukte, so wird v.a. der Effekt der direkten Auswirkung einer 
allgemein zunehmenden Verbreitung relevant werden. Gemeint ist damit, daß im
mer mehr Konsumenten das Produkt des ethischen Branchenstandards kaufen, weil 
andere dies auch tun. Als Beispiel können hier Produkte genannt werden, die beson
ders umweltfreundlich produziert werden, schädliche Inhaltsstoffe reduzieren oder 
ersetzen.188 „Moralischer Konsum kann offensichtlich auch dort propagiert und aus

186 Ein Hauptkritikpunkt an den Institutionalistischen Ansätzen ist jedoch die zu geringe Beachtung 
von aktiven strategischen Handlungsmöglichkeiten der Organisationen. Häufig werden Organisa
tionen nur in bezug auf ihr (passives) Reagieren auf Veränderungen der Institutionen der Umwelt 
betrachtet. Zur Übersicht und Kritik an Institutionalistischen Ansätzen in der Organisationstheorie 
vgl. z.B. Walgenbach (1995).

187 Zum Problem der Wahrnehmung eines möglichen Wettbewerbsnachteils vgl. z.B. Kahneman/ 
Tversky (1984; 1979); Tversky/Kahneman (1974).

188 Allerdings erreichen diese Produkte größtenteils noch längst nicht das Umsatzvolumen der ent
sprechenden herkömmlichen Produkte.
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geübt werden, wo seine Wirkung unabschätzbar bleibt. Er hat dann eine andere 
Wirkung: Er zeigt den Mitmenschen, daß man als moralischer Mensch auftritt“ 
(Priddat 1996, S. 1073).189 Welche Breitenwirkung der ethische Branchenstandard 
in diesem Sinne wird entfalten können, wird auch mit davon abhängen, wie günstig 
die beteiligten Unternehmen eine Kleinkostensituation für die Konsumenten haben 
herstellen können.
In weit größerem Ausmaß läßt sich die direkte Auswirkung von Netzwerkextemali- 
täten jedoch in bezug auf Boykotts bestimmter Produkte feststellen, wie z.B. bei 
dem so erfolgreichen Boykott von Shell-Benzin während der Auseinandersetzung 
um die Brent Spar. Konsumenten agieren in solchen Fällen als politische Bürger, 
nur daß sie nicht zur Wahl gehen, sondern sich an einem Boykott beteiligen oder als 
moralisch ausgezeichnete Produkte kaufen (vgl. ebd., S. 1072).190 Priddat (1996, S. 
1074-1075) gibt jedoch zu bedenken, daß moralische Konsumgründe im Zeitverlauf 
instabil sind und daß die Korrektheit eines moralischen Konsums gesellschaftlich 
breit kommuniziert werden muß, damit er tatsächlich wirken kann. Insbesondere 
würden moralische Konsumgründe dann nicht mehr die Kaufentscheidung beein
flussen, wenn das betreffende Problem von den Massenmedien nicht mehr behandelt 
wird. Hier zeigt sich wiederum, wie wichtig demgegenüber eine glaubwürdige 
Kommunikation zwischen Unternehmen und Kunden ist, wie sie am Beispiel des 
Untemehmensdialogs bei Procter & Gamble vorgestellt worden ist. Allerdings darf 
nicht ohne weiteres geschlossen werden, daß sich eine konsumentenethische Nach
frage schon einstellt, wenn vorher beim Konsumenten ein entsprechendes Problem
bewußtsein und Lernprozesse angeregt wurden. Empirische Untersuchungen zeigen, 
daß Umweltbewußtsein lediglich eine notwendige, aber keine hinreichende Bedin
gung dafür ist, daß auch tatsächlich umweltbewußt gehandelt wird (vgl. z.B. Fran- 
zen 1995).
Der Institutional Bandwagon Effect dürfte dann von Bedeutung sein, wenn Unter
nehmen fürchten, die Legitimität ihres Handelns und deshalb die Unterstützung 
ihrer Stakeholder zu verlieren (vgl. Abrahamson/Rosenkopf 1993, S. 492). In die
sem Zusammenhang spielen Boykottdrohungen oder tatsächlich durchgeführte Boy
kotte eine große Rolle. Während der Auseinandersetzung um die Brent Spar hat die 
Befolgung des Boykotts von Shell-Tankstellen gezeigt, daß allgemein Shell die Legi
timität zur Versenkung abgesprochen wurde, und dies, obwohl Shell die Genehmi
gung der britischen Regierung zur Versenkung legal erteilt worden war. In bezug 
auf die Gefahr eines Boykotts argumentiert z.B. die Rugmark-Foundation, daß die 
allgemeine Einhaltung der Regeln zur Erlangung des Rugmark-Labels einen mögli
chen Boykott von handgeknüpften indischen Teppichen verhindern könnte (vgl. 
Rugmark-Büro 1996). Daß es sich hier um ein emstzunehmendes Argument han
delt, ist daran ersichtlich, daß IKEA einen Großauftrag zurückzog, nachdem ein

189 Hervorhebungen nicht im Original. Allerdings muß dann unterschieden werden zwischen einer 
effektiven Moral und einem symbolisch-moralischen Gestus (vgl. Priddat 1996, S. 1073).

190 Vgl. dazu auch die Auseinandersetzung um Konsumentenboykott und die Legitimation von Inter
essengruppen zwischen Beck (1995) und Schwan (1995).
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deutsches Fernsehteam über Kinderarbeit in der indischen Teppichindustrie berich
tet hatte.191

Dabei sind vor allem vier Faktoren von Bedeutung, ob und wie ein Unternehmen 
auf institutionalisierte Erwartungen aus der Umwelt strategisch reagieren kann. Er
stens hängt es von dem Ausmaß ab, in dem diese Erwartung bereits institutionali
siert ist. Zweitens geht es um das Ausmaß an Legitimität, das durch eine Übernah
me von Regeln oder dem Erfüllen von Erwartungen erhalten werden könnte. Dritt
ens spielen die eigenen Interessen des Unternehmens in bezug auf das in Frage ste
hende Problem eine Rolle, und viertens geht es um die Frage, inwieweit das Unter
nehmen die Macht hätte, eigene Interessen durchzusetzen (vgl. Walgenbach 1995, S. 
297).
Schließen sich Unternehmen aufgrund des Institutional oder Competitive Bandwa
gon Effects dem ethischen Branchenstandard an, so bedeutet dies nicht zwingend, 
daß sie dies aufgrund ethischer Überlegungen tun. Wahrscheinlicher sind in diesem 
Fall ökonomische Gründe oder die gerade beschriebenen vier Faktoren anzuneh
men, die zu der Entscheidung für eine Beachtung des ethischen Branchenstandards 
beigetragen haben. Es muß in diesem Zusammenhang jedoch betont werden, daß es 
ein Ziel der Etablierung eines ethischen Branchenstandards ist, daß dieser letztend
lich branchenweit von allen Unternehmen beachtet wird. Die Existenz eines ethi
schen Branchenstandards schafft dann eine Wettbewerbsneutralität, im Sinne der 
Geltung einheitlicher Regeln für alle Branchenuntemehmen, in bezug auf die Lö
sung des moralischen Dilemmas.192 Ein zweites Ziel dieser betriebswirtschaftlichen 
Lösung ist der Schutz derjenigen ethisch engagierten Unternehmen vor einem früh
zeitigen Ausscheiden aus dem Markt aufgrund dessen, daß sie eine ethische Vorlei
stung erbringen.

3 Chancen und  Probleme eines ethischen First-M over-Vorgehens
Allgemein wird unter einem First-Mover ein Unternehmen verstanden, daß als er
stes mit einer Produktneuheit in den Markt eintritt (vgl. z.B. Lieberman/Montgo- 
mery 1988, S. 51; Moore/Boulding/Goodstein 1991, S. 97-98; Robinson/Fomell 
1985, S. 305; Glazer 1985, S. 473).193 Dabei kann es sich einerseits um eine Neuheit

191 Allerdings stellte sich die Berichterstattung später als Fälschung heraus, bei der es sich um nach
gestellte Szenen mit Laiendarstellem handelte. IKEA hat nach Bekanntwerden der Fälschung 
über eine Entschädigung ihres Geschäftspartners nachgedacht, dem sie den Auftrag vorher entzo
gen hatten (vgl. o.V. 1996g, S. 6).

192 Dabei bleibt es natürlich dem einzelnen Konsumenten selbst überlassen, wie er das ethische En
gagement des betreffenden Unternehmens in diesem Fall bewerten will und ob er daraus die 
Konsequenz ziehen will, trotz allgemeiner Beachtung des ethischen Branchenstandards das Pro
dukt deijenigen Unternehmen zu kaufen, die sich als erste für die Lösung des moralischen Dilem
mas eingesetzt und die Etablierung des Standards initiiert haben.

193 Eine weiter gefaßte Definition gibt Patterson (1993, S. 765): „A first mover is an organization 
which is first to employ a particular strategy within a context fo specifies scope" (Hervorhebun
gen im Original). Die Definition des First-Movers mit dem Strategiebegriff zu verbinden, hält 
Patterson für sinnvoll, weil dies eine Vielfalt in der First-Mover-Definition eröffnet, die sich auf 
alle Ziele eines Unternehmens beziehen kann. In der Betriebswirtschaftslehre bezieht sich der
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aufgrand einer technologischen Diskontinuität oder andererseits um das Erschließen 
eines neuen Marktsegmentes oder das Anbieten eines völlig neuen, bisher so noch 
nicht bekannten Produktes handeln (wie z.B. der Walkman). Während der First- 
Mover eine Marktneuheit anbietet oder erstmalig ein neues Produktionsverfahren 
verwendet, handelt es sich für ein Folger-Unternehmen lediglich um eine Betriebs
neuheit (vgl. z.B. Michel 1987, S. 87).
Aus den allgemein diskutierten Vorteilen und Nachteilen eines Markteintritts als 
First-Mover soll abgeleitet werden, welche Konsequenzen sich daraus für die 
ethisch engagierten Unternehmen ergeben, die einen ethischen Branchenstandard 
etablieren möchten. Wie bereits festgestellt, ist für sie aus ethischen Gründen ein 
First-Mover-Vorgehen geboten. In Abschnitt 3.1 werden die First-Mover-Vorteile 
in bezug auf die Chancen für einen ethischen Branchenstandard diskutiert. Dabei 
muß unterschieden werden zwischen konsumentenbasierten Vorteilen (Abschnitt 
3.1.1) und produzentenbasierten Vorteilen (Abschnitt 3.1.2). Der überragende 
Nachteil eines First-Mover-Vorgehens ist das Trittbrettfahrer-Problem, das auch 
schon als zentrales Problem für das Zustandekommen einer ethischen Branchenver
einbarung identifiziert worden ist. In Abschnitt 3.2 wird es nun genauer in bezug 
auf einen ethischen Branchenstandard diskutiert.

3.1 First-Mover-Vorteile als Chance fü r  einen ethischen Branchenstandard
First-Mover-Vorteile können allgemein definiert werden „in terms of the ability of 
pioneerring firms to earn positive economic profits“ (Lieberman/Montgomery 
1988, S. 41, 51) als Folge ihres frühen Markteintritts. Laut Lieberman/Montgome
ry (1988) erwachsen diese Vorteile dem First-Movers endogen im Wettbewerbspro
zeß .194 In einer frühen Phase der Branchenentwicklung kann der First-Mover 
Asymmetrien gegenüber später folgenden Konkurrenten etablieren. Diese 
Asymmetrien, die den First-Mover in eine vorteilhaftere Position versetzen, gilt es 
aufrechtzuerhalten. Sie sind sozusagen die Basis eines jeden First-Mover-Vorteils 
(vgl. ebd., S. 41).
First-Mover-Vorteile können in konsumentenbasierte und produzentenbasierte Vor
teile unterteilt werden (vgl. Golder/Tellis 1993, S. 159-161). Die konsumentenba
sierten First-Mover-Vorteile ergeben sich daraus, daß und warum Konsumenten das 
Produkt des Pioniers kaufen. Auf die Kaufentscheidung mag das Unternehmen z.T.

Strategiebegriff darauf, „die Grundposition eines Unternehmens zu bestimmen oder zu revidie- 
ren[, ...] Geschäftsfelder und Wettbewerbskonzeptionen zu finden, die eine dauerhafte Siche
rung des betrieblichen Erfolgspotentials ermöglichen“ (Schreyögg 1992, S. 202). Neben der sy
stematischen Einbeziehung der Reaktion anderer Aktoren werden auch Prozesse der materiellen 
und kognitiven Kontextbeeinflussung mit in den Strategiebegriff einbezogen (vgl. Osterloh/ 
Grand/Tiemann 1994, S. 62 Fn. 47; Minderlein 1993).

194 Würde man dagegen exogenen Erklärungsmustem folgen, hieße das, daß schon allein der Markt
eintritt als First-Mover zu einem eindeutigen Vorteil führen würde. Damit bleibt z.B. der Sach
verhalt unberücksichtigt, daß die Diffusion von Informationen in die Branche den First-Mover- 
Vorteil verschwinden läßt (vgl. z.B. Fershtman/Mahajan/Muller 1990). Zu exogenen Erklärungs
mustem vgl. z.B. Robinson/Fomell (1985), eine kritische Auseinandersetzung findet sich z.B. 
bei Moore/Boulding/Goodstein (1991).
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Einfluß haben, jedoch hängt dies nicht allein von seinen Fähigkeiten und Ressourcen 
ab. Die produzentenbasierten Vorteile beruhen auf den Produktcharakteristiken und 
den organisationalen Fähigkeiten und Ressourcen des Unternehmens. Die First-Mo- 
ver-Vorteile nach dieser Klassifikation vorzustellen erscheint sinnvoll, weil sie den 
Blick auf die Beteiligten an einer ethischen Branchenvereinbarung und Unterstützer 
des ethischen Branchenstandards -  Konsumenten und Produzenten -  öffnet.195

3.1.1 Konsumentenbasierte First-Mover-Vorteile
Konsumentenbasierte First-Mover-Vorteile basieren allgemein darauf, daß Konsu
menten die Produkte des First-Movers gegenüber später angebotenen Konkurrenz
produkten bevorzugen. Dazu können vier Erklärungen herangezogen werden: Prä
ferenzbildung zugunsten des First-Mover-Produkts, Lernprozesse, Image und 
Selbstbild des Konsumenten sowie Umstellungskosten.

a) Präfenzbildung zugunsten des First-Mover-Produkts
Nach Schmalensee (1982) hat ein First-Mover-Produkt dann Differenzierungsvor
teile gegenüber Produkten von Folgern, wenn die Konsumenten mit dem erstmali
gen Gebrauch festgestellt haben, daß das Produkt in einer zufriedenstellenden Weise 
funktioniert. Schmalensee untersucht dies anhand eines ökonomischen Modells, das 
von einem rationalen Kaufverhalten bei unvollkommenen Informationen über die 
Produktqualität ausgeht. Hinsichtlich der anfänglichen Unsicherheit über die Pro
duktqualität geht Schmalensee (1982, S. 349-350) davon aus, daß ,,[b]uyer leaming 
about quality takes place over time, so that buyers and sellers generally face dyna- 
mic decisión problems when quality information is incomplete“.196 Schmalensee be
zieht seine Untersuchung auf Produkte, bei denen der Konsument als notwendige 
und hinreichende Bedingung durch Trial and Error die Funktionstüchtigkeit bzw. 
Produktqualität feststellen kann. Trotz einiger stark vereinfachenden Modellannah
men kommt er zu dem Schluß, daß, wenn im Trial and Error-Verfahren sich die 
Konsumenten von der Qualität überzeugt haben, sie dieses Produkt als Standard ge
genüber Nachfolgeprodukten setzen und weniger geneigt sind, nochmals in eine 
Lemerfahrung hinsichtlich dieses Nachfolgeproduktes zu investieren. Damit kann 
der Vorteil des First-Movers als Folge der Bildung von stabilen Präferenzen der 
Konsumenten erklärt werden, ohne daß Argumente in bezug auf Werbung oder Ir

195 Eine andere Klassifikation schlagen Kerin/Varadarajan/Peterson (1992, S. 41-43) vor, die die 
gleichen First-Mover-Vorteile in ökonomische und behavioristische Vorteile unterscheiden.

196 Dabei ist zu berücksichtigen, das die ökonomische Theorie individuelles Lernen nur als behavio- 
ristisches Lernen thematisiert. Behavioristische Lemtheorien stellen Lernen als Stimulus-Re- 
sponse-Modell dar, in dem Verhalten durch die Abfolge von Reiz-Reaktionsmechanismen darge
stellt wird. Die ökonomische Theorie führt das Handeln des Individuums mit Hilfe der Rationali
tätsannahme auf Verhalten zurück. Darüber hinaus werden Prozesse der Kontextevaluation nicht 
berücksichtigt. Deshalb kann das Individuum -  konstruiert als homo oeconomicus -  nur eine ra
tionale Wahl zwischen gegebenen Alternativen treffen, jenseits der Informationsaufnahme jedoch 
nicht neues Wissen oder neue Alternativen generieren (vgl. Osterloh/Grand/Tiemann 1994, S. 
42, 52-53).
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rationalität der Konsumenten bemüht werden müßten (vgl. Schmalensee 1982, S. 
349, 360 in Anlehnung an Bain 1956, S. 143). Er schränkt aber ein, daß dies vor al
lem für Convenience Goods197 und Produkte mit geringem Preis pro Einheit gilt.

b) Lernprozesse
Eine differenziertere Erklärung für die Bevorzugung von First-Mover-Produkten 
kann gegeben werden, wenn man berücksichtigt, daß der Konsument beim Ge
brauch des Produktes Lernprozesse durchläuft. Solange noch Unsicherheiten bezüg
lich Funktionsfähigkeit und Qualität des Produkts bestehen, kann ein erfolgreicher 
First-Mover die Kriterienbildung, die Präferenzbildung sowie die ideale Kombina
tion von Charakteristiken, die ein Produkt aufweisen soll, beeinflussen (vgl. Car- 
penter/Nakamoto 1989, S. 286; Kerin/Varadarajan/Peterson 1992, S. 35).
Carpenters/Nakamotos (1989, S. 286) experimentelle Untersuchungen haben erge
ben, daß die Lernprozesse beim Konsumenten sowie ihre Präferenzbildung von der 
Reihenfolge des Markteintritts beeinflußt wird. Demnach entwickeln sich Präferen
zen im Zeitverlauf im Rahmen eines heuristischen Beurteilungsprozesses (vgl. 
Tversky/Kahneman 1974). Das Pionierprodukt kann somit als ein repräsentatives 
Beispiel oder als kognitiver Referenzrahmen für den Konsumenten dienen (vgl. 
Carpenter/Nakamoto 1989, S. 289; Sujan 1985, S. 32; Alba/Hutchinson 1987, S. 
414-417). Konsumenten entwickeln innerhalb dieses kognitiven Referenzrahmens 
die Beurteilungskriterien, anhand derer sie spätere Konkurrenzprodukte bewerten. 
D.h., daß diese Konkurrenzprodukte sich entsprechend an den Vorgaben des First- 
Mover-Produktes orientieren müssen. Wie ausgeprägt diese Lernprozesse und der 
kognitive Referenzrahmen wirken, zeigt sich z.B. dann, wenn das First-Mover-Pro- 
dukt mit einer ganzen Produktkategorie gleichgesetzt wird (vgl. z.B. Kerin/Varada- 
rajan/Peterson 1992, S. 35). Beispiele hierfür sind Kleenex bzw. Tempo, die mit 
Kosmetiktüchem bzw. Papiertaschentüchern gleichgesetzt werden, oder der Walk
man.
Damit überschattet sozusagen die Wahrnehmung des First-Mover-Produktes diejeni
ge eines Nachfolge- oder Me-too-Produkts (vgl. Carpenter/Nakamoto 1989, S. 
289). Mit Me-too-Produkten verfolgt ein Unternehmen die Strategie, am Markt er
folgreiche Produkte zu imitieren und die Forschung und Entwicklung-Kosten da
durch zu minimieren. Ziel ist ein Preisvorteil gegenüber den Wettbewerbern (vgl. 
Specht 1992, S. 352).198 Me-too-Produkte können jedoch nur dann erfolgreich sein, 
wenn sie nicht ausschließlich eine Strategie der Preissenkung verfolgen, sondern 
wenn sie darüber hinaus neue Produktcharakteristiken etablieren können (vgl. Car
penter/Nakamoto 1989, S. 289, 294).

197 Unter Convenience Goods fallen Verbrauchsgüter, Waren des täglichen Bedarfs, (physische und 
wertmäßige) Kleinobjekte, Massenerzeugnisse und nicht modische Produkte (vgl. Knoblich 
1992, S. 158).

198 Allerdings haben Untersuchungen ergeben, daß First-Me-too-Proudkte sich besser gegenüber 
dem eigentlichen First-Mover-Produkt behaupten können als Second-Me-too-Produkte, die erst 
nach dem First-Me-too-Produkt auf den Markt gebracht werden (vgl. Alpert/Kamins/Graham
1992).
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Für die ethischen First-Mover-Untemehmen ergeben sich daraus zwei Aspekte. 
Zum einen können sie durch ihr Produkt, das sie als ethischen Branchenstandard 
etablieren wollen, Lernprozesse -  wie oben beschrieben -  anregen. D.h., daß das 
Produkt des ethischen Branchenstandards als kognitiver Referenzrahmen dienen 
kann, um daran mögliche spätere Produkte zu messen. Bezogen auf das Beispiel des 
Rugmark- und Cair & Fair-Labels heiße dies, daß z.B. die Kontrollen bezüglich der 
Einhaltung der Regeln der Rugmark-Foundation den Maßstab bilden, an dem sich 
Cair & Fair messen lassen muß. Das könnte für Cair & Fair zu einem Problem 
werden, denn bei diesem Label wird auf die Kontrolle der Hersteller verzichtet 
(vgl. Pinzler 1995).

Die Präferenzbildung und die Lernprozesse bei den Konsumenten können die 
ethisch engagierten Unternehmen durch die bereits in Abschnitt III.2.2.4 erörterten 
Kommunikationsprozesse fördern. Dabei wird die Kommunikation in bezug auf die 
Beteiligung der Betroffenen an der Aushandlung der ethischen Branchenvereinba
rung (auf Basis der dialogorientierten Unternehmensethik) von großer Bedeutung 
sein. Ebenso darf aber die reine Informationsverbreitung nicht vergessen werden, 
wenn die Produkte des ethischen Branchenstandards dann am Markt eingeführt wer
den.

Der zweite Aspekt betrifft die Ausführungen zum Me-too-Produkt, das sich nur 
dann erfolgreich gegen das First-Mover-Produkt durchsetzen kann, wenn es neue 
Produktcharakteristiken etablieren kann. Produkte des ethischen Branchenstandards 
können zwar nicht als typische Me-too-Produkte -  wie oben definiert -  angesehen 
werden. Allerdings kann argumentiert werden, daß sie sich von den entsprechenden 
herkömmlichen Produkten durch neue Produktcharakteristiken unterscheiden. So 
unterscheidet sich z.B. ein Rugmark-Teppich von einem herkömmlichen handge
knüpften indischen Teppich dadurch, daß er nicht von Kindern geknüpft worden ist.

c) Image und Selbstbild des Konsumenten
Ein weiterer First-Mover-Vorteil kann darin liegen, daß Konsumenten ihr Selbst
bild mit dem Image des First-Mover-Produktes in Einklang bringen wollen, d.h., 
daß sie sich eher als eine Art Trendsetter sehen möchten denn als Nachahmer (vgl. 
Alpert/Kamins 1995, S. 37, 41). Deshalb ist es empfehlenswert, den Status als First- 
Mover insbesondere in der Einführungsphase des Produktes besonders zu betonen. 
Experimentelle Untersuchungen haben gezeigt, daß das Label „The Original“ dabei 
das erfolgreichste war (vgl. ebd., S. 37, 42-43). Sie stellen fest, daß Konsumenten 
grundsätzlich eine positive Einstellung zu First-Mover-Produkten haben.199 Das 
kann teilweise daran liegen, daß Konsumenten den „act of ,pioneership“ ‘ (Alpert/ 
Kamins 1995, S. 34) an sich so hoch bewerten, daß dies zu einem schwer imitier
baren Wettbewerbsvorteil führt. In diesem Zusammenhang begründen Kardes/ 
Kalyanaram (1992, S. 344, 354-355) die Ausbildung von Beurteilungskriterien auf 
Grundlage der „information integration theory“. Diese geht davon aus, daß das

199 Dies träfe zumindest für amerikanische Konsumenten zu. Sie geben aber zu Bedenken, daß auf
grund kultureller Unterschiede dies nicht auch auf z.B. englische Konsumenten zutreffen müßte 
(vgl. Alpert/Kamins 1995, S. 36, 43).
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Ausmaß von Informationen über einen Sachverhalt oder über ein Produkt die Ge
samtbewertung und das Vertrauen in diese Gesamtbewertung beeinflußt.
Damit wird die Wichtigkeit der Informationsversorgung, die schon im Abschnitt
III.2.2.4 über die Kommunikation zwischen Unternehmen und Kunden angespro
chen wurde, für die Etablierung eines ethischen Branchenstandards noch einmal 
deutlich. Dies hat auch einen Einfluß auf das Selbstbild des Konsumenten. Wer ein 
Produkt des ethischen Branchenstandards kauft, „zeigt den Mitmenschen, daß man 
als moralischer Mensch auftritt“ (Priddat 1996, S. 1073). Priddat (vgl. ebd.) gibt 
dabei jedoch zu bedenken, daß man in diesem Zusammenhang zwischen einer effek
tiven Moral und einem symbolisch-moralischen Gestus unterscheiden muß. Es kann 
vermutet werden, daß von einer effektiven Moral als Grundlage für eine Kaufent
scheidung ausgegangen werden darf, wenn der Konsument sich Wissen über den 
fraglichen Sachverhalt oder das Produkt angeeignet hat. Wissen zeichnet sich aus 
durch die Verknüpfung von Information mit Vorwissen und Einsichten in Zusam
menhänge. Information ist dagegen der Fluß zweckorientierter Nachrichten und be
zieht sich auf vom Individuum unabhängige Sachverhalte (vgl. Wikström/Normann 
1994, S. 10-12). Wissen wird eher dazu beitragen, die in der Dialogethik geforderte 
„Einsicht in die guten Gründe“ zu ermöglichen. Hingegen wird eine Kaufentschei
dung auf Basis eines symbolisch-moralischen Gestus wohl eher auf Informationen 
beruhen (ohne eine Verknüpfung mit Vorwissen). Dabei ist zu beachten, daß die 
Aufnahme von Informationen Vertrauen in undurchschautes, fremdes Wissen vor
aussetzt (vgl. Becker 1997, S. 65). Für einen ethischen Branchenstandard bedeutet 
dies, daß glaubwürdige Informationen über die Ernsthaftigkeit des ethischen Enga
gements verbreitet werden müssen.200

d) Umstellungskosten
Umstellungskosten entstehen dem Kunden, wenn er zukünftig ein anderes Produkt 
benutzen will, dies aber nicht ohne einen erneuten Kostenaufwand tun kann. Selbst 
wenn ein neues Produkt technologisch, preislich etc. dem First-Mover-Produkt 
überlegen ist, können Umstellungskosten potentielle Kunden am Kauf hindern (vgl. 
Rumelt 1987, S. 147). Es lassen sich mehrere Arten von Umstellungskosten unter
scheiden (vgl. Lieberman/Montgomery 1988, S. 46).
Die erste Art von Umstellungskosten beziehen sich auf Transaktionskosten oder 
produktspezifische Investitionen. Darunter fallen Kosten, die durch die notwendige 
Anpassungsmaßnahmen entstehen, um das neue Produkt überhaupt benutzen zu kön
nen. Beispiele hierfür sind Zeit und Kosten für Schulungen der Mitarbeiter, wenn 
neue Softwareprogramme eingesetzt werden sollen. Des weiteren können z.B. Fol
geinvestitionen notwendig werden, wenn z.B. die neue Computerhardware nicht zu 
der bisher benutzten Software kompatibel ist und deshalb neue Software angeschafft 
werden muß. Solche Umstellungskosten sind dann besonders hoch, wenn das betref
fende Produkt sehr langlebig und spezifisch ist, wenn hohe Folgeinvestitionen bei

2 0 ° Vgi. dazu auch das Argument Wemerfelt (1996, S. 239), daß langfristig nur eine nicht-persuasi- 
ve Informationsweitergabe zu einer rationalen Kaufentscheidung führt.
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einem Produktwechsel notwendig werden oder wenn die Informationsbeschaffung 
und -bewertung in bezug auf die Kaufentscheidung mit hohen Kosten verbunden ist 
(vgl. Rumelt 1987, S. 146-147). Die Kosten der Informationsbeschaffung und 
-bewertung spielen gerade dann auch eine Rolle, wenn das First-Mover-Produkt 
eine Reputation z.B. hinsichtlich hoher Produktqualität besitzt und wenn, wie be
reits erläutert, die Beurteilungskriterien bereits durch das First-Mover-Produkt 
vorab festgelegt sind (vgl. zu Knyphausen 1993b, S. 151).
Zweitens können Umstellungskosten dadurch entstehen, daß Benutzer sich neue Fä
higkeiten aneignen müssen. Eine Art Paradebeispiel hierfür ist die QWERTY- 
Schreibmaschinentastaturbelegung. Die Tastaturbelegung war zu Beginn der Pro
duktion von Schreibmaschinen dadurch bestimmt, daß die einzelnen Buchstaben
hämmer sich beim schnellen Bedienen nicht ineinander verhaken konnten. Obwohl 
im Verlauf der Produktverbesserungen dieses Problem gelöst werden konnte und 
obwohl Tastaturbelegungen entwickelt wurden, die z.B. wie das Dvorak-System von 
1936 ergonomisch besser waren, weil sie die Belastung gleichmäßig auf beide Hän
de verteilten, konnten sich diese nicht durchsetzen. Dies wird damit begründet, daß 
die Benutzer sich scheuten, die erworbenen Schreibfertigkeiten aufzugeben, um sich 
an eine neue Tastaturbelegung zu gewöhnen (vgl. Utterback 1994, S. 5-7).201
Drittens können Umstellungskosten auch vom Verkäufer vertraglich angelegt sein. 
Ein Beispiel ist der frühzeitige Ausstieg aus noch laufenden Verträgen, wenn dies 
mit einer Konventionalstrafe belegt ist. Ein anderes Beispiel sind die Frequent- 
Flyer-Programme von Fluggesellschaften. Die Buchung bei einer anderen Flugge
sellschaft würde verhindern, daß der Fluggast weitere Bonuspunkte bei der Flugge
sellschaft sammeln kann, mit der er üblicherweise fliegt.
Umstellungskosten der geschilderten Art können für einen ethischen Branchenstan
dard in zweierlei Hinsicht relevant werden. Zum einen können Umstellungskosten 
in bezug auf das entsprechende herkömmliche Produkt bestehen. D.h., daß das Pro
dukt des ethischen Branchenstandards so große Vorteile bieten muß, daß die Konsu
menten die Umstellungskosten in Kauf nehmen. Zum anderen bewirken die Umstel
lungskosten, daß der Wechsel auf ein Produkt eines alternativen ethischen Bran
chenstandards behindert wird.

3.1.2 Produzentenbasierte First-Mover-Vorteile
Produzentenbasierte First-Mover-Vorteile ergeben sich aus dem Produktangebot 
des Produzenten sowie aus dem unternehmerischen Handeln im Wettbewerb (vgl. 
Golder/Tellis 1993, S. 160). Unter produzentenbasierte First-Mover-Vorteile fallen 
die technologische Führerschaft, die diskriminierende Aneignung von knappen Res

201 Eine andere Erklärung für die Dominanz der QWERTY-Belegung liefern Liebowitz/Margolis 
(1990, S. 6-23), wonach die Vorzugswürdigkeit des Dvorak-Systems nie wissenschaftlich belegt 
worden sei. Deshalb läge die Ursache der Dominanz der QWERTY-Belegung nicht in einem 
Marktversagen, sondern darin, daß das Dvorak-System sich im Markt im Wettbewerb mit ande
ren Tastaturbelegungen nie als besser hat beweisen können.
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sourcen, die Wirkung von Eintritts- und Mobilitätsbarrieren sowie von Imitations
barrieren.

a) Technologische Führerschaft
Die technologische Führerschaft wird in der Literatur allgemein auf Lemkurvenef- 
fekte, auf Forschung und Entwicklung sowie auf Patente zurückgeführt (vgl. z.B. 
Lieberman/Montgomery 1988, S. 43). Kerin/Varadarajan/ Peterson (1992, S. 42, 
44-45) führen technologische Faktoren eines First-Mover-Vorteils zurück auf Pro
dukt- und Prozeßinnovationen, die wiederum Kosten- und Differenzierungsvorteile 
ermöglichen.
Die Lernkurve beschreibt den Effekt, daß die Verdoppelung des kumulierten Out
puts eines Produktionsprozesses zu einer Verringerung der Stückkosten um etwa 20 
-  30% führt (vgl. Henderson 1974, S. 19). Der First-Mover-Vorteil ergibt sich aus 
dem Kostenvorsprung durch das sogenannte „riding down the leaming curve“ im 
Vergleich zu den Folgern. Wenn es darüber hinaus dem Unternehmen gelingt, daß 
der Lernkurve zugrunde liegende Wissen nicht in die Branche diffundieren zu las
sen, entfaltet die Lernkurve zusätzlich noch die Wirkung einer Eintrittsbarriere 
(vgl. Ghemawat/Spence 1985).
Das Konzept der Lernkurve ist jedoch vielfach kritisiert worden. Die wichtigste 
Voraussetzung für ihre Wirkung liegt darin, das gelernte Wissen im Unternehmen 
zu halten (vgl. Lieberman 1987a, S. 450-451; Mansfield 1985).202 Darüber hinaus 
sagt das Konzept nichts dazu, wie der kollektive Lernprozeß vonstatten geht (vgl. 
Levinthal/March 1993, S. 96). Ein weiteres Argument, das im Zuge einer Verkür
zung der Entwicklungszeiten und der zunehmenden Globalisierung immer wichtiger 
wird, wurde schon frühzeitig von Abemathy/Wayne (1974) angebracht: Die zuneh
mende Produktstandardisierung für eine Erhöhung des Produktionsvolumens birgt 
die Gefahr der Erhöhung der Fixkosten. Zusammen mit sehr spezialisierten Ar
beitsabläufen führt dies zu einer Einschränkung der Flexibilität in bezug auf techno
logische und marktliche Veränderungen.
Technologische Führerschaft aufgrund von Produkt- oder Prozeßinnovationen ba
siert auf den Charakteristiken der betreffenden Innovation (vgl. z.B. Kerin/Varada- 
rajan/Peterson 1992, S. 44-45). Dabei muß unterschieden werden, ob es sich um 
eine inkrementale Innovation oder eine radikale Innovation im Sinne einer techno
logischen Diskontinuität handelt. Inkrementale Innovationen stellen kontinuierliche 
Veränderungen und Verbesserungen dar. Sie bewegen sich innerhalb des bekannten 
technologischen Paradigmas bzw. der bekannten technologischen Trajektorie (vgl. 
Anderson/Tushman 1990, S. 617-618; Dosi 1982). Radikale Innovationen bzw. 
technologische Diskontinuitäten bezeichnen dagegen einen fundamentalen Wechsel 
des technologischen Paradigmas. Bei Produktdiskontinuitäten handelt es sich um 
eine grundlegend andere Produktgestaltung im Vergleich zu bisherigen Produkten. 
Prozeßdiskontinuitäten betreffen einen grundlegenden Wandel im Produktionspro

202 Das gilt v.a. dann, wenn der Lemkurveneffekt nicht auf implizitem Wissen beruht (vgl. Polanyi 
1985; Nehrt 1996, S. 536-537).
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zeß. Des weiteren können technologische Diskontinuitäten unterschieden werden in 
kompetenzsteigemde oder kompetenz-zerstörende Diskontinuitäten. Kompetenzstei
gemde Diskontinuitäten reichem die bestehenden untemehmensspezifischen Fähig
keiten an. Dagegen lassen kompetenzzerstörende Diskontinuitäten bestehende Fähig
keiten obsolet werden (vgl. Anderson/Tushman 1990, S. 606-610). Unternehmen, 
die frühzeitig technologische Diskontinuitäten aufgreifen, können die benötigten Fä
higkeiten entwickeln, Wissen generieren und so einen Wettbewerbsvorteil realisie
ren.203
Patente können dann den First-Mover-Vorteil einer technologischen Führerschaft 
aufrechterhalten, wenn es den Wettbewerbern nicht möglich ist, das Patent zu um
gehen. Des weiteren dürfen sie nicht durch sogenannte Leapfrog-Effekte über
sprungen werden können. Damit ist gemeint, daß ein Wettbewerber den First-Mo
ver „überspringen“ kann, indem er seine Forschung und Entwicklung so erfolgreich 
gestaltet, daß er die Marktführerschaft übernehmen kann.204 Mit dem Leapfrog-Ef- 
fekt wird aber auch eine Verschiebung der Nachfrage bezeichnet, die darauf beruht, 
daß potentielle Käufer auf eine zukünftige, verbesserte Technologiegeneration war
ten. Das Leapfrogging kommt insbesondere auf Technologiemärkten mit kurzen 
Produktlebenszyklen vor (vgl. Weiber/Pohl 1996, S. 691).
Der zu erreichende Wettbewerbsvorteil ist für die ethisch engagierten Unternehmen 
dann besonders hoch, wenn sie zur Gestaltung des ethischen Branchenstandards ge
meinsam eine Innovation hervorbringen können, die durch eine technologische Dis
kontinuität gekennzeichnet ist. Dieser Wettbewerbsvorteil ist dabei umso dauerhaf
ter, je mehr er auf neu entwickelten Fähigkeiten und neu generiertem Wissen be
ruht, d.h. je  mehr er auf kompetenzzerstörenden Diskontinuitäten beruht. In Ab
schnitt IV.2 wird ausgearbeitet, daß es sich hierbei insbesondere um sogenannte 
vereinbarungsspezifische Fähigkeiten handeln sollte. Damit sind Fähigkeiten ge
meint, die die ethisch engagierten Unternehmen im Verlauf ihrer Zusammenarbeit 
entwickelt haben und die die übrigen Branchenuntemehmen nicht so einfach und 
schnell sich aneignen oder imitieren können. Dies kann am S-Kurven-Konzept ver
deutlicht werden, das in Abb. 9 (vgl. S. 136) dargestellt ist.

Die S-Kurve ist eine graphische Darstellung der Leistungsfähigkeit einer Technolo
gie in Abhängigkeit der kumulierten Forschung und Entwicklung-Aufwendungen. 
Die Kurve hat einen S-förmigen Verlauf, weil zu Beginn der Technologieentwick
lung eher geringe Fortschritte erkennbar sind. Der mittlere Abschnitt der S-Kurve 
zeigt eine Steigerung der Leistungsfähigkeit infolge erhöhten Einsatzes von For

203 Allerdings scheuen gerade etablierte Unternehmen oft vor technologischen Diskontinuitäten zu
rück, um eigene Produkte nicht zu kannibalisieren (vgl. Conner 1988). Dagegen ist es z.B. expli
zit strategische Notwendigkeit für Sun Microsystems Strategie des offenen Systemstandards, zur 
Kannibalisierung der eigenen Produkte zum frühest möglichen Zeitpunkt bereit zu sein, was Sun 
Microsystems auch tatsächlich tut (vgl. Garud/Kumaraswamy 1993, S. 360).

204 Fudenberg/Gilbert/Stiglitz/Tirole (1983) modellieren dieses Problem als ein dynamisches Mehr- 
perioden-Spiel und zeigen, daß keine dauerhafte Wettbewerbsbeschränkung durch eine Monopol
situation mit blockiertem Markteintritt vorliegt, wenn solche Leapfrog-Effekte zum Tragen kom
men.
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schung und Entwicklung-Aufwendungen und einer Erhöhung des zugrunde liegen
den Wissens. Im letzten Abschnitt der S-Kurve kommt die alte Technologie an ihre 
Leistungsgrenze. Das Entscheidungsproblem für das Management besteht darin, 
rechtzeitig zu erkennen, wann auf die S-Kurve der neuen leistungsfähigeren Tech
nologie gewechselt werden muß. Aus Abb. 9 wird ersichtlich, daß dieser Wechsel 
zu einem Zeitpunkt erfolgen müßte, an dem die Leistungsgrenzen der alten Techno
logie und das hohe technische Potential der neuen Technologie erkennbar werden. 
Unternehmen, die zu spät auf die neue Technologie-Kurve springen, können den 
Lern- und Wissensvorsprung der First-Mover, die frühzeitiger den Wechsel einge
leitet haben, kaum aufholen.205

Abb. 9: S-Kurven-Konzept von Mc Kinsey 
Quelle: Krubasik (1982, S. 29)__________

Wenn die Gestaltung eines ethischen Branchenstandards auf einer technologischen 
Diskontinuität beruht, so kann dieser Sachverhalt am Modell des S-Kurven-Kon-

205 Die Aussagekraft des S-Kurven-Konzepts ist jedoch vielfach kritisiert worden (vgl. z.B. Wolf
rum 1991, S. 106-109, 265). Zum einen hält sich die tatsächliche Technologieentwicklung nicht 
immer an einen S-förmigen Verlauf, auch ist das Potential und die Leistungsfähigkeit einer Tech
nologie nicht immer exakt prognostizierbar. Zum anderen gibt das Konzept jenseits der bloßen 
Beschreibung keine strategischen Handlungsanleitungen, wann und wie der Wechsel auf die 
neue Technologie erfolgen soll. Dies liegt an der schlechten Operationalisierbarkeit möglicher 
Frühwamindikatoren. Der Vorteil des Konzepts liegt in seinem Einsatz als Diskussionsgrundlage 
im Sinne eines strategischen Kommunikationsinstruments.
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zepts dargestellt werden. In diesem Fall würden die ethisch engagierten Unterneh
men den Sprung auf die neue Technologie-Kurve vornehmen.

b) Diskriminierende Aneignung von knappen Ressourcen
Lieberman/Montgomery (1988, S. 44-46) unterscheiden bei einer diskriminieren
den Aneignung von knappen Ressourcen zwischen Inputfaktoren, der geographi
schen Lage sowie Investitionen in Fabriken und Ausrüstung (vgl. auch zu Knyphau- 
sen 1993b, S. 150-151). In bezug auf die Inputfaktoren kann ein Unternehmen dann 
einen First-Mover-Vorteil erhalten, wenn es frühzeitig bessere Informationen er
hält, so daß es benötigte Ressourcen zu günstigeren Marktpreisen einkaufen kann als 
zu einem späteren Zeitpunkt. Das Unternehmen kann so ökonomische Renten reali
sieren.206 Bei den Ressourcen kann es sich um immobile lagerfähige Ressourcen 
oder um Grundbesitz handeln. Unter mobilen Ressourcen werden Mitarbeiter, Zu
lieferer und Vertriebskanäle verstanden, die ebenfalls Quelle von ökonomischen 
Renten werden können. Dies aber nur unter der Voraussetzung, daß ihre Mobilität 
eingeschränkt ist oder Umstellungskosten bei einem Wechsel entstehen würden. Da
rüber hinaus müssen die frühzeitig getätigten Investitionen zu einer relativen oder 
absolut günstigeren Kostenstruktur im Vergleich zur Konkurrenz führen (vgl. Ke- 
rin/Varadarajan/Peterson 1992, S. 44). First-Mover-Vorteile aufgrund der geogra
phischen Lage können sich z.B. dadurch ergeben, daß der Standort einer Fabrik 
günstig für eine schnelle und kostengünstige Versorgung oder Auslieferung liegt.
Frühzeitige Investitionen in Fabriken und deren Ausrüstung sowie eine dadurch er
höhte Kapazität dienen etablierten Unternehmen -  z.B. mittels Betriebsgrößener- 
spamissen -  als ein Commitment207 für höheren Output und für die Androhung von 
Preissenkungen gegenüber möglichen Neueintretenden. Lieberman/Montgomery 
(1988, S. 45) geben jedoch zu bedenken, daß derartige Investitionen selten Markt
eintritte verhindern konnten (vgl. auch Lieberman 1987b).

c) Eintritts- und Mobilitätsbarrieren
Die weitaus größten First-Mover-Vorteile ergeben sich aus den vielfältigen Wir
kungen der Eintritts- und Mobilitätsbarrieren. Das Ausmaß der Bedrohung durch 
potentielle Konkurrenten hängt für etablierte Unternehmen von der Existenz und 
Höhe von Markteintrittsbarrieren ab.208 Die Bedrohung durch potentielle Konkur

206 Laut Lieberman/Montgomery (1988, S. 44 Fn. 3) handelt es sich dabei um eine Ricardo-Rente, 
die sich aus der Existenz von Produktionsfaktoren ergibt, die nur begrenzt im Angebot sind.

207 „Commitment [...] refers to one's attachment to or determination to reach a goal, regardless of 
the goal's origin“ (Locke/Latham/Erez 1988, S. 24). Gemeint ist die Tendenz einer Strategie, fast 
irreversibel im Unternehmen beibehalten zu werden. Allgemein können damit anhaltende Unter
schiede der Leistungsfähigkeit verschiedener Unternehmen erklärt werden (vgl. Ghemawat 
1991a, S. 13-14).

208 Für eine genaue Analyse der theoretischen Grundlagen von Eintrittsbarrieren sowie zur Kontro
verse über Eintrittsbarrieren zwischen der Harvard- und der Chicago-School vgl. Minderlein 
(1989).
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renten ist eine Dimension der Branchenstruktur, eine der fünf Wettbewerbskräfte in 
Porters (1983) Konzept.209
Markteintrittsbarrieren lassen sich in strukturelle und strategische Eintrittsbarrieren 
unterscheiden (vgl. Minderlein 1989) und sind als kollektives Gut aller Unterneh
men einer Branche zu verstehen (vgl. Caves/Porter 1977, S. 247-249). Die Diskus
sion der Eintrittsbarrieren begann mit der Arbeit von Bain (1956), der einen struk
turellen Eintrittsbarrierenbegriff vertrat. Sie werden definiert als „the advantages 
of established sellers in an industry over potential entrant sellers, these advantages 
being reflected in the extent to which established sellers can persistently raise their 
prices above a competitive level without attracting new firms to enter the industry“ 
(Bain 1956, S. 3).210 Die Definition der Eintrittsbarrieren ist somit an ihre Wir
kung gebunden: Neue Anbieter müssen Kosten- oder Erlösnachteile gegenüber den 
etablierten Branchenuntemehmen in Kauf nehmen. Nach Bain (1956, S. 53-166) 
gibt es drei strukturelle Eintrittsbarrieren: Betriebsgrößenvorteile, absolute Kosten
vorteile und Produktdifferenzierungsvorteile.211

Betriebsgrößenvorteile ergeben sich, wenn die langfristigen Stückkosten mit stei
gender Outputmenge pro Zeiteinheit sinken. Dieser Effekt kann zum einen auf Spe
zialisierungsvorteilen beruhen, die sich mit zunehmender Größe realisieren lassen. 
Zum anderen können Betriebsgrößenvorteile auf einer unvollständigen Teilbarkeit 
von spezialisierten Produktionsfaktoren basieren. Betriebsgrößenvorteile wirken 
sich für potentielle Konkurrenten insofern nachteilig aus, als daß sie entweder mit 
einer suboptimalen Betriebsgröße und entsprechenden Kostennachteilen in den 
Markt eintreten. Oder sie müssen das Risiko eines zu hohen Produktionsvolumens 
beim Markteintritt eingehen, was auch noch Vergeltungsmaßnahmen der etablierten 
Unternehmen nach sich ziehen kann (vgl. Bain 1956, S. 53-113; Porter 1983, S. 29- 
30).
Absolute Kostenvorteile liegen dann vor, wenn die Stückkosten unabhängig vom je 
weiligen Produktionsvolumen für den potentiellen Konkurrenten immer über den 
Stückkosten des etablierten Unternehmens liegen. Diese Vorteile können verschiede

209 Porter hat das klassische Structure-Conduct-Performance-Paradigma der Industrial Organization 
dahingehend modifiziert, daß das Ergebnis, das die Unternehmen erzielen, auf ihr Verhalten und 
damit auch auf die Branchenstruktur zurückwirkt. Die Branchenstruktur ist somit veränderbar 
(vgl. Porter 1981, S. 616). Branchenstruktur und Wettbewerbsintensität werden durch die fünf 
Wettbewerbskräfte Verhandlungsmacht der Lieferanten und Kunden, Bedrohung durch Substi
tutionsprodukte, Bedrohung durch potentielle Konkurrenten sowie die Rivalität innerhalb der 
Branche bestimmt. Der Erfolg des Unternehmens hängt von der Wahl eines geeigneten Marktes 
und von seiner Produkt-Markt-Positionierung innerhalb dieses Marktes ab. Die Wahl des Mark
tes ergibt sich aus einer Chancen-/Risiko-Analyse, in der die Branchenumwelt untersucht wird. 
Ein Markt ist für das Unternehmen dann attraktiv, wenn die Wettbewerbsintensität durch die 
fünf Wettbewerbskräfte nicht zu hoch ist.

210 Zitat im Original kursiv.
211 Porter (1983, S. 29-37) behandelt darüber hinaus noch Kapitalbedarf, Umstellungskosten, Zu

gang zu Vertriebskanälen und staatliche Politik als Eintrittsbarrieren. Nach Minderlein (1989, S. 
49 Fn. 5) lassen sich diese jedoch unter die drei Barrieren von Bain subsumieren (mit Ausnahme 
der staatlichen Politik), so daß sie hier nicht gesondert behandelt werden. Vgl. auch die Diskus
sion der strukturellen Eintrittsbarrieren bei Minderlein (1989, S. 48-67).



m  Ethischer Branchenstandard 139

ne Ursachen haben: z.B. günstiger Zugang zu Rohstoffen, günstige Standorte oder 
Lemkurveneffekte (vgl. Bain 1956, S. 144-166; Porter 1983, S. 34-35).
Produktdifferenzierungsvorteile stellen potentielle Konkurrenten vor ein Vermark
tungsproblem, denn durch die Produktdifferenzierung konnten Kundenpräferenzen 
für das etablierte Produkt aufgebaut werden, so daß neue Produkte unter Umstän
den nicht als eine Alternative wahrgenommen werden. Das bedeutet, daß das neue 
Produkt nicht als Substitutionsprodukt gesehen wird. Die Produktdifferenzierungs
vorteile können drei Ursachen haben. Zum einen können die bereits erwähnten, 
Kundenpräferenzen und Kundenloyalität oder eine gute Reputation der etablierten 
Marke vorliegen. Zum zweiten kann das etablierte Unternehmen ein patentgeschütz
tes, überlegenes Produktdesign anbieten oder drittens die Kontrolle über bevorzugte 
oder günstige Vertriebskanäle ausüben. Will ein potentieller Konkurrent in den 
Markt eintreten, so erleidet er Nachteile durch erhöhte Marketingaufwendungen 
(z.B. Werbung) oder Preisnachlässe (vgl. Bain 1956, S. 114-143; Porter 1983, S. 
32).
Strategische Eintrittsbarrieren basieren auf strategischen Verhaltensweisen der eta
blierten Unternehmen, die versuchen, präventiv einen Eintritt zu verhindern oder 
reaktiv einen Eintritt abzuwehren. Sie sind insofern strategisch, als daß die etablier
ten Unternehmen versuchen, die Reaktions- und Rentabilitätserwartungen der po
tentiellen Konkurrenten zu beeinflussen. Mit dem strategischen Eintrittsbarrieren
begriff wird auf die Handlungsintentionen der etablierten Unternehmen abgestellt 
(vgl. Salop 1979, S. 335). Strategische Eintrittsbarrieren basieren auf drei Katego
rien von Verhaltensweisen der etablierten Unternehmen zur Abwehr von potentiel
len Konkurrenten (vgl. Porter 1986, S. 609-624).212
Erstens können etablierte Unternehmen die strukturellen Eintrittsbarrieren erhöhen 
(vgl. Minderlein 1989, S. 6, 15, 78). Z.B. können sie Zugänge zu Vertriebskanäle 
verschließen, Lieferanten vertraglich enger an sich binden, alternative Technologi
en verhindern, größenbedingte Kostendegressionen defensiv steigern etc. (vgl. 
Porter 1986, S. 610-617). Zweitens können etablierte Unternehmen die Vergel
tungserwartung der potentiellen Konkurrenten erhöhen, indem sie eine hohe Vertei
digungsbereitschaft und -fähigkeit signalisieren. Dabei geht es um die Glaubwürdig
keit angedrohter Vergeltungsmaßnahmen sowie deren Wirtschaftlichkeit und um die 
Reputation des etablierten Unternehmens als unerbittlicher Verteidiger bei früheren 
Markteintrittsversuchen (vgl. ebd. 618-622; Minderlein 1989, S. 116-153). Drittens 
geht es um die Verringerung der Anreize zum Markteintritt. Z.B. kann ein etablier
tes Unternehmen Gewinnplanziele zurücknehmen und dadurch die Attraktivität des

212 Die marktorientierte Strategielehre orientiert sich an der Idee des „Fit“ (vgl. Osterloh/Frost 1996, 
S. 142-148): Es geht um eine optimale Anpassung des Unternehmens an die Branchenumwelt. 
Allerdings wird die Idee des „Fit“ im Sinne dieser optimalen Anpassung durch die aktive Positi
onierung des Unternehmens in einer Branche differenziert (vgl. Rühli 1994, S. 35). Eine weitere 
Differenzierung der „Fit“-Idee liegt in der Möglichkeit aktiven Handelns zur Errichtung und Auf
rechterhaltung von Eintrittsbarrieren unter der Berücksichtigung der möglichen Handlungsweisen 
der potentiellen Konkurrenten. Es handelt sich hierbei um eine Anpassung unter Unsicherheit, 
wobei die Marktstruktur langfristig durch das unternehmerische Handeln beeinflußbar ist (vgl. 
Minderlein 1989, S. 10, 36-39, 77-78).
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Marktes in der Beurteilung des potentiellen Konkurrenten beeinflussen (vgl. Porter 
1986, S. 623-624).

Mobilitätsbarrieren stellen quasi Eintrittsbarrieren zwischen Strategischen Gruppen 
innerhalb einer Branche dar. Mobilitätsbarrieren basieren auf denselben strukturel
len Merkmalen wie Eintrittsbarrieren (vgl. Caves/Porter 1977, S. 250, 252).213 
Eine Strategische Gruppe umfaßt diejenigen Unternehmen einer Branche, die in be
zug auf die zentralen strategischen Dimensionen dieselbe oder eine ähnliche Strate
gie verfolgen (vgl. Porter 1983, S. 177; Caves/Porter 1977; McGee/Thomas 1986). 
Damit wird die Heterogenität der Unternehmen einer Branche bzw. deren spezifi
sche, untemehmensindividuelle Situation berücksichtigt (vgl. Minderlein 1989, S. 
179-198). Mobilitätsbarrieren bzw. Strategische Gruppen segmentieren eine Bran
che. Mobilitätsbarrieren verhindern nicht nur den Markteintritt branchenfremder, 
potentieller Konkurrenten, sondern auch den Wechsel eines etablierten Unterneh
mens von einer Strategischen Gruppe in eine andere. D.h., sie sind spezifischer als 
Eintrittsbarrieren und schützen deshalb nicht alle Unternehmen einer Branche in 
gleicher Weise. Sie sind deshalb lediglich ein kollektives Gut der Unternehmen 
einer bestimmten Strategischen Gruppe.

Zwischen Strategischen Gruppen kann die Rivalität bzw. Wettbewerbsintensität214 
ansteigen, wenn die Gruppen sehr unterschiedliche Strategien verfolgen. Die Rivali
tät wird durch die Marktinterdependenz beeinflußt. Das Ausmaß der Marktinterde
pendenz richtet sich danach, inwieweit die verschiedenen Strategischen Gruppen mit 
unterschiedlichen Strategien um die gleichen Kundensegmente konkurrieren. Die 
Rivalität nimmt tendenziell jedoch ab, wenn die Strategischen Gruppen sich hin
sichtlich der Produktdifferenzierung unterscheiden und so eine Austauschbarkeit 
der Produkte und eine hohe Marktinterdependenz vermeiden (vgl. Porter 1983, S. 
187-191).

Für die ethisch engagierten Unternehmen stellt sich die Frage, wie sie sich durch 
Eintritts- und Mobilitätsbarrieren schützen können. Diesen Schutz müssen sie auf
bauen können, um Trittbrettfahrer von außerhalb der ethischen Branchenvereinba
rung an einer Imitation des ethischen Branchenstandards zu hindern. Für das Pro
dukt des ethischen Branchenstandards sind insbesondere die Mobilitätsbarrieren re
levant.

Mobilitätsbarrieren beruhen auf denselben strukturellen Merkmalen wie Eintritts
barrieren (vgl. Caves/Porter 1977, S. 250, 252). Für den ethischen Branchenstan

213 Die Existenz von Mobilitätsbarrieren ist eine Erklärung dafür, daß innerhalb einer Branche erheb
liche Rentabilitätsunterschiede zwischen Unternehmen bestehen können (vgl. z.B. McGee/Tho
mas 1986; Caves/Ghemawat 1992).

2,4 Die Rivalität bzw. Wettbewerbsintensität in einer Branche bemißt sich nach dem Ausmaß, mit 
dem Unternehmen versuchen, ihre Wettbewerbsposition zu verbessern, z.B. durch Preiskämpfe, 
vermehrte und aggressive Werbeaktionen. Faktoren, die die Rivalität beeinflussen sind z.B. zahl
reiche oder gleich ausgestattete Wettbewerber, langsames Branchenwachstum, hohe Fixkosten, 
fehlende Differenzierung oder Umstellungskosten, hohe Austrittsbarrieren. Eine hohe Rivalität in 
einer Branche verhindert, daß die Unternehmen ihr Marktverhalten aufeinander abstimmen oder 
sich auf eine gemeinsame Vorgehensweise am Markt einigen (vgl. Porter 1983, S. 42-49).



in Ethischer Branchenstandard 141

dard wird damit insbesondere der Produktdifferenzierungsvorteil wichtig. Es ist 
begründet worden, daß das Produkt des ethischen Branchenstandards neben den An
forderungen, die an das entsprechende dominante Design des herkömmlichen Pro
dukts gestellt werden, zusätzlich ethische Anforderungen erfüllen muß. Es ist diese 
ethische Dimension, die den Produktdifferenzierungsvorteil ausmacht. Als eine Ur
sache des Produktdifferenzierungsvorteils sind Kundenpräferenzen, Kundenloyalität 
und die gute Reputation genannt worden. Diese werden für einen ethischen Bran
chenstandard von herausragender Bedeutung sein. Es geht dabei um die bereits be
schriebene Präferenzbildung und Ausbildung von Beurteilungskriterien, die sich in 
einer konsumentenethischen Nachfrage niederschlagen sollen. Eng damit verbunden 
ist die Glaubwürdigkeit des ethischen Engagements der beteiligten Unternehmen, 
daß mit dem ethischen Branchenstandard tatsächlich das moralische Dilemma gelöst 
werden kann.

Produkte des ethischen Branchenstandards werden ebenso wie herkömmliche Pro
dukte gegenüber potentiellen Konkurrenten durch Eintrittsbarrieren geschützt wer
den müssen. Das gilt insbesondere dann, wenn der Fall eintritt, daß sich der ethische 
Branchenstandard tatsächlich vollständig am Markt durchgesetzt hat, also wenn kein 
herkömmliches Produkt ohne die zusätzliche ethische Dimension mehr angeboten 
wird.
Allerdings ist ausgeführt worden, daß anzunehmen ist, daß Produkte des ethischen 
Branchenstandards im Wettbewerb mit herkömmlichen Produkten sich neben letzte
ren werden behaupten müssen. In diesem Fall ist es präziser, von Mobilitätsbarrie
ren zwischen Marktsegmenten des ethisch verbesserten Produkts und der herkömm
lichen Produkte zu sprechen. Es stellt sich dann die Frage, welchen Einfluß der 
ethische Branchenstandard auf die Rivalität bzw. Wettbewerbsintensität innerhalb 
der Branche hat.
Die ethisch engagierten Unternehmen können eine eigene -  ethische -  Strategische 
Gruppe bilden, weil eine zentrale gemeinsame strategische Dimension sich auf die 
Lösung des moralischen Dilemmas richtet. Die Rivalität in der Branche würde dann 
zunehmen, wenn das Produkt des ethischen Branchenstandards und die herkömmli
chen Produkte in den gleichen Kundensegmenten angeboten werden. Hingegen wür
de die Rivalität nicht zunehmen, wenn die Marktinterdependenz gering ist und das 
Produkt des ethischen Branchenstandards sich allein auf ein spezifisches Kundenseg
ment richtet. Dieses spezifische Kundensegment würde sich gegenüber den anderen 
dadurch auszeichnen, daß hier eine konsumentenethische Nachfrage tatsächlich zum 
Tragen kommt. Beispielsweise richtet sich das Rugmark-Label an alle potentielle 
Käufer von handgeknüpften indischen Teppichen. Hingegen ist anzunehmen, daß in 
bezug auf die Produkte mit dem Max Havelaar-Label, das inzwischen für Kaffee, 
Tee, Schokolade, Honig und Bananen vergeben wird, ein spezifisches Kundenseg
ment angesprochen ist, das versucht, ethische oder entwicklungspolitische Überle
gungen in jede Kaufentscheidung mit einfließen zu lassen.
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d) Imitationsbarrieren
Minderlein (1989, S. 197-198) erläutert eine weitere Implikation, die sich aus der 
Existenz von Mobilitätsbarrieren und Strategischen Gruppen ergibt. Das Konzept 
der Strategischen Gruppen spiegelt „die strategische Heterogenität individueller Un
ternehmen wider, die auf deren unterschiedliche distinktive Kompetenz zurückzu
führen ist“ (ebd. S. 197).215 Diese Kompetenzunterschiede gelten auch für potentiel
le Konkurrenten, von denen angenommen wird, daß sie ebenfalls unterschiedliche -  
bessere oder schlechtere -  Ressourcen und Fähigkeiten besitzen, die Mobilitätsbarri
eren zu überwinden.

Mit der Heterogenität von Unternehmen aufgrund unterschiedlicher Kompetenzen 
bezieht sich Minderlein (1989, S. 182) auf Rumelt (1984, S. 557), der jedes Unter
nehmen als ein spezifisches „bündle of unique resources and relationships“ betrach
tet. Damit bewegt sich die Charakterisierung der Mobilitätsbarrieren in die Rich
tung der ressourcenorientierten Strategielehre. In der ressourcenorientierten Strate
gielehre werden die sogenannten Imitationsbarrieren in Anlehnung und kritischer 
Abgrenzung zu den Eintritts- und Mobilitätsbarrieren konzipiert.
Die ressourcenorientierte Strategielehre kritisiert an der marktorientierten Strate
gielehre die einseitige Ausrichtung auf die Absatzmärkte und daß sie untemehmens- 
spezifische Ressourcen und Fähigkeiten unberücksichtigt lasse (vgl. z.B. Prahalad/ 
Hamei 1990, S. 80).216 Untemehmensspezifische Ressourcen und Fähigkeiten, auch 
Kemkompetenzen genannt, sind definiert als „all assets, capabilities, organizational 
processes, firm attributes, information, knowledge etc. controlled by a firm that en- 
able the firm to conceive of and implement strategies that improve its efficiency and 
effectiveness“ (Barney 1991, S. 101).217 Sie sind die Basis für eine dauerhafte, auf 
Effizienz beruhende Rente, die sich aus der Ressourcenheterogenität zwischen den 
Konkurrenten ergibt. Damit diese Ressourcenheterogenität einen dauerhaften Wett
bewerbsvorteil ermöglichen kann, müssen die Kemkompetenzen folgenden Bedin
gungen genügen (vgl. Barney 1991, S. 105-112). Sie müssen für den Kunden einen 
wahrnehmbaren Nutzen stiften, d.h., die Kunden müssen dafür zu zahlen bereit 
sein. Sie müssen knapp bzw. schwer handelbar, schwer imitierbar und schwer sub
stituierbar sein. Am besten erfüllen nicht-handelbare und nicht-greifbare Ressour
cen wie z.B. selbstprogrammierte Software, selbsterstellte Anlagen, implizites 
Wissen oder die Untemehmenskultur diese Bedingungen (vgl. Hall 1992, S. 136- 
139).218

215 Hervorhebungen im Original.

216 Porter (1991) hält beide Ansätze für zwei Seiten einer Medaille (vgl. auch Ghemawat 1991b). 
Teece/Pisano/Shuen (1997, S. 526-530) sehen jedoch nicht nur komplementäre, sondern auch 
gegensätzliche Aspekte beim Vergleich beider Richtungen.

217 Diese Ressourcen-Definition unterscheidet sich damit von den üblichen Ressourcen Arbeit, Bo
den und Kapital.

218 Prahalad/Hamel (1990, S. 82) definieren Kemkompetenzen als „the collective learning in the or
ganization, especially how to coordinate diverse production skills and integrate multiple streams 
of technologies“. Allerdings ist diese Definition zu eng auf die Kombination von technologisch
materiellen und organisatorischen Kemkompetenzen ausgerichtet. Sie beachten dabei nicht die
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Die Dauerhaftigkeit der Ressourcenheterogenität wird neben den oben genannten 
vier Bedingungen auch abhängig gemacht von der Wirkung von sogenannten Isola
tionsmechanismen (vgl. Rumelt 1984; 1987), Imitationsbarrieren (vgl. Mahoney/- 
Pandian 1992; Bharadwaj/Varadarajan/Fahy 1993) oder von „resource position bar
riers“ (vgl. Wemerfelt 1984). Mahoney/Pandian (1992, S. 371) verstehen die Imita
tionsbarrieren als das essentielle Konzept zur Erklärung der Dauerhaftigkeit der 
Renten und sehen sie als eine Analogie zu den Eintritts- und Mobilitätsbarrieren: „in 
this sense, the reource-based view utilizes a central concept of structure-strategy- 
performance paradigm, albeit at a different level of analysis. These isolating mecha
nisms (barriers to imitation) explain (ex post) a stable stream of rents and provide a 
rationale for intraindustry differences among firms“ (ebd.).219
Während die Eintrittsbarrieren auf Branchenebenen und die Mobilitätsbarrieren auf 
der Ebene der Strategischen Gruppen angesiedelt sind, betreffen die Imitationsbar
rieren die Ebene des einzelnen Unternehmens. Der große Unterschied zwischen bei
den besteht darin, daß die Eintritts- bzw. Mobilitätsbarrieren  ein kollektives Gut 
der Branche bzw. der Strategischen Gruppe darstellen, weshalb Investitionen zur 
Erhaltung oder Erhöhung dieser Barrieren der Gefahr des Trittbrettfahrens ausge
setzt sind. Imitationsbarrieren betreffen demgegenüber Investitionen auf Untemeh- 
mensebene in Ressourcen und Fähigkeiten. D.h., Imitationsbarrieren sind ein priva
tes Gut des betreffenden Unternehmens. Deshalb können sie auch nicht durch Tritt
brettfahrer unterlaufen werden (vgl. Mahoney/Pandian 1992, S. 371 Fn. 11; Grant 
1991, S. 117-118, 134 Fn. 13).
Während Mahoney/Pandian die Begriffe Isolationsmechanismen und Imitationsbar
rieren weitgehend synonym verwenden, sind für Bharadwaj/Varadarajan/Fahy 
(1993, S. 86) die Imitationsbarrieren begrifflich übergeordnet. Dafür, daß die Imi
tationsbarrieren „endogenous and idiosyncratic (i.e., firm-specific)“ wirken, sind 
einerseits die Isolationsmechanismen und andererseits der Bestand von Ressourcen 
und Fähigkeiten verantwortlich. Sie definieren Isolationsmechanismen als essentielle 
Asymmetrien von Fähigkeiten und Assets zwischen Konkurrenten, die zu Kosten
steigerung zuungunsten später in den Markt eintretender Unternehmen führen (vgl. 
ebd.; Reed/DeFillippi 1990, S. 94-96). Sie sind darüber hinaus in Anlehnung an 
Lippman/Rumelt (1982) und Reed/DeFillippi (1990) gekennzeichnet durch implizi
te, nicht codierbare Fähigkeiten als Ergebnis von „learning by doing“, durch Kom
plexität, durch Spezifität sowie durch eine unsichere Imitierbarkeit. Rumelt (1984)

Frage, wie Kemkompetenzen in einer Organisation hervorgebracht werden können. Hingegen 
sind dynamische Kemkompetenzen als Grundlage für die Hervorbringung von Kemkompeten
zen zu betrachten und als solche der weiter gefaßte Begriff. Dynamische Kemkompetenzen tra
gen insofern der „Stretch“-Idee in der Strategielehre Rechnung (vgl. Osterloh/Frost 1996, S. 
148-155). Damit ist gemeint, daß eine Spannung oder eine Herausforderung („Stretch“) zwi
schen der aktuellen Ressourcenausstattung des Unternehmens und ihren angestrebten Zielen eta
bliert werden soll (vgl. Hamel/Prahalad 1993; Hamei 1994).

219 Nach Ansicht von Teece/Pisano/Shuen (1997, S. 526) bilden Imitationsbarrieren zwar eine Basis 
zum Verständnis der nachhaltigen Existenz von Unterschieden in organisationalen Fähigkeiten, 
allerdings erklären sie nicht die Wurzeln bzw. Ursachen dieser Unterschiede. Zu weiteren Erklä
rungen der Untemehmensunterschiede innerhalb einer Branche vgl. z.B. Schmalensee (1985), 
Rumelt (1991), Nelson (1991), zu Knyphausen (1993a), Carroll (1993).
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erklärt mit den Isolationsmechanismen die Heterogenität von Unternehmen inner
halb einer Branche. Er benutzt den Begriff der „isolating mechanisms to refer to 
phenomena that limit the ex post equilibration of rents among individual firms“ 
(ebd., S. 567).220 Isolationsmechanismen existieren aufgrund der Spezifität der As
sets und aufgrund beschränkter Rationalität (vgl. Mahoney/Pandian 1992, S. 373 in 
Anlehnung an Williamson 1979). Sie sind damit das Resultat vielfältiger Kombina
tionen von Einzigartigkeit und kausaler Ambiguität (vgl. ebd. in Anlehnung an 
Lippman/Rumelt 1982; Castanias/Helfat 1991, S. 162).221
Der Bestand an Ressourcen und Fähigkeiten ist charakterisiert durch zeitraumab
hängige Vorteile wie z.B. eine langfristig aufgebaute Reputation für gute Qualität, 
durch auf den Ressourcen und Fähigkeiten basierenden Effizienzen sowie der wech
selseitigen Abhängigkeit und Verwobenheit der Ressourcen und Fähigkeiten (vgl. 
Dierickx/Cool 1989a).

Während die bisher vorgestellten Autoren die Imitationsbarriere bzw. die Isola
tionsmechanismen vor allem in Analogie zu den Eintritts- und Mobilitätsbarrieren 
gesehen haben, verweist Wemerfelt (1984, S. 173) darauf, daß diese Analogie nur 
teilweise besteht. „In some cases, a holder of a resource is able to maintain a rela
tive position vis-à-vis other holders and third persons, as long as these act rational
ly. That is, the fact that someone already has the resource affects the costs and/or 
revenues of later acquirers adversely. In these situations the holder can be said to 
enjoy the protection of a resource position barrier“ (ebd.).222 Entsprechend seiner 
Ansicht, daß markt- und ressourcenorientierte Strategielehre „lediglich“ zwei Seiten 
einer Medaille sind, sieht er zwischen Eintrittsbarrieren und Resource Posititon 
Barriers, sein Begriff für Imitationsbarrieren, ein wechselseitiges Abhängigkeits
verhältnis.

Besteht zum einen eine hohe Eintrittsbarriere im Markt A, dessen Bearbeitung von 
Unternehmen die gleichen Ressourcen und Fähigkeiten erfordert wie in Markt B, so 
kann ein Unternehmen mit einer starken Position in Markt B dort einen Kostenvor
teil haben und in gleicher Weise in Markt A eintreten. Besitzt zum anderen ein Un
ternehmen eine Ressource a, die in Markt A gebraucht wird, kann es einen Markt
zusammenbruch in A überleben, wenn es die Ressource a in einem anderen Markt 
einsetzen kann.223 Diese zwei Konstellationen führen Wemerfelt (1984, S. 173) zu

220 Eine zentrale Rolle kommt dabei der Unsicherheit zu: „Without uncertainty there is no wedge bet
ween the ex ante price of an asset or market position and its ex post value. It is the juxtaposition 
of isolationg mechanisms with uncertainty that permits the modeling of heterogeneity in an equili
brium framework“ (Rumelt 1984, S. 568, im Original z.T. kursiv).

221 Mit kausaler Ambiguität umschreiben Lippman/Rumelt (1982) das Phänomen der Vieldeutigkeit 
möglicher kausaler Verbindungen zwischen Handlungen und Ergebnissen, die sich einer präzisen 
Identifikation entziehen. Damit entsteht für potentielle Konkurrenten eine Unsicherheit hinsicht
lich der Imitierbarkeit der Strategie des etablierten Unternehmens, und sie werden so am Markt
eintritt gehindert.

222 Im Original z.T. kursiv. Wemerfelt (1984, S. 173) bezieht sich hier auf den strukturellen Ein
trittsbarrierenbegriff.

223 „By a resource is meant anything which could be thought of as a strength or weakness of a given 
firm. More fomally, a firm's resources at a given time could be defined as those (tangible and in-
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dem Schluß, daß eine Eintrittsbarriere ohne eine Resource Position Barrier ein Un
ternehmen verwundbar läßt gegenüber diversifizierenden potentiellen Konkurren
ten, daß aber auch umgekehrt eine Resource Position Barrier ohne eine Eintritts
barriere ein Unternehmen unfähig läßt, einen Nutzen aus der günstigen Position zu 
ziehen. Dabei ist zu beachten, daß die Resource Position Barrier oft die Eigenschaft 
der Selbstreproduktion besitzt, wenn die zugrunde liegenden Fähigkeiten in konti
nuierlichem Gebrauch sind.
Damit die ethisch engagierten Unternehmen einen First-Mover-Vorteil aus der Eta
blierung des ethischen Branchenstandards ziehen können, müssen sie diesen durch 
Mobilitäts- und Imitationsbarrieren schützen. In bezug auf einen ethischen Bran
chenstandard sollen Imitationsbarrieren folgendermaßen konzipiert werden. Wie 
diskutiert, basieren die Imitationsbarrieren auf spezifischen Fähigkeiten und Res
sourcen. In bezug auf den ethischen Branchenstandard soll sich die Spezifität dieser 
Fähigkeiten und Ressourcen jedoch auf die bereits angesprochenen vereinbarungs
spezifischen Fähigkeiten beziehen. D.h., für den weiteren Verlauf der Diskussion in 
dieser Arbeit basieren Imitationsbarrieren au f diesen vereinbarungsspezifischen Fä
higkeiten. Da diese vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten dadurch gekennzeichnet 
sind, daß sie nur gemeinsam von den beteiligten ethisch engagierten Unternehmen 
generiert werden können, stellen diese Imitationsbarrieren ein kollektives Gut dar.
Wie Wemerfelt in bezug auf die Resource Position Barriers ausgeführt hat, besitzen 
auch die Imitationsbarrieren die Eigenschaft der Selbstreproduktion. Diese Eigen
schaft besteht jedoch nur solange, wie die beteiligten Unternehmen die vereinba
rungsspezifischen Fähigkeiten kontinuierlich gebrauchen. Das Verhältnis dieser ver
einbarungsspezifischen Imitationsbarrieren zu den bereits diskutierten Mobilitäts
barrieren ist dabei analog zu der oben beschriebenen Konstellation Wemerfelts zwi
schen Eintritts- und Resource Position Barrier zu sehen.

3.2 Trittbrettfahrer-Problem als zentrales Problem bei der Etablierung eines ethi
schen Branchenstandards

Unternehmen, die einen ethischen Branchenstandard etablieren möchten, sehen sich 
in zweifacher Hinsicht der Gefahr von Trittbrettfahrem ausgesetzt. Einerseits könn
ten sich Trittbrettfahrer innerhalb des Kreises der um einen ethischen Branchen
standard bemühten Unternehmen befinden. Dieses Problem wird in Abschnitt 3.2.1 
behandelt. Andererseits könnten sich Unternehmen außerhalb dieses Kreises als 
Trittbrettfahrer betätigen. Dies ist Gegenstand von Abschnitt 3.2.2. Wollen die 
ethisch engagierten Unternehmen Erfolg haben und mit dem Etablieren eines ethi
schen Branchenstandards einen Wettbewerbsvorteil erreichen, so müssen sie das 
Problem der Trittbrettfahrer sowohl innerhalb als auch außerhalb ihres Kreises ent
schärfen.

tangible) assets which are tied semipermanently to the firm (see Caves, 1980). Examples of re
sources are: brand names, in-house knowledge of technology, employment of skilled personnel, 
trade contacts, machinery, efficient procedures, capital, etc.“ (Wemerfelt 1984, S. 172). Damit 
ist der Ressourcenbegriff von Wemerfelt z.T. weiter gefaßt als der Begriff der Kemkompeten- 
zen.
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3.2.1 Trittbrettfahrer-Problem innerhalb des Kreises der an einem ethischen 
Branchenstandard beteiligten Unternehmen

In bezug auf die Unternehmen, die sich an der Etablierung eines ethischen Bran
chenstandards beteiligen, tritt das Trittbrettfahrer-Problem an zwei Punkten auf. 
Zum ersten betrifft es den ethischen Branchenstandard selbst, weil seine Gestaltung 
der Herstellung eines kollektiven Gutes entspricht. Zum zweiten sind die Mobilitäts- 
barrieren betroffen, weil ihre Errichtung ebenfalls der Erstellung eines kollektiven 
Gutes nachkommt. Es kann gezeigt werden, daß in beiden Fällen die Imitationsbar- 
rieren einen Schutz darstellen -  und dies, obwohl auch sie als kollektive Güter ge
kennzeichnet worden sind. Der Grund dafür liegt in der absorptiven Kapazität der 
Unternehmen.

a) Handlungsmöglichkeiten von Kooperationspartnern und Wettbewerbern im 
Verlauf der Branchenentwicklung

Um das Trittbrettfahrer-Problem bei der Gestaltung des ethischen Branchenstan
dards besser fassen zu können, muß gefragt werden, unter welchen Bedingungen 
Unternehmen zur Erstellung eines kollektiven Gutes bereit sind und ob unter allen 
Umständen das Trittbrettfahrer-Problem eine wirkliche Bedrohung darstellt. Aus
gehend von der Problematik der kollektiven Güter und des Trittbrettfahrer-Pro- 
blems hat Garud (1994) untersucht, wie sich Kooperationspartner, die gemeinsam 
ein dominantes Design durchsetzen wollen, und Wettbewerber im Verlauf der 
Branchenentwicklung verhalten. Er unterscheidet dabei nur zwei Phasen der Bran
chenentwicklung, die Fließende Phase vor der endgültigen Etablierung eines domi
nanten Designs und die Spezifische Phase nach dessen Etablierung. Das Verhalten 
der Unternehmen richtet sich erstens danach, welche Interessen sie in der Kollektiv- 
gut-Arena und in der Privatgut-Arena haben. Garud (1994, S. 385-386) bezieht sich 
bei dieser Unterscheidung auf Olson (1969). Unternehmen mit gleichen Interessen 
in der Kollektivgut-Arena und verschiedenen Interessen in der Privatgut-Arena, 
tendieren zur Kooperation. Zum zweiten ist das Handeln der Unternehmen davon 
abhängig, in welcher Phase der Branchenentwicklung sie sich befinden und drittens, 
ob sie sich als Kooperationspartner oder Wettbewerber gegenüberstehen. Die Hand
lungsmöglichkeiten sind in der Matrix in Abb. 10 dargestellt und werden im folgen
den erläutert.

Quadrant I
In der Fließenden Phase versuchen Wettbewerber ihre neue Technologie selbst in
novativ weiterzuentwickeln und streben mit ihrem Produkt dessen Etablierung als 
dominantes Design an. Im Sinne Olsons verfolgen Wettbewerber damit verschiede
ne Interessen in der Kollektivgut-Arena und ähnliche Interessen in der Privatgut- 
Arena, denn jeder möchte das eigene Produkt als dominantes Design durchsetzen. 
Deshalb werden Wettbewerber in der Fließenden Phase in verschärfte Konkurrenz 
zueinander treten.
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Fließende Phase Spezifische Phase

verschiedene Interessen * 
in Kollektivgut-Arena

III
gemeinsame Interessen 
in Kollektivgut-Arena

Wettbewerber ähnliche Interessen 
in Privatgut-Arena

verschiedene Interessen 
in Privatgut-Arena

Wettbewerb Kooperation

Kooperations
partner

gleiche Bedürfnisse ^  
in Kollektivgut-Arena

ergänzende Fähigkeiten 
in Privatgut-Arena

verschiedene Bedürfnisse ^  
in Kollektivgut-Arena

ähnliche Fähigkeiten 
in Privatgut-Arena

Kooperation Wettbewerb

Abb. 10: Matrix der Handlungsmöglichkeiten 
Quelle: In Anlehnung an Garud (1994, S. 390)

Quadrant II

Aufgrund dieses hohen Wettbewerbsdrucks und der damit verbundenen Unsicher
heit sowie der ständigen Veränderungen in der Fließenden Phase müssen Kooperati
onspartner besonders intensiv Zusammenarbeiten. Dies werden sie insbesondere 
dann tun, wenn ihre Complementary Assets und Fähigkeiten sich wechselseitig er
gänzen und wenn sie ein gemeinsames Interesse an der Kommerzialisierung ihrer 
gemeinsam entwickelten Produkte haben. Damit haben sie gleiche Bedürfnisse im 
Rahmen der Kollektivgut-Arena und verschiedene, sich ergänzende Fähigkeiten in 
bezug auf die Privatgut-Arena. Diese Konstellationen führen dazu, daß Kooperati
onspartner tatsächlich kooperieren.224

Quadrant III
In der Spezifischen Phase sind Wettbewerber daran interessiert, daß sich ihre vor
her getätigten Investitionen amortisieren, wofür eine stabile Branchenstruktur vor
teilhaft ist. Unternehmen tendieren deshalb zu einem eher kooperativen Verhalten 
gegenüber der Konkurrenz, wobei sie sich aber voneinander dadurch abgrenzen 
können, daß sie zwar sich am nun etablierten dominanten Design orientieren, aber

224 Dabei ist anzunehmen, daß die Kooperationspartner umso sicherer tatsächlich kooperieren, je 
verschiedener ihre Fähigkeiten sind und je besser sie sich wechselseitig ergänzen (vgl. Foray 
1991, S. 399-400).
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dennoch gute Möglichkeiten zur Differenzierung ihrer Produkte nutzen. Damit ha
ben sie gemeinsame Interessen hinsichtlich stabiler Branchenstrukturen in der Kol
lektivgut-Arena und verschiedene Interessen in der Privatgut-Arena, wo sie diffe
renzierte Produkte in unterschiedlichen Nischen anbieten können.

Quadrant IV
Das bedeutet für Kooperationspartner in der Spezifischen Phase, daß sie mit einem 
erhöhten kooperativen Verhalten der Konkurrenz konfrontiert werden. Das koope
rative Verhalten der Konkurrenz verstärkt die Tendenz zu einem unkooperativen 
Verhalten der Kooperationspartner untereinander. Dieses unkooperative Verhalten 
der Kooperationspartner wird dadurch gefördert, daß die ehemals unterschiedlichen 
Fähigkeiten der Kooperationspartner sich im Verlauf der Kooperation mehr und 
mehr aneinander angeglichen haben. Damit haben sie ähnliche Fähigkeiten in der 
Privatgut-Arena, wohingegen sie in der Kollektivgut-Arena verschiedene Bedürf
nisse haben.
Es ist begründet worden, daß Unternehmen, die eine ethische Branchenvereinba
rung ausgehandelt haben, zur Gestaltung und Etablierung eines ethischen Branchen
standards eine Kooperation im Sinne einer Allianzgruppe eingehen. Sie können da
mit als Kooperationspartner verstanden werden, deren Verhalten nun anhand der 
Matrix der Handlungsmöglichkeiten von Garud untersucht werden kann.

b) Bedingungen fü r  ethisch engagierte Unternehmen im Quadrant II
In der Fließenden Phase ergeben sich für die an der ethischen Branchenvereinba
rung beteiligten Unternehmen die gemeinsamen Bedürfnisse in der Kollektivgut- 
Arena dadurch, daß sie das moralische Dilemma lösen wollen. Dabei wissen sie, daß 
jedes Unternehmen allein systematisch überfordert wäre und daß sie deshalb nur ge
meinsam (im Sinne des Ethical Displacements) zu einer Lösung kommen können. 
Diese Lösung liegt in der Gestaltung und Etablierung eines ethischen Branchenstan
dards, was der Erstellung eines kollektiven Gutes entspricht. Der ethische Bran
chenstandard soll, damit er zu einem dauerhaften Wettbewerbsvorteil führen kann, 
auf vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten und gemeinsam neu generiertem Wissen 
beruhen.
Nach Garud besitzen Kooperationspartner ergänzende Fähigkeiten in der Privatgut- 
Arena. Trifft dies auch auf die beteiligten Unternehmen zu, so wird dadurch die 
Kooperation für sie erleichtert. Allerdings muß dabei berücksichtigt werden, daß 
sie sich zukünftige Lemchancen nicht dadurch verbauen sollten, indem sie bestimm
te Aufgaben- oder Fähigkeitsbereiche nahezu ausschließlich dem Partner überlassen 
(vgl. Teece 1992, S. 191-192). Diese Lemchancen bestehen in einer ethisch moti
vierten Allianzgruppe im gemeinsamen Aufbau von vereinbarungsspezifischen Fä
higkeiten. Dafür, daß die beteiligten Unternehmen voneinander lernen und verein
barungsspezifische Fähigkeiten aufbauen sollen, sprechen zwei Gründe.
Zum ersten erwerben und erhalten sie sich dadurch die absorptive Kapazität, also 
die Fähigkeit, neues Wissen beurteilen und an bestehendes Wissen anschließen zu 
können (vgl. Cohen/Levinthal 1990). Gemeinsame interorganisationale Lemprozes-
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se entwickeln eine sich selbst verstärkende Kraft zur Generierung neuen Wissens 
(vgl. Levinthal/March 1993, S. 104), d.h., die gemeinsam gelernten Fähigkeiten 
nehmen im Verlauf der Zeit zu (vgl. Levinthal/Fichman 1988, S. 438).225 Wenn ein 
Unternehmen aber nicht intensiv an Lernprozessen teilnimmt, verliert es seine ab- 
sorptive Kapazität (vgl. Hamei 1991, S. 97; Cohen/Levinthal 1990). Das bedeutet, 
daß das Unternehmen neues Wissen nicht mehr aufnehmen kann, weil die entstande
nen Wissenslücken keine Anschlußstellen für neues Wissen bieten.
Genau an diesem Punkt liegt der Schutz vor Trittbrettfahrem innerhalb des Kreises 
der an einem ethischen Branchenstandard beteiligten Unternehmen. Trittbrettfah
rer, die sich nur scheinbar engagieren, verlieren ihre absorptive Kapazität und kön
nen sich infolgedessen gar nicht mehr als Trittbrettfahrer betätigen. Die vereinba
rungsspezifischen Fähigkeiten fungieren hier zusammen mit der Auswirkung der 
fehlenden absorptiven Kapazität als Imitationsbarrieren.
Der zweite Grund für wechselseitige Lernprozesse liegt darin, daß die beteiligten 
Unternehmen damit der Gefahr begegnen können, daß der „locus of systems lear- 
ning“ (Teece 1992, S. 192) sich vom eigenen Unternehmen ins Partneruntemehmen 
vollständig verschiebt. Teece (1992, S. 191-192) gibt dazu ein Beispiel aus der 
Flugzeugindustrie, in der Einsatz von Elektronik immer wichtiger wird und Flug
zeugproduzenten immer mehr auch auf diesbezügliche Kooperationen mit Compu- 
terherstellem angewiesen sind. Allerdings sind einige Flugzeugproduzenten auch 
dazu übergegangen, selbst Fähigkeiten in zentralen Teilbereichen der benötigten 
Elektronik aufzubauen, um Wettbewerbsvorteile für das gesamte System Flugzeug 
zu erhalten. Beruht der ethische Branchenstandard neben den vereinbarungsspezifi
schen Fähigkeiten noch auf einer technologischen Diskontinuität, so würden sich 
Trittbrettfahrer hier von entscheidenden innovativen Weiterentwicklungen aus
schließen und damit ihre Innovationsfähigkeit allgemein gefährden.

c) Bedingungen fü r  ethisch engagierte Unternehmen im Quadrant IV
Die Spezifische Phase ist dadurch gekennzeichnet, daß sich ein dominantes Design 
etabliert hat. In bezug auf den ethischen Branchenstandard sind jedoch zwei Fälle zu 
unterscheiden. Im ersten Fall hat sich der ethische Branchenstandard zwar gegen
über möglichen anderen ethischen Standardisierungsversuchen durchsetzen können, 
aber er konkurriert immer noch mit den herkömmlichen Produkten. Im zweiten 
Fall hat er sich vollumfänglich und branchenweit durchsetzen können, d.h., die her
kömmlichen Produkte werden so nicht mehr angeboten. Diese beiden Fälle sollen 
nun genauer im Lichte der Bedingungen im Quadrant IV betrachtet werden.

Nach Garud haben die Kooperationspartner im Qadrant IV verschiedene Bedürfnis
se in der Kollektivgut-Arena. Das kann für einen ethischen Branchenstandard, der 
sich noch im Wettbewerb mit herkömmlichen Produkten befindet, nicht angenom
men werden. Für den ersten  Fall haben ethisch engagierte Unternehmen immer

225 Ein weiterer Anreiz zur Fortsetzung der Kooperation liegt in den Opportunitätskosten, die eine 
Suche nach neuen alternativen Kooperationen mit sich brächte (vgl. Levinthal/March 1993, S. 
106).
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noch das gleiche Interesse in der Kollektivgut-Arena, denn solange der ethische 
Branchenstandard sich noch nicht vollumfänglich in der Branche durchgesetzt hat, 
ist auch das moralische Dilemma immer noch nicht vollständig gelöst.
Hinzu kommt, daß sie sich mit den Imitationsbarrieren gegen die Trittbrettfahrer 
schützen wollen. Da diese Imitationsbarrieren auf verbeinbarungsspezifischen Fä
higkeiten beruhen, bieten sie diesen Schutz, obwohl sie ein kollektives Gut darstel
len. Allerdings haben die Imitationsbarrieren die Eigenschaft, daß sie nicht dauer
haft bestehen bleiben, wenn sie nicht „gepflegt“ werden. Vereinbarungsspezifische 
Fähigkeiten, wie andere Fähigkeiten und Wissen auch, verkümmern oder werden 
vergessen, wenn sie nicht durch kontinuierlichen Einsatz reproduziert werden (vgl. 
z.B. Tushman/Anderson 1986; Levinthal/Fichman 1988, S. 438; Garud/Kumaraswa- 
my 1993, S. 363-365).226 Nur durch kontinuierlichen Einsatz der vereinbarungsspe
zifischen Fähigkeiten können sie als Imitationsbarriere auch weiterhin schützen. 
Demnach haben die ethisch engagierten Unternehmen ein weiteres gemeinsames In
teresse in der Kollektivgut-Arena: das Aufrechterhalten der Imitationsbarriere ge
genüber Trittbrettfahrem.
Levinthal/March argumentieren (vgl. 1993, S. 103-104), daß die Generierung von 
Wissen zu privaten Kosten für das betreffende Unternehmen führt. Dieses Wissen 
würde aber zu einem öffentlichen Gut, wenn es in die Branche diffundieren wür
de.227 Damit ginge dann aber der First-Mover-Vorteil des Wissensvorsprungs ver
loren. Bezogen auf die Situation der ethisch engagierten Unternehmen heißt dies, 
daß sie dafür sorgen sollten, daß ihr zu kollektiven Kosten generiertes kollektives 
Wissen nicht durch Diffusion zu einem öffentlichen Gut sowohl der Trittbrettfahrer 
innerhalb ihres Kreises und als auch aller übrigen Branchenuntemehmen wird.
Ein weiteres Argument gegen nicht-kooperatives Handeln der Kooperationspartner 
gibt Garud selbst (1994, S. 388): „the disruption of collaborative relationships can 
result in a loss of both technological resources and shared knowledge embedded in 
the relationship“,228 Ein derartiges Kontextwissen ist zu einem großen Teil implizi
tes Wissen und an die Erfahrungshintergründe und internen Kontexte der Wissens
träger gebunden. Solche Erfahrungshintergründe sind aber nicht nur individueller 
Art, sondern stellen ein kollektives Gut derer da, die in bezug auf eine spezifische 
Problemstellung Zusammenarbeiten. Es handelt sich um „gemeinsam geteiltes Wis
sen innerhalb einer spezifischen Konfiguration von Beziehungen“ (Müller-Stewens/ 
Osterloh 1996, S. 18).229 Eine Auflösung der Zusammenarbeit der ethisch engagier
ten Unternehmen hätte demnach den Verlust gemeinsam geteilten Wissens zur Fol
ge, das nur in seinem spezifischen Kontext vorhanden ist. Der Verlust des Kontextes

226 Vgl. dazu auch die Ausführungen Hedbergs (1981) über den Zusammenhang von Lernen und 
Verlernen.

227 Vgl. dazu auch z.B. die Ausführungen von Lieberman (1987a), Ghemawat/Spence (1985) in be
zug auf die Lemkurve.

228 Hervorhebungen nicht im Original.

229 Zitat im Original z.T. kursiv.
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hätte auch zur Folge, daß „self-reenforcing spirals of knowledge-generating“ (Le- 
vinthal/March 1993, S. 104) nicht mehr wie bisher stattfinden könnten.
Die Situation im zweiten Fall ist dadurch gekennzeichnet, daß der ethische Bran
chenstandard sich branchenweit durchgesetzt hat und herkömmliche Produkte nicht 
mehr im Angebot sind. An diesem Punkt kann „nur noch“ festgestellt werden, daß 
die ethischen First-Mover ihr Ziel, die Lösung des moralischen Dilemmas, erreicht 
haben. Die ethisch engagierten Unternehmen sind aber neben ihrer Tätigkeit in der 
Allianzgruppe zur Etablierung des ethischen Branchenstandards die ganze Zeit über 
auch Wettbewerber in anderen Bereichen geblieben -  wie dies in herkömmlichen 
Strategischen Allianzen bzw. Allianzgruppen ja  auch der Fall ist. Hier kommt nun 
der Hinweis von Gabel (1987, S. 115) deutlich zum Tragen, daß die beteiligten Un
ternehmen sich rechtzeitig eine Strategie zurechtlegen müssen für die Zeit, wenn 
der Standard etabliert ist und nicht mehr ein Differenzierungskriterium im Wettbe
werb darstellt. Das gilt auch für Unternehmen, die sich für die Etablierung eines 
ethischen Branchenstandards engagiert haben.

3.2.2 Bedrohung durch Trittbrettfahrer außerhalb des Kreises der an einem ethi
schen Branchenstandard beteiligten Unternehmen

Es läßt sich keine generelle Aussage treffen, daß First-Mover immer einen Vorteil 
aus ihrem frühzeitigen Markteintritt ziehen oder daß Folger immer aus den Fehlem 
der First-Mover lernen und so den Wettbewerb für sich entscheiden können. Unter
suchungen und empirische Evidenzen hinsichtlich der Vorteilhaftigkeit eines frühen 
oder späteren Markteintritts gibt es für beide Seiten (vgl. z.B. Green/Barclay/Ryans 
1995; Szymanski/Troy/Bharadwaj 1995; Parry/Bass 1990; Lilien/Yoon 1990; 
Robinson 1988; Schnaars 1986; Robinson/Fomell 1985).230 Es wird angenommen, 
daß tendenziell vor allem die frühen Folger einen Vorteil aus den First-Mover- 
Nachteile schlagen können nicht hingegen späte Folger (vgl. Huff/Robinson 1994). 
Ein früher Folger findet in marktlicher und technologischer Hinsicht meistens noch 
eine vergleichbare (z.T. instabile) Marktsituation vor wie der First-Mover, ohne 
daß der frühe Folger sich in dessen monopolistischer Eintrittssituation befindet 
(vgl. Wolfrum 1991, S. 270).
Das Trittbrettfahrer-Problem ergibt sich daraus, daß die vermeintlichen Vorteile 
der First-Mover unterlaufen werden können. Mit anderen Worten, die First-Mover- 
Nachteile werden zu Vorteilen der Folger (vgl. Lieberman/Montgomery 1988, S. 
47). First-Mover-Nachteile ergeben sich dadurch, daß die Folger von den Erfah
rungen der First-Mover profitieren, daß technologische oder nachfragebedingte 
Unsicherheiten verschwinden oder daß sich die Technologie oder die Kundenbe
dürfnisse verändert haben.
In bezug auf das First-Mover-Vorgehen der ethisch engagierten Unternehmen muß 
festgestellt werden, daß diese grundsätzlich genauso den First-Mover-Nachteilen 
ausgesetzt sind wie dies auch bei einem herkömmlichen First-Mover-Vorgehen der

230 Vgl. auch die Übersicht bei Perillieux (1995, S. 270-273).
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Fall sein kann. Im folgenden wird ein kurzer Überblick gegeben, wobei nur dann 
auf den ethischen Branchenstandard explizit eingegangen wird, wenn sich die Situa
tion für diesen etwas anders darstellt. Grundsätzlich soll an dieser Stelle noch ein
mal betont werden, daß die Imitationsbarrieren, die als Schutz gegen die Trittbrett
fahrer innerhalb des Kreises der ethisch engagierten Unternehmen dienen, diese 
Funktion natürlich auch -  zusammen mit den Mobilitätsbarrieren -  gegen Tritt
brettfahrer von außerhalb dieses Kreises übernehmen.

a) Trittbrettfahrer-Problem in bezug a u f die Erfahrungen und Investitionen der 
First-Mover

Trittbrettfahrer-Effekte treten auf, wenn die Folger von den Erfahrungen der 
First-Mover profitieren können, ohne selbst vergleichbar hohe Kosten dafür auf
wenden zu müssen, wenn also die Kosten der Imitation geringer sind als die Kosten 
der First-Mover, die Innovation erfolgreich am Markt zu etablieren. Das ist z.B. 
dann der Fall, wenn die Informationen aus den Patentschriften zur Kostensenkung 
bei der Imitation beitragen (vgl. z.B. Lieberman/Montgomery 1988, S. 43). Folger 
können in verschiedenen Bereichen von vorgängigen Investitionen der First-Mover 
profitieren. Sie können z.B. davon profitieren, daß der First-Mover hohe Marke
tinganstrengungen hat unternehmen müssen, um das neue Produkt überhaupt be
kannt zu machen. Oder sie können auch von der Erschließung oder Entwicklung 
der Vertriebswege durch den First-Mover profitieren.
Trittbrettfahrer-Effekte werden vor allem im Zusammenhang mit der Lernkurve 
betrachtet. Der Vorsprung auf der Lemkurve bleibt nur solange ein First-Mover- 
Vorteil, wie das gelernte Wissen, Informationen und die Erfahrung im Unterneh
men gehalten werden kann und nicht in die Branche diffundiert (vgl. Fershtman/ 
Mahajan/Muller 1990). Diese Problematik ist bereits oben im Zusammenhang mit 
der Lernkurve kritisch behandelt worden. Des weiteren können Folger aber auch 
dadurch Kosten sparen, daß sie Mitarbeiter vom First-Mover abwerben, die zuvor 
dort gut ausgebildet wurden und nun ihre Fähigkeiten und ihr Wissen beim Folger 
einsetzten (vgl. Lieberman/Montgomery 1988, S. 47; Guasch/Weiss 1980).231

b) Auflösung technologischer oder nachfragebedingter Unsicherheiten
Die Auflösung technologischer oder nachfragebedingter Unsicherheiten ermöglicht 
es Folgern, ihre Investitionen gezielter zu plazieren. So können Folger mit einem 
Markteintritt solange warten, bis z.B. klar wird, welche Produktkonfiguration sich 
als dominantes Design durchsetzen wird. Wemerfelt/Kamani (1987) argumentie
ren, daß Unternehmen nur dann einen First-Mover-Markteintritt attraktiv finden, 
wenn sie Einfluß nehmen können auf die Art und Weise, wie die Unsicherheiten 
aufgelöst werden, also z.B. daß sie den Branchenstandard setzen können. Folger 
können somit das Risiko minimieren, auf das falsche Design gesetzt zu haben.

231 Allerdings wird bei diesem Argument z.B. die Kontextabhängigkeit von Wissen vernachlässigt 
(vgl. Müller-Stewens/Osterloh 1996).
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Aus dem Marktverhalten und dem (Miß-)Erfolg der First-Mover können sie da
rüber hinaus leichter erkennen, welche Complementary Assets für eine erfolgreiche 
Vermarktung besonders wichtig sind,232 z.B. ob v.a. Marketing- oder Werbemaß
nahmen gefragt sind, ob Service- oder Schulungsleistungen entscheidend für den 
Absatz sind, oder inwieweit das bestehende Angebot die Kundenbedürfnisse tatsäch
lich befriedigt. So befragte Toyota vor seinem Markteintritt in die USA zuvor ein
gehend die Fahrer von Volkswagen (damaliger Marktführer im Kleinwagenseg
ment) nach ihren Wünschen und Kritiken und berücksichtigte die Umfrageergeb
nisse anschließend im eigenen Design (vgl. Lieberman/Montgomery 1988, S. 47 Fn. 
12).

Gehen First-Mover und Folger ein Lizenzverhältnis ein, so kann der First-Mover 
mögliche Nachteile reduzieren oder sogar die allgemeine Verbreitung seines Pro
duktes fördern.233 Mit oder ohne Lizenz kann ein Folger aber auch die positiven 
Netzwerkextemalitäten ausnutzen, zu denen eine intensive frühere Marktbearbei
tung des First-Mover beigetragen hat.
In bezug auf den ethischen Branchenstandard kann dies bedeuten, daß Folger nur 
die Auflösung der Unsicherheiten abwarten müßten, um dann ebenfalls dem ethi
schen Branchenstandard genügen. Neben dem Schutz durch Mobilitäts- und Imitati
onsbarrieren kann dagegen eingewendet werden, daß sich die ethischen First-Mover 
durch die Vergabe eines Labels im Rahmen von Lizenzverträgen davor schützen 
können. Es liegt dann in der Entscheidung der ethischen First-Mover, ob und wann 
Folger dieses Label erhalten können.234 D.h., erst wenn Folger die im Rahmen der 
ethischen Branchenvereinbarung aufgestellten Kriterien zur Vergabe eines Labels 
erfüllen und die vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten, sofern sie generiert wur
den, sich nachträglich haben aneignen können, dürfen sie sich -  mit dem Label -  als 
rechtmäßige Unterstützer des ethischen Branchenstandards zu erkennen geben.

c) Veränderungen in der Technologie oder der Kundenbedürfnisse
Veränderungen in der Technologie oder der Kundenbedürfnisse können First-Mo- 
ver-Vorteile erodieren lassen. Mit Veränderungen in der Technologie sind die tech
nologischen Diskontinuitäten gemeint. Wie oben bereits ausgeführt sind technologi
sche Diskontinuitäten häufig Anlaß zum Beginn eines neuen Zyklus der Branchen
entwicklung (vgl. z.B. Anderson/Tushman 1990, S. 606). Haben Folger mit ihrer 
Forschung und Entwicklung-Strategie genau auf die neue Technologie gesetzt, die 
nun im bestehenden Markt eine Diskontinuität darstellt, so besitzen sie einen Wett-

232 Vor dem Hintergrund der ressourcenorientierten Strategielehre fanden Chatterjee/Wemerfelt 
(1991) empirische Evidenzen dafür, daß Unternehmen erfolgreich in solche neuen Märkte di
versifizieren, in denen sie ihre vorhandenen Ressourcen und Fähigkeiten am besten einsetzen 
konnten, wobei v.a. die intangiblen Ressourcen wichtig sind.

233 Vgl. dazu die Ausführungen zur Lizenzpolitik in Abschnitt III.2.2.3.
234 Es sei aber noch einmal daran erinnert, daß die ethische Branchenvereinbarung grundsätzlich al

len Unternehmen offenstehen soll.
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bewerbsvorteil gegenüber den etablierten Unternehmen. Dieser Wettbewerbsvorteil 
kann in der besseren Beherrschung der neuen Technologie liegen.
Zusätzlich können Folger damit aber auch veränderte Kundenbedürfnisse treffen. 
Etablierte Unternehmen laufen Gefahr, solche veränderten Kundenbedürfnisse nicht 
wahrzunehmen, wenn sie sich zu sehr auf die Bedürfnisse ihrer Lead User konzen
trieren. So verpaßten die damaligen Marktführer den Einstieg in die Entwicklung 
und Produktion der 3.5 Zoll Disketten und konnten den Vorsprung nicht wieder 
aufholen (vgl. Bower/Christensen 1995). Demgegenüber können etablierte Unter
nehmen aber auch aus der Folgerposition aggressiv in den neuen Markt einsteigen 
und aufgrund besserer Complementary Assets und größerer finanzieller Kraft sich 
gegenüber dem innovativen First-Mover durchsetzen. Ein Beispiel hierfür ist IBM, 
die auf diese Weise den eigenen PC als Standard etablieren konnte, so daß für die 
Kunden die IBM-Kompatibilität lange Zeit ein gewichtiges Kaufkriterium war.

4 Z w isch en fazit
In den Kapiteln II und III ist der Problemrahmen aufgespannt worden, der sich er
gibt, wenn Unternehmen gemeinsam versuchen, ein moralisches Dilemma zu lösen. 
Ein moralisches Dilemma tritt auf, wenn moralische Handlungsorientierungen zu
einander in Widerspruch geraten. Hinzu kommt, daß Unternehmen in wirtschaftli
chen Handlungszusammenhängen systematisch überfordert sind, dieses Dilemma al
leine zu lösen. Auf dem Weg des Ethical Displacements, der Verlagerung des mora
lischen Dilemmas auf eine übergeordnete Handlungsebene, ist die ethische Bran
chenvereinbarung als Lösungsmöglichkeit vorgeschlagen worden.
Die ethische Branchenvereinbarung dient auf untemehmensübergeordneter Ebene 
einer notwendig gewordenen neuen Normenbegründung, d.h., sie stellt auf die 
Handlungsintentionen im Wettbewerbsprozeß ab. Die Normenbefolgung innerhalb 
der in der ethischen Branchenvereinbarung festgelegten Rahmenbedingungen liegt 
in der Gestaltung und Etablierung des ethischen Branchenstandards. Mit seiner Eta
blierung wird im Wettbewerbsprozeß die Handlungskoordination wieder auf die 
Handlungsfolgen umgestellt. Dabei muß der ethische Branchenstandard als notwen
dige Bedingung für seine erfolgreiche Etablierung den Anforderungen des norma
len dominanten Designs genügen, d.h., er muß die gleiche Funktionalität wie die 
herkömmlichen Produkte gewährleisten. Um aber auch als ethischer Branchenstan
dard gelten zu dürfen, muß er als hinreichende Bedingung die ethischen Anforde
rungen erfüllen, die an ihn zur Lösung des moralischen Dilemmas gestellt werden.

Das zentrale Problem sowohl für die ethische Branchenvereinbarung wie für den 
Branchenstandard ist die Gefahr, daß Trittbrettfahrer die Bemühungen der ethisch 
engagierten Unternehmen unterlaufen und von deren Vorarbeit profitieren, ohne 
einen eigenen Beitrag geleistet zu haben. Das Trittbrettfahrer-Problem wird einer
seits bereits auf der Ebene der ethischen Branchenvereinbarung akut und stellt dort 
ein ökonomisches Problem hinsichtlich ihres Zustandekommens dar. Es besteht da
rin, daß ein Unternehmen eine ethische Vorleistung im Markt erbringt und deshalb 
Wettbewerbsnachteile in Form von z.B. Kostenerhöhungen in Kauf nimmt. Tritt
brettfahrer erleiden diese insofern nicht, weil sie sich erst dann beteiligen, wenn die
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Vorarbeit der ethisch engagierten Unternehmen erfolgreich war. Die Gefahr der 
moralischen Ausbeutung durch Trittbrettfahrer läßt die Moral erodieren und führt 
dazu, daß eine ethische Vorleistung erst gar nicht erbracht wird. Die Etablierung 
eines ethischen Branchenstandards soll genau dies verhindern. Er stellt eine Mög
lichkeit dar, unter Wettbewerbsbedingungen eine ethische Vorleistung im Markt zu 
erbringen.

Andererseits kann der ethische Branchenstandard diese ethische Vorleistung nur 
dann erfolgreich erbringen, wenn das Trittbrettfahrer-Problem auch auf seiner 
Ebene gelöst werden kann. Hier liegt das Problem darin, daß der ethische Bran
chenstandard ein kollektives Gut darstellt, an dessen Kosten zur Erstellung sich 
Trittbrettfahrer nicht beteiligen wollen und trotzdem vom Erfolg profitieren kön
nen. Aber erst, wenn gezeigt werden kann, daß das Trittbrettfahrer-Problem fü r  
einen ethischen Branchenstandard gelöst werden kann, werden Unternehmen zur 
Beteiligung an einer ethischen Branchenvereinbarung und zur Etablierung eines 
ethischen Branchenstandards bereit sein. Die ausführliche Diskussion des Trittbrett
fahrer-Problems in diesem Kapitel III hat aber bereits einen Ansatzpunkt zum Auf
bau eines Schutzes vor der Ausbeutung durch Trittbrettfahrer aufgezeigt. Es ist 
dargelegt worden, daß der Schutz vor Trittbrettfahrem dann am höchsten ist, wenn 
die ethisch engagierten Unternehmen im Verlauf ihrer Zusammenarbeit vereinba
rungsspezifische Fähigkeiten entwickeln, die sich Trittbrettfahrer nicht ohne weite
res aneignen können, weil ihnen die absorptive Kapazität dazu fehlt.
Die Untersuchung in diesem Kapitel kann dahingehend zusammengefaßt werden, 
daß sich ein ethischer Branchenstandard nicht grundsätzlich von einem herkömmli
chen dominanten Design unterscheidet. Beide müssen sich im Wettbewerb de-facto 
behaupten und sich als branchenweiter Standard etablieren. Ein ethischer Branchen
standard ist aber ebenso wie z.B. eine ISO-Norm ein Consensus-Standard, weil bei
de ihre Entstehung und Gestaltung Aushandlungsprozessen verdanken. Der zentrale 
Unterschied zwischen einem ethischen Branchenstandard und einem herkömmlichen 
dominanten Design oder einer ISO-Norm liegt in seiner spezifischen ethischen Di
mension. Das bedeutet, daß mit einem ethischen Branchenstandard einerseits nicht 
bloß faktisch geltende moralische Normen beachtet, sondern diskursiv begründete 
und somit ethisch legitimierte Normen befolgt werden. Das formale Normenbe
gründungsverfahren der Dialogethik findet sein Äquivalent in den Aushandlungs
prozessen der ISO. Praktische Diskurse müssen sich ihre Inhalte aus der konkreten 
Situation geben lassen (vgl. Habermas 1983a, S. 113). Für den ethischen Branchen
standard bedeutet dies, daß seine Inhalte, also seine Gestaltung, insbesondere in den 
Diskursen zur ethischen Branchenvereinbarung, in den interorganisationalen Lern
prozessen sowie in der Verknüpfung von problemrelevantem technischem und nor
mativem Wissen festgelegt werden. D.h., daß ein ethischer Branchen Standard sich 
lediglich inhaltlich in bezug auf die Beachtung ethischer Anforderungen von einem 
herkömmlichen dominanten Design unterscheidet. Allerdings erfüllt ein ethischer 
Branchenstandard nicht „irgendwelche“ herkömmlichen Konsumentenbedürfnisse, 
sondern er berücksichtigt systematisch konsumentenethische Anforderungen an ein 
Produkt. Daraus ergibt sich eine wechselseitige Ergänzung von Unternehmens- und 
Konsumentenethik.
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Zwei Fragestellungen ergeben sich daraus für das nachfolgende Kapitel. Zum einen 
ist bisher zwar begründet worden, daß vereinbarungsspezifische Fähigkeiten einen 
Schutz vor Trittbrettfahrem bieten. Es ist jedoch noch nicht näher behandelt wor
den, was genau vereinbarungsspezifische Fähigkeiten sind und wie sie entwickelt 
werden können. Hier geht es um die ökonomische Dimension des Zustandekommens 
und der Umsetzung einer ethischen Branchenvereinbarung unter Berücksichtigung 
der Wettbewerbsbedingungen. Der Unterschied zu einem herkömmlichen dominan
ten Design liegt darin, daß mit dem ethischen Branchenstandard auf eine wettbe
werbsneutrale Veränderung der Wettbewerbsbedingungen abgezielt wird, um das 
moralische Dilemma lösen zu können.
Zum anderen geht es um die ethische Dimension. Es ist noch nicht diskutiert wor
den, wie man denn unter realen Bedingungen einer Wettbewerbswirtschaft versu
chen kann, den idealen Orientierungen der Dialogethik so weit wie möglich zu ent
sprechen (immer wohl wissend, daß diese niemals vollständig umgesetzt werden 
können). Daher wird noch einmal genauer auf die Kommunikation zwischen Unter
nehmen, Kunden und anderen Stakeholdern eingegangen. Es ist zwar gezeigt 
worden, daß es für einen ethischen Branchenstandard von zentraler Bedeutung ist, 
durch eine entsprechende konsumentenethische Nachfrage unterstützt zu werden. Es 
ist jedoch offen geblieben, wie Unternehmens- und Konsumentenethik systematisch 
miteinander verknüpft werden können. Dies kann im Rahmen eines sogenannten 
Kooperativen Diskurses geschehen.



IV Voraussetzungen und Verfahren 157

IV Voraussetzungen und Verfahren zur praktischen Umsetzung von 
ethischem Branchenstandard und ethischer Branchenvereinbarung

1 Konsequenzen aus den Ausführungen zur ethischen Branchenverein
barung und -Standard fü r  das weitere Vorgehen

Das Kapitel II befaßte sich mit der ethischen Branchenvereinbarung als Grundlage 
zur Lösung eines moralischen Dilemmas. Dabei wurde gezeigt, daß die ethische 
Branchenvereinbarung moralische Dilemmata auf Untemehmensebene im Sinne des 
Ethical Displacement auf Branchenebene lösen kann. Der Vergleich der wirtschafts- 
und untemehmensethischen Konzepte im Hinblick auf die Konzipierung einer ethi
schen Branchenvereinbarung machte jedoch deutlich, daß das zentrale Problem bei 
der Entstehung einer ethischen Branchenvereinbarung das Trittbrettfahrer-Problem 
ist. Um das Trittbrettfahrer-Problem für die ethische Lösung des moralischen Di
lemmas entschärfen zu können, wurde gezeigt, daß die an einer ethischen Branchen
vereinbarung beteiligten Unternehmen mit Hilfe betriebswirtschaftlicher Mittel und 
Methoden einen ethischen Branchenstandard gestalten und am Markt etablieren soll
ten. Dabei ist auch dargelegt worden, daß eine konsumentenethische Nachfrage not
wendig ist, damit sich ein ethischer Branchenstandard auch tatsächlich am Markt 
etablieren kann.
In Kapitel III wurde die Standardisierungsproblematik eines ethischen Branchen
standards als dominantes Design diskutiert. Dazu wurde aus betriebswirtschaftlicher 
Sicht dargelegt, was ein dominantes Design, sozusagen ein herkömmlicher Bran
chenstandard, ist und inwieweit sich dazu Unterschiede zum ethischen Branchen
standard ergeben. Es zeigte sich, daß die Unterschiede nicht sehr groß sind. Ein 
ethischer Branchenstandard muß jedoch das Problem des moralischen Dilemmas 
lösen und deshalb auf dem Wege einer First-Mover-Strategie etabliert werden. Hier 
wurde deutlich, daß ein ethischer Branchenstandard zu seiner tatsächlichen, de-facto 
Etablierung auf eine konsumentenethische Nachfrage angewiesen ist. Aber auch in 
bezug auf ein herkömmliches dominantes Design besteht bei einer First-Mover- 
Strategie ein Trittbrettfahrer-Problem. Das bedeutet, daß das Trittbrettfahrer-Pro- 
blem au f der normativen Ebene der ethischen Branchenvereinbarung zwar mit Hilfe 
der Verlagerung au f eine rein betriebswirtschaftliche Ebene durch die Etablierung 
eines ethischen Branchenstandards entschärft werden kann. Aber es ist damit auch 
auf der betriebswirtschaftlichen Ebene noch nicht vollständig gelöst.
In der Diskussion über das dominante Design, den ethischen Branchenstandard und 
das Trittbrettfahrer-Problem wurde aber auch deutlich, daß Trittbrettfahrer sich 
dann nicht als solche betätigen können, wenn der ethische Branchenstandard weitest
gehend auf gemeinsam generiertem Wissen und Fähigkeiten beruht. In diesem Fall 
fehlt den Trittbrettfahrem das nötige Vorwissen, d.h. die absorptive Kapazität, um 
schnell und profitabel die Fähigkeiten und das Wissen der ethisch engagierten Un
ternehmen imitieren zu können. Der dauerhafte Wettbewerbsvorteil, den die ethisch 
engagierten Unternehmen als First-Mover sich erarbeiten können, beruht dann ge
nau auf diesen gemeinsamen vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen. Die
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Abschwächung des Trittbrettfahrer-Problems ist die erste Voraussetzung, daß die 
ethische Branchenvereinbarung zustande kommt und der ethische Branchenstandard 
tatsächlich etabliert werden kann. Die zweite Voraussetzung, die dabei erfüllt wer
den muß, liegt in der systematischen Unterstützung untemehmensethischer Bemü
hungen durch ein entsprechendes konsumentenethisches Nachfrageverhalten.
In Kapitel IV sollen nun die Möglichkeiten und Grenzen der Etablierung eines ethi
schen Branchenstandards diskutiert werden. Ein ethischer Branchenstandard kann 
z.B. im Rahmen der Tätigkeit von Branchenverbänden angestrebt werden. Er kann 
sich lediglich auf die Erfüllung einiger Kriterien beziehen, ohne daß eine weiterge
hende Zusammenarbeit der Unternehmen notwendig würde. So könnten sich bei
spielsweise Fluggesellschaften gemeinsam darauf einigen, nur noch ein Handgepäck 
von höchstens 10 kg pro Flugpassagier zuzulassen. Fluggesellschaften scheuen sich 
jedoch, im Alleingang dies bei den eigenen Passagieren durchzusetzen. Die Zurück
weisung von überzähligem oder zu schwerem Handgepäck würde für Passagiere zu 
Wartezeiten an der Gepäckausgabe nach der Flugreise führen. Fluggesellschaften 
befürchten, daß dies die Passagiere aus Bequemlichkeitsgründen veranlassen könnte, 
bei der Konkurrenz zu buchen, die weniger strenge Sicherheitsmaßnahmen ver
folgt. Stürzt jedoch Handgepäck aus dem Behälter über den Sitzreihen, so kann das 
zu schwerwiegenden Verletzungen bis hin zur Invalidität des betroffenen Passagiers 
führen (vgl. z.B. Dettling-Ott 1997; Senn 1997; Finetti 1996). Dieses Beispiel ver
anschaulicht die Befürchtungen von Unternehmen, einen Wettbewerbsnachteil durch 
eine ethische Vorleistung -  hier das Durchsetzen von Sicherheitsmaßnahmen -  zu 
erleiden.

Grenzen für einen ethischen Branchenstandard können sich aus rechtlichen Proble
men ergeben, wie in dem in der Einleitung beschriebenen Fall, bei dem die Listen 
von Öltanker-Betreiberfirmen, die bestimmten Sicherheitsstandards genügten, als 
Verstoß gegen US-amerikanische Anti-Trust-Vorschriften gewertet und untersagt 
wurden. Weitere Grenzen ergeben sich z.B. aus einer mangelnden Kontrollierbar- 
keit, ob Unternehmen sich tatsächlich an die eingegangenen Verpflichtungen halten.
Beispiele dieser Art ließen sich noch viele finden. Der Versuch, eine möglichst voll
ständige Auflistung von Möglichkeiten und Grenzen der Etablierung von ethischen 
Branchenstandards zu geben, würde den Rahmen dieser Arbeit nur sprengen. Viel
mehr sollen im folgenden die Möglichkeiten und Grenzen ausgehend von den Vor
aussetzungen Verfahrenen diskutiert werden, die zur erfolgreichen Etablierung 
eines ethischen Branchenstandards gebraucht werden. Zum einen geht es in Ab
schnitt 2 darum, wie sich die ethisch engagierten Unternehmen wirksam vor Tritt
brettfahrern schützen können. Dies geschieht durch interorganisationale Lernpro
zesse, der Generierung vereinbarungsspezifischer Fähigkeiten und Wissen sowie 
durch den Aufbau einer absorptiven Kapazität. Abschnitt 3 befaßt sich zum anderen 
mit den Möglichkeiten und Grenzen, die sich aus der spezifischen ethischen Dimen
sion des ethischen Branchenstandards ergeben, d.h. aus der Ausrichtung an der dia
logorientierten Untemehmensethik und aus der zentralen Bedeutung der konsumen
tenethischen Nachfrage. Als Verfahren wird hier der Kooperative Diskurs vorge
schlagen.
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Die Beantwortung der beiden Fragestellungen versteht sich als ein Vorschlag in 
Orientierung am Drei-Schritt-Verfahren. Das Drei-Schritt-Verfahren (vgl. Löhr 
1991, S. 28-31) geht von der unmittelbaren Lebenspraxis aus, versucht dann zu 
einer Problemdefinition in der symbolgestutzten Lebenspraxis zu kommen, um an
schließend Anleitungen zu einer theoriegestützten Lebenspraxis vorzuschlagen. Ka
pitel II und III können als eine Auseinandersetzung mit der unmittelbaren und sym- 
bolgestützen Lebenspraxis verstanden werden. Hier im Kapitel IV geht es nun um 
Orientierungsvorschläge, wie eine ethische Branchenvereinbarung und ein ethischer 
Branchenstandard gestaltet werden könnten. Insofern versteht sich dieses Kapitel als 
ein Vorschlag für Implementationsbemühungen in einer theoriegestützten Lebens
praxis. Es geht also um die Frage der Machbarkeit dessen, was in Kapitel III zum 
ethischen Branchenstandard und in Kapitel II zur ethischen Branchenvereinbarung 
dargelegt worden ist. So wird im ersten Teil von Kapitel IV erarbeitet, daß verein
barungsspezifische Fähigkeiten und vereinbarungsspezifisches Wissen die essentiel
len Grundlagen bei der Gestaltung und zur Etablierung eines ethischen Branchen
standards bilden und daß beide gleichzeitig auch als Schutz vor Trittbrettfahrern 
dienen.
Zunächst wird kurz die ressourcenorientierte Strategielehre und ihre Erweiterung 
um eine wissensbasierte Theorie der Unternehmung vorgestellt (Abschnitt 2.1), um 
davon ausgehend einen Vorschlag zur systematischen Begriffsbestimmung vereinba
rungsspezifischer Fähigkeiten und Wissen erarbeiten zu können (Abschnitt 2.2). Im 
Anschluß daran wird diskutiert, inwieweit beide im Sinne einer Imitationsbarriere 
als Schutz vor Trittbrettfahrem dienen (Abschnitt 2.3). Das zentrale Argument da
bei ist, daß Trittbrettfahrer sich selbst von den interorganisationalen Lernprozessen 
ausgeschlossen haben, in denen die ethisch engagierten Unternehmen die vereinba
rungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen generiert haben. Somit fehlt es ihnen an 
absorptiver Kapazität, um diese Fähigkeiten und Wissen erkennen, verstehen und 
imitieren zu können. D.h., sie können sich gar nicht als Trittbrettfahrer betätigen. 
Die Grenzen der Etablierung eines ethischen Branchenstandards ergeben sich daher 
umso mehr, je  weniger der ethische Branchenstandard auf vereinbarungsspezifi
schen Fähigkeiten und Wissen beruht (Abschnitt 2.4).
Der zweite Teil von Kapitel IV greift den Faden der ethischen Branchznvereinba- 
rung und der Konsumentenethik wieder auf (Abschnitt 3). Es geht um die Frage der 
pragmatischen Umsetzung der regulativen Idee des Dialogs bzw. herrschaftsfreien 
Diskurses, also darum, wie sich alle Betroffenen bzw. Beteiligten au f eine Lösung 
des moralischen Dilemmas konsensuell einigen könnten. Denn eine ethische Bran
chenvereinbarung kann sich nur dann als ethisch qualifizieren, wenn sie sich einer 
Entstehung verdankt, in der so weit wie möglich versucht wurde, sich an der regu
lativen Idee, die ja  als ideale Meßlatte nie in realiter erreicht werden kann, zu ori
entieren und dieser gerecht zu werden. Dabei soll insbesondere die Rolle der Kon
sumenten berücksichtigt werden, weil gezeigt wurde, daß diese einerseits einen ent
scheidenden Beitrag zur Etablierung eines ethischen Branchenstandards durch eine 
konsumentenethische Nachfrage leisten, aber andererseits auf eine institutionelle 
Unterstützung zur Handlungskoordination angewiesen sind. Als pragmatische Um
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setzung der regulativen Idee des Dialogs wird der Kooperative Diskurs nach Renn 
(1992) diskutiert.

2 V ereinbarungsspezifische Fähigkeiten und Wissen als Grundlage 
zur Etablierung eines ethischen Branchenstandards

Dieser Abschnitt befaßt sich mit der zentralen Fragestellung, wie sich die ethisch 
engagierten Unternehmen vor Trittbrettfahrem schützen können, damit sie nicht 
aufgrund ihrer ethischen Vorleistung als erste aus dem Markt fallen, sondern einen 
ethischen Branchenstandard etablieren und somit einen dauerhaften Wettbewerbs
vorteil erlangen können. In den vorangegangenen beiden Kapiteln ist bereits disku
tiert worden, daß der Schutz vor Trittbrettfahrer bei der Herstellung des kollekti
ven Gutes "ethischer Branchenstandard" in dem Wissensvorsprung und den verein- 
barungsspezifischen Fähigkeiten besteht, die die beteiligten Unternehmen im Rah
men ihrer Zusammenarbeit entwickeln. Dies soll nun im folgenden Abschnitt ge
nauer untersucht werden. In Abschnitt 2.1 wird der theoretische Hintergrund, die 
ressourcenorientierte Strategielehre aufbereitet, vor dem dann die vereinbarungs
spezifischen Fähigkeiten und Wissen sowie die Imitationsbarrieren zu verstehen sind 
bzw. in den diese eingebettet sind.

Die Erkenntnisse aus diesen dem Abschnitt 2.1 dienen der Grundlegung der Argu
mentation in Abschnitt 2.2. Amit/Schoemaker (1993) vertreten die Auffassung, daß 
jedes Unternehmen -  trotz der Annahme der Ressourcenheterogenität und -immobi- 
lität -  über ein gewisses Maß an „Strategie industry factors“, hier übersetzt mit 
branchenspezifischen Fähigkeiten, verfügen muß, um im Wettbewerb bestehen zu 
können. Nach Darlegung der branchenspezifischen Fähigkeiten in Abschnitt 2.2.1 
wird in Anlehnung daran ein Vorschlag zur systematischen Begriffsbestimmung 
vereinbarungsspezifischer Fähigkeiten und Wissen in Abschnitt 2.2.2 erarbeitet.
In Abschnit 2.3 wird diskutiert, inwieweit die vereinbarungsspezifischen Fähigkei
ten den ethisch engagierten Unternehmen als Imitationsbarriere vor Trittbrettfah
rem dienen. Trittbrettfahrer können die vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten 
nicht einfach imitieren, weil sie sich von den vorhergehenden interorganisationalen 
Lernprozessen ausgeschlossen haben (Abschnitt 2.3.1), so daß ihnen nun die absorp- 
tive Kapazität fehlt, sich diese anzueignen (Abschnitt 2.3.2). Zum Abschluß werden 
in Abschnitt 2.4 die Grenzen der Wirkung der Imitationsbarrieren aufgezeigt.

2.1 Ressourcenorientierte Strategielehre als Grundlage zur Einordnung der verein
barungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen

Zuerst werden in Abschnitt 2.1.1 die Grundzüge der ressourcenorientierten Strate
gielehre herausgearbeitet. In Abschnitt 2.1.2 wird der Ressourcenbegriff in bezug 
auf Kemkompetenzen und untemehmensspezifische Fähigkeiten präzisiert und der 
Zusammenhang von Wissen, Fähigkeiten und die Bedeutung von Routinen disku
tiert. Abschnitt 2.1.3 behandelt dann die Erweiterung der ressourcenorientierten 
Strategielehre um eine wissensbasierte Theorie der Unternehmung. Die hier entfal
teten Begriffe dienen den folgenden Abschnitten als Grundlage, auf der dann ein
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Vorschlag zur systematischen Begriffsbestimmung von vereinbarungsspezifischen 
Fähigkeiten und Wissen erarbeitet wird.

2.1.1 Grundzüge der ressourcenorientierten Strategielehre
Die ressourcenorientierte Strategielehre entwickelte sich aus der Kritik an der 
marktorientierten Strategielehre, wie sie insbesondere von Porter (1983) geprägt 
wurde. Die marktorientierte Strategielehre beginnt die Analyse mit der Suche nach 
geeigneten Märkten bzw. attraktiven Branchen. Nach einer Chancen-Risiken-Analy- 
se werden diejenigen Märkte als attraktive ausgewählt, in denen eine geringe Wett
bewerbsintensität herrscht. Nach der Analyse der Stärken und Schwächen des Un
ternehmens wird versucht, ein „Fit“ zwischen Unternehmen und Märkten zu errei
chen, so daß das Unternehmen optimal an seine Umwelt angepaßt ist. Die Wettbe
werbsintensität einer Branche bemißt sich nach den fünf Wettbewerbskräften der 
Verhandlungsmacht von Lieferanten und Kunden, der Rivalität innerhalb der Bran
che, der Bedrohung durch neue Konkurrenten und der Bedrohung durch Substitu
tionsprodukte. Die Wettbewerbskräfte und der Umgang mit diesen beeinflussen die 
Rentabilität des Unternehmens. Die Stärken und Schwächen des Unternehmens, mit 
den Wettbewerbskräften umgehen zu können, werden mit Hilfe der Wertkette (vgl. 
Porter 1986) untersucht.235 Die Wettbewerbsvorteile ergeben sich in der Vorstel
lung der marktorientierten Strategielehre daraus, daß die Unvollkommenheiten auf 
dem Absatzmarkt ausgenutzt oder sogar vergrößert werden. Damit wird letztlich 
auf das Erreichen einer Monopolrente gezielt. Zur Ausnutzung der Marktunvoll
kommenheiten schlägt Porter (1983) zwei Normstrategien vor. Mit der Kostenfüh
rerschaftsstrategie wird versucht, einen Wettbewerbsvorteil durch einen umfas
senden Kostenvorsprung gegenüber der Konkurrenz zu erreichen. Die Differenzie
rungsstrategie versucht dagegen, die Einzigartigkeit des Produkts oder der Dienst
leistung durch höhere Qualität, besseren Kundendienst etc. hervorzuheben.
Hinter der marktorientierten Strategielehre steht die Annahme, daß die Ressourcen 
einer Branche homogen und mobil sind und daß es für ein Unternehmen kein prin
zipielles Problem darstellt, sich einen Zugang zu den benötigten Ressourcen zu ver
schaffen. Genau dies wird jedoch von der ressourcenorientierten Strategielehre be
stritten.236 Des weiteren wird aus Sicht der ressourcenorientierten Strategielehre an 
der marktorientierten kritisiert, daß die Attraktivität einer Branche sich nicht unab
hängig von der untemehmensspezifischen Ressourcenausstattung beurteilen läßt 
(vgl. Conner 1994, S. 17-18). Allgemein umfassen untemehmensspezifische Res
sourcen Fähigkeiten, Kompetenzen, organisationale Routinen und Wissen. Dabei 
geht die ressourcenorientierte Strategielehre von den zentralen Annahmen der Res
sourcenheterogenität und der Ressourcenimmobilität aus und versucht einen dauer

235 Die Wertkette dient als ein (Rede-)Instrument zur Analyse der Aktivitäten eines Unternehmens im 
Wertschöpfungsprozeß (vgl. Scherer 1993).

236 Weitere Kritikpunkte betreffen z.B. die Gefährdung des strategischen Erfolgs des Unternehmens 
durch das Verfolgen von Normstrategien, durch die Vernachlässigung des Wissens und der Fä
higkeiten von Managern und Mitarbeitern, der unzureichenden Berücksichtigung von stetigem 
Wandel in der Untemehmensumwelt etc. Vgl. dazu ausführlich z.B. Rasche (1994).
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haften Wettbewerbsvorteil dadurch zu erreichen, daß die Einzigartigkeit der unter
nehmensspezifischen Ressourcen gezielt ausgenutzt wird.237 In der ressourcenorien
tierten Strategielehre wird die Ansicht vertreten, daß sich nachhaltige Wettbewerbs
vorteile in einer komplexen und dynamischen Umwelt nicht, wie in der marktorien
tierten Strategielehre angenommen, auf eine dauerhafte Ausnützung der Marktun
vollkommenheiten gründen können, da Umweltveränderungen, Veränderungen der 
Kundenwünsche etc. zu ständig wechselnden Produkt-Markt-Konzepten führen wür
den (vgl. z.B. Grant 1991, S. 116).238

Die ressourcenorientierte Strategielehre erklärt die Dauerhaftigkeit von Wettbe
werbsvorteilen aus der Existenz von untemehmensspezifischen Ressourcen.239 Das 
Unternehmen wird dabei angesehen als ein „unique bundle of tangible and intangi
ble resources“ (Collis 1991, S. 50). Der Begriff der Ressource wird innerhalb die
ses Ansatzes sehr unterschiedlich definiert und verwendet. Für die weitere Argu
mentation wird hier der Ressourcenbegriff mit Bezug auf die strategische Relevanz 
verw endet,240 weil darin vor allem die Untemehmensspezifität zum Ausdruck 
kommt. „By a resource is meant anything which could be thought of as a strength 
or weakness of a given firm“ (Wemerfelt 1984, S. 172). Ausführlicher, aber mit 
Bezug auf die strategische Relevanz definiert Bamey (1991, S. 101), daß „firm re
sources include all assets, capabilities, organizational processes, firm attributes, in
formation, knowledge, etc. controlled by a firm that enable the firm to conceive of 
and implement strategies that improve its efficiency and effectiveness“. Ein nachhal
tiger Wettbewerbsvorteil läßt sich dann erzielen, wenn das Unternehmen solche im 
Vergleich zur Konkurrenz einzigartigen Ressourcen und Fähigkeiten aufbauen kann

237 Allerdings wird vielfach die Ansicht vertreten, daß marktorientierte und ressourcenorientierte 
Strategielehre nicht zwei sich ausschließende, sondern komplementäre Sichtweisen zur Errei
chung von Wettbewerbsvorteilen und insofern zwei Seiten einer Medaille darstellen. Vgl. dazu 
z.B. Porter (1991), Mahoney/Pandian (1992, S. 371); Wemerfelt (1984, S. 171); zu Knyphau- 
sen (1993a, S. 771, 781-782); Rasche/Wolfrum (1994, S. 513). Hennemann (1997, S. 63-68, 
113-114, 126-130) macht darüber hinaus aber darauf aufmerksam, daß es bei beiden Ansätzen 
um die Frage nach dem Strategieinhalt geht, daß damit aber noch nicht die Frage nach dem Strate
gieprozeß hinreichend angegangen wird. Sie schlägt daher als übergeordnenten prozeßorientier
ten Bezugsrahmen das Konzept des strategischen Managementprozeßes (vgl. z.B. Steinmann/ 
Schreyögg 1986; Steinmann/Hasselberg 1988) vor, der eine integrative Beachtung beider Strate
gierichtungen zuläßt.

238 So unterscheidet sich die Rentabilität von Unternehmen weitaus mehr innerhalb einer Branche 
oder innerhalb einer strategischen Gruppe als im Vergleich zwischen Branchen. Aus dieser empi
rischen Feststellung wird der Schluß gezogen, daß die Ursache für diese Unterschiede in unter
nehmensspezifischen Faktoren liegen muß. Vgl. dazu z.B. Rumelt (1991); Cool/Schendel 
(1988).

239 Die ressourcenorientierte Strategielehre geht zurück auf Arbeiten von Penrose (1959) und Selznik 
(1957). Bekannteste Vertreter des erst Ende der 80er Anfang der 90er Jahre viel beachteten An
satzes sind z.B. Prahalad/Hamel (1990); Bamey (1991); Grant (1991); Mahoney/Pandian (1992); 
Wemerfelt (1984); Hall (1992; 1993); Teece/Pisano/Shuen (1997); Amit/Schoemaker (1993); 
Leonhard-Barton (1992).

240 So verstehen z.B. Amit/Schoemaker (1993, S. 35) Ressourcen ganz allgemein als der Bestand an 
Faktoren, die vom Unternehmen besesssen und kontrolliert werden. Grant (1991, S. 118) ver
wendet den Begriff allgemein als Inputs in den Produktionsprozeß.
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(vgl. Bamey 1991, S. 102). Der Wettbewerbsvorteil basiert auf den dauerhaften 
Renten, die mit Hilfe der einzigartigen Ressourcen und Fähigkeiten erwirtschaftet 
werden können (vgl. z.B. Mahoney/Pandian 1992, S. 364-365). Dabei handelt sich 
aber nicht um Monopolrenten, wie im Falle der marktorientierten Strategielehre, 
sondern um Effizienzrenten, die sich aus dem effektiven und effizienten Einsatz der 
Ressourcen und Fähigkeiten ergeben (vgl. Bamey 1991, S. 116).241
Solche Effizienzrenten können erwirtschaftet werden, weil im Gegensatz zu der An
nahme der Ressourcenhomogenität und -mobilität in der marktorientierten Strate
gielehre in der ressourcenorientierten Strategielehre die Annahme der Ressourcen
heterogenität und -immobilität getroffen wird. Im allgemeinen zählen zu den tradi
tionellen Ressourcen Arbeit, Boden und Kapital. Wie aber schon aus der obigen 
Ressourcendefinition ersichtlich geworden sein sollte, zielt der Ressourcenbegriff 
auf eine einzigartige strategische Relevanz und ist viel weiter gefaßt, als daß er auf 
die drei traditionellen Arten beschränkt werden könnte. Die Ressourcenheterogeni
tät ergibt sich daraus, daß die einzelnen Unternehmen über einzigartige, untemeh- 
mensspezifische Ressourcen verfügen, die im Unternehmen selbst generiert werden 
bzw. generiert worden sind. Dabei verfügt ein Unternehmen jeweils über eine spe
zifische, gegenüber anderen Unternehmen asymmetrische Ressourcenausstattung. 
Sie versetzt das Unternehmen in die Lage, alternative Strategien zu entwickeln, eine 
auszuwählen und zu implementieren. Darüber hinaus wird angenommen, daß diese 
untemehmensspezifische Ressourcenausstattung im Zeitverlauf relativ stabil ist. Es 
ist diese relative Stabilität, die der Grandlage für einen dauerhaften Wettbewerbs
vorteil dient (vgl. Bamey, 1991, S. 101; 1992, S. 42). Ressourcenheterogenität 
führt im Wettbewerbsprozeß dazu, daß diejenigen Unternehmen Renten erwirt
schaften können, die im Vergleich zu anderen mit höheren oder besseren spezifi
schen Fähigkeiten ausgestattet sind (vgl. Peteraf 1993, S. 180).242 Nach Ansicht von 
Bamey (1991, S. 103-105) kommt letztendlich auch die marktorientierte Strategie
lehre nicht ohne eine implizite Annahme der Ressourcenheterogenität aus. Denn 
ohne Ressourcenheterogenität könnten alle Wettbewerber ja  auf die gleichen Res
sourcen zurückgreifen, um eine der Normstrategien243 umzusetzen. Selbst First-

241 Damit führen die Effizienzrenten der ressourcenorientierten Strategielehre nicht zu sozialen Wohl
fahrtsverlusten, wie dies den Monopolrenten basierend auf den Unvollkommenheiten der Absatz
märkte der marktorientierten Strategielehre vorgeworfen werden kann (vgl. Bamey 1991, S. 
116). Zur Diskussion über die Grundlage der mikroökonomischen Renten in bezug auf die res
sourcenorientierte Strategielehre vgl. Peteraf (1993); Schoemaker (1990); Castanias/Helfat 
(1991).

242 Nach Hennemann (1997, S. 69,74) stellt die Ressourcenheterogenität jedoch nur eine notwendi
ge, aber nicht hinreichende Bedingung eines dauerhaften Wettbewerbsvorteils dar. Darüber hin
aus müßten Ressourcen auch noch die Kriterien der Generierung von Nutzenstiftung am Markt, 
der Seltenheit bzw. Knappheit, der Nicht-Imitierbarkeit und der Nicht-Substituierbarkeit erfüllen. 
Diese Kriterien gehen auf Bamey (1991) zurück und werden im weiteren Verlauf der Argumenta
tion noch genauer diskutiert.

243 So berichtet z.B. Wemerfelt (1995, S. 172), daß er sich aufgrund seines spieltheoretischen Hin
tergrundwissens gefragt habe, wie die Attraktivität einer Marktnische denn erhalten bliebe, wenn 
doch alle MBA-Studenten in den Strategiekursen lernen würden, attraktive Märkte oder Marktni
schen zu identifizieren. Des weiteren würde die Unterschiedlichkeit der Strategien den Schluß 
möglich erscheinen lassen, daß die Unternehmen im Vergleich zu den Vorschlägen der Normstra-
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Mover-Vorteile oder Vorteile aus dem Schutz durch Eintritts- und Mobilitätsbar
rieren (vgl. Grant 1991, S. 117) sind ohne eine gewisse Ressourcenheterogenität, 
mindestens im Sinne einer besseren bzw. effizienteren Ressourcennutzung oder 
einer Informationsasymmetrie, nicht denkbar.244
Eng mit der Ressourcenheterogenität verknüpft ist die Ressourcenimmobilität. Da
mit ist gemeint, daß untemehmensspezifische Ressourcen nur bedingt am Markt ge
handelt werden können. Die Ressourcenimmobilität resultiert daraus, daß aufgrund 
ihrer Untemehmensspezifität diese Ressourcen nur sehr schwer oder gar nicht 
übertragen werden können. Daher wird auch zwischen unvollkommenen oder nicht
existenten Faktormärkten unterschieden (vgl. Rasche 1994, S. 57-68). Faktormärkte 
sind dann als unvollkommen zu qualifizieren, wenn die gewünschten Ressourcen 
zwar grundsätzlich vorhanden wären, aber die Allokation über den Markt aufgrund 
z.B. von Informationsasymmetrien oder Ressourcenkonzentrationen nicht effizient 
stattfinden kann (vgl. ebd.; Bamey 1986a). Basieren Wettbewerbsvorteile aufgrund 
von Unvollkommenheiten der Faktormärkte, so geht dies auf einen Know-how- 
Vorsprung beim Erwerb strategisch relevanter Ressourcen zurück (vgl. Rasche 
1994, S. 60). Handelt es sich dagegen um überhaupt nicht handelbare Ressourcen 
wie z.B. der Untemehmensgoodwill, die Untemehmenskultur (vgl. Bamey 1986b) 
oder hoch untemehmensspezifische Fähigkeiten, so sind Faktormärkte nicht exi
stent. Hierbei geht es um Ressourcen und Fähigkeiten, die im Unternehmen selbst 
entwickelt wurden und sich durch ständigen Gebrauch reproduzieren (vgl. 
Dierickx/Cool 1989a). Die Ressourcenimmobilität ermöglicht es dem Unternehmen, 
eine Ricardo-Rente zu realisieren. Eine Ricardo-Rente ergibt sich aus der Knappheit 
der betreffenden Ressourcen, wobei in diesem Zusammenhang v.a. die untemeh- 
mensspezifischen Ressourcen gemeint sind, die nicht einfach ausgeweitet oder von 
anderen imitiert werden können (vgl. Peteraf 1993).245

2.1.2 Ressourcenbegriff: Kemkompetenzen und untemehmensspezifische Fähig
keiten

Für die Untersuchung der Zusammenarbeit der ethisch engagierten Unternehmen 
folgt daraus, daß jedes Unternehmen solche untemehmensspezifischen, heterogenen 
und immobile Ressourcen besitzt, die es mindestens teilweise in die Zusammenarbeit 
zur Gestaltung des ethischen Branchenstandards einbringt. Deshalb soll der Res
sourcenbegriff im folgenden genauer betrachtet werden. Zunächst einmal gilt es, 
die Vielfältigkeit von Ressourcen genauer zu klären, bevor sie in bezug auf ihre 
Anforderungen zur Erreichung einer strategischen Relevanz untersucht werden 
können. Zuerst wird daher eine Systematisierung von Ressourcen vorgenommen.

tegien große Fehler gemacht hätten. Diese Fragen waren Ausgangspunkt seiner Überlegungen zu 
einer „Resource-based view of the Firm“ (Wemerfelt 1984).

244 Zu einer soziologischen Untersuchung der Ressourcenheterogenität vgl. Carroll (1993).

245 Neben der Ressourcenheterogenität und -immobilität zählt Peteraf (1993) als weitere Bedingun
gen zur Erreichung eines dauerhaften Wettbewerbsvorteils ex ante- und ex post-Wettbewerbsbe- 
schränkungen.
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Daran anschließend werden die Anforderungen an strategisch relevante Ressourcen 
diskutiert. Nach Klärung der Anforderungen können dann die Begriffe der Kem- 
kompetenzen und der untemehmensspezifischen Fähigkeiten präzisiert werden.

a) Systematisierung von Ressourcen
In der Literatur finden sich verschiedene Versuche der Systematisierung. So unter
scheidet Bamey (1991, S. 101-102) drei Kategorien von Ressourcen. Zu den physi
schen Ressourcen gehören z.B. die eingesetzte Technologie, die Produktionsausstat
tung, der Standort des Unternehmens und die Verfügbarkeit von Rohmaterialien. 
Zu den Humanressourcen zählt er die Ausbildung, Erfahrung, Urteilsfähigkeit, In
telligenz sowie die Beziehungen der individuellen Untemehmensmitglieder. Die or- 
ganisationalen Ressourcen beziehen sich auf das formale Berichtswesen, die forma
len und informalen Planungs-, Kontroll- und Koordinationssysteme sowie auf infor
male Beziehungen innerhalb des Unternehmens, zu anderen Unternehmen und zur 
weiteren Untemehmensumwelt. Grant (1991, S. 119) schlägt in Anlehnung an Ho- 
fer/Schendel (1978) sechs Kategorien vor: finanzielle, physische, personelle, tech
nologische und organisationale Ressourcen sowie die Untemehmensreputation.

Demgegenüber hat Hall (1992; 1993) eine Systematisierung vorgeschlagen, die 
einerseits die vorgestellten Kategorien berücksichtigt und andererseits eine genauere 
Charakterisierung vomimmt. Die zentrale Unterscheidung bezieht sich dabei auf 
tangible und intangible Ressourcen. Tangible Ressourcen sind greifbare Ressourcen 
und als solche relativ einfach über Märkte zu handeln. Darunter fallen z.B. physi
sche bzw. materielle Güter, Produktionsstätten, Computer Hardware und Standard- 
Software. Für intangible Ressourcen sind jedoch Faktormärkte kaum oder gar nicht 
vorhanden, so daß für sie in der Regel kein Marktpreis feststellbar ist (vgl. 
Dierickx/Cool 1989a, S. 1505-1506).246 Beispiele für intangible Ressourcen sind 
Betriebsgeheimnisse, die Untemehmenskultur, geistiges Eigentum wie z.B. Patente, 
Know-how von Untemehmensmitgliedem, Untemehmensreputation oder die Fähig
keit der Organisation, auf Herausforderungen zu reagieren und Veränderungen zu 
bewältigen (vgl. Hall 1993, S. 607). Dierickx/Cool (1989a, S. 1507-1509) machen 
darauf aufmerksam, daß insbesondere diese intangiblen Ressourcen kaum übertrag
bar sind, weil sie kumulativ über einen langen Zeitraum hinweg im  Unternehmen 
entwickelt worden sind. Im Gegensatz zu tangiblen Ressourcen, die sich bei Ge
brauch abnutzen oder vollständig verbraucht werden, werden intangible Ressourcen 
durch ständigen Gebrauch angereichert und weiterentwickelt. Deshalb können in
tangible Ressourcen von Konkurrenz-Unternehmen auch nicht einfach mit Hilfe von 
sogenannten Crash-Programmen imitiert werden.247 Der Grund dafür liegt in den 
Charakteristiken der Entwicklungs- und Akkumulationsprozesse der intangiblen

246 In seinem Kommentar zu dem Artikel von Dierickx/Cool (1989a) gibt Bamey (1989) jedoch zu 
bedenken, daß man auch für intangible Ressourcen die Kosten der Herstellung als Ersatz für feh
lende Marktpreise zur Analyse heranziehen kann.

247 Crash-Programme sind gekennzeichnet z.B. durch „time compression diseconomies“, durch Ef- 
fizienzverluste bei der Ressourcenakkumulation, durch mangelnde organisationale Verbundenheit 
der verschiedenen Ressourcen (vgl. Dierickx/Cool 1989a, S. 1507-1509).
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Ressourcen: zeitbedingte effiziente Ressourcenakkumultation, organisationale Ver
bundenheit der verschiedenen Ressourcen, Anreicherung durch Gebrauch sowie 
durch kausale Ambiguität.248 Diese Charakteristiken werden zusammen mit der ab- 
sorptiven Kapazität bedeutsam beim Schutz vor Trittbrettfahrem.249

Es ist also festzustellen, daß vor allem die intangiblen Ressourcen die Grundlage zu 
einem dauerhaften Wettbewerbsvorteil bilden, so daß diese nun genauer betrachtet 
werden. Dazu wird die bereits erwähnte Systematisierung von Hall (1992; 1993) 
herangezogen. Hall spannt einen dreidimensionalen Rahmen auf und unterscheidet 
die intangiblen Ressourcen nach ihrem Fähigkeitsdifferential, nach Personenunab
hängigkeit oder Personenabhängigkeit sowie nach Fähigkeiten oder Assets. Dieser 
Bezugsrahmen ist in folgender Abb. 11 dargestellt.
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Abb. 11: Bezugsrahmen intangibler Ressourcen 
Quelle: Hall (1992, S. 140 Figure 1)_________

248 Kausale Ambiguität umschreibt das Phänomen der Vieldeutigkeit möglicher kausaler Verbindun
gen zwischen Handlungen und Ergebnissen, die sich einer präzisen Identifikation entziehen. Da
mit entsteht für potentielle Konkurrenten eine Unsicherheit hinsichtlich der Imitierbarkeit der 
Strategie des etablierten Unternehmens. Vgl. Lippman/Rumelt (1982); Reed/DeFillippi (1990).

249 Vgl. dazu die Ausführungen in Abschnitt IV.2.3.
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Fähigkeitsdifferentiale beschreiben verschiedene Bereiche und Potentiale zur Diffe
renzierung gegenüber der Konkurrenz. Dabei unterscheidet Hall (1992, S. 136) 
zwischen funktionalen, kulturellen, positionalen und regelungsbezogenen Fähig- 
keitsdifferenzialen. Diese Fähigkeitsdifferentiale werden darüber hinaus hinsichtlich 
ihrer Personenunabhängigkeit oder -abhängigkeit unterschieden. Bei Personenab
hängigkeit handelt es sich um intangible Ressourcen, die Hall (vgl. ebd., S. 139) als 
Fähigkeiten („skills“) bezeichnet. Beispiele dafür sind das Know-how der Unter
nehmensmitglieder oder die Untemehmenskultur. Personenabhängige Fähigkeiten 
sind durch „doing“, wohingegen personenunabhängige Assets (vgl. ebd., S. 136- 
139) durch „having“ gekennzeichnet sind. Personenunabhängige Assets sind z.B. Pa
tente und Handelsmarken. Die Grenzen zwischen personenabhängigen Fähigkeiten 
und personenunabhängigen Assets sind teilweise fließend wie z.B. im Falle der Un- 
temehmensreputation.
Für die ethisch engagierten Unternehmen heißt dies, daß im Verlauf ihrer Zusam
menarbeit insbesondere die Entwicklung gemeinsamer intangibler Ressourcen zu 
fokussieren ist, weil diese sich besser als andere einer Imitation durch Trittbrettfah
rer entziehen. Es kann sich dabei um Fähigkeiten von involvierten Mitarbeitern 
handeln oder auch z.B. um eine gemeinsame Reptutation in bezug auf die ethischen 
Bemühungen, das moralische Dilemma zu lösen.

b) Anforderungen an strategisch relevante Ressourcen
Damit Ressourcen Grundlage eines dauerhaften Wettbewerbs Vorteils werden kön
nen, müssen sie jedoch weitere Anforderungen erfüllen, die zur Erhöhung der Res
sourcenheterogenität und -immobilität beitragen. Nur dann erhalten sie die gefor
derte strategische Relevanz (vgl. Wemerfelt 1984, S. 172). Strategisch relevante 
Ressourcen müssen dabei folgenden Anforderungen genügen: sie müssen wertvoll in 
dem Sinne sein, daß die Kunden bereit sind, dafür zu zahlen, und sie müssen knapp, 
schwer imitierbar und schwer subsituierbar sein.

Wertvolle Ressourcen und Kundennutzen
Die ressourcenorientierte Strategielehre konzentriert ihre Analyse auf die Stärken 
und Schwächen des Unternehmens sowie auf die Unvollkommenheiten der Faktor
märkte bzw. der Beschaffungsmärkte. Strategisch relevante Ressourcen können 
jedoch nur dann einen dauerhaften Wettbewerbsvorteil begründen, wenn der Kunde 
den Zusatznutzen aus diesen Ressourcen zum einen wahmimmt und zum anderen 
bereit ist, auch dafür mehr zu bezahlen.250 So kann ein Unternehmen seinen Vor
sprung durch eine wertvolle Ressourcenausstattung nicht ausnutzen, wenn damit 
nicht die Schlüsselkriterien der Kaufentscheidung des Kunden erfüllt werden kön
nen (vgl. Coyne 1986, S. 57). Die Bedingungen am Absatzmarkt entscheiden darü
ber, ob mit den Ressourcen Chancen genutzt oder Risiken neutralisiert werden kön-

250 So kritisieren Dierickx/Cool (1989b), daß Bamey (1989) diese Bedeutung des Absatzmarktes in 
seinem Kommentar zu Dierickx/Cool (1989a) vernachlässigt. Vgl. dazu auch Ghemawat (1991b, 
S. 17), der kritisiert, daß die ressourcenorientierte Strategielehre nicht das Zusammenspiel von 
Unvollkommenheiten auf Beschaffungs- und Absatzmärkten berücksichtigt.
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nen (vgl. Bamey 1991, S. 106). Die Bedeutung wertvoller Ressourcen zur Erhö
hung des Kundennutzens kommt durch die Berücksichtigung der Renten zum Aus
druck (vgl. Amit/Schoemaker 1993, S. 43-44; Grant 1991, S. 123-129). Dabei beto
nen Amit/Schoemaker (1993) die zentrale Bedeutung bestimmter Ressourcen („Stra
tegie industry factors“), über die jedes Unternehmen in einem gewissen Ausmaß in 
der eigenen Ressourcenausstattung verfügen muß, wenn es im Wettbewerb bestehen 
und Renten realisieren will. Amit/Schoemaker (1993) verlagern mit diesem Argu
ment die Analyse von der Unternehmens- auf die Branchenebene. Die „Strategie in
dustry factors“ werden in Abschnitt IV 2.2.1 unter dem Begriff der branchenspezi
fischen Fähigkeiten genauer diskutiert. Sie dienen dort als Vorlage zur Idee der 
vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten, die zum Schutz vor Trittbrettfahrem gene
riert werden sollen.

Knappheit und Untemehmensspezifität
Nur knappe Ressourcen, also Ressourcen, die nicht von einer großen Zahl von Un
ternehmen besessen werden, können Grundlage eines dauerhaften Wettbewerbs 
werden. Bamey (1991, S. 106-107) bezeichnet Ressourcen dann als knapp, wenn die 
Zahl der sie besitzenden Unternehmen unter der Anzahl derjenigen Unternehmen 
liegt, die zur Erreichung einer Situation der vollständigen Konkurrenz notwendig 
wäre. Letztendlich ist die Knappheit einer Ressource eine empirische Frage in einer 
bestimmten Branche (vgl. Braney 1992, S. 44-45).
Rasche (1994, S. 82-85) definiert die Knappheit von Ressourcen insofern enger, als 
daß er sie als untemehmensspezifisch qualifiziert. Die Untemehmensspezifität einer 
Ressource ergibt sich aus ihrer speziellen Eingebundenheit in das Unternehmen. Je 
tiefer und komplexer eine Ressource im gesamten Unternehmen eingebunden ist, 
desto schwieriger wird ihre Transferierbarkeit. Selbst wenn sie in einem gewissen 
Ausmaß transferierbar wäre, würden die Transaktionskosten der Transferierung 
enorm steigen, weil die Ressource außerhalb ihres spezifischen Kontextes erheblich 
an Wert verliert (vgl. Rasche 1994, S. 83; Lippman/Rumelt 1982, S. 420).251
Die Kontextabhängigkeit von Ressourcen oder Wissen ist z.B. auch ein zentrales 
Problem bei der Zusammenarbeit von Unternehmen in Strategischen Allianzen (vgl. 
z.B. Hamei 1991; Müller-Stewens/Osterloh 1996), weil die Kontexte jeweils unbe
kannt sind und nur langsam wechselseitig erschlossen werden können. Garud (1994, 
S. 388) spricht von „shared knowledge embedded in the relationship“. Dazu ver
gleichbar konstituieren die ethisch engagierten Unternehmen in ihrer Zusammenar
beit einen gemeinsamen spezifischen Kontext, in den die von ihnen entwickelten Fä
higkeiten und das neu generierte Wissen eingebettet ist.

251 In bezug auf die Untemehmensspezifität von Ressourcen darf aber nicht vernachlässigt werden, 
daß diese zu strategischer Inflexibilität führen kann. Dies ist dann der Fall, wenn Ressourcen auf
grund ihrer außerordentlichen Spezifität notwendige Strategieveränderungen nur noch unter ho
hen Gewinneinbußen erlauben (vgl. Ghemawat 1991a, S. 17-19).
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Schwere Imitierbarkeit
Die Untemehmensspezifität einer Ressource trägt entscheidend dazu bei, daß sie für 
die Konkurrenz schwer oder gar nicht imitierbar ist. Die Imitierbarkeit wird darü
ber hinaus weiter erschwert, wenn Imitationsbarrieren bestehen. Rasche (1994, S. 
70-82) unterscheidet verschiedene Ursachen, wonach die Imitierbarkeit einer Res
source eingeschränkt ist. Erstens liegt die schwere Imitierbarkeit in der individuel
len Untemehmensgeschichte begründet. Damit ist gemeint, daß das Unternehmen 
entscheidend durch vergangene Entwicklungen, Entscheidungen, Ereignisse etc. ge
prägt ist und daß diese die heutige Ausgangsposition für z.B. strategische Neuorien
tierungen darstellen. Diese irreversible Ausgangsposition wird vielfach auch unter 
dem Begriff der Pfadabhängigkeiten oder des Commitments diskutiert (vgl. z.B. 
Dosi 1982; Ghemawat 1991a; Cowan/Gunby 1996). Das bedeutet, daß mit den irre
versiblen Investitionsentscheidungen, den Sunk Costs oder Umstellungskosten, aber 
auch mit dem Prozeß der Ressourcenakkumulation (vgl. Dierickx/Cool 1989a, S. 
1507) die strategische Neuorientierung zum Teil bereits vorherbestimmt ist. Genau 
diese Voraussetzungen fehlen potentiellen Imitatoren. Darüber hinaus erleiden sie, 
wie bereits erwähnt, mit Crash-Programmen Effizienzverluste bei der Ressourcen
akkumulation  (vgl. ebd.). Für die ethisch engagierten Unternehmen ergeben sich 
zwei mögliche Konsequenzen aus dem Zusammentreffen der jeweiligen untemeh- 
mensspezifischen Pfadabhängigkeiten. Zum einen könnten daraus Probleme entste
hen, wenn die Beteiligten keinen Weg finden würden, ihre jeweiligen Pfadabhängig
keiten zu vermitteln und aneinander anzuschließen. Zum anderen könnte damit aber 
auch eine drohende untemehmensspezifische Inflexibiltät durch die Auseinanderset
zung mit Ideen, Wissen und Fähigkeiten aus anderen Unternehmen verhindert und 
eine Erhöhung der eigenen Innovationsfähigkeit aufgebaut werden.252
Mit Effizienzverlusten durch Crash-Programme ist zweitens eng verknüpft, daß 
Multiplikatoreneffekte bei der Ressourcenakkumulation nicht realisiert werden kön
nen. D.h., daß der Erwerb oder die Entwicklung einer Ressource erleichtert wird 
bzw. abhängig ist von der bereits bestehenden Ressourcenausstattung. Einerseits 
geht es dabei darum, daß Lernkurven- oder Synergieeffekte besser realisiert wer
den können (vgl. Rasche 1994, S. 80). Andererseits trägt die bestehende Ressour
cenausstattung aber auch zum Ausmaß der absorptiven Kapazität bei, also der Fä
higkeit der Aufnahme von externen Informationen und Wissen. Denn die Akkumu
lation der absorptiven Kapazität in einer Periode erlaubt eine effizientere Akkumu
lation in der folgenden Periode (vgl. Cohen/Levinthal 1990, S. 136).
Drittens ist die Imitierbarkeit um so schwieriger, je größer die Ressourceninterde
pendenz ist. Wie wertvoll die Ressourcen für ein Unternehmen sind, läßt sich nicht 
durch eine isolierte Analyse einzelner Ressourcen erfassen. Wichtig ist insbesondere 
ihre untemehmensspezifische Verflechtung von tangiblen und intangiblen Ressour

252 Zur Kritik am impliziten Determinismus des Argumentes der Pfadabhängigkeiten vgl. z.B. 
Bijker/Law (Hrsg. 1992) sowie Bijker/Law (1992).
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cen zu einem gesamten Ressourcenbündel253 (vgl. Dierickx/Cool 1989a, S. 1508). 
Die Ressourceninterdependenz wird durch ihre soziale Komplexität verstärkt. Nach 
Bamey (1991, S. 110) reicht es nicht aus, gewisse Technologien zu besitzen, denn 
erst mit Hilfe von Untemehmenskultur, sozialen Beziehungen, Wissen etc. können 
diese Technologien vollständig genutzt und in erfolgreiche Untemehmensstrategien 
umgesetzt werden. Die Wichtigkeit der Ressourceninterdependenz in Verbindung 
mit sozialer Komplexität kommt insbesondere bei den Bemühungen um die Etablie
rung von dominanten Designs zum Ausdruck. So ist im letzten Kapitel dargelegt 
worden, daß für die Etablierung eines dominanten Designs z.B. die Unterstützung 
durch Complementary Assets unabdingbar ist (vgl. z.B. Teece 1987) und daß die 
Etablierung sich letztendlich dem komplexen Zusammenspiel von sozialen, politi
schen und organisationalen Prozessen mit technologischen Fähigkeiten verdankt 
(vgl. z.B. Anderson/Tushman 1990, Afuah/Bahram 1995).
Eine vierte Ursache der schweren Imitierbarkeit liegt in der kausalen Ambiguität. 
Mit der kausalen Ambiguität wird der Umstand umschrieben, daß die Zusammen
hänge zwischen Ressourceninterdependenzen und sozialen Komplexitäten nicht voll
ständig erkennbar oder erklärbar sind. Dabei wird die kausale Ambiguität um so 
größer, je mehr intangible Ressourcen und implizites Wissen dabei involviert sind. 
Wenn schon im eigenen Unternehmen diese Zusammenhänge nicht vollständig ge
klärt werden können, so entziehen sie sich erst recht einer Imitation durch die Kon
kurrenz (vgl. Bamey 1991, S. 108-110; Grant 1991, S. 125; Lippman/Rumelt 1982, 
S. 418-420). Bamey (1991, S. 109) fordert deshalb, daß Unternehmen sich auch 
nicht weiter um ein tiefergehendes Verständnis der Grundlagen ihres dauerhaften 
Wettbewerbsvorteils bemühen müßten, denn dieses Wissen wäre dann ja  der Gefahr 
ausgesetzt, auch von der Konkurrenz erkannt zu werden. Damit ginge der Imita
tionsschutz der kausalen Ambiguität aber verloren. An dieser Argumentation ist zu 
recht kritisiert worden, daß damit eine sinnvolle strategische Untemehmensführung 
nicht mehr möglich bzw. nicht mehr denkbar ist, weil der Erfolg des Unternehmens 
letztendlich dann nicht mehr beeinflußbar ist, sondern sich nur noch der „Verket
tung glücklicher Umstände“ (Rasche 1994, S. 404) verdankt (vgl. dazu auch Peteraf 
1993, S. 187; Collis 1994, S. 147). Demgegenüber schlagen Reed/DeFillippi (1990, 
S. 94) vor, daß kausale Ambiguität dahingehend zu verstehen ist, daß die Untemeh- 
mensmitglieder die komplexen sozialen, technologischen etc. Verflechtungen ihres 
Ressourcenbündels innerhalb ihres eigenen Unternehmens auf jeden Fall besser ver
stehen als die Konkurrenz. Sie machen dabei auf den zentralen Unterschied zwi
schen dem Besitzen von Informationen und ihrem Verständnis aufmerksam. Dabei 
ist der Imitationsschutz um so höher, je  mehr die kausale Ambiguität auf „Tacit- 
ness“, d.h. auf der unbewußten Kenntnis und Eingebundenheit der Zusammenhänge 
sowie auf implizitem Wissen und Fähigkeiten beruht.254 Deshalb sind ethisch enga-

253 Vgl. dazu noch einmal die Charakterisierung des Unternehmens in der ressourcenorientierten 
Strategielehre als „unique bündle of tangible and intangible resources“ (Collis 1991, S. 50).

254 Reed/DeFillippi (1990, S. 91-92) kennzeichen die kausale Ambiguität anhand von drei Dimensio
nen: „tacitness“, Komplexität und Spezifität.
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gierte Unternehmen umso besser vor Trittbrettfahrem geschützt, je  mehr das ge
meinsam generierte Wissen durch „Tacitness“ gekennzeichnet ist.

Schwere Substituierbarkeit
Strategisch relevante Ressourcen sichern jedoch nur dann einen dauerhaften Wettbe
werbsvorteil, wenn sie nicht oder nur schwer substituierbar sind. Ohne schwere 
Substituierbarkeit besteht die Gefahr, daß Konkurrenzunternehmen am Markt für 
Kunden einen ähnlichen oder gleichen Zusatznutzen anbieten oder daß sie eine äqui
valente Strategie verfolgen können (vgl. Bamey 1991, S. 111). Die Gefahr der Sub
stituierbarkeit läßt sich nie völlig ausschließen. Die Substitutionsgefahr ist am we
nigsten vom Unternehmen selbst beeinflußbar, weil sie vom Potential der Konkur
renz abhängig ist (vgl. Rasche 1994, S. 88). Das Ausmaß dieser Gefahr hängt je 
doch davon ab, inwieweit das Unternehmen kontinuierlich die strategische Relevanz 
und das Potential des eigenen Ressourcenbündels überprüft und weiterentwickelt so
wie mit dem Potential der Konkurrenz vergleicht (vgl. z.B. Hamel/Doz/Prahalad 
19 89).255 Die Substitutionsgefahr für ein strategisch relevantes Ressourcenbündel 
kommt in bezug auf die Etablierung eines dominanten Designs in den technologi
schen Diskontinuitäten zum Ausdruck, insbesondere wenn es sich dabei um kom- 
petenz-zerstörende technologische Diskontinuitäten handelt (vgl. z.B. Tushman/An
derson 1986).

c) Von Kemkompetenzen zu untemehmensspezifischen Fähigkeiten
Ressourcen mit strategischer Relevanz werden in der ressourcenorientierten Strate
gielehre insbesondere mit dem Begriff der Kemkompetenzen, der von Prahalad/Ha- 
mel (1990) geprägt wurde, verbunden.256 Allerdings wird an ihrem Begriff viel
fach kritisiert, daß er zu kurz greift. Deshalb soll im folgenden der Begriff der 
Kemkompetenzen nur kurz erläutert werden, um von dort aus den dynamischen, 
wissensbasierten und untemehmensspezifischen Aspekt von Fähigkeiten herauszu
arbeiten. Abschließend wird eine Arbeitsdefinition von untemehmensspezifischen 
Fähigkeiten vorgeschlagen, die zusammen mit der Vorstellung von branchenspezifi
schen Fähigkeiten („Strategie industry factors“ nach Amit/Schoemaker (1993)) als 
Ausgangspunkt für die Entwicklung der Idee von vereinbarungsspezifischen Fä
higkeiten dienen.

255 Dabei besteht die Substitutionsgefahr insbesondere für etablierte Unternehmen, die sich zu sehr 
auf ihre früheren Erfolge und Stärken verlassen, in vorhandene Ressourcen investieren und dabei 
den Blick für Neuentwicklungen verlieren (vgl. z.B. Leonhard-Barton 1992; Mitchell 1989; Pra- 
halad/Bettis 1986; Bettis/Prahalad 1995).

256 Es herrscht jedoch in der ressourcenorientierten Strategielehre eine große Begriffsvielfalt zur De
finition von strategisch relevanten Ressourcen. So ist in bezug auf strategisch relevante Ressour
cen je nach spezifischer Betonung von Charakteristiken z.B. von „core competences“ (Prahalad/ 
Hamei 1990), „dynamic capabilities“ (Teece/Pisano/Shuen 1997), „core capabilities“ (Schoema- 
ker 1992; Leonhard-Barton 1992), „organizational capabilities“ (Nelson/Winter 1982; Collis
1991), „Strategie assets“ (Amit/Schoemaker 1993) oder „intangible assets“ (Hall 1992; 1993) die 
Rede.
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Kemkompetenzen
Prahalad/Hamel (1990) kritisieren an den klassischen Produkt-Markt-Portfolios, 
daß sie den Blick verstellen auf die langfristige Entwicklung von gemeinsamen 
Kemkompetenzen, die allen Produkten eines diversifizierten Unternehmens zugrun
de liegen. Sie definieren Kemkompetenzen als „the collective leaming in the orga- 
nization, especially how to coordinate diverse production skills and integrate multi
ple streams of technologies“ (Prahalad/Hamel 1990, S. 82). Die Wirkungsweise von 
Kemkompetenzen erläutern sie mit Hilfe der Metapher eines Baumes (vgl. ebd. S. 
82-83). Kemkompetenzen entsprechen dessen Wurzeln. Sie bilden die gemeinsame 
Grundlage um sogenannte Kemprodukte herzustellen. So ist z.B. die Kemkompe- 
tenz von Sony die Miniaturisiemng, so daß sie Kassettenrecorder oder CD-Player 
auf Walkman- bzw. Diskman-Größe verkleinern konnten. Kemprodukte als Äste 
sind die Grandlage für die Wettbewerbsfähigkeit der verschiedenen Produkte aus 
den diversifizierten Untemehmensbereichen. Das Kemprodukt z.B. von Honda ist 
der Motor, der in so verschiedene Produkte wie Motorräder, Autos oder Rasen
mäher eingeht. Die jeweiligen Endprodukte entsprechen den Blättern des Baumes. 
Hamel/Prahalad (1991) empfehlen deshalb, sich auf ein Portfolio der Kemkompe
tenzen anstatt auf ein Produkt-Markt-Portfolio zu konzentrieren (vgl. dazu auch 
Osterloh 1994b).257 Die Perspektive des Absatzmarktes findet bei ihnen insofern 
Berücksichtigung, als daß Kemkompetenzen den Kunden einen wahrnehmbaren Zu
satznutzen offerieren sollen.
Obwohl Prahalad/Hamel (1990, S. 82) feststellen, daß Kemkompetenzen sich orga- 
nisationalen Lernprozessen verdanken und sich im Gebrauch nicht abnutzen, son
dern anreichem, konzentrieren sie ihre Ausführungen letztendlich zu stark auf die 
Fähigkeit des Managements, verschiedene Technologien in das Unternehmen inte
grieren zu können (vgl. Teece/Pisano/Shuen 1997, S. 515). Darüber hinaus bleibt 
auch die Frage offen, wie Kemkompetenzen ex ante im Unternehmen erkannt und 
gezielt aufgebaut und weiterentwickelt werden können (vgl. Osterloh/Grand 1994, 
S. 281).258 Aus der Erkenntnis heraus, daß Crash-Programme nicht die gewünsch
ten Folgen zeigen und daß es für Ressourcen, Fähigkeiten etc. keine Faktormärkte 
gibt, betonen Teece/Pisano/Shuen (1997, S. 515) die Notwendigkeit des Aufbaus, 
der Pflege und der gegebenenfalls notwendig werdenden Veränderung von Kem
kompetenzen. Damit geht es um die Frage nach der spezifischen strategischen Di
mension von Fähigkeiten (vgl. ebd.).259 Ein kurzer Überblick über diese Frage- und

257 Vgl. aber Collis (1991; 1994), der die Kemkompetenzen konzeptionell an die Produkt-Markt-Po- 
sitionierung des Unternehmens bindet. Allerdings hält er untemehmensspezifische Fähigkeiten 
nicht unbedingt für die Grundlage nachhaltiger Wettbewerbsvorteile, eben weil diese Fähigkeiten 
nur in ihrem spezifischen Wettbewerbskontext ihre strategische Relevanz entwickeln können. 
Ändert sich hingegen der Kontext, verlieren sie auch ihre Bedeutung als Basis des nachhaltigen 
Wettbewerbsvorteils. Er befindet sich damit im Gegensatz zu anderen Vertretern des ressourcen
orientierten Ansatzes.

258 Vgl. zu einem derartigen Versuch aber Collis/Montgomery (1996).

259 In eine ähnliche Richtung gehen Black/Boal (1994, S. 132), die an den bereits vorgestellten An
forderungen von Bamey (1991) an die strategische Relevanz von Ressourcen kritisieren, daß die
se zu sehr voneinander isoliert betrachtet werden. Dagegen betonen sie, daß es gerade darauf an-
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Problemstellungen soll anhand der folgenden Begriffserläuterungen von Fähigkei
ten und organisationalen Routinen gegeben werden.

Organisationale Fähigkeiten
Im Hinblick auf das Erkennen und den Aufbau von strategisch relevanten Ressour
cen und Kemkompetenzen sind grundlegende und spezifische Fähigkeiten notwen
dig (vgl. z.B. Leonhard-Barton 1992, S. 112-113; Grant 1991, S. 115-119).26o Da
bei geht es vor allem um die Koordination zwischen Personen und zwischen Perso
nen und anderen Ressourcen (vgl. Grant 1991, S. 122). Ebenso betont Leonhard- 
Barton (1992, S. 113) die Personengebundenheit von Fähigkeiten. Dabei geht es so
wohl um rein individuelle als auch organisationale bzw. kollektive Fähigkeiten. All
gemein umfassen organisationale Fähigkeiten „the capabilities of an enterprise to 
organize, manage, coordinate, or govem specific sets o f activities“ (Teece/Pisano/ 
Shuen 1992, S. 22). Sie beziehen sich auf untemehmensspezifische und informa
tionsbasierte Prozesse bei der Ausnutzung und Bearbeitung von Inputfaktoren261 
(vgl. Amit/Schoemaker 1993, S. 35). Dabei werden organisationale Routinen allge
mein als Bestandteil oder Grundlage von organisationalen Fähigkeiten angesehen.262 
Routinen basieren auf Interpretationen vergangener Ereignisse oder Situationen und 
dienen als Problemlösungsmuster (vgl. z.B. Walsh/Ungson 1991, S. 69).263 Grant 
(1991, S. 122) sieht in den Fähigkeiten eines Unternehmens die Essenz von indivi
duellen Routinen und interaktiven Routinen.

Organisationale Fähigkeiten verdanken sich organisationalen Lernprozessen und ge-‘ 
meinsam geteiltem Wissen (vgl. Schoemaker 1992, S. 75). So betonen z.B. auch 
Zander/Kogut (1995; Kogut/Zander 1992) bei ihrer Konzeption von organisationa
len Fähigkeiten insbesondere den Aspekt der Wissensaufnahme und der Wissensge
nerierung. Die zentrale Bedeutung des Wissens kommt in der Erweiterung der res
sourcenorientierten Strategielehre um eine wissensbasierte Theorie der Unterneh
mung zum Ausdruck (vgl. Grant 1996a), worauf im folgenden Abschnitt eingegan
gen wird.

kommt zu wissen, wie Ressourcen miteinander verwoben und konfiguriert sind sowie welcher 
Art das Beziehungsgefüge zwischen ihnen ist.

260 Leonhard-Barton (1992, S. 112-114) unterscheidet vier Dimensionen von Kemkompetenzen: 
Wissen und Fähigkeiten, technische Systeme, Managementsysteme sowie Werte und Normen.

261 Amit/Schoemaker (1993, S. 35) selbst benutzen dafür den Begriff Ressourcen. Sie beziehen sich 
dabei aber auf handelbares Know-how, finanzielle oder physische Assets und Humankapital. Da 
sich dieses Begriffsverständnis nicht mit dem in dieser Arbeit benutzten übereinstimmt, ist hier 
der Begriff der Inputfaktoren gebraucht worden.

262 Der Routinebegriff geht zurück auf Nelson/Winter (1982, S. 96-136), die Routinen als organisa
torisch verankerte überindividuelle Verhaltensmuster definieren. Sie sind damit vom Wechsel ein
zelner Untemehmensmitglieder unabhängig (vgl. Levitt/March 1988, S. 320; Schneider/Angel- 
mar 1993, S. 355 in Anlehnung an Weick 1969; Dodgson 1993a, S. 384). Eine Systematisie
rung von Routinebegriffen liefern Pentland/Rueter (1994).

263 Insofern unterliegen sie auch dem Phänomen der Pfadabhängigkeiten (vgl. Rasche 1994, S. 98).
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Organisationale Fähigkeiten als Grandlage zur Entwicklung neuer Kemkompeten- 
zen bezeichnen Teece/Pisano/Shuen (1997) als dynamische Fähigkeiten, Klein/Edge/ 
Kass (1991) als Meta-Fähigkeiten. Damit wird auf die zukünftige strategisch bedeut
same Weiterentwicklung von Kernkompetenzen und Ressourcen fokussiert (vgl. 
z.B. Collis 1994, S. 144). Es soll zugleich verhindert werden, daß Kemkompeten- 
zen infolge der Pfadabhängigkeiten nicht zu „core rigidities“ (Leonhard-Barton 
1992) werden.264 Nach Klein/Edge/Kass (1991, S. 4-8) können vier Arten bzw. 
Aufgaben von Meta-Fähigkeiten, die sich sowohl auf Handeln als auch auf Wissen 
beziehen, unterschieden werden. Die erste Meta-Fähigkeit bezieht sich auf die Fä
higkeit des Unternehmens zum organisationalen Lernen. Die organisationale Lern
fähigkeit als Meta-Fähigkeit ist dabei stark fokussiert auf die Eröffnung zur Innova
tionsfähigkeit. Es geht dabei um die Erschließung neuer Aktivitätsfelder, neuartiger 
Kombinationen bestehender Kemkomptenzen und der Generierung neuer Zusatz
nutzen für die Kunden. Dazu müssen Kategorien von Kemkompetenzen zusammen
gestellt werden und organisatorisch eingebunden werden. Neue Fähigkeiten können 
auch durch die Kombination bestehender Fähigkeiten gelernt werden, wobei die 
Lemgeschwindigkeit von der Codifizierbarkeit und Lehrbarkeit des Wissens ab
hängt (vgl. Kogut/Zander 1992; Zander/Kogut 1995). Während im allgemeinen die 
organisationalen Fähigkeiten ohne konkreten Branchenbezug diskutiert werden, 
verweist Collis (1991; 1994) auf die Notwendigkeit des branchenspezifischen Cha
rakters organisationaler Fähigkeiten, um tatsächlich am Markt einen dauerhaften 
Wettbewerbsvorteil erreichen zu können.265

Untemehmensspezifische Fähigkeiten
Im weiteren Verlauf der Argumentation wird in bezug auf die hier vorgestellten 
Sachverhalte der Begriff der untemehmensspezifischen Fähigkeiten verwendet. Da
mit soll kein zusätzlicher Beitrag zur Begriffsvielfalt oder -Verwirrung geleistet 
werden. Mit der Wahl dieses Begriffs soll lediglich eine bessere Abgrenzung zu den 
noch zu diskutierenden branchenspezifischen und vereinbarungsspezifischen Fähig
keiten erreicht werden. Eine umfassende und abschließende Diskussion von organi
sationalen Fähigkeiten, Routinen etc. zur Klärung der bestehenden Begriffsvielfalt 
erscheint deshalb nicht sinnvoll, weil die Fragestellung dieser Arbeit sich nicht pri
mär auf die organisationale, sondern auf die -  interorganisationale -  Branchenebene 
bezieht. D.h., organisationale Fragestellungen sind nur insoweit wichtig, als sie eine 
Bedeutung für Fragen in bezug auf die interorganisationale Zusammenarbeit der 
beteiligten Unternehmen bei der Etablierung eines ethischen Branchenstandards er
langen. Wenn die ethisch engagierten Unternehmen gemeinsam vereinbarungsspezi
fische Fähigkeiten als Schutz gegen Trittbrettfahrer generieren wollen, so sind ihre 
individuellen untemehmensspezifischen Fähigkeiten insofern wichtig, als daß sie die 
absorptive Kapazität des jeweiligen Unternehmens in den interorganisationalen

264 Vgl. auch Kogut (1991, S. 37), wonach sich auch organisationale Innovationen ebenso wie tech
nologische Innovationen entlang von Trajektorien entwickeln.

265 Entsprechend bezieht Collis (1991) den Begriff der Kemkompetenzen auf die Produkt-Markt-Po- 
sitionierung eines Unternehmens.
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Lernprozessen beeinflussen und als daß sie als „Input“ beim Aufbau der vereinba
rungsspezifischen Fähigkeiten mit eingebracht werden können.
In der nachfolgenden Diskussion werden untemehmensspezifische Fähigkeiten als 
organisationale Fähigkeiten verstanden, die als Grundlage für die Entwicklung, Er
haltung und Veränderung von strategisch relevanten, insbesondere intangiblen Res
sourcen dienen. Dabei werden sie gestützt und ergänzt durch organisationale Routi
nen. Zu den untemehmensspezifischen Fähigkeiten zählen ebenfalls die Meta-Fähig- 
keiten, wobei in bezug auf die Entwicklung von vereinbarungsspezifischen Fähig
keiten vor allem die Lernfähigkeit und die Innovationsfähigkeit wichtig sind. Darü
ber hinaus zeichnen sich untemehmensspezifische Fähigkeiten dadurch aus, daß sie 
wissensbasiert sind (vgl. z.B. Grant 1996b). Mit dieser Charakterisierung vollzieht 
sich eine Erweiterung der ressourcenorientierten Strategielehre um eine wissensba
sierte Theorie der Unternehmung, was im folgenden Abschnitt diskutiert wird. Wie 
in der folgenden Auseinandersetzung mit dem Wissensbegriff noch deutlich werden 
wird, ist dieser z.T. personen- und kontextgebunden, was dann entsprechend auch 
für die untemehmensspezifischen Fähigkeiten gilt.

2.1.3 Erweiterung der ressourcenorientierten Strategielehre um eine wissensba
sierte Theorie der Unternehmung

In der Literatur setzte sich im Zuge der Diskussion der ressourcenorientierten Stra
tegielehre immer mehr die Erkenntnis durch, daß eine zentrale Ressource eines Un
ternehmens das in ihr vorhandene individuelle und kollektive Wissen ist. Darüber 
hinaus wurde immer deutlicher, daß der Begriff der Fähigkeiten nicht unabhängig 
vom Begriff des Wissens betrachtet werden kann (vgl. z.B. Grant 1996a; 1996b; 
Bamey 1996; Spender/Grant 1996). Bevor der Wissensbegriff ausführlicher disku
tiert wird, soll er vorab vom Begriff der Information abgegrenzt werden. Informa
tionen sind definiert als in den Kontext eines Problemzusammenhangs gestellte Da
ten, wobei es sich dabei um vom Individuum unabhängige Aussagen über Sachver
halte handelt, die noch nicht reflektiert und mit (Vor-)Wissen verknüpft worden 
sind. Insofern stellt Wissen eine begründete und zweckorientierte Kenntnis dar (vgl. 
z.B. Rehäuser/Krcmar 1996, S. 4-5; Wikström/Normann 1994, S. 10-12). Wissen 
ist insofern weder völlig unabhängig vom Individuum noch vollständig an ein Indi
viduum gebunden. Nach Winograd/Flores (1992, S. 130) ist es immer das Ergebnis 
von Interpretationsprozessen, in die einerseits die individuelle Lebenserfahrung und 
andererseits der Kontext der Situation mit einfließt. Nonaka (1994, S. 15) bezeich
net Wissen als „personal,belief“, and emphasize the importance of the ,justification‘ 
of knowledge“. Damit erhält der Wissensbegriff ein dynamisches Element in dem 
Sinne, als er mit der Vorstellung einer sozialen Konstruktion von Wirklichkeit und 
insofern auch mit dem menschlichen Handeln verknüpft wird (vgl. ebd.; Nonaka/ 
Takeuchi 1995, S. 59; Berger/Luckmann 1966).
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Eine einheitliche wissensbasierte Theorie der Unternehmung besteht zur Zeit noch 
nicht.266 Versuche der Erarbeitung einer solchen sind als Fortentwicklung der Be
schäftigung mit der ressourcenorientierten Strategielehre zu verstehen (vgl. Grant 
1996a, S. 110). Die Entwicklung einer wissensbasierten Theorie der Unternehmung 
versteht Grant (ebd.) insofern als Weiterentwicklung, als daß es dabei nicht nur um 
die klassischen Fragen der Strategielehre, Auswahl einer Strategie zur Erreichung 
eines Wettbewerbsvorteils, geht. Vielmehr werden Anknüpfungspunkte zu so ver
schiedenen Bereichen wie das organisationale Lernen oder das Technologiemanage
ment geboten. Dabei wird die Unternehmung verstanden als eine „knowledge-inte- 
grating institution“ (Grant 1996a, S. 112)267 bzw. als eine „social community spe- 
cializing in the speed and efficiency in the creation and transfer of knowledge“ 
(Kogut/Zander 1996, S. 503; vgl. dies. 1995; 1993; 1992).268
Die folgende Auseinandersetzung mit dem Wissensbegriff einer wissensbasierten 
Theorie der Unternehmung dient der Vorbereitung eines Vorschlag zur systemati
schen Begriffsbestimmung von vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen. 
Zur folgenden kurzen Darstellung wurden die Ausführungen von Grant (1996a) als 
Orientierung gewählt, weil diese verschiedene Anknüpfungspunkte zum dominanten 
Design und zu den untemehmensspezifischen Fähigkeiten bieten. Die Auseinander
setzung mit dem Wissensbegriff erfolgt in bezug auf die Grundlagen einer wissens
basierten Theorie anhand der Kriterien der Transferierbarkeit, der Aggregations
fähigkeit und der absorptiven Kapazität, der exklusiven oder allgemeinen Verwend
barkeit sowie bezüglich des Zusammenhangs zu den untemehmensspezifischen Fä
higkeiten.

Das erste Kriterium der Transferierbarkeit von Wissen entlehnt sich direkt aus der 
ressourcenorientierten Strategielehre z.B. in bezug auf die schwere Imitierbarkeit

2 6 6  Vgi dazu die Artikel im Special Issue Winter des Strategie Management Journals wie z.B. 
Spender/Grant (1996); Tsoukas (1996); Szulanski (1996); Spender (1996); Liebeskind (1996). 
Vgl. des weiteren die Diskussion zwischen Foss (1996a; 1996b) einerseites und Conner/Prahalad 
(1996) sowie Kogut/Zander (1996) andererseits.

267 Jedoch betont Grant (1996a, S. 112) in Anlehung an Simon (1991) insbesondere die Rolle des 
Individuums bei der Wissensgenerierung. Vgl. auch die Definition von Spender (1989, S. 185), 
der die Unternehmung versteht als „in essence, a body of knowledge about the organization‘s 
circumstances, resources, causal mechanisms, objectives, attitudes, policies, and so forth“. Eine 
wissensbasierte Theorie der Unternehmung muß laut Grant (1996a) Antworten bereit halten auf 
Fragen zur Existenz von Unternehmungen, Fragen der Handlungskoordination, der Organisati
onsstruktur, der Rolle des Managements, der Verteilung von Entscheidungsrechten, der Determi
nanten der Untemehmungsgrenzen und der Innovationsfähigkeit. Diese Fragen sollen hier jedoch 
nicht näher behandelt werden, da sie in bezug auf die Fragestellung zur Entwicklung vereinba
rungsspezifischer Fähigkeiten und Wissen zum Schutz vor Trittbrettfahrem zu weit führen.

268 Bezüglich der Frage der Existenz der Unternehmung halten Kogut/Zander (1996, S. 503) für 
eine wissensbasierte Betrachtung der Unternehmung jedoch weniger die Transaktionskosten für 
ausschlaggebend als vielmehr die Kosten für Kommunikation und Koordination zur Generierung 
neuen, sozialen Wissens, das eingebettet ist in den Fähigkeiten der Individuen und den untemeh
mensspezifischen Fähigkeiten. Dabei trägt die gemeinsam geteilte Identität der Untemehmensmit- 
glieder dazu bei, die Kommunikationskosten zu senken sowie explizite und implizite Orientie
rungsregeln für Forschungs- und Lernprozesse zu etablieren. Vgl. dazu die Kritik von Foss 
(1996a; 1996b).
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einer Ressource. Die Transferierbarkeit von Wissen ist sowohl innerhalb als auch 
zwischen Unternehmen von großer Bedeutung. In bezug auf die Etablierung eines 
ethischen Branchenstandards und die Trittbrettfahrer-Problematik ist die Transfe
rierbarkeit von Wissen von entscheidender Wichtigkeit. Denn es geht dabei einer
seits um die Frage, wie die ethisch engagierten Unternehmen sich gegenseitig ihr 
für die Gestaltung und Etablierung eines ethischen Branchenstandards relevantes 
Wissen zugänglich machen und dabei neu generiertes Wissen ins eigene Unterneh
men („zurück“)transferieren. Andererseits geht es aber auch um die Frage, wie ver
hindert werden kann, daß Trittbrettfahrer einen Zugang zu diesem Wissen bekom
men, d.h., wie die Transferierbarkeit von Wissen auf Trittbrettfahrer ausgeschlos
sen werden kann.

Eine zentrale Unterscheidung in bezug auf die Transferierbarkeit bezieht sich auf 
das explizite und implizite Wissen. Explizites Wissen ist codifizierbar,269 kommuni- 
zierbar und reproduzierbar. Es kann unabhängig vom einzelnen Individuum gespei
chert und dokumentiert werden, z.B. in Büchern oder auf Disketten (vgl. z.B. No- 
naka 1994, S. 16; Hedlund 1994, S. 75). Explizites Wissen ist insofern auch als kon
textunabhängig anzusehen (vgl. Nonaka/Takeuchi 1995, S. 61). Hinzu kommt, daß 
explizites Wissen dem Individuum bewußt ist, d.h., es kann es benennen. Dagegen 
ist implizites Wissen dem Individuum größtenteils unbewußt und läßt sich nicht in 
Worte fassen. Polanyi (1985, S. 14) umschreibt implizites Wissen dahingehend, 
„daß wir mehr wissen, als wir zu sagen wissen“.270 Implizites Wissen ist deshalb 
personengebunden und subjektiv. Es umfaßt subjektive Einsichten und Intuition und 
ist mit den Handlungen und Erfahrungen des Individuums fest verbunden (vgl. Re- 
häuser/Krcmar 1996, S. 6). Nonaka/Takeuchi (1995, S. 60-61) unterteilen implizi
tes Wissen in kognitives implizites Wissen und technisch implizites Wissen.271 Kog
nitives implizites Wissen bezieht sich auf die mentalen Modelle, Schemata, Paradig
men, Perspektiven und Überzeugungen, die ein Individuum aufbaut und entwickelt. 
Damit kann sich ein Individuum ein Modell von der realen Welt machen, in der es 
sich befindet und in der es sich zurecht finden will (vgl. Johnson-Laird 1983; 
Schneider/Angelmar 1993, 349-354). Technisches implizites Wissen umfaßt dage
gen „concrete know-how, crafts, and skills“ (Nonaka/Takeuchi 1995, S. 60).272

269 Kogut (1991, S. 40) gibt jedoch zu bedenken, daß ,,[c]odifiability is relevant only to the extent 
that the parties know the codes and can communicate“.

270 Zitat im Original kursiv.

271 Polanyi (1985, S. 13-31) unterscheidet dagegen den funkitonalen, phänomenalen, semantischen 
und ontologischen Aspekt impliziten Wissens. Ihm geht es jedoch vor allem um eine erkenntnis
theoretische Fassung von implizitem Wissen, das dem Wissenschaftler bei seiner Forschungstä
tigkeit hilft, ein Problem richtig zu erkennen, diesem nachzugehen und sich bei der Lösungssu
che von seinem Orientierungssinn leiten zu lassen sowie bisher unbestimmte Implikationen antizi
pieren zu können (vgl. ebd., S. 30). Nonaka/Takeuchi (1995, S. 59-60) beziehen sich zwar auf 
Polanyi, richten aber ihre Untersuchungsperspektive auf die Übertragung seiner Ideen auf den 
Untemehmenskontext. Deshalb wird hier insbesondere der Argumentation von Nonaka/Takeuchi 
(1995) gefolgt.

272 Vgl. dazu die Unterscheidung von Polanyi (1985, S. 16) zwischen „Wissen“ und „Können“ 
bzw. zwischen theoretischem und praktischem Wissen.
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Die Unterscheidung von expliziten und impliziten Wissen ist dabei weniger eine 
strikte Dichotomie, sondern ist vielmehr als ein Kontinuum zwischen diesen "Eck
punkten" zu betrachten (vgl. Winter 1987, S. 170-171; Zander/Kogut 1995). Je 
mehr man sich auf diesem Kontinuum in die Richtung impliziten Wissens bewegt, 
desto schwieriger wird die Transferierbarkeit des Wissens. Wissenstransfer zur 
Wissensgenerierung ist nach Nonaka (1994) durch vier verschiedene Verfahren 
möglich, wobei der Versuch der Artikulation von implizitem Wissen ein Schlüssel
faktor bei der Generierung neuen Wissens darstellt (vgl. Nonaka/Takeuchi 1995, S. 
60). Die vier Verfahren des Wissenstransfers werden danach unterschieden, welche 
Art des Wissens sozusagen Ausgangspunkt des Generierungsprozesses ist und wel
che Art von Wissen im Verlauf generiert wird (vgl. Nonaka/Takeuchi 1995, S. 62- 
73. Dies wird in Abb. 12 dargestellt.

implizites Wissen explizites Wissen

implizites
Wissen

VON

explizites
Wissen

Abb. 12: Vier Verfahren des Wissenstransfers zur Wissensgenerierung 
Quelle: Modifikation der Abb. von Nonaka/Takeuchi 

(1995, S. 71 Figure 3-3, S. 72 Figure 3-4)

Bei der Sozialisation geht es um einen Prozeß, bei dem Erfahrungen ausgetauscht 
und geteilt werden. Dabei handelt es sich um den Transfer impliziten Wissens, das 
ebenfalls in der Form impliziten Wissens gespeichert wird. Für diese Art von Wis
senstransfer und Wissensaneignung ist Sprache nicht notwendig. Nonaka/Takeuchi 
(1995, S. 62-63) geben dazu das Beispiel eines Lehrlings, der die Erfahrungen, Fä
higkeiten und Geschicklichkeiten seines Lehrmeisters durch Beobachtung, Imitation 
und eigene Übung übernimmt. Damit dies gelingt, ist ein Mindestmaß an gemeinsa
mer Erfahrung und gemeinsamen Kontext Voraussetzung. Reine Informationsüber
tragung reicht nicht aus, wenn kein Vorwissen und Erfahrung bestehen, die bei der

Sozialisation Externalisation

"sympathized konzeptuelles
knowledge" ___ Wissen

Internalisation^------ — Kombination

operationales systemisches
Wissen Wissen
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Beurteilung der neuen Informationen helfen und an die diese auch angeschlossen 
werden können. Im Prozeß der Sozialisation wird „sympathized knowledge“ (Nona- 
ka/Takeuchi 1995, S. 72) generiert.
Die Extemalisation umschreibt die Umwandlung von impliziten Wissen in explizites 
Wissen, d.h., es geht um den Versuch der „Bewußtmachung“ von implizitem Wis
sen. Eine zentrale Rolle spielt dabei der Gebrauch von Metaphern273 oder Analogi
en. Mit ihrer Hilfe wird versucht, implizites Wissen immer mehr artikulier- und 
kommunizierbar zu machen.274 Mit Hilfe der Extemalisation wird konzeptuelles 
Wissen entwickelt.
Die Internalisation beschreibt den Übergang von explizitem in implizites Wissen. 
Dabei wird das explizite Wissen für das Individuum im Gebrauch immer selbstver
ständlicher und so auch unbewußter, so daß es immer mehr verinnerlicht und somit 
zu implizitem Wissen wird.275 Die Intemalisation bezieht sich auf operationales 
Wissen.

Wird bestehendes explizites Wissen in neu geordnetes oder neu verknüpftes explizi
tes Wissen überführt, so handelt es sich um den Prozeß der Kombination. Dieser 
Wissenstransfer ist relativ einfach, da es sich um artikulier- und kommunizierbares 
Wissen bzw. um systemisches Wissen handelt, das in Form von Büchern, Disketten, 
Vorträgen, Telefongesprächen, e-mails etc. weitergegeben werden kann.
Nur durch ein kontinuierliches und dynamisches Wechselspiel der beiden Wissens
arten in diesen vier Prozessen der Sozialisation, Extemalisation, Intemalisation und 
Kombination kann im Unternehmen neues Wissen generiert werden. Im Verlauf der 
Zeit ergibt sich daraus eine sich weiterentwickelnde Spirale der Wissensgenerie
rung. Wichtig ist dabei die gleichgewichtige Nutzung beider Wissensarten (vgl. 
Nonaka 1994, S. 20). Das implizite und explizite Wissen sowie ihr wechselseitiger 
Austausch beschreibt die epistimologische Dimension der organisationalen Wissens
generierung. Die ontologische Dimension der organisationalen Wissensgenerierung 
bezieht sich demgegenüber auf Prozesse der Wissensgenerierung auf individueller, 
Gruppen-, organisationaler und interorganisationaler Ebene.276 Die folgende Abb. 
13 (vgl. S. 180) verdeutlicht noch einmal die beschriebenen Zusammenhänge.

273 Vgl. dazu z.B. Marshak (1993); Tsoukas (1991).

274 Laut Nonaka (1994, S. 19) wird dieser Aspekt in den Ansätzen zum organisationalen Lernen ver
nachlässigt. Vgl. dazu jedoch Huber (1991); Bonora/Revang (1993).

275 Ebenso kann im Prozeß der Internalisierung habitualisiertes Verhalten entwickelt werden (vgl. 
Wiegand 1995, S. 255).

276 Damit in Unternehmen die sich weiterentwickelnde bzw. sich selbst verstärkende Spirale der 
Wissensgenerierung kontinuierlich in Gang gehalten werden kann, müssen folgende Bedingun
gen erfüllt sein (vgl. Nonaka 1994, S. 27-29; Nonaka/Takeuchi 1995, S. 73-83). Es muß eine 
Krisenstimmung herrschen (oder notfalls erzeugt werden), um die Notwendigkeit von Verände
rungen durch Wissensgenerierung zu untermauern. Informationen müssen eine gewisse Redun
danz aufweisen, um die Wissensgenerierung beschleunigen zu können. Es muß eine „requisite 
variety“ bestehen, die eine vielfältige Aufnahme und Interpretation der Informationen und der 
Umweltwahmehmung zuläßt (vgl. dazu auch die absorptive Kapazität von Cohen/Levinthal 
1990). Damit sich die Wissensgenerierung auch kreativ entfalten kann, sind zudem noch Fluktua
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Abb. 13: Spirale der o rg an isa tio n a l Wissensgenerierung 
Quelle: Nonaka (1994, S. 20 Figure 2)________________

Durch die Berücksichtigung der individuellen, Gruppen-, organisationalen und in- 
terorganisationalen Ebene wird das Problem der Kollektivierung von individuellen 
zu organisationalem Wissen thematisiert. Allgemein wird unter organisationalem 
Wissen das im Unternehmen vorhandene gemeinsam geteilte Wissen verstanden, al
so gemeinsam geteilte kognitive Modelle, aber auch Normen, Werte oder Regelsy
steme. Des weiteren kann auch individuelles Wissen dann miteinbezogen werden, 
wenn es den übrigen Untemehmensmitgliedem zugänglich gemacht werden kann 
(vgl. z.B. Pautzke 1989, S. 76).277 Nonaka (1991, S. 97-98) verweist auf die zentra
le Bedeutung der Kollektivierung individuellen Wissens zu organisationalem Wissen 
in bezug auf die sich selbst verstärkende Spirale der organisationalen Wissensgene
rierung. Durch die Berücksichtigung der verschiedenen Ebenen wird der Kontext 
mit einbezogen, in dem die Wissensgenerierung stattfindet. Eine ausdrückliche Be
rücksichtigung des Kontextes ist besonders wichtig bei der interorganisationalen

tion und kreatives Chaos notwendig, was den Blick für neue Möglichkeiten öffnen soll. Des wei
teren muß für die einzelnen Untemehmensbereiche eine gewisse Autonomie bestehen, um nicht 
von vornherein mögliche neue Problemlösungen auszublenden.

277 Zu verschiedenen Konzeptionen des organisationalen Wissens vgl. z.B. Weick/Roberts (1993); 
Walsh/Ungson (1991); Pautzke (1989); Duncan/Weiss (1979); Argyris/Schön (1978, S. 10-17).
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Zusammenarbeit, weil der Kontext als impliziter Erfahrungshorizont der beteiligten 
Akteure den jeweiligen Akteuren anderer Unternehmen nicht bekannt ist und des
halb ebenfalls zugänglich gemacht werden muß. Nur so kann gemeinsames Wissen 
generiert werden, statt lediglich Informationen auszutauschen (vgl. Müller-Stewens/ 
Osterloh 1996). Dies gilt genauso für die Zusammenarbeit der ethisch engagierten 
Unternehmen.
Das zweite Kriterium zur Begriffsbestimmung von Wissen in einer wissensbasierten 
Theorie der Unternehmung betrifft die Fähigkeit zur Aggregation. Die zielgerichte
te Aggregation von Wissen und die Effizienz des Wissenstransfers sind abhängig 
vom Vorwissen bzw. von der absorptiven Kapazität. Die absorptive Kapazität ist 
dabei sowohl auf individueller als auch auf organisationaler Ebene von Bedeu
tung.278 Mit dem Begriff der absorptiven Kapazität ist die Fähigkeit gemeint, neue 
Informationen, neues Wissen und neue Fähigkeiten von außen aufzunehmen, deren 
Wert zu erkennen und sie zu interpretieren. Dabei ist das Ausmaß der absorptiven 
Kapazität vom bereits bestehenden Vorwissen abhängig: „Thus, prior related know- 
ledge confers an ability to recognize the value of new information, assimilate it, and 
apply it to commercial ends. These abilities collectively constitute what we call a 
firm‘s ,absorptive capacity“1 (Cohen/Levinthal 1990, S. 128). Das Vorwissen um
faßt dabei grundlegende Fähigkeiten, eine gemeinsame Sprache sowie Wissen über 
frühere und aktuelle wissenschaftliche und technologische Entwicklungen in einem 
bestimmten Gebiet. Die Fähigkeit, extern vorhandene Informationen und Wissen 
aufzunehmen und umzusetzen, ist nach Cohen/Levinthal (ebd.) „a critical compo- 
nent of innovative capabilities“. Die absorptive Kapazität eines Unternehmens ist zu
nächst abhängig vom Kenntnisstand seiner Mitarbeiter, d.h. von den individuellen 
absorptiven Kapazitäten der jeweiligen Unternehmensmitglieder. Cohen/Levinthal 
(1990, S. 130-131) legen des weiteren dar, daß die Fähigkeiten, zu lernen und Pro
bleme zu lösen, sich zwar wenig in bezug auf ihren Entwicklungsprozeß unterschei
den, daß aber Lernfähigkeiten die Aneignung bestehenden Wissens ermöglichen, 
während Problemlösungsfähigkeiten der Generierung neuen Wissens und neuer Fä
higkeiten dienen (vgl. Iansiti/Clark 1994). Beide Fähigkeiten werden durch die ab
sorptive Kapazität gefördert.
Das dritte Kriterium ist bereits aus den Ausführungen zum dominanten Design be
kannt. Es ist die Frage nach der exklusiven oder allgemeinen Verwendbarkeit (vgl. 
Teece 1987), d.h. die Frage, ob ein Unternehmen von der eigenen Innovation ex
klusiv profitieren kann, weil es das zugrunde liegende Wissen exklusiv innerhalb 
des Unternehmens halten kann. Es ist unmittelbar einleuchtend, daß Wissen um so 
mehr exklusiv verwendbar ist, je  mehr es implizit im Unternehmen angelegt ist. 
Hingegen ist explizites Wissen einer allgemeinen Verwendbarkeit ausgesetzt, wenn 
es den Charakter eines öffentlichen Gutes besitzt. Je mehr jedoch auch explizites 
Wissen untemehmensspezifisch ist, d.h., seinen vollen Wert im Untemehmenskon-

278 Vgl. dazu auch den Unterschied zwischen individuellem und organisationalem Lernen z.B. bei 
Kim (1993) oder Argyris/Schön (1978, S. 6, 7-44). Es geht dabei darum, daß organisationales 
Lernen nicht einfach analog zu individuellem Lernen konzipiert werden kann in dem Sinne, daß 
„die Organisation“ als eine Entität lernen könne wie ein Individuum. Vielmehr sind die individu
ellen Untemehmensmitglieder Träger der organisationalen Lernprozesse.



182 IV Voraussetzungen und Verfahren

text entfaltet, desto weniger besteht die Gefahr einer allgemein Verwendbarkeit. 
Der Untemehmenskontext ist dabei bestimmt durch die bereits diskutierten Comple
mentary Assets.

Viertens stellt sich die Frage nach dem Zusammenhang von Wissen und unterneh
mensspezifischen Fähigkeiten. In den Ausführungen zu untemehmensspezifischen 
Fähigkeiten ist bereits dargelegt worden, daß diese wissensbasiert sind. Dies soll 
hier nun kurz genauer erläutert werden. Für Grant (1996a; 1996b) ist Wissen dieje
nige Ressource eines Unternehmens, die die größte strategische Relevanz besitzt. Da 
Wissen letztendlich in spezialisierter Form an das Individuum gebunden ist, ist die 
Essenz einer unternehmensspezifischen Fähigkeit die Integration des individuellen 
spezialisierten Wissens (vgl. Grant 1996b, S. 376). Insofern ist Wissen auch „em
bedded in the organizing principles by which people cooperate within organiztions“ 
(Kogut/Zander 1992, S. 383). Grant (1996b, S. 377) definiert eine untemehmens- 
spezifische Fähigkeit allgemein „as a firm 's ability to perform repeatedly a produc
tive task which relates either directly or indirectly to a firm 's capacity for creating 
value through effecting the transformation of inputs into outputs“. Dabei sieht er 
untemehmensspezifische Fähigkeiten als eine Integration von Fähigkeiten verschie
dener organisationaler Ebenen. Die wichtigste Basis für diese hierarchische Integra
tion bleibt jedoch das spezifische individuelle Wissen: „Although higer-level capabi
lities involve the integration of lower-level capabilities, such integration can only be 
achieved through integrating individual knowledge“ (Grant 1996b, S. 378). Es ist 
genau diese Integrationsleistung, die so schwierig zu imitieren ist und die im Sinne 
der Essenz untemehmensspezifischer Fähigkeiten den nachhaltigen Wettbewerbs
vorteil ausmacht, der aus untemehmensspezifischen Fähigkeiten als strategisch rele
vante Ressource erwächst.279 Zur Gestaltung eines ethischen Branchenstandards 
müssen die ethisch engagierten Unternehmen also gemeinsam solche Integrationslei
stungen vollziehen. Sie legen damit einerseits die Basis für einen dauerhaften Wett
bewerbsvorteil bei der Etablierung des ethischen Branchenstandards und können an
dererseits so einen Imitationsschutz vor Trittbrettfahrem aufbauen.

2.2 Von branchenspezifischen Fähigkeiten zu vereinbarungsspezifischen Fähigkei
ten und Wissen

Die bisherige Vorstellung der ressourcenorientierten Strategielehre und ihre Erwei
terung um eine wissensbasierte Theorie der Unternehmung bewegte sich auf der 
Betrachtungsebene des einzelnen Unternehmens, das mit Hilfe strategisch relevanter 
Ressourcen sowie untemehmensspezifischen Fähigkeiten und Wissen eine nachhalti
ge Rente erwirtschaften und einen dauerhaften Wettbewerbsvorteil erreichen will. 
Dagegen wird in der Literatur selten die untemehmensübergeordnete Branchenebe
ne als Analyseeinheit berücksichtigt. Die Berücksichtigung der Branchenebene ist 
aber für die Fragestellung dieser Arbeit notwendig. Wie sich gezeigt hat, kann ein

279 Diese Integrationsleistung entspricht dem, was Kogut/Zander (1992, S. 391-392) als kombinati
ve Fähigkeiten bezeichnen, d.h., die Fähigkeiten eines Unternehmens, neue Kombinationen be
stehenden Wissens zu generieren. Vgl. dazu auch die bereits vorgestellten Verfahren des Wis
senstransfers (Sozialisation, Externalisation, Internalisation, Kombination) von Nonaka (1994).
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moralisches Dilemma au f Untemehmensebene durch ein Ethical Displacement auf 
der übergeordneten Branchenebene mittels einer ethischen Branchenvereinbarung 
gelöst werden. Dazu sollen die ethisch engagierten Unternehmen im Rahmen einer 
ethisch motivierten Allianzgruppe gemeinsam einen ethischen Branchenstandard ge
stalten und als dominantes Design etablieren. Mit der Etablierung eines ethischen 
Branchenstandards soll eine ethische Lösung mit Hilfe von betriebswirtschaftlichen 
Mitteln realisiert werden. Das bedeutet, daß auch au f der „betriebswirtschaftlichen 
Seite des Problems “ eine Branchenebene berücksichtigt werden muß. Dabei ist zu 
beachten, daß auch im Wettbewerbsprozeß mit der Gefahr von Trittbrettfahrem ge
rechnet werden muß. Im folgenden Abschnitt 2.2.1 soll die Branchenebene in Form 
der branchenspezifischen Fähigkeiten im allgemeinen vorgestellt werden. Sie dienen 
als „Vorlage“ für die Erarbeitung eines Vorschlages zur systematischen Begriffsbe
stimmung vereinbarungsspezifischer Fähigkeiten und vereinbarungsspezifischen 
Wissens in Abschnitt 2.2.2. Mit vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen 
sind solche gemeint, die die beteiligten Unternehmen im Rahmen ihrer Zusammen
arbeit zur ethischen Branchenvereinbarung und zur Etablierung des ethischen Bran
chenstandards gemeinsam über Untemehmensgrenzen hinweg entwickelt haben und 
die sich einer Imitation durch Trittbrettfahrer entziehen.

2.2.1 Bedeutung von branchenspezifischen Fähigkeiten im Wettbewerbsprozeß
Mit der Berücksichtigung von branchenspezifischen Fähigkeiten wird die Umwelt
orientierung der klassischen SWOT-Analyse (Strength-Weaknesses des Unterneh
mens und Opportunities-Threats der Untemehmensumwelt) wieder berücksichtigt, 
die in der ressourcenorientierten Strategielehre durch die Konzentration auf die 
Untemehmensspezifika vernachlässigt wird. Die Untemehmensumwelt wird nur in 
bezug auf zwei Punkte aufgegriffen. Zum einen kommt die Absatzmarktperspektive 
implizit mit in die Betrachtung, wenn gefordert wird, daß die Ressourcen und Fä
higkeiten den Kunden einen wahrnehmbaren Zusatznutzen bieten müssen. Zum an
deren wird die Untemehmensumwelt berücksichtigt, wenn der ressourcenorientier
ten Strategielehre die marktorientierte Strategielehre als komplementärer Ansatz 
gegenübergestellt wird. Mit dieser Gegenüberstelltung wird jedoch die Untemeh
mensumwelt exogen an die ressourcenorientierte Strategielehre herangetragen. In
nerhalb der ressourcenorientierten Strategielehre selbst findet die Untemehmens
umwelt damit aber keine systematische Berücksichtigung. Amit/Schoemaker (1993) 
sowie Foss/Eriksen (1995) eröffnen der ressourcenorientierten Strategielehre einen 
konzeptionellen Zugang zur Branchenebene durch die Einführung von branchenspe
zifischen Fähigkeiten. Damit sind Fähigkeiten gemeint, die von allen Branchen- 
untemehmen in einem Mindestmaß beherrscht werden müssen.280

280 Damit unterscheidet sich eine ressourcenorientierte Analyse der Untemehmensumwelt in bezug 
auf branchenspezifische Fähigkeiten konzeptionell klar von einer marktorientierten Analyse, die 
auf die fünf Wettbewerbskräfte ausrichtet ist. Daß in der marktorientierten Strategielehre aber im
plizit untemehmensübergeordnete Fähigkeiten angelegt sein müssen, zeigt sich laut Foss/Eriksen 
(1995, S. 44, 51-53) z.B. an der Untersuchung von Porter (1990) über die Wettbewerbsfähig
keit von Nationen. Dort wird z.B. die Bedeutung von Fähigkeiten hingewiesen, die sich in 
„clusters“ bestimmter Nationen oder Regionen akkumulieren und die internationale Wettbewerbs-
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Ein integratives Analyseschema, das sowohl Unternehmens- wie branchenspezifische 
Fähigkeiten berücksichtigt, bieten Amit/Schoemaker (1993; vgl. auch Schoemaker/ 
Amit 1994). Sie beziehen in ihre ressourcenorientierte Untersuchung zu „Strategie 
Assets and Organizational Rents“ explizit die Branchenebene mit ein. Diese explizite 
Berücksichtigung begründen sie damit, daß bei aller Untemehmensspezifität von 
Ressourcen und Fähigkeiten, die eine Differenzierung gegenüber der Konkurrenz 
erst ermöglichen würde, jedes Unternehmen doch ein gewisses Maß an branchen
spezifischen Fähigkeiten und Kenntnissen besitzen muß, will es im Wettbewerb be
stehen (vgl. auch McGrath/MacMillan/Venkataraman 1995, S. 252; ähnlich auch 
Utterback 1994, S. 87).
Wie allgemein in der ressourcenorientierten Strategielehre sind auch für Amit/ 
Schoemaker (1993, S. 36) Strategie Assets eines Unternehmens die Grundlage für 
einen dauerhaften Wettbewerbsvorteil. Sie definieren „Strategie Assets as the set of 
difficult to trade and imitate, scarce, appropriable and specialized Resources and 
Capabilities that bestow the firm‘s competitive advantage“ (ebd.).281 Ihre weiteren 
Charakterisierungen der Strategie Assets erlauben eine äquivalente Benutzung mit 
dem hier vorgeschlagenen Begriff der unternehmensspezifischen Fähigkeiten. Es 
sind diese Strategie Assets bzw. untemehmensspezifischen Fähigkeiten der einzelnen 
Unternehmen, die auf Branchenebene die Realisierung von Renten determinieren: 
„When the industry [...] is the unit of analysis, one may observe that, at a given 
time, certain Resources and Capabilities which are subject to market failures, have 
become the prime determinants of economic rents. These will be referred to as 
Strategic Industry Factors“ (ebd.).282 Für diese Strategic Industry Factors werden 
hier branchenspezifische Fähigkeiten als Übersetzung vorgeschlagen. Es sind also 
untemehmensspezifische Fähigkeiten die eine so grundlegende Bedeutung im Wett
bewerbsprozeß erlangen, daß jedes Unternehmen diese als branchenspezifisch not
wendige Fähigkeiten zu einem Mindestmaß beherrschen muß.2Si So ist eine Anfor-

fähigkeit von etablierten Unternehmen entscheidend mit beeinflussen (vgl. auch z.B. Saxenian
1992). Kogut (1991) führt die langfristige Wettbewerbsfähigkeit von Nationen darauf zurück, 
daß eine Nation nicht nur spezifische technologische, sondern auch organisationale Fähigkeiten 
(„organizing principles“) besitzt, die sich ebenfalls entlang einer Trajektorie entwickeln. Diese or- 
ganisationalen Fähigkeiten diffundieren innerhalb von Inter-Branchen-Netzwerken, in denen ge
meinsame Heuristiken geteilt werden, wie ökonomische Aktivitäten zu organisieren seien (vgl. 
Kogut 1991, S. 33).

281 Zitat im Original z.T. kursiv. Es sei daran erinnert, daß Amit/Schoemaker (1993) den Begriff von 
Ressourcen im Sinne von Inputfaktoren gebrauchen.

282 Zitat im Original z.T. kursiv. Foss/Eriksen (1995, S. 47 Fn. 4) vertreten die Ansicht, daß Amit/- 
Schoemaker (1993, S. 36) mit ihren Strategie Industry Faktors lediglich branchenspezifische 
Inputfaktoren meinen. Dieser Ansicht wird hier mit Verweis auf obiges Zitat widersprochen, weil 
dort sowohl Inputfaktoren als auch Fähigkeiten in die Definition der Strategie Industry Factors 
eingehen. Allerdings arbeiten Foss/Eriksen (1995, S. 47-48) terminologisch insofern trennschar
fer, als sie explizit zwischen branchenspezifischen Inputfaktoren und branchenspezifischen Fä
higkeiten unterscheiden.

283 Vgl. dazu auch Schoemaker (1992, S. 76). Allerdings geben Schoemaker/Amit (1994, S. 11) zu 
bedenken, daß die branchenspezifischen Fähigkeiten genau dann aufhören, von wettbewerbsent
scheidender strategischer Relevanz zu sein, wenn zu viele Unternehmen diese vollumfänglich be
herrschen. In diesem Fall würden sich keine Unterschiede in der Rentenerwirtschaftung mehr re-
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derung an untemehmensspezifische Fähigkeiten ihre Überlappung mit den bran
chenspezifischen Fähigkeiten.2M An dieser Anforderung ist zu sehen, daß diese kon
zeptionell eng verknüpft sind mit den untemehmensspezifischen Fähigkeiten.285 Die 
Bedeutung von branchenspezifischen Fähigkeiten im Kontext des Wettbewerbspro
zesses kommt in der folgenden Abb. 14 zum Ausdruck.

Unternehmen | Branche

Abb. 14: Integrativer Ansatz von branchen- und untemehmensspezifischen 
Fähigkeiten

Quelle: Modifikation der Abb. von Amit/Schoemaker (1993, S. 37 Figure 1)

alisieren lassen. Denn die Unterschiedlichkeit der Renten ergibt sich aufgrund der unterschiedlich 
guten Beherrschung der branchenspezifischen Fähigkeiten. Allerdings stellen Vasconcellos/Ham- 
brick (1989) in ihrer empirischen Untersuchung fest, daß diejenigen Unternehmen erfolgreicher 
sind, die im Vergleich zur Konkurrenz besser den Anforderungen der branchenweiten „key suc
cess factors“ genügen. „Key success factors are those tasks or attributes which are particularly 
mandated by the task environment“ (Vasconcellos/Hambrick 1989, S. 367).

284 Vgl. dazu auch die Ausführungen von Grant (1996a, S. 120), der Multiprodukt-Untemehmen 
unter dem Aspekt der Wissens- und der Produktdomäne betrachtet. ,,[A]n input-output matrix of 
knowledge inputs and product outputs for the economy would display broad product-knowlegde 
clusters which correspond to industries“ (ebd., Hervorhebungen nicht im Original). Diese Pro- 
duct-Knowledge-Clusters könnten auch als branchenspezifische Fähigkeiten aufgefaßt werden.

285 Es ist zu vermuten, daß Amit/Schoemaker (1993) die Charakteristiken der branchenspezifischen 
Fähigkeiten aus denen der unternehmensspezifischen abgeleitet und in Analogie auf die Bran
chenebene übertragen haben. Foss/Eriksen (1995, S. 54) wählen explizit diesen Weg der analo
gen Anwendung.
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Amit/Schoemaker (1993, S. 36) zeigen viele Charakteristiken der branchenspezifi
schen Fähigkeiten auf. Allerdings qualifizieren sie einige davon als Schlüsselcharak
teristiken. So sind auch branchenspezifische Fähigkeiten durch Marktunvollkom
menheiten und eine asymmetrische Verteilung unter den Unternehmen gekennzeich
net. Die Beherrschung von branchenspezifischen Fähigkeiten ist deshalb wichtig, 
weil diese im Verlauf des Wettbewerbsprozesses die Struktur der Sunk Costs deter
minieren (vgl. Ghemawat 1991b, S. 5). Darüber hinaus sind sie das Resultat kom
plexer Interaktionen am Markt zwischen Wettbewerbern, Kunden, staatlichen Auf
sichtsbehörden, Innovatoren außerhalb der Branche und anderen Stakeholdem. Da
bei sind branchenspezifische Fähigkeiten wandelbar, und es ist nicht möglich, ex 
ante vorauszusagen, welche Fähigkeiten eine branchenspezifische strategische Rele
vanz annehmen werden. Darin liegt nach Amit/Schoemaker (1993, S. 36; Schoema- 
ker/Amit 1994, S. 12-18) das zentrale Problem für Manager, denn diese müssen 
versuchen, die eigenen untemehmensspezifischen Fähigkeiten so auf die durch die 
branchenspezifischen Fähigkeiten gesetzten Anforderungen auszurichten, daß die 
geforderte Überschneidung beider Fähigkeitsarten möglich wird. Nur wenn die 
Überschneidung mit branchenspezifischen Fähigkeiten gelingt, kann das Unterneh
men mit den eigenen untemehmensspezifischen Fähigkeiten tatsächlich eine Rente 
erwirtschaften.

Während bei Amit/Schoemaker (1993) die Rentenerwirtschaftung so letztendlich 
aufgrund der untemehmensspezifischen Fähigkeiten erfolgt bzw. an diese gebunden 
ist, lassen sich nach Foss/Eriksen (1995, S. 66-67) Renten auch durch branchenspe
zifische Fähigkeiten erwirtschaften. Allerdings ist es eine empirische Frage, wer 
diese Rente für sich erhält, weil die branchenspezifischen Fähigkeiten sich im kol
lektiven Besitz der etablierten Unternehmen befinden. Grundsätzlich könnten so die 
Renten Stakeholdem, den Mitarbeitern als Besitzer von Know-how, Lieferanten, 
Kunden etc. zufallen, je nach dem welcher Art die Spezifität der branchenspezifi
schen Fähigkeiten ist oder welche Verhandlungsmacht die einzelnen Akteure in be
zug auf diese Fähigkeiten besitzen. Am wahrscheinlichsten halten sie es jedoch, daß 
der Kunde diese Rente erhalten wird, weil die etablierten Unternehmen zwar ge
meinsam diese branchenspezifische Fähigkeiten besitzen, aber doch auf dem Markt 
Konkurrenten sind, so daß der Kunde in Form von niedrigen Preisen profitieren 
wird.

2.2.2 Vorschlag zur systematischen Begriffsbestimmung vereinbarungsspezifi
scher Fähigkeiten und vereinbarungsspezifischen Wissens

Vereinbarungsspezifische Fähigkeiten und vereinbarungsspezifisches Wissen sollen 
durch zwei Charakteristiken gekennzeichnet sein. Zum einen handelt es sich hier um 
Fähigkeiten und Wissen, die nur von den an der ethischen Branchenvereinbarung 
beteiligten Unternehmen beherrscht werden, also kooperativ geplant und emergent 
entstanden sind.286 Dabei können schon erste Grundlagen ihrer Entwicklung wäh

286 Im Unterschied dazu können branchenspezifische Fähigkeiten hingegen durchaus auch durch 
eine nicht-kooperative nicht-geplante Entstehung gekennzeichnet werden (vgl. Foss/Eriksen 
1995, S. 56-57).
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rend der Aushandlung der ethischen Branchenvereinbarung gelegt werden. Zum an
deren sollen sie analog zu den branchenspezifischen Fähigkeiten ebenfalls eine bran
chenweite Wirkung entfalten.
Diese beiden Charakterisierungen bilden den Hintergrund für den folgenden Vor
schlag einer systematischen Begriffsbestimmung anhand verschiedener Merkmale. 
Es handelt sich dabei um Merkmale branchenspezifischer Fähigkeiten nach Amit/ 
Schoemaker (1993, S. 36),287 die als Leitfaden zur Begriffsbestimmung vereinba
rungsspezifischer Fähigkeiten und Wissen herangezogen werden. Die einzelnen 
Merkmale zeigt folgende Abb. 15.

Stock type Resource and Capabilities that ex post are shown to be key 
determinants of firm profitability in an industry

Determined at the market level through complex interactions among industry 
rivals, new entrants, customers, regulators, innovators, suppliers, and other 
stakeholders

Strategic in that they are subject of market failures and may be the basis for 
competition among rivals

The bundle of Strategic Industry Factors changes over time and is not known ex 
ante

Their development takes time, skill, and capital; they may be specialized to 
particular uses

Investments in them are largely irreversible (i.e., entail sunk costs)

Their values deteriorate or appreciate, over time, at varying rates of change

Their pace of accumulation may be affected by a range of managerial actions 
(policy levers) and by the magnitude of other Resources and Capabilities that are 
controlled by industry rivals. One cannot easily speed up their development (i.e., 
doubling the investment will not usually halve the time)

Their value to any particular firm may depend on its control of other factors - the 
complementarity property. For instance, the value of a firm 's product design 
capability may depend upon the effectiveness of its distribution network

Not all aspects of their development and interactions will be known or controllable

Abb. 15: Merkmale branchenspezifischer Fähigkeiten
Quelle: Amit/Schoemaker (1993, S. 36 Table 1)____________________________

287 Foss/Eriksen (1995, S. 56-57) spannen den Begriff der branchenspezifischen Fähigkeiten in eine 
Matrix, deren eine Dimension sich auf technologische und verhaltensbezogene Fähigkeiten be
zieht. Die zweite Dimension berücksichtigt, ob es sich um eine geplante kooperative Entstehung 
oder um eine nicht-kooperative, nicht-geplante emergente Entstehung handelt. Für den Vorschlag 
einer systematischen Begriffsbestimmung vereinbarungsspezifischer Fähigkeiten erlauben die 
Merkmale von Amit/Schoemaker (1993) jedoch eine differenziertere Betrachtungsweise.
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a) Stock type Resource and Capabilities that ex post are shown to be key determi
nants o f  firm  profitability in an industry

Dieses Merkmal beschreibt den Effekt, daß jedes Unternehmen einige Inputfaktoren 
(Ressourcen im Sinne Amit/Schoemakers) und Fähigkeiten besitzt, die eine gewisse 
Ähnlichkeit untereinander besitzen oder eine ähnliche Wirkung erzielen. Diese In
putfaktoren und Fähigkeiten determinieren allgemein die Renten, die in der Bran
che erwirtschaftet werden können. Inwieweit auch das individuelle Unternehmen 
für sich eine entsprechende Rente realisieren kann, hängt davon ab, in welchem 
Ausmaß es die branchenspezifisch wichtigen Inputfaktoren besitzt bzw. die Fähig
keiten beherrscht.
In Anlehnung an Foss/Eriksen (1995, S. 45) können vereinbarungsspezifische Fä
higkeiten als „non-proprietary capabilities that are shared among a group of firms“ 
bezeichnet werden.288 Die ethisch engagierten Unternehmen stellen also ein kollekti
ves Gut her, wenn sie vereinbarungsspezifische Fähigkeiten und Wissen generieren. 
Aus dem Charakter eines kollektiven Gutes ergibt sich wiederum das Trittbrettfah- 
rer-Problem. Für kollektiv entwickelte Fähigkeiten und kollektiv generiertes Wis
sen wird das Trittbrettfahrer-Problem aber dadurch entschärft, daß diesen die not
wendige absorptive Kapazität zur Imitation fehlt. Dies wird ausführlich im Ab
schnitt IV.2.3 diskutiert.
Foss/Eriksen (1995, S. 48 Fn. 6) ziehen eine Parallele ihres Begriffs der branchen
spezifischen Fähigkeiten zu den technologischen Paradigmen nach Dosi (1982) und 
den „technological regimes“ nach Nelson/Winter (1982, S. 258-259). Diese beiden 
Begriffe „incorporate an understanding of technological change as taking place 
within structured but non-traded interdependencies“ (ebd.). Dosi (1982, S. 152) de
finiert ein technologisches Paradigma „as ,model* or a .pattern1 of solution of selec
ted technological problems, based on selected principles derived from natural scien
ces and on selected material technologies“. Innerhalb eines technologischen Paradig
mas existieren technologische Trajektorien, die als Muster normaler Problemlö
sungsaktivitäten zu verstehen sind.289 So betrachtet ergeben sich Parallelen zwischen

288 Als Beispiele für solcherart charakterisierte branchenspezifische Fähigkeiten zählen Foss/Eriksen 
(1995, S. 45) gemeinsam geteilte Verhaltensnormen, Wissensaustausch in Forschung und Ent- 
wicklung-Netzwerken und Standards auf. Nun kann nicht einfach ein „Standard“ mit einer „Fä
higkeit“ gleichgesetzt werden. Es kommt mit dieser Aussage jedoch zum Ausdruck, daß zur Her
stellung des dominanten Designs branchenspezifische Fähigkeiten beherrscht werden müssen.

289 Die Ausbildung neuer Technologien betrachtet Dosi (1982, S. 157) als eine komplexe Interaktion 
zwischen grundlegenden ökonomischen Faktoren und einflußreichen institutionellen Faktoren. 
Für eine Branche insgesamt und für die jeweiligen Unternehmen bedeutet dies nach Dosi (1982, 
S. 157-158) eine Entwicklung von einer Schumpeterschen Phase der schöpferischen Zerstörung 
hin zu einer Phase der Reife. Damit ist der Prozeß der Branchenentwicklung angesprochen. Die 
Rolle der technologischen Diskontinuitäten z.B. bei Tushman/Anderson (1986) bzw. Anderson/ 
Tushman (1990) entsprechen in etwa der Rolle der schöpferischen Zerstörung von Schumpeter. 
Die Autoren beziehen sich in ihren Ausführungen zudem auf Schumpeter (1942) (vgl. z.B. An- 
derson/Tushman 1990, S. 606). Zum Prozeß der schöpferischen Zerstörung vgl. Schumpeter 
(1950, S. 134-143, vgl. auch Winter 1984; Malerba/Orsenigo (1996). Zum Zusammenhang von 
Problemlösungsaktivitäten und untemehmensspezifischen Fähigkeiten vgl. auch Iansiti/Clark 
(1994).
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der Entwicklung technologischer Paradigmen bzw. Trajektorien und den branchen
spezifischen Fähigkeiten. Hat sich in einer Branche ein technologisches Paradigma 
durchgesetzt, dann heißt das, daß jedes Unternehmen dieses und die entsprechenden 
Trajektorien beherrschen muß -  was dann als Beherrschung einer branchenspezifi
schen Fähigkeit verstanden werden kann. Die Entwicklung und Beherrschung eines 
technologischen Paradigmas und Trajektorien sind dabei ein Faktor neben ökonomi
schen, organisationalen etc. Faktoren im Prozeß der Branchenentwicklung und der 
Herauskristallisierung eines dominanten Designs (vgl. z.B. Suärez/Utterback 1995, 
S. 416-417).
Aus der Zusammenschau der Ausführungen zur Etablierung von dominanten De
signs, technologischer Paradigmen und Trajektorien sowie zu den untemehmens- 
wie branchenspezifischen Fähigkeiten läßt sich folgender Schluß ziehen: Ein Unter
nehmen kann nur dann ein Produkt nach Maßgabe des dominanten Designs herstel- 
len, wenn es ein Mindestmaß an branchenspezifischen Fähigkeiten beherrscht. Inso
fern ist die Beherrschung von branchenspezifischen Fähigkeiten eine notwendige, 
aber nicht hinreichende Bedingung, um im Wettbewerb bestehen zu können. Im Ge
gensatz zu untemehmensspezifischen Fähigkeiten stellt die Beherrschung branchen
spezifischer Fähigkeiten keine Möglichkeit der Differenzierung gegenüber der Kon
kurrenz dar -  wie ja  auch das dominante Design keine Differenzierungsmöglichkeit 
nach seiner Etablierung mehr bietet.
In bezug auf den ethischen Branchenstandard ist dies genauso zu sehen. Will ein Un
ternehmen den Anforderungen des ethischen Branchenstandards genügen können, so 
muß es die entsprechenden vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten beherrschen, die 
im Verlauf der Zusammenarbeit der ethisch engagierten Unternehmen entwickelt 
und erlernt worden sind. Diese vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten werden gene
riert durch das Zusammenspiel der Fähigkeiten der beteiligten Unternehmen, die 
dann eine branchenweite Wirkung entfalten. D.h., es sind die entsprechenden Input
faktoren und Fähigkeiten der einzelnen ethisch engagierten Unternehmen, die die 
Grundlage zur Entwicklung der vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten bilden und 
insofern ebenfalls als Determinanten der erzielbaren Renten wirken. Dadurch, daß 
die ethisch engagierten Unternehmen unmittelbar an der Entwicklung der vereinba
rungsspezifischen Fähigkeiten beteiligt sind, ist auch die Anforderung Amit/Schoe- 
makers (1993, S. 36) erfüllt, daß die individuellen untemehmensspezifischen Fähig
keiten sich mit den in diesem Falle dann vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten 
überlappen müssen. Solange neben dem ethischen Branchenstandard auch noch her
kömmliche Produkte angeboten werden, stellt die Beherrschung vereinbarungsspe
zifischer Fähigkeiten sowohl eine notwendige als auch hinreichende Bedingung zum 
Bestehen im Wettbewerb dar. Die hinreichende Bedingung ist dadurch erfüllt, daß 
die ethisch engagierten Unternehmen ein Produkt anbieten, das den Anforderungen 
einer konsumentenethischen Nachfrage genügt und sich deshalb vom herkömmli
chen Angebot differenziert. Erst wenn der ethische Branchenstandard die her
kömmlichen Produkte vom Markt verdrängt hat und somit branchenweit (nicht nur 
in der „ethischen Nische“) als Standard gilt, stellt die Beherrschung vereinbarungs
spezifischer Fähigkeiten nur noch die Erfüllung einer notwendigen Bedingung dar.
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b) Determined at the market level through complex interactions among industry 
rivals, new entrants, customers, regulators, innovators, suppliers, and other 
stakeholders

Das dominante Design ist letztendlich das Ergebnis eines Prozesses, in dem techno
logische, ökonomische, organisationale und politische Faktoren in einem kontinuier
lichen Wechselspiel stehen (vgl. z.B. Anderson/Tushman 1990, S. 617). Bezogen 
auf das hier diskutierte Merkmal kann festgestellt werden, daß die erwähnten Fakto
ren im Etablierungsprozeß des dominanten Designs sich aus den komplexen Interak
tionen der Branchenuntemehmen, neu eintretenden Unternehmen, Kunden, Staats- 
vertretem, Lieferanten und anderen Stakeholdem ergeben. Denn ein dominantes 
Design kristallisiert sich z.B. auch dadurch heraus, daß Normierungs- oder Ver- 
bandskommitees sich mit Standardfragen auseinandersetzen oder daß sich Unterneh
men in strategische Allianzgruppen zusammenschließen, um einen Standard besser 
am Markt durchsetzen zu können (vgl. Anderson/Tushman 1990, S. 616; Gomes- 
Casseres 1994; Phillips 1987).
Für die Entwicklung von vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen zur 
Etablierung eines ethischen Branchenstandards kann ähnliches angenommen wer
den. Wie im Kapitel III gezeigt, unterliegt die Etablierung eines herkömmlichen do
minanten Designs und eines ethischen Branchenstandards vergleichbaren Bedingun
gen, so daß auch für vereinbarungsspezifische Fähigkeiten angenommen werden 
kann, daß sie sich aus den erwähnten komplexen Interaktionen heraus entwickeln. 
Dabei unterliegen sie einerseits allgemein den Interaktionen, die sich im Verlauf des 
Wettbewerbsprozesses ergeben. Andererseits nutzen die an der ethischen Branchen
vereinbarung beteiligten Unternehmen gezielt die Möglichkeit, neue -  vereinba
rungsspezifische -  Fähigkeiten und Wissen zur Gestaltung des ethischen Branchen
standards zu entwickeln. So führen Clark/DeBresson (1990, S. 233-235) aus, daß 
Unternehmen gezielt interorganisationale Beziehungen nutzen, die eigene Innova
tionsfähigkeit durch die Zusammenarbeit mit anderen Unternehmen zu verstärken, 
weil sie alleine dazu aufgrund fehlender Fähigkeiten und Wissen nicht in der Lage 
wären. Eine solche interorganisationale Zusammenarbeit erhöht dabei die Effizienz 
der Integration von spezialisierten Fähigkeiten und Wissen, was zur Verbesserung 
der Wettbewerbsfähigkeit beiträgt. Dabei spielt es eine Rolle, daß die verfügbaren 
Fähigkeiten und Wissen zur Produktion von Gütern nicht effizient im Unternehmen 
ausgenutzt werden können oder nicht in ausreichender Form zur Verfügung stehen 
(vgl. Grant 1996b, S. 383).290
Für die Problematik eines ethischen Branchenstandards und der Entwicklung ver
einbarungsspezifischer Fähigkeiten und Wissen sind dabei zwei große Problemkom
plexe zu unterscheiden. Zum einen geht es zunächst einmal darum, ein Problem als

290 Eine wichtige Rolle kommt insbesondere bei neuen Technologien wie z.B. der Biotechnologie 
sozialen Netzwerken zu, die dazu dienen, Zugang zu den neuesten wissenschaftliche Erkenntnis
sen zu erhalten. Dabei ist ein soziales Netzwerk definiert als „a collectivity of individuals among 
whom exchanges take place that are supported only by shared norms of trustworthy behavior“ 
(Liebeskind/Oliver/Zucker/Brewer 1996, S. 430). Überschreiten soziale Netzwerke Untemeh- 
mensgrenzen, werden sie als „boundary spanning“ soziale Netzwerke bezeichnet (vgl. ebd. S. 
430-431). Vgl. dazu auch Appleyard (1996).
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ein mögliches moralisches Problem bzw. moralisches Dilemma zu erkennen. So sah 
z.B. Shell seinen Plan zur Versenkung der Brent Spar lediglich als ein technisches 
Problem in bezug auf die Realisierung einer optimalen Entsorgung an und ver
kannte dabei völlig, daß es in der Öffentlichkeit als ein umweltpolitisches Problem 
wahrgenommen wurde (vgl. o.V. 1996h). In bezug auf vereinbarungsspezifisches 
Wissen geht es also darum, ein geeignetes Problemverständnis des moralischen Di
lemmas aller betroffenen Unternehmen zu entwickeln. Gemeint ist damit das nor
mative Wissen als Teil des problemrelevanten Wissens (vgl. Steinmann/Löhr 1994a, 
S. 79), das generiert werden muß. Dazu sind Dialoge mit anderen Betroffenen des 
moralischen Dilemmas notwendig, d.h. mit anderen Branchenunternehmen, neu 
eintretenden Unternehmen, Kunden, Staatsvertretem, Lieferanten und anderen 
Stakeholdem.

Zum anderen sind solche Dialoge und Interaktionen aber auch für den zweiten Pro
blemkomplex notwendig. Hier geht es darum, mit welchen Mitteln, Methoden, 
Techniken etc. der ethische Branchenstandard gestaltet und als solcher am Markt 
etabliert werden kann. Damit ist das technische Wissen des problemrelevanten Wis
sens angesprochen (vgl. Steinmann/Löhr 1994a, S. 79). Der Begriff des technischen 
Wissens wird in den nachfolgenden Argumentationen vor allem dann gebraucht, 
wenn der genuine Unterschied zu normativem Wissen betont werden soll. Auch 
technisches Wissen wird u.a. in Dialogen, gemeinsamen Lernprozessen und Inter
aktionen der Beteiligten generiert. In Abschnitt 3.2 wird der enge Zusammenhang 
von untemehmensethischem Dialog und interorganisationalen Lernprozessen noch 
präziser ausgearbeitet (vgl. dazu auch Hennemann 1997, S. 185 Fn. 185). Insbe
sondere Bedeutung hat -  wie schon im Kapitel III ausgeführt -  dabei der Dialog mit 
den Konsumenten, in dessen Verlauf diese sich Wissen über den zu etablierenden 
Branchenstandard erwerben, an dessen Maßstäbe dann Nachfolgeprodukte gemessen 
werden.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß durch diese komplexen Interaktio
nen zwischen den ethisch engagierten Branchenuntemehmen, neu eintretenden Un
ternehmen, Kunden, Staatsvertretem, Lieferanten und anderen Stakeholdem verein
barungsspezifische Fähigkeiten sowie neues vereinbarungsspezifisches technisches 
und normatives Wissen generiert und laufend fortentwickelt werden. Dabei muß be
achtet werden, daß diese Fähigkeiten und Wissen eng in diesen interorganisationalen 
Beziehungen verwoben sind, genauso wie untemehmensspezifische Fähigkeiten und 
Wissen mit dem betreffenden Unternehmen verbunden sind (vgl. zu letzterem z.B. 
Kogut/Zander 1992; Grant 1996b). Insofern gilt auch hier die Feststellung, daß in 
einer interorganisationalen Zusammenarbeit „shared knowledge embedded in the 
relationship“ (Garud 1994, S. 388) zur Gestaltung eines ethischen Branchenstan
dards generiert wird.

c) Strategie in that they are subject o f  market failures and may be the basis fo r  
competition among rivals

In bezug auf die untemehmensspezifischen Fähigkeiten ist festgestellt worden, daß 
sie aufgrund der Charakteristiken, die sie zu strategisch relevanten Ressourcen ma
chen, zu Marktunvollkommenheiten führen. Diese Marktunvollkommenheiten erge
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ben sich daraus, daß sie intangibel, schwer transferierbar und schwer handelbar 
sind. Da nun nach Amit/Schoemaker (1993, S. 36) die jeweiligen untemehmensspe- 
zifischen Fähigkeiten zur Bestimmung der branchenspezifischen Fähigkeiten beitra
gen, ist unmittelbar nachvollziehbar, daß auch branchenspezifische Fähigkeiten als 
intangibel, schwer transferierbar und schwer handelbar zu charakterisieren sind. 
D.h., daß z.B. neu eintretende Unternehmen diese nicht einfach kaufen oder imitie
ren können. Dies wird insbesondere im Zusammenhang von First-Mover-Vorteilen 
in bezug auf die etablierten Unternehmen diskutiert, die den neu eintretenden Un
ternehmen genau diese branchenspezifischen Fähigkeiten und das branchenspezifi
sche Wissen voraus haben (vgl. z.B. Nehrt 1996, S. 536-537; Mitchell 1989; 1991). 
Wenn sich die Etablierung eines dominanten Designs und der damit einhergehenden 
Entwicklung von branchenspezifischen Fähigkeiten in einem komplexen Prozeß 
durch das Wechselspiel von technologischen, sozialen, politischen und organisatio- 
nalen Faktoren vollzieht, so ist einleuchtend, daß sich diese branchenspezifischen 
Fähigkeiten genauso wenig in Crash-Programmen aneignen noch am Markt kaufen 
lassen wie untemehmensspezifische Fähigkeiten. Das gilt ganz genauso für verein
barungsspezifische Fähigkeiten und Wissen, die ähnliche Generierungsprozesse 
durchlaufen.
Im Zusammenhang mit dem komplexen Wechselspiel von technologischen, sozialen, 
politischen und organisationalen Faktoren betonen Anderson/Tushman (1990, S. 
625), daß der Prozeß der Standardetablierung es erfordert, neues Wissen zu gene
rieren und mit „institutional experience“ der Branche zu kombinieren. Für die 
ethisch engagierten Unternehmen geht es dabei nicht nur um die herkömmliche, be
reits bestehende „institutional experience“. Durch die Beteiligung der Betroffenen 
bei der Aushandlung der ethischen Branchenvereinbarung haben sie nicht nur neues 
normatives Wissen in bezug auf das moralische Dilemma entwickelt. Sie haben sich 
darüber hinaus auch eine ethisch motivierte, neue „institutional experience“ ange
eignet. Diese bezieht sich z.B. auf die Durchführung Kooperativer Diskurse,291 in 
denen mit allen betroffenen Stakeholdem, aber insbesondere auch mit den Konsu
menten nach einer Lösung für das moralische Dilemma gesucht wird. Sollten die 
ethisch engagierten Unternehmen zukünftig mit neuen moralischen Problemen kon
frontiert sein, so können sie auf diese vereinbarungsspezifische „institutional experi
ence“ zurückgreifen und sie gemeinsam mit den Betroffenen weiterentwickeln.
Branchenspezifische Fähigkeiten sind insofern dem Wettbewerb zwischen Konkur
renten ausgesetzt, als sie im Verlauf des Wettbewerbsprozesses um die Etablierung 
des dominanten Designs entwickelt werden. Dies wird besonders deutlich, wenn da
bei technologische Diskontinuitäten eine Rolle spielen. Anderson/Tushman (1990, S. 
609-610) unterscheiden zwischen kompetenz-zerstörenden und kompetenz-verstär
kenden technologischen Diskontinuitäten. Handelt es sich um letztere, so haben alle 
Branchenuntemehmen ähnliche Chancen, der technologischen Diskontinuität folgen 
zu können, denn ihre bisherigen Unternehmens- und branchenspezifischen Fähigkei
ten bilden die Grundlage zur Weiterentwicklung. Hingegen ist dies nicht der Fall, 
wenn es sich um kompetenz-zerstörende Diskontinuitäten handelt.

291 Eine ausführliche Auseinandersetzung mit dem Kooperativen Diskurs erfolgt in Abschnitt IV.3.
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In Abschnitt III.2.1.3 ist ausgeführt worden, daß ein ethischer Branchenstandard ein 
bestehendes herkömmliches dominantes Design herausfordert und entweder dieses 
ablösen oder neben diesem als ein weiterer Standard bestehen kann. Insofern kann 
die Entwicklung von vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten und die Generierung 
vereinbarungsspezifischen Wissens als eine Herausforderung der bestehenden bran
chenspezifischen Fähigkeiten verstanden werden. Haben die vereinbarungsspezifi
schen Fähigkeiten und Wissen dabei einen kompetenz-zerstörenden Charakter, so 
könnten mögliche Trittbrettfahrer einen Vorsprung noch viel schwieriger aufholen, 
da sie noch nicht einmal auf ihren bestehenden branchenspezifischen Fähigkeiten 
aufbauen könnten.

d) The bündle o f  Strategie Industry Factors changes over time and is not known 
ex ante

Einerseits können sich branchenspezifische Fähigkeiten im Zeitverlauf in dem Maße 
verändern, wie inkrementale Innovationen zu kontinuierlichen Verbesserungen von 
Produkten und Produktionsprozessen führen, ohne daß das dominante Design ver
ändert wird. Insofern bewegen sich branchenspezifische Fähigkeiten im Rahmen der 
bestehenden technologischen Trajektorie bzw. Paradigmas. Andererseits können 
aber auch radikale Innovationen, die das bisherige technologische Paradigma ablö
sen, dazu führen, daß sich die benötigten branchenspezifischen Fähigkeiten grundle
gend ändern.

Vereinbarungsspezifische Fähigkeiten können in diesem Zusammenhang als Fähig
keiten verstanden werden, die eine Veränderung in der Zusammensetzung der be
stehenden branchenspezifischen Fähigkeiten bewirken. Dies ergibt sich daraus, daß 
sie ja  zur branchenweiten Etablierung des ethischen Branchenstandards ebenfalls 
eine branchenweite Wirkung entfalten müssen. Dabei ist es dem komplexen Wech
selspiel der nun mehrfach erwähnten, technologischen, sozialen, politischen und or- 
ganisationalen Faktoren zuzuschreiben, daß eine solche Entwicklung nicht ex ante 
voraussagbar sein kann.

e) Their development takes time, skill, and Capital; they may be specialized to 
particular uses

In bezug auf die strategisch relevanten Ressourcen, Kernkompetenzen und die un- 
temehmensspezifischen Fähigkeiten ist dargelegt worden, daß diese in einem konti
nuierlichem Prozeß entwickelt werden (vgl. z.B. Dierickx/Cool 1989a). Hinsichtlich 
der Etablierung eines dominanten Designs verhält es sich insofern ähnlich, als daß 
allgemein First-Mover-Untemehmen vor allem deshalb einen Vorteil haben, weil 
ihnen gegenüber später eintretenden Unternehmen ein viel längerer Zeitraum zum 
Lernen zur Verfügung steht (vgl. z.B. Suärez/Utterback 1995, S. 420). First-Mo- 
ver-Untemehmen haben so bis zur tatsächlichen Etablierung eines dominanten De
signs Zeit, Lernprozesse zu durchlaufen, aus dem Marktgeschehen und den geäußer
ten Kundenbedürfnissen kontinuierlich zu lernen und dabei die benötigten untemeh- 
mensspezifischen Fähigkeiten und Wissen zu generieren. Damit unterliegt es gleich
zeitig auch ihrem Einfluß, welche Fähigkeiten im Sinne der Definition von Amit/ 
Schoemaker (1993, S. 36) letztendlich die Bedeutung von branchenspezifischen Fä-
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higkeiten erlangen, die jedes Unternehmen beherrschen muß, um den Anforderun
gen des dominanten Designs genügen zu können. Unternehmen steht dann am mei
sten Zeit zur Entwicklung von untemehmensspezifischen und Aneignung von bran
chenspezifischen Fähigkeiten und Wissen zur Verfügung, wenn sie sich frühzeitig 
noch vor der tatsächlichen Etablierung eines dominanten Designs engagieren (vgl. 
Suärez/Utterback 1995, S. 420; Grant/Baden-Fuller 1995, S. 21).
Dabei stellen Suärez/Utterback (1995, S. 421-422) in ihrer empirischen Untersu
chung fest, daß sich dies insbesondere dann als zutreffend erweisen kann, wenn eta
blierte Unternehmen auf sehr spezialisiertes Wissen zurückgreifen können, das neu 
eintretenden Unternehmen fehlt. Hier geht es letztendlich darum, inwieweit Unter
nehmen auf bereits entwickelte branchenspezifische Fähigkeiten zurückgreifen kön
nen, wenn z.B. der Branchenentwicklungsprozeß erneut in eine Fließende Phase 
eintritt (vgl. dazu Utterback 1994, S. 99-101). Das erneute Durchlaufen der Phasen 
der Branchenentwicklung bietet etablierten Unternehmen vor allem dann Chancen, 
wenn die diese Entwicklung auslösende technologische Diskontinuität einen kompe- 
tenz-verstärkenden Charakter hat (vgl. Anderson/Tushman 1990).
Ein Beispiel dafür, wie schwierig kontinuierlicher Wissenstransfer sein kann, ist die 
Holzbewirtschaftung im Regenwald. Am Mittellauf des Amazonas versucht das Un
ternehmen Madereira Itacoatiara Limitada, eine Tochtergesellschaft der in Zürich 
domizilierten Precious Woods Management-Gruppe, mit einer forstwirtschaftlichen 
Nutzungsmethode einen umweltverträglichen Holzabbau zu betreiben. Neben dem 
Problem der Finanzierung geht es dabei darum, die Erkenntnisse aus der mittel- 
und nordeuropäischen Forstbewirtschaftung an die Bedingungen des Regenwaldes 
anzupassen und so eine Waldbewirtschaftung zu ermöglichen, ohne die Waldbestän
de zu gefährden. Die Hölzer von Madereira Itacoatiara Limitada haben deshalb das 
ökologische Gütesiegel des Forest Stewardship Council erhalten (vgl. Rey 1997). 
Um die mittel- und nordeuropäischen Forstbewirtschaftungsmethoden auf die Be
dingungen des Regenwaldes übertragen zu können, waren eine intensive Zusammen
arbeit und ein Erfahrungsaustausch von europäischen Experten, die auch schon in 
anderen tropischen und subtropischen Gebieten gearbeitet haben, mit den Experten 
vor Ort notwendig. Es handelt sich hier um ein Fachgebiet, bei dem man nicht mit 
einem „Europäischen Forstlehrbuch“ in der Hand einfach hiesige Methoden dort 
umsetzen kann. Bisher wurde zudem vielfach noch behauptet, die klimatischen Be
dingungen des Regenwaldes würden eine nachhaltige, schonende Bewirtschaftung 
schlicht nicht zulassen. Die Waldbewirtschaftung durch Madereira Itacoatiara Limi
tada basiert also auf einem gemeinsam erarbeiteten Wissen verschiedener Experten 
und der Schulung der Holzfäller, wie z.B. Bäume gefällt werden können, ohne daß 
sie beim Sturz zu großen Schaden am übrigen Bestand anrichten. Hier handelt es 
sich zwar um das Beispiel eines einzelnen Unternehmens und nicht um eine Gruppe 
von Unternehmen, die gemeinsam versuchen, das Problem des umweltverträglichen 
Holzabbaus im Regenwald zu lösen. Allerdings wünschen sich die politisch Verant
wortlichen in der Region, daß dieses Projekt wirtschaftlich erfolgreich sein und 
dann Nachahmer finden wird. Diese Nachahmer müßten jedoch einen Weg finden, 
das implizite Erfahrungswissen von der Madereira Itacoatiara Limitada zu erhalten. 
Denn dieses Beispiel zeigt, daß genau dieses Wissen entscheidend ist und daß viel
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Zeit benötigt wird, um die Ergebnisse der einzelnen Versuche zur schonenden Nut
zung „sehen“ zu können. Insgesamt kann dieses Beispiel als eine Art Visualisierung 
für die hiesige Argumentation für die interorganisationalen Lernprozesse und Wis
senstransfers angesehen werden, wie sie für die Gestaltung und Etablierung eines 
ethischen Branchenstandards vorgeschlagen wurden.

Diese Zusammenhänge lassen sich auf vereinbarungsspezifische Fähigkeiten über
tragen. Im  Hinblick auf die obige Charakterisierung, spezialisiert zu sein auf „parti- 
cular uses“, unterscheiden sich vereinbarungsspezifische Fähigkeiten von branchen
spezifischen Fähigkeiten dann insbesondere durch ihren Bezug auf die Probleme 
bzw. Lösungsmöglichkeiten des moralischen Dilemmas. Im Falle der wirtschaftli
chen Nutzung des Regenwaldes geht es um die scheinbar widersprüchlichen Interes
sen von Umweltschutz und wirtschaftlicher Nutzung. Ein anderes Beispiel ist die 
Auseinandersetzung um die Versenkung der Brent Spar. So hat ein Sprecher der 
Offshore Operators Association festgestellt, daß eine Notwendigkeit „for the indu- 
stry to communicate with its stakeholders“ (Searle, zitiert in Corzine 1995) besteht. 
Diese Einsicht kann dahingehend verstanden werden, daß nicht nur Shell die Ent
sorgungsproblematik als ein rein technisches Problem verkannt hat, sondern daß es 
darüber hinaus ein umweltpolitisches Problem ist, das die gesamte Branche betrifft. 
Wenn nun gefordert wird, daß „the industry“ mit den betroffenen Stakeholdem 
kommunizieren soll, dann sind neben technischen auch umweltpolitische Fähigkeiten 
und Wissen vonnöten.

Allgemein auf ein moralisches Dilemma bezogen bedeutet dies, daß sich die ethisch 
engagierten Unternehmen vereinbarungsspezifische Fähigkeiten und Wissen aneig
nen, die es ihnen ermöglichen, moralische Dilemmata als solche zu erkennen und 
nicht eine rein technische Lösung versuchen umzusetzen. D.h., durch die Ausrich
tung der „particular uses“ auf das moralische Dilemma sind vereinbarungsspezifi
sche Fähigkeiten vor allem darauf ausgerichtet, daß sie problemrelevantes techni
sches und  normatives Wissen für eine sinnvolle Lösung miteinander verknüpfen 
können. Darüber hinaus geht es aber auch noch um ein spezifisches „dialogorien
tiertes Verfahrenswissen“. Damit ist gemeint, daß die ethisch engagierten Unterneh
men sich gemeinsam Fähigkeiten und Wissen aneignen sollten, die es ihnen ermögli
chen, mit den Betroffenen in einen Dialog zu treten, der sich an der regulativen 
Idee der dialogethischen Argumentationsregeln orientiert, und so gemeinsam mit 
den Betroffenen einen Lösungsweg zu finden. Dies wird im Abschnitt IV.3 über 
den Kooperativen Diskurs behandelt.

/ )  Investments in them are largely irreversible (i.e., entail sunk costs)
Vereinbarungsspezifische Fähigkeiten und Wissen beziehen sich darauf, einen ethi
schen Branchenstandard zu gestalten und am Markt zu etablieren. Dabei setzen sie 
am Produkt und dessen Produktionsprozeß an und verknüpfen im Hinblick darauf 
technisches und normatives Wissen. Die dazu notwendigen Investitionen können di
rekte oder indirekte Effekte auf die Rentabilität haben (vgl. Cool/Dierickx 1994). 
Die direkten Effekte sind insofern negativ, als sie direkt zu Kosten führen. Dies ist 
z.B. bei Forschung und Entwicklung-Investitionen der Fall. Indirekte Effekte sind 
positiv, denn diese Investitionen tragen zu einer Akkumulation und Weiterentwick-
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lung von Fähigkeiten und Wissen bei und beeinflussen so langfristig die Rentabilität 
eines Unternehmens wieder positiv. Dies kann analog auch für vereinbarungsspezi
fische Fähigkeiten und Wissen gelten.

Mit der gemeinsamen Generierung vereinbarungsspezifischer Fähigkeiten und Wis
sen stellen die ethisch engagierten Unternehmen ein kollektives Gut her. Durch ih
ren Charakter als kollektives Gut sind diesbezügliche Investitionen in zweifacher 
Hinsicht irreversibel. Erstens ergibt sich die Irreversibilität direkt daraus, daß das 
kollektive Gut nicht nachträglich „privatisiert“ werden kann. So führen Levinthal/ 
March (1993, S. 103-104) in bezug auf ein einzelnes Unternehmen aus, daß dessen 
Investitionen in Wissensgenerierung Kosten verursachen, die ein privates Gut dar
stellen. Hingegen nimmt Wissen, das in eine Branche diffundiert ist, den Charakter 
eines öffentliches Gutes an.292 Wenn nun ein ethisch engagiertes Unternehmen in die 
gemeinsame vereinbarungsspezifische Wissensgenerierung investiert, so beteiligt es 
sich an kollektiven Kosten zur Herstellung eines kollektiven Gutes.

Unternehmen schließen sich zu Strategischen Allianzgruppen mit dem Ziel der Stan
dardetablierung u.a. auch deshalb zusammen, weil die Kosten für Forschung und 
Entwicklung so für jedes Unternehmen finanzierbar sind und die Risiken gestreut 
werden können (vgl. z.B. Mowery/Oxley/Silverman 1996, S. 79). Die Irreversibili
tät der Investition ergibt sich -  zweitens -  daraus, daß durch die gemeinsame Gene
rierung dieses Wissen in die Strukturen, Routinen etc. der interorganisationalen Be
ziehungen eingebettet ist. D.h., es handelt sich bei den vereinbarungsspezifischen 
Fähigkeiten und Wissen um solche, die Garud (1994, S. 388) als „embedded in the 
relationship“ bezeichnet hat. Wird eine Kooperation aufgelöst, so gehen nach Garud 
(vgl. ebd.) genau dieses „embedded“ Wissen und Fähigkeiten verloren, weil die Ko
operationsbeziehung als Rahmen nicht mehr besteht und insofern als notwendiger 
Kontext verloren ist.293 Grant (1996a, S. 113) gibt hierzu das Beispiel des Fußball
vereins von Manchester United; so ist es notwendig, daß das Fußballteam „need to 
be tied together by long-term relationships in order to achieve the investment in 
team-based skills required to maximze team performance“ (ebd.).294 Diese Fähig
keiten und Wissen können aber auch wieder vergessen bzw. verlernt werden, wenn 
sie nicht durch ständigen Gebrauch reproduziert werden. Mit der Reproduktion 
durch ständigen Gebrauch entsteht aber auch eine sich selbst verstärkende Spirale, 
die zur kontinuierlichen Weiterentwicklung und Anreicherung von Fähigkeiten und 
Wissen beiträgt (vgl. Levinthal/March 1993, S. 104; Garud/Kumaraswamy 1993, S. 
363-365). Dafür muß der spezifische Kontext der Kooperation erhalten bleiben. 
Das bedeutet, daß die Investitionen, die ein ethisch engagiertes Unternehmen zur

292 Wissen oder Fähigkeiten als öffentliche Güter werden aber auch z.B. durch Investitionen des 
Staates oder staatsnaher Institutionen zur Verfügung gestellt, so daß insofern auch „country capa
bilities“ entwickelt werden können (vgl. Kogut 1991). Institutioneile Verbindungen von nationa
len Unternehmen z.B. zu Universitäten oder Forschungsinstituten bezeichnet Kogut (1991, S. 
40) als deren öffentliches Gut, das jedoch ausländischen Unternehmen so nicht zur Verfügung 
steht.

293 Zur Wichtigkeit des Kontextes beim Wissenstransfer vgl. Müller-Stewens/Osterloh (1996).
294 Hervorhebungen nicht im Original.
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gemeinsamen Generierung der vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen 
getätigt hat, im Falle seines Ausscheidens aus der ethischen Branchenvereinbarung 
zu Sunk Costs werden. Denn mit dem Ausscheiden geht der spezifische Kontext ver
loren.

g) Their values deteriorate or appreciate, over time, at varying rates o f change
Inwieweit branchen- oder vereinbarungsspezifische Fähigkeiten im Zeitverlauf an 
Wert zu- oder abnehmen, hängt mit ihrer Bedeutung als Grundlage des dominanten 
Designs zusammen. Im Verlauf der Phasen der Branchenentwicklung sind unter
schiedliche Fähigkeiten wichtig, je  nachdem, ob die Branchenentwicklungsphase 
eher durch Produkt- oder Prozeßinnovationen geprägt ist. Daher ist es wichtig, daß 
die Unternehmen sich ihre Innovationsfähigkeit erhalten, wollen sie nicht, daß ihre 
bisherigen Investitionen zu Sunk Costs werden. Mowery/Oxley/Silverman (1996, S. 
82, 87) konnten ihre Hypothese bestätigen, daß ,,[t]he absolute value of the pre- vs. 
postcollaboration changes in technological overlap will be greater for alliance part
ners“.295 Daher ist es wichtig, daß die ethisch engagierten Unternehmen ihre verein
barungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen kontinuierlich weiterentwickeln.

h) Their pace o f  accumulation may be affected by a range o f  managerial actions 
(policy levers) and by the magnitude o f  other Resources and Capabilities that 
are controlled by industry rivals. One cannot easily speed up their development 
(i.e., doubling the investment will not usually halve the time)

Mit dieser Charakteristik sind verschiedene Aspekte der Zusammenarbeit der 
ethisch engagierten Unternehmen angesprochen. So sind zum einen Entscheidungen 
auf Geschäftsleitungsebene notwendig, um das moralische Dilemma im Rahmen 
einer ethischen Branchenvereinbarung durch die Gestaltung und Etablierung eines 
ethischen Branchenstandards zu lösen. Die in der Charakteristik angesprochenen 
„industry rivals“ sind bezogen auf das moralische Dilemma nicht als Konkurrenten 
aufzufassen. Dabei wird eine Zusammenarbeit den ethisch engagierten Unternehmen 
umso leichter fallen, wenn sie sich mit ihren untemehmensspezifischen Fähigkeiten 
gegenseitig unterstützen bzw. ergänzen können (vgl. Garud 1994, S. 389-391). Da
rüber hinaus erhalten sich die beteiligten Unternehmen ihre Innovationsfähigkeit, 
indem sie die Zusammenarbeit zur Generierung sowohl Unternehmens- wie auch 
vereinbarungsspezifischer Fähigkeiten nutzen. Dabei bietet eine Kooperation inso
fern einen Zeitvorteil, als daß die beteiligten Unternehmen gemeinsam die Entwick
lungen vorantreiben und deshalb schneller einen gemeinsamen First-Mover-Vorteil 
erhalten können als im Alleingang (vgl. z.B. Grant 1996b, S. 383-384).
Die ethisch engagierten Unternehmen könnten im Rahmen einer langfristigen Zu
sammenarbeit sogenannte „economies of evolution“ realisieren. Economies of Evo
lution ergeben sich ,,[b]y having two technologies in the different evolutionary 
stages for the same product category at the same time, technological development

295 Zitat im Original z.T. kursiv.
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for the advanced product ist speeded up and cost reduction for the less advanced 
product is reinforced“ (Itami/Numagami (1992, S. 126).296
Für das Produkt des ethischen Branchenstandards könnte das einerseits bedeuten, 
daß die beteiligten Unternehmen diese Economies of Evolution gemeinsam dadurch 
realisieren, daß sie bei der Gestaltung und Etablierung des ethischen Branchenstan
dards ihre Erfahrungen aus ihren unterschiedlichen Kenntnisständen miteinfließen 
lassen. Andererseits werden sie aber insbesondere dann die Economies of Evolution 
erreichen können, wenn sie ihre Zusammenarbeit kontinuierlich gestalten. Hier er
geben sich dann auch Parallelen zwischen den Economies of Evolution und den von 
Foss/Eriksen (1995, S. 66-67) erwähnten Renten, die sich der Existenz branchen
spezifischer Fähigkeiten verdanken. Die Economies of Evolution aus den vereinba
rungsspezifischen Fähigkeiten sind dann für die ethisch engagierten Unternehmen 
die Grundlage zur Erwirtschaftung dieser Renten. Nach Foss/Eriksen (vgl. ebd.) ist 
es eine empirische Frage, wer die Renten erhält. Bei einem ethischen Branchenstan
dard kann angenommen werden, daß sie an die Konsumenten weitergegeben wer
den. Denn auf diese Weise erleiden die ethisch engagierten Unternehmen keinen (zu 
großen) Preisnachteil gegenüber den herkömmlichen Produkten. Insofern könnten 
die vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten genauso wie untemehmensspezifische Fä
higkeiten zur Realisierung von Effizienzrenten beitragen.297

i) Their value to any particular firm  may depend on its control o f other factors -  
the complementarity property. For instance, the value o f  a firm  ‘s product 
desigti capability may depend upon the effectiveness o f  its distribution network

Der Wert der vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen wird dabei für ein 
einzelnes ethisch engagiertes Unternehmen umso größer sein, je  mehr es diese Fä
higkeiten und Wissen auch in anderen Unternehmens- oder Produktbereichen ein- 
setzen könnte, die nicht vom moralischen Dilemma betroffen sind. Darüber hinaus 
ist der Wert auch davon abhängig, wie gut das jeweilige Unternehmen das Produkt 
des ethischen Branchenstandards mit eigenen Complementary Assets unterstützen 
kann. So kann der Absatzerfolg der Produkte des ethischen Branchenstandards z.B. 
auch davon abhängen, daß bestimmte Distributionskanäle genutzt werden können. 
Beispielsweise sind Produkte mit dem Max Havelaar-Label in der Schweiz auch in 
den Filialen großer Einzelhandelsketten erhältlich. Konsumenten, die Entwicklungs
hilfe über ihre täglichen Einkäufe leisten wollen, müssen also nicht extra in speziel
le, im Vergleich zu den erwähnten Filialen schwieriger erreichbare Dritte-Welt-Lä- 
den gehen.
Hinsichtlich der interorganisationalen Zusammenarbeit ethisch engagierter Unter
nehmen kann es auch wichtig sein, daß sie sich mit notwendigen Complementary

296 Es muß jedoch beachtet werden, daß Itami/Numagami (1992, S. 126) die Economies of Evolu
tion nur auf ein einzelnes Unternehmen beziehen.

297 Bamey (1991, S. 116) sieht in bezug auf die Effizienzrenten untemehmensspezifischer Fähigkei
ten eine perfekte Konsistenz mit traditionellen Überlegungen zur sozialen Wohlfahrt.
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Assets wechselseitig unterstützen oder sich zugänglich machen (wollen).298 Auch 
dies geschieht über Lernprozesse. Es kann aber auch notwendig werden, die 
bestehenden Complementary Assests gemäß den ethischen Anforderungen zu 
verändern und diesbezüglich neues Wissen und neue Fähigkeiten zu generieren. Als 
Beispiel könnte die Schädlingsbekämpfung im biologischen Obst- und Gemüseanbau 
dienen, die vom Gifteinsatz im herkömmlichen Anbau auf den Einsatz natürlicher 
Feinde umgestellt werden muß.
Bei der Generierung neuen Wissens geht es für die beteiligten Unternehmen auch 
um ein „race to remain ,attractive‘ to their partners“ (Hamei 1991, S. 89). Diese At
traktivität können sie nur durch gemeinsame Lernprozesse erhalten, denn Lernpro
zesse entwickeln eine sich selbstverstärkende Kraft hinsichtlich der Generierung 
neuen Wissens (vgl. Levinthal/March 1993, S. 104), d.h., die gemeinsam gelernten 
Fähigkeiten nehmen im Verlauf der Zeit zu (vgl. Levinthal/Fichman 1988, S. 
438).299 Unternehmen müssen an diesen Lernprozessen teilnehmen, damit sie sich 
die notwendige absorptive Kapazität erhalten. Davon ist ihre zukünftige Innovati
onsfähigkeit abhängig, insbesondere dann, wenn der ethische Branchenstandard und 
die vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten tatsächlich eine vollständig branchenwei
te Wirkung entfalten und deshalb nicht mehr als Differenzierungskriterien im 
Markt dienen. Ethisch engagierte Unternehmen müssen somit gleichzeitg auf Diffe
renzierungsmöglichkeiten achten. So könnte ein einzelnes Unternehmen mit diversi
fizierter Produktpalette die Erkenntnisse aus der ethischen Branchenvereinbarung 
und Uber den ethischen Branchenstandard auf eine andere Produktkategorie versu
chen zu übertragen. Dadurch wäre der Aufbau einer besonderen Reputation in be
zug auf moralische Probleme und deren Lösung möglich, was von ethisch sensiblen 
Konsumenten in der Kaufentscheidung berücksichtigt werden könnte.
Daß mit einem ethischen Branchenstandard die Innovationsfähigkeit eines Unterneh
mens gestärkt wird, kann anhand eines Beispiels aus dem Umweltschutz gezeigt 
werden. Wurden zu Beginn der Diskussion über die Umweltverschmutzung Ökono
mie und Ökologie als unvereinbare Gegensätze angesehen, so zeigen sich inzwischen 
Ansatzpunkte für Gemeinsamkeiten. So hat die ökologische Forderung nach Autos 
mit geringem Benzinverbrauch dazu geführt, daß heute einige Automobilhersteller 
ihre Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten genau darauf ausrichten (vgl. z.B. 
Schuh 1995). Dabei wird nicht nur versucht, den Benzinverbrauch bestehender Mo
torentechnik im Sinne einer inkrementalen Innovation zu verringern, sondern auch 
z.B. stromgetriebene Autos in Zukunft bis zur Marktreife zu bringen. Dies wäre 
dann eine radikale Innovation.

298 Jedes Unternehmen wird aber auch aufgrund der nach wie vor bestehenden Wettbewerbssituation 
darauf achten, nichts z.B. von den eigenen Kemkompetenzen preiszugeben. Vgl. dazu auch die 
Überlegungen von Garud (1994), wie sie in Abschnitt III.3.2.1 diskutiert worden sind.

299 Neben der Notwendigkeit, sich den Lemkontext zu erhalten, liegt ein weiterer Anreiz zur Fortset
zung der Kooperation in den Opportunitätskosten, die eine Suche nach neuen alternativen Koope
rationen mit sich brächte (vgl. Levinthal/March 1993, S. 106).
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j)  Not all aspects o ftheir development and interactions will be known or control- 
lable

Das dominante Design und damit die branchenspezifischen Fähigkeiten und Wissen 
sind das Ergebnis komplexer sozialer, technologischer, politischer und organisatio- 
naler Prozesse. Das gilt ebenfalls für den ethischen Branchenstandard und die ver
einbarungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen. Daß weder die zugrunde liegenden 
verschiedenen Prozesse noch deren „Ergebnisse“ voraussagbar sind, hängt mit der 
bereits erläuterten kausalen Ambiguität, der sozialen Komplexität und der „Tacit- 
ness“ zusammen (vgl. Foss/Eriksen 1995, S. 65; Lippman/Rumelt 1982; Reed/ 
DeFillippi 1990). Zwar mögen vielleicht einzelne Entwicklungen z.B. aufgrund von 
bekannten technologischen Trajektorien mit einer größeren Wahrscheinlichkeit vor
hersehbar sein als andere. Letztendlich ist es aber gerade die Vieldeutigkeit und 
Komplexität von Wechselwirkungen zwischen Handlungen und Ereignissen, die da
zu führt, daß vereinbarungsspezifische Fähigkeiten sich nicht ex ante Voraussagen 
lassen.300 Auch Schoemaker/Amit (1994, S. 19) geben dazu keine präziseren Hin
weise, als daß zukünftig relevante branchenspezifische Fähigkeiten Unsicherheiten 
einerseits bezüglich exogener und andererseits bezüglich endogener Faktoren unter
liegen. Als Beispiel für einen exogenen Faktor nennen sie lediglich „Schumpeterian 
shocks“. Hingegen befassen sie sich ausführlicher damit, daß eine ex ante Identifi
zierung von branchenspezifischen Fähigkeiten auch deshalb schwierig ist, weil die 
dafür „zuständigen“ Manager oftmals in ihren eigenen Vorstellung gefangen und so 
einem psychologischem Bias ausgesetzt sind (vgl. Schoemaker/Amit (1994, S. 12- 
18).

2.3 Vereinbarungsspezifische Fähigkeiten und Wissen als Imitationsbarrieren ge
gen Trittbrettfahrer

In diesem Abschnitt wird begründet, daß vereinbarungsspezifische Fähigkeiten und 
Wissen als Imitationsbarrieren wirken und somit einen Schutz vor Trittbrettfahrem 
bieten. Dazu wird zunächst in Abschnitt 2.3.1 dargelegt, daß interorganisationale 
Lernprozesse und Wissenstransfer der Ausbildung der absorptiven Kapazität die
nen. Abschnitt 2.3.2 erläutert anschließend genauer, warum aus diesen Lernprozes
sen und Wissenstransfers den Trittbrettfahrem Imitationsbarrieren erwachsen, die 
sie kaum überspringen können. Dies liegt einerseits daran, daß sich die ethisch en
gagierten Unternehmen einen Innovationsvorsprung erarbeiten konnten, den die 
Trittbrettfahrer andererseits aufgrund ihrer fehlenden absorptiven Kapazität nicht 
aufholen können. Das bedeutet, daß Trittbrettfahrer sich immer dann nicht als sol
che betätigen können, wenn die Herstellung des betreffenden kollektiven Gutes auf 
Lernprozessen beruht. Denn in diesem Fall fehlt es ihnen an der notwendigen ab
sorptiven Kapazität. Dies soll im folgenden für die kollektiven Güter eines ethischen 
Branchenstandards sowie der vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten und des verein
barungsspezifischen Wissens gezeigt werden.

300 Allerdings räumen Schoemaker/Amit (1994, S. 7, 30 Fn. 3) ein, daß eine Art Negativ-Bestim
mung leichter sein könnte, d.h. diejenigen Fähigkeiten oder Faktoren zu bestimmen, die nicht 
strategisch relevant sind.
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2.3.1 Interorganisationäles Lernen und Wissenstransfer als Aufbau der absorpti- 
ven Kapazität zur Errichtung einer Imitationsbarriere durch die ethisch en
gagierten Unternehmen

Im vorhergehenden Abschnitt ist ein konzeptioneller Vorschlag zur systematischen 
Begriffsbestimmung vereinbarungsspezifischer Fähigkeiten und Wissen erarbeitet 
worden. Dabei ist jedoch nur am Rande deutlich geworden, wie denn diese Fähig
keiten und Wissen von den ethisch engagierten Unternehmen gemeinsam entwickelt 
werden können. Dies soll nun genauer diskutiert werden, denn es sind die zugrunde 
liegenden interorganisationalen Lernprozesse und Wissenstransfers sowie die sich 
daraus ergebende absorptive Kapazität, die letztendlich den Schutz vor Trittbrett- 
fahrem begründen. Zunächst werden kurz die Grundzüge des organisationalen Ler
nens dargestellt, um darauf aufbauend die Besonderheiten des interorganisationalen 
Lernens und des Wissenstransfers in bezug auf die Zusammenarbeit der ethisch en
gagierten Unternehmen zu diskutieren. Anschließend wird geklärt, inwieweit diese 
interorganisationalen Lernprozesse und Wissenstransfers zum gemeinsamen Aufbau 
der absorptiven Kapazität beitragen.

a) Drei Ebenen des Organisationalen Lernens
Die meisten Konzepte zum organisationalen Lernen schließen an die Idee der ver
schiedenen Lemebenen an. Allerdings ist die Abgrenzung der Ebenen nicht einheit
lich (vgl. z.B. Fiol/Lyles 1985; Shrivastava 1983). Am bekanntesten ist die Konzep
tion von Argyris/Schön (1978), auf die sich die meisten anderen Autoren beziehen. 
Sie unterscheiden in Anlehnung an Bateson (1992) zwischen Single-loop-, Double
loop- und Deutero-Lemen.301 Single-loop-Lemen beschreibt das Lernen innerhalb 
gegebener kognitiver Strukturen, Regelsystemen und Modellen, Double-loop-Ler- 
nen das Verändern und die Entwicklung von neuen kognitiven Strukturen etc., Deu
tero-Lemen den reflektierten Umgang mit Single-loop- und Double-loop-Lemen. 
Argyris/Schön (1978, S. 15) verwenden für die in der Literatur auch gebräuchli
chen Begriffe der kognitive Strukturen, Regelsysteme, Frames etc. den Begriff der 
„theories of action“.302 Diese umfassen „norms, strategies, and assumptions. It in
cludes in its scope the organization's patterns of communication and control, its 
ways of allocating resources to goals, and its provisions for self-maintenance“ (Ar
gyris/Schön 1978, S. 15).

301 Bateson (1992) unterscheidet vier individuelle Lemebenen, die Argyris/Schön (1978, S. 18-28) 
auf die Organisation übertragen. Allerdings betonen sie einen systematischen Unterschied zwi
schen individuellem und organisationalem Lernen (vgl. ebd., S. 6). Vielfach wird jedoch in der 
Literatur das organisationale Lernen immer wieder in Metaphern des individuellen Lernens darge
stellt (vgl. Dodgson 1993a, S. 380), ohne daß der Aggregationsprozeß vom individuellen zum 
organisationalem Lernen erklärt wird (vgl. aber Kim 1993).

302 Die „theories of action“ sind nicht als soziologische Handlungstheorien zu verstehen, sondern als 
organisationale „frames“. Sie entsprechen nach Pautzke (1989, S. 105) dem Begriff der Unter
nehmenskultur.
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Single-loop-Lemen
Das Single-loop-Lemen kann man sich als einen einfachen Feedback-Prozeß vor
stellen, in dem die gemeinsam geteilten kognitiven Regelsysteme und Strukturen 
ständig angewendet und dabei reproduziert werden. Informationen aus der Unter
nehmensumwelt werden auf der Basis der „shared mental maps“ interpretiert und in 
routinisierte Verarbeitungsmechanismen überführt. Die Bedeutung der Routinen 
besteht darin, Stabilität beim Erwerb und bei der Interpretation von Wissen zu er
zeugen: „the organization‘s ability to remain stable in a changing context denotes a 
kind of leaming“ (Argyris/Schön 1978, S. 18).

Double-loop-Lemen
Nach Argyris/Schön (1978) ist die Veränderung der kognitiven Strukturen Gegen
stand des organisationalen Double-loop-Lemens, das man sich als einen doppelten 
Feedback-Prozeß vorstellen muß. In diesem Prozeß werden neue Sachverhalte mit 
dem bestehenden „frame“ verglichen. Bei nicht überbrückbaren Diskrepanzen zwi
schen beiden wird eine Veränderung der kognitiven Strukturen und Regelsysteme 
eingeleitet. Das Organisationale an diesem Vorgang wird dadurch akzentuiert, daß 
es sich hierbei um einen interindividuellen Konfliktlösungsprozeß handelt (vgl. Ar
gyris/Schön 1978, S. 22-23): Die Organisationsmitglieder müssen sich über ver
schiedene Problemdefinitionen verständigen und eine gemeinsame Situationsdefini- 
tion generieren (vgl. Senge 1990a).303 In der Literatur zum organisationalen Ler
nen wird üblicherweise angenommen, daß dies nur über Kommunikation geleistet 
werden kann (vgl. z.B. Senge 1993a; Isaacs 1993; Schein 1993).304

Deutero-Lernen
Im Deutero-Lemen geht es um den reflektierten Umgang mit Single-loop- und 
Double-loop-Lemprozessen, z.B. um die Entscheidung, wann Singe-loop- und wann 
Double-loop-Lemen eingeleitet werden soll (vgl. Argyris/Schön 1978, S. 42, 308- 
318). Wie genau Deutero-Lemen im organisatorischen Kontext umgesetzt werden 
soll, wird in der Literatur nur vage angedeutet. Es geht beispielsweise um das 
Schaffen offener Argumentationskulturen und kreativer Freiräume.305

303 Vgl. dazu auch die Diskussion zwischen Adler/Cole (1993) und Berggren (1994) über die Lem- 
chancen bei der Autoproduktion am Fließband im Vergleich zu den Lemchancen in teilautonomen 
Arbeitsgruppen. Adler/Cole (1993) zeigen dabei, daß das organisationale Lemen in teilautono
men Arbeitsgruppen auf verschiedenen Lemniveaus institutionalisiert werden kann. Vgl. auch 
Wilms/Hardcastle/Zell (1994).

304 Ausführlich wird in der Literatur die Frage diskutiert, warum Double-loop-Lemen immer wieder 
verhindert wird. Der Prozeß der Neudefinition von kognitiven Strukturen und Regelsystemen ist 
mit tiefgreifenden Verunsicherungen verbunden, die sich zu organisationalen Krisen ausweiten 
können (vgl. Nystrom/ Starbuck 1984; Fiol/Lyles 1985, S. 808; Siegenthaler 1993; Argyris 
1994; 1991; 1990).

305 Vgl. dazu auch die Ausführungen von Steinmann/Schreyögg (1986) über die Notwendigkeit 
einer ungerichteten strategischen Überwachung, um rechtzeitig unvorhersehbare Bedrohungen 
erkennen zu können. Auch hier werden offene Argumentationskulturen gebraucht.
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Das Konzept des Deutero-Lemens ist äußerst unscharf definiert. Es läßt sich einfa
cher an einem Beispiel darstellen, was für Konsequenzen es haben kann, wenn Deu- 
tero-Lernen nicht stattfindet. Bei der Challenger-Katastrophe im Januar 1986 war 
der Space Shuttle wenige Sekunden nach dem Start explodiert, weil wichtige Dich
tungsringe aufgrund der tiefen Außentemperaturen spröde geworden waren. Ob
wohl dieses Problem sowohl der Nasa als auch der Herstellerfirma der Dichtungs
ringe bekannt war, wurde der Start freigegeben. Die Analyse des Verlaufs der Ent
scheidung zeigt, daß die Warnungen zweier Ingenieure vom Management übergan
gen wurden. Bei der entscheidenden Videokonferenz 15 Stunden vor dem Start fiel 
der Satz: „Take off your engineering hat and put on your management hat“ (zitiert 
in Löhr 1991, S. 17). Die Manager waren offensichtlich nicht in der Lage, die bei
den handlungsleitenden kognitiven Regelsysteme des „managers“ und des „engi- 
neers“ auf einer Deutero-Ebene miteinander zu verbinden.306

b) Besonderheiten des interorganisationalen Lernens und Wissenstransfers in be
zug au f die Zusammenarbeit der ethisch engagierten Unternehmen

Allgemein kann festgestellt werden, daß sich interorganisationales Lernen und Wis
senstransfer vom organisationalen Lernen dadurch unterscheidet, daß es Uber beste
hende Untemehmensgrenzen hinweg stattfindet. Daraus erwachsen einige spezifi
sche Besonderheiten oder auch Probleme, die im folgenden in bezug auf die Zusam
menarbeit der ethisch engagierten Unternehmen zur Gestaltung eines ethischen 
Branchenstandards näher betrachtet werden sollen.
Wenn Unternehmen beschließen, z.B. eine Strategische Allianz oder ein Joint Ven
ture einzugehen, oder wenn ethisch engagierte Unternehmen gemeinsam versuchen, 
einen ethischen Branchenstandard zu gestalten und zu etablieren, so stehen sie bei 
Beginn der Zusammenarbeit vor dem gleichen Problem. Die Vorstellungen, Nor
men, Werte, Handlungsweisen, kognitiven Strukturen und Regelsysteme des oder 
der anderen Unternehmen sind nicht bekannt. D.h., zu Beginn einer Zusammen
arbeit sind interorganisationale Double-loop- und Deutero-Lemprozesse in Gang zu 
bringen. Dabei geht es um zwei Problembereiche.

Zum einen geht es dämm, die Vorstellungen, Normen, Werte, Handlungsweisen etc. 
der anderen Unternehmen überhaupt kennenzulernen. In bezug auf die ethische 
Branchenvereinbarung sind wechselseitige Verständigungen darüber notwendig, wie 
man im jeweiligen Unternehmen das moralische Dilemma wahmimmt, also als Pro
blem definiert. Dies ist deshalb notwendig, weil Problemdefinitionen nicht gegeben 
sind. Eine gemeinsame Problemdefinition muß erst erarbeitet, mögliche Lösungen 
und Kriterien, nach denen ein Problem als gelöst angesehen werden kann, müssen 
erst entwickelt werden (vgl. Osterloh 1991, S. 249-250). Neben dem „bloßen“ Ken- 
nenlemen der Vorstellungen der anderen geht es zum anderen  auch darum, zu 
einem gemeinsamen Verständnis zu kommen. Insofern kann es für einzelne beteilig
te Unternehmen notwendig werden, eigene kognitive Strukturen und Regelsysteme

306 Auf die ethische Relevanz dieses Rollenkonfliktes zwischen „manager“ und „engineer“ geht Löhr 
(1991, S. 9-29) ein. Zur Interpretation der Challenger Katastrophe unter dem Aspekt des Grup
pendenkens vgl. Moorhead/ Ference/Neck (1991).
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in Frage zu stellen und gegebenenfalls zu revidieren. D.h., deren Bewußtmachung 
und möglichen Veränderung sowie der Gewinnung gemeinsamer, neuer kognitiver 
Strukturen und Regelsysteme sind „Ergebnis“ der interorganisationalen Double
loop- und Deutero-Lemprozesse.307 Weick/Roberts (1993, S. 357) diskutieren das 
Herausbilden eines gemeinsamen Problemverständnisses unter dem Begriff des „col- 
lective mind“, das ein Muster von sorgfältigen Interaktionen in einer sozialen Ord
nung darstellt: „When we say that a collective mind ,comprehends‘ [...] we mean 
that heedful interrelating connects sufficient individual know-how to meet situatio- 
nal demands“ (ebd., S. 366). Ein Weg, um zu einem gemeinsamen Problemver
ständnis zu kommen, kann durch „Geschichtenerzählen“ verfolgt werden. Das Ge
schichtenerzählen erfüllt drei Funktionen. Es werden erstens Informationen über
mittelt, zweitens wird damit eine Ausbildungsfunktion übernommen, und drittens 
führt dies zu einer gemeinsamen Identitätsbildung (vgl. Blackler 1995, S. 1036; 
Brown/Duguid 1992, S. 41-47).
In bezug auf das moralische Dilemma, dem sich die jeweiligen Unternehmen ausge
setzt sehen, geht es also darum, zu einem gemeinsamen Verständnis des moralischen 
Dilemmas zu kommen. Denn nur, wenn sich die ethisch engagierten Unternehmen 
hinsichtlich der Probleme des moralischen Dilemmas einig sind, können sie auch 
nach zweckmäßigen Lösungen suchen. Die Fragestellung dieser Arbeit bezieht sich 
darauf, wie ein moralisches Dilemma mit Hilfe der Gestaltung und Etablierung 
eines ethischen Branchenstandards gelöst werden kann. D.h., die ethisch engagierten 
Unternehmen müßten im Rahmen der Verständigungsprozesse zur ethischen Bran
chenvereinbarung sich darüber einig werden, ob das in Frage stehende moralische 
Dilemma von ihnen mit Hilfe eines ethischen Branchenstandards auch gelöst werden 
kann. Gerade wenn implizites und kontextgebundenes Wissen für das Problemver
ständnis wichtig sind, wird die Verständigung auf eine gemeinsame Problemdefini
tion schwierig. Das gilt vor allem auch dann, wenn es um eine Verknüpfung von 
abstrakten Überlegungen -  wie z.B. normativen Anforderungen -  und situativen 
Erfordernissen geht (vgl. Hennemann 1997, S. 153). Zudem geht es bei der Lö
sungssuche moralischer Dilemmata im Sinne des interorganisationalen Double-loop- 
und Deutero-Lemens auch um die Verknüpfung von unterschiedlichen technischen 
und normativen Wissensbeständen.

So könnten Unternehmen, die das Problem des Mißbrauchs von Klebstoffen als 
Schnüffelstoffe durch lateinamerikanische Straßenkinder lösen wollten, gemeinsam 
versuchen, weniger gefährliche Rezepturen zu entwickeln und so den Mißbrauch zu 
verhindern. Allerdings könnten sie darüber hinaus zu der Einschätzung gelangen, 
daß sie die tieferliegenden Ursachen, die die Straßenkinder zu einer Flucht aus dem 
Elend in die Droge führen, über die Etablierung eines ethischen Branchenstandards 
nicht lösen können.308

307 Vgl. dazu aus systerntheoretischer Sicht z.B. Prange (1996).

308 Es steht ihnen aber offen, sich auch anderweitig für eine Beseitigung der Ursachen einzusetzen. 
Dies wäre dann aber ein Lösungsweg, der nicht einen ethischen Branchenstandard beträfe und ist 
deshalb nicht Gegenstand dieser Arbeit.
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Wenn ethisch engagierte Unternehmen der Meinung sind, daß ein ethischer Bran
chenstandard sich als Lösung eines moralischen Dilemmas eignet, müssen ihre wei
teren gemeinsamen Bemühungen auf dessen Gestaltung gerichtet sein. Es geht also 
darum, ihre jeweils untemehmensspezifischen Fähigkeiten und Wissensbestände in 
interorganisationalen Lernprozessen wechselseitig zugänglich zu machen und daraus 
neue, vereinbarungsspezifische Fähigkeiten und Wissen zu generieren. Eine beson
dere Schwierigkeit des interorganisationalen Lernens besteht nun aber darin, daß 
die jeweiligen Fähigkeiten und das jeweilige Wissen zum großen Teil kontextgebun
den und implizit ist (vgl. Müller-Stewens/Osterloh 1996, S. 18). Wie schon ausge
führt wurde, ist aber gerade der Transfer impliziten Wissens besonders schwierig, 
weil es nicht codifizierbar und kommunizierbar ist sowie den Wissensträgern oft
mals auch gar nicht bewußt ist. Hinzu kommt, daß Personen ihr explizites und im
plizites Wissen nur in ihrem spezifischen Kontext in Zusammenarbeit mit ihren 
Kollegen voll ausschöpfen und einsetzen können. Dies ist insbesondere dann der 
Fall, wenn dieses Wissen in Form der Sozialisation, d.h. die Überführung von im
plizitem Wissen wiederum in implizites Wissen, gewonnen wurde. Dieses Wissen ist 
sehr schwierig aus dem ursprünglichen Kontext herauszulösen und zu übertragen 
(vgl. Nonaka 1994, S. 20). Wissenstransfer zur Generierung neuen Wissens ist des
halb auch auf einen Kontext-Transfer angewiesen (vgl. Müller-Stewens/Osterloh 
1996; Sydow/van Well 1996, S. 201).™
Für (expliziten) Wissenstransfer und Kontext-Transfer sind jedoch unterschiedliche 
Maßnahmen notwendig (vgl. Müller-Stewens/Osterloh 1996, S. 20). Denn es geht 
einerseits darum, genügend Heterogenität von Wissen und Fähigkeiten zuzulassen, 
damit Sozialisation, Extemalisation, Intemalisation und Kombination sich ausrei
chend entfalten können. Andererseits muß jedoch auch darauf geachtet werden, daß 
die Verunsicherung durch diese Heterogenität nicht zu groß wird und sich dann 
lemhemmend auswirkt. Deshalb muß es für die Mitglieder der interorganisationa
len Teams immer wieder auch „ökologische Nischen“ geben, wo sie in einer kultur
homogenen Situation unter „Ihresgleichen“ sich eine Orientierung und Handlungs
sicherheit verschaffen können (vgl. Müller-Stewens/Osterloh 1996, S. 22). Die 
ethisch engagierten Unternehmen sollten daher ihre Zusammenarbeit dahingehend 
koordinieren, daß sie gleichzeitig integrierende und differenzierende Aspekte be
rücksichtigen können (vgl. ebd.). Erstens geht es um die Integration verschiedener 
kontexthomogener Gruppen in institutionalisierten kontextheterogenen Gruppen. 
Zweitens müssen bei der Koordination der interorganisationalen Zusammenarbeit 
auch gleichzeitig Orientierungen angeboten werden. In bezug auf das moralische 
Dilemma wird es hier um normative Fragen und Zielrichtungen gehen sowie um 
die Aufgabenstellung, die gemeinsame Arbeit auf die Gestaltung und Etablierung 
des ethischen Branchenstandards auszurichten. Die normativen Orientierungen kön
nen einerseits in Unterredungen von den beteiligten Unternehmen selbst entwickelt 
werden. Andererseits ist es aber unabdingbar, auch betroffene Stakeholder und 
Konsumenten mit in den Prozeß der Lösungssuche für das moralische Dilemma ein

309 Die Kontextabhängigkeit von Wissen und Fähigkeiten bezeichnen Zander/Kogut (1995, S. 79) in 
Anlehnung an Winter (1987) als „system dependence“, als die Abhängigkeit des Wissens und der 
Fähigkeiten von der Zusammenarbeit erfahrener Personen oder Personengruppen.
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zubeziehen. Dies geschieht im Rahmen des Kooperativen Diskurses, der in Ab
schnitt 3 vorgestellt wird. Die Ergebnisse des Kooperativen Diskurses dienen dann 
als normative Orientierung bei der Gestaltung des ethischen Branchenstandards. 
Drittens kann die Orientierungsleistung durch zeitliche Perspektiven und angestreb
te Lemniveaus unterstützt werden.

Damit die vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen zur Grundlage der 
Imitationsbarrieren werden können, sollten sie möglichst implizit angelegt sein und 
an den interorganisationalen Kontext der ethisch engagierten Unternehmen gebun
den sein. D.h., die ethisch engagierten Unternehmen müssen sich ein „shared know
ledge embedded in the relationship“ (Garud 1994, S. 388) erarbeiten, daß sie in ge
meinsamen interorganisationalen Routinen entwickeln und reproduzieren sowie in 
vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten einbinden. So stellt auch Clark (1985, S. 238 
Fn. 11) heraus, daß die Gestaltung eines Designs in den meisten Fällen nicht durch 
einen einzelnen Designer erarbeitet wird, sondern daß diese Aufgabe von einer 
Gruppe wahrgenommen wird. Dabei beeinflußt die Gruppenstruktur sowie die Ori
entierungen und Erfahrungen der Gruppenmitglieder die Designentscheidungen:310 
„This implies that there is likely to be an interaction between the nature of the de
sign problems encountered and the nature of the design group“ (Clark 1985, S. 238 
Fn. 11).

Für die Zusammenarbeit der ethisch engagierten Unternehmen wirkt sich darüber 
hinaus positiv aus, daß „sharing knowledge is fostering the relationships with other 
companies“ (Appleyard 1996, S. 139 Fn. 7). Damit ist neben der wechselseitigen fi
nanziellen Beteiligung oder gemeinsamen Investitionen eine weitere Art der Bin
dung in einer Kooperation angesprochen. Deshalb sollten die Beteiligten sich bemü
hen, ihre Zusammenarbeit auf die Grundlage eines „boundary-spanning“ sozialen 
Netzwerks zu stellen. Dieses ist über Untemehmensgrenzen hinweg definiert als „a 
collectivity of individuals among whom exchanges take place that are supported 
only by shared norms of trustworthy behavior“ (Liebeskind/Oliver/Zucker/Brewer 
1996, S. 430). Sydow/van Well (1996, S. 205-212) sprechen in diesem Zusammen
hang von (Experten-)Wissen als Netzwerkressource. Darüber hinaus ist nach Lie- 
beskind/Oliver/Zucker/Brewer (1996, S. 430) ein „boundary spanning“ soziales 
Netzwerk dadurch gekennzeichnet, daß der Austausch von Informationen und Wis
sen nicht durch Preise oder durch Verträge, sondern ausschließlich durch die Ori
entierung an gemeinsamen Normen stattfindet. In bezug auf die ethische Branchen
vereinbarung und -standard ist dazu festzuhalten, daß Verträge zwischen den ethisch 
engagierten Unternehmen abgeschlossen werden könnten oder sollten, um die Rah
menbedingungen festzulegen.311 Dabei entwickeln sich persönliche Beziehungen und

310 Vgl. dazu auch das Beispiel bei Weick/Roberts (1993) über die Herausbildung eines „collective 
mind“ und die dadurch ermöglichte Selbstabstimmung in einer Gruppe, die sich auf ein gemein
sames Ziel hin ausrichten und zielgerichtet koordiniert.

311 Rechtliche Rahmenbedingungen sind vor allem deshalb notwendig, weil sich die ethisch enga
gierten Unternehmen weiterhin auch in einer Wettbewerbssituation befinden, die angemessen be
rücksichtigt werden muß. So stellen z.B. Mowery/Oxley/Silverman (1996, S. 79-80) fest, daß 
Wissen am besten wechselseitig ausgetauscht wird, wenn dies im Rahmen eines Joint Ventures 
vorgesehen ist, an dem die Partner finanziell gleichberechtigt beteiligt sind. Im Vergleich dazu
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soziale Normen während der Aushandlungsprozesse von Kooperationsverträgen und 
führen häufig zu psycholgischen impliziten Verträgen, die eine wichtige Unterstüt
zung der Kooperation leisten (vgl. z.B. Ring/Van de Ven 1994). Innerhalb dieser 
Rahmenbedingungen sollte die Zusammenarbeit daher ebenfalls durch die gemeinsa
men Normen vertrauensvollen Handelns gekennzeichnet sein wie zwischen den Ko
operationspartner eines „boundary spanning“ sozialen N etzw erks.312 Die 
Zusammenarbeit in bezug auf eine ethische Branchenvereinbarung und -Standard 
sollte dabei natürlich insbesondere auch durch die Einhaltung von ethischen 
Normen zur Lösung des moralischen Dilemmas geprägt sein. Hier ist -  wie bereits 
in Kapitel I diskutiert -  die intrinsische Motivation der Beteiligten wichtig, sich im 
Rahmen der Zusammenarbeit für eine Erarbeitung und Umsetzung der Lösungen 
einzusetzen. Das Wissen der Beteiligten um eine solche gemeinsam geteilte 
intrinsische Motivation sollte dabei eine weitere Grundlage des Vertrauens für eine 
Zusammenarbeit in einem „boundary spanning“ sozialen Netzwerk sein.

c) Gemeinsamer Aufbau der absorptiven Kapazität
Mit der absorptiven Kapazität haben Cohen/Levinthal (1990, S. 128) die Fähigkeit 
eines Unternehmens bezeichnet, neue Informationen und neues Wissen von außen zu 
erkennen, deren Wert zu erkennen, es zu interpretieren und es aufnehmen zu 
können. Das Ausmaß der Fähigkeit zur absorptiven Kapazität ist dabei entscheidend 
vom bereits bestehenden Vorwissen abhängig. Die ethisch engagierten Unternehmen 
erarbeiten sich während der Gestaltung des ethischen Branchenstandards eine ab- 
sorptive Kapazität. Diese ermöglicht es ihnen einerseits, die Entwicklungen der ver
einbarungsspezifischen Fähigkeiten und des vereinbarungsspezifischen Wissens kon
tinuierlich vorantreiben zu können. Andererseits vergrößert sie auch die untemeh- 
mensindividuelle Fähigkeit, andere Informationen und Wissensbestände außerhalb 
dieser interorganisationalen Zusammenarbeit zu erkennen, zu bewerten und aufzu
nehmen. D.h., die ethisch engagierten Unternehmen eröffnen sich damit einen wei
teren Weg, an den aktuellen technologischen Entwicklungen etc. teilnehmen zu kön
nen und so ihre Innovationsfähigkeit zu erhalten.
Die organisationale absorptive Kapazität bezeichnen Cohen/Levinthal (1990, S. 149) 
als „intangible“, weshalb sie in Verbindung mit ihrer Eigenschaft, nicht durch 
Crash-Programme einfach aufgebaut werden zu können (vgl. ebd., S. 131), als eine 
strategisch relevante Ressource betrachtet werden kann. Die organisationale absorp
tive Kapazität betrifft nicht nur die Fähigkeit der Akquisition von externem Wissen, 
sondern auch die Fähigkeit, dieses Wissen im Unternehmen innerhalb und zwischen 
verschiedenen Bereichen diffundieren zu lassen und zielgerichtet einzusetzen, d.h. 
die Fähigkeit zur Aggregation des Wissens. Dabei ist von Bedeutung, daß das Aus

findet ein Wissensaustausch in vertraglich basierten Strategischen Allianzen in geringerem Aus
maß statt. Allerdings machen sie diese Feststellung auch davon abhängig, wie intensiv die Zu
sammenarbeit ausgestaltet ist und ob Möglichkeiten eröffnet werden, auch implizites Wissen sich 
wechselseitig zugänglich zu machen (vgl. ebd.; Kogut 1988, S. 323).

312 Zur Bedeutung von Vertrauen in Kooperationen, Netzwerken und bei interorganisatinalen Lern
prozessen vgl. auch Dodgson (1993b); Loose/Sydow (1994); Dollinger/Golden/Saxton (1997).
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maß individueller absorptiver Kapazität auch vom organisationalen Kontext abhän
gig ist (vgl. Lindsay/Norman 1977; Müller-Stewens/Osterloh 1996). Deshalb wer
den Personen als Gatekeeper oder Boundary Spanners gebraucht, die einerseits das 
Umfeld hinsichtlich neuen, wichtigen Wissens beobachten und andererseits eine 
Übersetzung des externen Wissens für eine bessere intraorganisationale Aufnahme 
vornehmen (vgl. z.B. Tushman 1977; Liebeskind/Oliver/Zucker/Brewer 1996).313 
Die absorptive Kapazität eines Unternehmens entwickelt sich im Zeitverlauf kumu
lativ. Je mehr Vorwissen aus vorhergehenden Perioden mitgebracht wird, desto ef
fizienter können in der aktuellen Periode Informationen aufgenommen, bewertet 
und eingesetzt werden.314 Darüber hinaus ermöglicht die absorptive Kapazität aber 
auch eine bessere Erwartungsbildung z.B. hinsichtlich der Leistungsfähigkeit einer 
neuen Technologie.
Zur Erhaltung der Innovationsfähigkeit empfehlen Cohen/Levinthal (1990, S. 138- 
142) deshalb unbedingt Investitionen in die absorptive Kapazität. Einen Ansatzpunkt 
dazu sehen sie in der Forschung und Entwicklung. Denn einerseits entsteht die ab
sorptive Kapazität sozusagen als Nebenprodukt der Forschungs- und Entwicklungs
tätigkeit (vgl. Cohen/Levinthal 1989). Das ist insbesondere dann der Fall, wenn sich 
die Branche in einer Phase der inkrementalen Innovationen befindet, also wenn das 
dominante Design bereits etabliert ist. Dabei kann auch das Eingehen von Strategi
schen Allianzen als eine Investition in die absorptive Kapazität angesehen werden, 
und zwar sowohl in die untemehmensspezifische wie auch in die gemeinsame inter- 
organisationale absorptive Kapazität (vgl. Levinson/Asahi 1995, S. 58-60). Ander
erseits würde eine Vernachlässigung der Investitionen in Forschung und Entwick
lung dazu führen, den Anschluß an die aktuellen Entwicklungen zu verpassen, weil 
die Generierung von Wissen und die Entwicklung der absorptiven Kapazität Pfad
abhängigkeiten315 unterliegen. Cohen/Levinthal (1990, S. 136) bezeichnen die Ver
nachlässigung als einen lockout-Prozeß, bei dem sich das Unternehmen selbst von 
der akutellen Entwicklung ausschließt. Diesem Argument kommt im folgenden Ab
schnitt in bezug auf die Trittbrettfahrer eine zentrale Bedeutung zu.316

Die absorptive Kapazität richtet sich jedoch nicht nur auf Lernfähigkeiten und die 
Aufnahme von Wissen. Sie bezieht sich darüber hinaus auch auf Problemlösungsfä

313 Diese Aufgaben der Gatekeeper sind angesichts einer komplexen, dynamischen und unsicheren 
Umwelt relativ schwierig, so daß man nicht nur einzelne, als Gatekeeper bestimmte Personen da
mit „allein lassen“ sollte. Vgl. dazu z.B. die Vorschläge von Steinmann/Schreyögg (1986).

314 Dies liegt einerseits am spezifischen Inhalt und Struktur des Vorwissens und andererseits an der 
Fähigkeit des „Lernens zu lernen“ (vgl. Cohen/Levinthal 1990, S. 130; Ellis 1965; Estes 1970).

315 Zu Pfadabhängigkeiten vgl. z.B. Dosi (1982); Cowan/Gunby (1996). Zur Kritik, daß technolo
gische Entwicklungen nicht als determinierte pfadabhängige Entwicklungen verstanden werden 
sollten, vgl. Bijker/Law (1992) sowie die Artikel in ihrem Buch (vgl. Bijker/Law (Hrsg.) 1992). 
Zur Notwendigkeit, pfadabhängiges Wissen zu akkumulieren und Pfade zur Wissensgenerierung 
anzulegen, vgl. Kim/Kogut (1996).

316 Vgl. dazu z.B. auch die Ausführungen von Rosenberg (1990), wonach Unternehmen schon des
halb Grundlagenforschung betreiben, um die aktuellen wissenschaftlichen Entwicklungen verfol
gen zu können, um darauf aufbauend selbst Innovationen hervorbringen oder wenigstens schnell 
auf solche reagieren zu können.
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higkeiten und ermöglicht auch aus dieser Richtung die Generierung neuen Wissens 
(vgl. Cohen/Levinthal 1990, S. 130; Iansiti/Clark 1994). Die ethisch engagierten 
Unternehmen erwerben spezifisches Problemlösungswissen und -fähigkeiten, die sie 
einsetzen können, wenn sie sich einem nur sie betreffenden moralischen Problem 
gegenübersehen. Dazu gehört z.B. die aus Deutero-Lernprozessen gewonnene 
Fähigkeit, problemrelevantes technisches und normatives Wissen zu verknüpfen. 
Ethisch engagierte Unternehmen können so „social and ethical response capabilities“ 
(Litz 1996, S. 1355) aufbauen.317 Ihre durch die Arbeit an der ethischen Branchen
vereinbarung und -Standard gewonnene absorptive Kapazität wird es ihnen erleich
tern, moralische Probleme auch als solche wahrzunehmen. Es kann z.B. angenom
men werden, daß Shell wenigstens aus den Vorkommnissen gelernt hat, daß Entsor
gungsvorhaben einer allgemeinen Legitimierung bedürfen (vgl. Krönig 1995). So 
hat Shell inzwischen mögliche Entsorgungsvarianten der Öffentlichkeit vorgestellt, 
nachdem nun die Option der Versenkung nicht mehr zur Verfügung steht (vgl. o.V. 
1997b). Offen ist noch, welche Entsorgungsart gewählt wird. Vor allem aber sollte 
Shell gelernt haben, Entsorgungsprobleme nicht als rein technische Probleme wahr
zunehmen und entsprechend zu behandeln. Allerdings sieht sich Shell immer noch 
massiver Kritik ausgesetzt, was darauf schließen läßt, daß noch nicht der richtige 
Umgang mit Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen gefunden wurde (vgl. 
o.V. 1997c).

2.5.2 Fehlende absorptive Kapazität der Trittbrettfahrer und ihre Wirkung als 
Imitationsbarriere

Es kann festgestellt werden, daß alle Unternehmen die Fähigkeit zur absorptiven 
Kapazität besitzen müssen, wollen sie im Wettbewerb bestehen können. Die Gene
rierung neuen Wissens und die Entwicklung neuer Technologien ist abhängig von 
der absorptiven Kapazität und den Fähigkeiten eines Unternehmens, seine Wissens
bestände und untemehmensspezifischen Fähigkeiten neu zu kombinieren: ,,[N]ew 
leaming, such as innovations, are products of a firm ‘s combinative capabilities to 
generate new applications from existing knowledge. By combinative capabilities, we 
mean the intersection of the capability of the firm to exploit its knowledge and the 
unexplored potential of the technology“ (Kogut/Zander 1992, S. 391).318 Die Mög
lichkeiten zu neuen Kombinationen und die absorptive Kapazität zur Aufnahme und 
Anpassung neuen Wissens von außerhalb sind somit entscheidend für die Innova
tionsfähigkeit des Unternehmens. Obwohl Technologieentwicklung sowie die Gene
rierung von untemehmensspezifischen Fähigkeiten und Wissen Pfadabhängigkeiten

317 Litz (1996) kritisiert an der ressourcenorientierten Strategielehre, daß sie genau diese „social and 
ethical response capabilities“ völlig unberücksichtigt läßt, obwohl sie als strategisch relevante 
Ressourcen anzusehen sind: „To the extent the firm is able to recognize its interdependence [of 
stakeholders, R.T.], reflect upon the ethical standards appropriate to the situation, and react in a 
timely and responsive manner, it possesses valuable, rare, inimitable, and nonsubstitutable as
sets, that is, it possesses strategic resources“ (Litz 1996, S. 1360). Leider führt Litz nicht näher 
aus, was genau unter „social and ethical response capabilities“ zu verstehen ist.

318 Zum organisationalen Lernen im Spannungsfeld zwischen „exploitation“ und „exploration“ vgl. 
March (1991).
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unterliegen (vgl. Cohen/Levinthal 1990), sind sie doch nicht gänzlich determiniert 
in ihren Entwicklungen (vgl. Bijker/Law 1992). Dies kann am Beispiel der CD ge
zeigt werden, die das Ergebnis der Zusammenführung von drei verschiedenen For
schungsbereichen ist: der Lasertechnologie, der Fortentwicklung des Transistors 
zur integrierten Schaltung und zum Chip sowie Technologien zur Codierung und 
Fehlerkorrektur (vgl. Speiser 1997). Innovative Unternehmen suchen sich deshalb 
Kooperationspartner, mit denen eine gewisse Übereinstimmung in Wissensbeständen 
und Fähigkeiten besteht (vgl. z.B. Mowery/Oxley/Silverman 1996, S. 81). Der 
Grund dafür liegt in der absorptiven Kapazität, die eine Zusammenarbeit erleichtert 
und bessere Entwicklungsmöglichkeiten eröffnet.
Genau dies sollen die ethisch engagierten Unternehmen mit ihrer Gestaltung eines 
ethischen Branchenstandards auch versuchen zu erreichen. Neben der Lösung des 
moralischen Dilemmas entwickeln sie neue, vereinbarungsspezifische Fähigkeiten 
und generieren neues, vereinbarungsspezifisches Wissen, das ihnen weiterhilft, den 
zukünftigen Entwicklungen zu folgen bzw. diese selbst aktiv mitzugestalten. Es stellt 
sich nun aber die Frage, warum diese Tätigkeiten als Imitationsbarriere vor Tritt- 
brettfahrem schützen.
Die Imitationsbarriere liegt in dem Wissensvorsprung der ethisch engagierten Unt
ernehmen in Verbindung mit der fehlenden absorptiven Kapazität der Trittbrettfah
rer. So ist es bei den heutigen komplexen und schnellen technologischen Verände
rungen immer fraglicher, ob ein Unternehmen es sich leisten kann, sich von den 
neuesten Entwicklungen femzuhalten (vgl. Kotabe/Swan 1995, S. 632).319 Cohen/ 
Levinthal (1990, S. 136-137) weisen ausdrücklich auf die Gefahr hin, daß Unter
nehmen damit ihre absorptive Kapazität verlieren und so sich selbst von den Ent
wicklungen ausschließen. Genau das tun aber Trittbrettfahrer, die sich nicht an der 
Gestaltung eines ethischen Branchenstandards, die direkt am Produkt oder am Pro
duktionsprozeß ansetzt, beteiligen. D.h., daß die Trittbrettfahrer in dem Maße, in 
dem ihnen die absorptive Kapazität fehlt, quasi selbst zur Errichtung der Imitations
barriere der ethisch engagierten Unternehmen beitragen. Das gilt sowohl fü r  Tritt
brettfahrer innerhalb wie außerhalb der ethischen Branchenvereinbarung. Beide 
schließen sich gleichermaßen von den interorganisationalen Lernprozessen aus und 
verlieren so ihre zukünftige absorptive Kapazität.
Die Imitationsbarriere aus dem Wissensvorsprung und der fehlenden absorptiven 
Kapazität hat verschiedene Wirkungen. Zum ersten droht den Trittbrettfahrem der 
Verlust ihrer Innovationsfähigkeit. Diese Gefahr liegt darin begründet, daß sie sich 
von einer weiteren Quelle externer Wissens- und Fähigkeitszufuhr femhalten und 
so systematisch weniger „Input“ für die Generierung neuen Wissens erhalten. Zu
dem können sie Kosten und Risiko der Wissensgenerierung etc. nicht verteilen (vgl. 
Mowery/Oxley/Silverman 1996, S. 79). Aufgrund fehlender Anregungen aus dem 
Kreise der ethisch engagierten Unternehmen besteht für sie weniger Anlaß, eigene 
Vorstellungen, kognitive Strukturen etc. in Frage zu stellen. Eine Folge davon kann 
sein, daß ihre Kemkompetenzen zuwenig „herausgefordert“ werden und so zu „core

319 Fraglich ist somit, ob eine Leapfrog-Strategie unter heutigen Wettbewerbsbedingungen z.B. im 
Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologien noch erfolgreich sein kann.
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rigidities“ (Leonhard-Barton 1992) werden. Manager sehen sich einem Paradox ge
genüber, denn Kemkompetenzen bereichern und behindern gleichzeitig zukünftige 
Entwicklungen. Kemkompetenzen werden zu Core Rigidities, wenn das Spannungs
feld zwischen der Notwendigkeit zur Innovation und der Bewahrung von Fähigkei
ten sich zu sehr auf die Bewahrung verlagert.320 Eine zu große Konzentration auf 
bestimmte Aktivitäten führt nach Cohen/Levinthal (1990, S. 134; vgl. auch Nelson/ 
Winter 1982, S. 99-107) zu einem „remembering by doing“, das innovative Ent
wicklungen verhindert.
Im Gegensatz zu den Trittbrettfahrem können die ethisch engagierten Unternehmen 
durch „leaming by doing“ von vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen 
ihre untemehmensspezifischen Fähigkeiten weiterentwickeln. Sie unterstützen damit 
nachhaltig ihre Innovationsfähigkeit. Wie Liebeskind/Oliver/Zucker/Brewer (1996, 
S. 438-439) feststellen, erreichen Unternehmen, deren Mitarbeiter auch in „boun- 
dary spanning“ sozialen Netzwerken eingebunden sind, eine Anreicherung ihrer or- 
ganisationalen Lernfähigkeiten sowie eine effizientere Integration neuen Wissens. 
Dazu muß ein Unternehmen jedoch auch eine absorptive Kapazität dahingehend auf
bauen, Wissen aus einer interorganisationalen Kooperation integrieren zu können 
(vgl. Cohen/Levinthal 1990, S. 149).

Zum zweiten führt eine mangelnde Ausbildung der absorptiven Kapazität in einen 
sich selbstverstärkenden Zirkel einer weiteren Abnahme der absorptiven Kapazität. 
Ähnlich wie Wissen sich im Gebrauch nicht abnutzt, sondern sich reproduziert und 
anreichert, muß auch die absorptive Kapazität durch Gebrauch erhalten und ausge
weitet werden. Dabei nimmt die absorptive Kapazität insbesondere dadurch zu, daß 
das Vorwissen immer vielfältiger wird und so einen weitgespannten Hintergrund an 
Anknüpfungspunkten für neue Informationen und Wissen bietet (vgl. Cohen/Levin
thal 1990, S. 131). Es empfiehlt sich zur Erhaltung der absorptiven Kapazität, eine 
Wissensdiversität bereit zu halten, denn Lernprozesse sind kumulative Prozesse, die 
mit zunehmendem Vorwissen leichter fallen. Zudem ist es z.T. unsicher, welches 
Wissen, Technologien und welche Fähigkeiten etc. wettbewerbsentscheidende Rele
vanz erlangen, so daß nur eine ausreichende absorptive Kapazität flexible Reaktio
nen auf eine hochgradig wettbewerbsintensive Situation321 ermöglicht (vgl. Liebes- 
kind/Oliver/Zucker/Brewer 1996, S. 431). Wenn der ethische Branchenstandard 
und damit die vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten tatsächlich eine vollständige 
branchenweite Wirkung entfalten und nicht auf eine Koexistenz mit dem herkömm
lichen dominanten Design beschränkt bleiben, wird es für die nachfolgenden Unter
nehmen schwierig, diese ohne eine ausreichende absorptive Kapazität nachzuvollzie
hen. Auch wenn implizites Wissen besser vor Imitation geschützt ist, gilt dies eben
falls für explizites Wissen. Denn explizites Wissen ist zum einen nur dann relativ 
einfach aufzunehmen, wenn ein ausreichendes Vorwissen besteht (vgl. Cohen/Levin
thal 1990, S. 129). Zum anderen ist explizites, codifiziertes Wissen nur soweit nach

320 Ähnlich stellt sich das organisatorische Dilemma zwischen Innovation und Routine bzw. Flexibi
lität und Stabilität dar (vgl. Osterloh 1993a; 1993b).

321 Vgl. dazu die Ausführungen über Hypercompetition von D'Aveni (1994). Vgl. kritisch dazu 
Rühli (1996a; 1996b).
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vollziehbar, wie auch der „Code“ bekannt und kommunizierbar ist (vgl. Kogut 
1991, S. 40).
Dabei muß berücksichtigt werden, daß eine Imitation von Fähigkeiten und Wissen 
in dem Maße leichter fällt, in dem diese allgemein in der Branche bekannt sind (vgl. 
Zander/Kogut 1995). Das bedeutet, daß vereinbarungsspezifische Fähigkeiten und 
Wissen umso mehr durch Imitationsbarrieren geschützt werden können, je mehr sie 
sich von den bisherigen branchenspezifischen Fähigkeiten und Wissen unterschei
den. Am besten sind sie geschützt, wenn sie als kompetenz-zerstörende technologi
sche Diskontinuitäten wirken. Für Trittbrettfahrer wäre diese Entwicklung vor al
lem dann bedenklich, wenn die Beherrschung der bisherigen branchenspezifischen 
Fähigkeiten ein wirksamer Schutz vor neu eintretenden Unternehmen war (vgl. 
Foss/Eriksen 1995, S. 54) und diese Funktion auf die vereinbarungsspezifischen Fä
higkeiten überginge. Trittbrettfahrer fänden sich dann zwischen einer Imitations- 
barriere der ethisch engagierten Unternehmen, die sie nicht bewältigen können, und 
einer Eintrittsbarriere, die von neu eintretenden Unternehmen leichter übersprun
gen werden könnte. In Verbindung mit der Eintrittsbarriere kann die absorptive 
Kapazität auch als eine branchenspezifische Fähigkeit angesehen werden (vgl. Foss/ 
Eriksen 1995, S. 61), was dann analog in bezug auf die Imitationsbarriere und die 
vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten gelten kann.

Drittens ist auch die absorptive Kapazität durch Pfadabhängigkeiten gekennzeichnet 
und kann im Zeitverlauf akkumuliert werden (vgl. Cohen/Levinthal 1990). Die 
Pfadabhängigkeiten der absorptiven Kapazität ergeben sich aus denen der Wissens
generierung und Lernprozesse. Die absorptive Kapazität ist umso vielfältiger, je 
mehr Wissensdiversität ein Unternehmen sich eröffnen kann. Das Verständnis der 
vergangenen Prozesse ist für zukünftige Lernprozesse und absorptive Kapazitäten 
insbesondere dann wichtig, wenn es sich um implizites Wissen sowie Wissen und 
Fähigkeiten handelt, die mit der Organisationsstruktur und mit den organisationalen 
Routinen verwoben sind. Das trifft analog auf vereinbarungsspezifische Fähigkeiten 
und ihre Verwobenheit in der Kooperation der ethisch engagierten Unternehmen 
zu. Dieses Vorverständnis fehlt Trittbrettfahren, wenn sie versuchen sollten, die 
vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen zu imitieren. Hinzu kommt als 
weitere Schwierigkeit, daß diese Fähigkeiten und dieses Wissen in die interorganisa- 
tionale Zusammenarbeit der ethisch engagierten Unternehmen eingebunden sind. 
Diese werden darüber hinaus auch nur nach Maßgabe der gemeinsamen Normen 
weitergegeben, die in einem „boundary spanning“ sozialen Netzwerk für vertrau
ensvollen Umgang gelten. Diese wechselseitigen Interaktionen, Lernprozesse und 
Wissenstransfers sind durch kausale Ambiguität und soziale Komplexität gekenn
zeichnet, so daß sie für Trittbrettfahrer nicht nachvollziehbar sind. In hochgradig 
wettbewerbsintensiven Branchen halten Liebeskind/Oliver/Zucker/Brewer (1996, S. 
440) Wissensakquisition und gemeinsame Wissensgenerierung in „boundary span
ning“ sozialen Netzwerken jedoch für unverzichtbar, wenn ein Unternehmen auch 
zukünftig erfolgreich sein will.
Viertens fehlt den Trittbrettfahrem eine absorptive Kapazität hinsichtlich Problem
lösungsfähigkeiten bei zukünftigen moralischen Problemen. Sie können dabei nicht 
auf Erfahrungen aus der Lösung des moralischen Dilemmas zurückgreifen, denn
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davon haben sie sich ja  ausgeschlossen. Die fehlende absorptive Kapazität wirkt sich 
besonders dann aus, wenn Trittbrettfahrer sich auch vor dem Auftreten des morali
schen Dilemmas noch nie mit einem moralischen Problem befassen mußten, aber 
nun doch mit einem unausweichlichen moralischen Problem konfrontiert sind. Ih
nen fehlt in einer solchen Situation die Erfahrung bzw. absorptive Kapazität, mora
lische Probleme als solche wahrzunehmen und einen Problemlösungsprozeß einzu
leiten, in dem das erforderliche technische Wissen mit dem normativen verknüpft 
werden muß. Daß dies nicht so einfach ist, zeigt sich deutlich an den Schwierigkei
ten, die Shell auch zwei Jahre nach den Vorfällen um die Brent Spar und nach der 
Hinrichtung von Ken Saro-Wiwa hat (vgl. o.V. 1997c). Die Wichtigkeit solcher 
Problemlösungsfähigkeiten und somit des Aufbaus einer entsprechenden absorptiven 
Kapazität darf also nicht unterschätzt werden -  das gilt unter dem Primat der Ethik 
auf jeden Fall schon allein aus ethischen Gründen. Da Trittbrettfahrer aber eine für 
sie besonders günstige Kosten-Nutzen-Rechnung aufstellen wollen (ansonsten wür
den sie sich ja  an der ethischen Branchenvereinbarung und an den Kosten zur Ge
staltung und Etablierung des ethischen Branchenstandards beteiligen), sollten sie 
sich überlegen, ob das Risiko eines Boykotts nicht zu hoch bzw. zu teuer ist und ob 
normative Problemlösungsfähigkeiten unter dem Primat der Ethik nicht doch einen 
überzeugenderen Weg ermöglichen.322

2.4 Grenzen der Wirkung von Imitationsbarrieren als Schutz gegen Trittbrettfah
rer

Auch wenn versucht wird, den ethischen Branchenstandard möglichst auf implizi
tem vereinbarungsspezifischen Wissen und vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten 
zu fundieren, so muß doch festgestellt werden, daß es den absoluten Imitations
oder Substitutionsschutz nicht geben kann.323 Deshalb sollen im folgenden kurz eini
ge Aspekte diskutiert werden, die die Wirkung der Imitationsbarriere beeinträchti
gen können und die deshalb von den ethisch engagierten Unternehmen während ih
rer Zusammenarbeit kontinuierlich mit bedacht werden sollten.
Zum ersten ist zu bedenken, wie wettbewerbssensibel die Zusammenarbeit in bezug 
au f die Gestaltungsdimensionen des ethischen Branchenstandards auf andere unter
nehmensspezifische Fähigkeiten und Wissen ist. Dies ist eine empirische Frage für 
den konkreten Einzelfall. Allgemein kann jedoch festgestellt werden, daß Unterneh
men sehr wohl auch Kooperationen in wissenssensiblen Bereichen eingehen. Ein 
Beispiel hierfür sind die Strategischen Allianzen bzw. Allianzgruppen, die zum 
Zwecke der Standardsetzung im Bereich der Informations- und Kommunikations
technologien gebildet werden (vgl. Gerybadze 1991, S. 153, 157; Gomes-Casseres 
1994; Khazam/Mowery 1994).

322 Nicht auszuschließen ist jedoch, daß die Boykottdrohung und damit finanzielle Verluste als ge
ring eingeschätzt werden. Außerdem muß betont werden, daß hier nicht eine „quasi ökonomische 
Begründung des Primats der Ethik“ verfolgt werden soll.

323 Zur Diffusion von Innovationen, Technologien etc. vgl. z.B. Mansfield (1985); DeBresson
(1995).
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So kann es z.B. sein, daß die Rezeptur eines Kontaktklebstoffs zu den Betriebsge
heimnissen eines Unternehmens gehört, so daß man in diesem Bereich keinerlei Ko
operationen eingehen möchte, um nicht -  ungewollt -  eigenes Wissen preiszugeben. 
Ein Vorschlag der humanitären Organisationen bei dem Treffen 1994 mit Henkel 
war es, dem Klebstoff übelriechendes Senföl beizumischen. Allerdings hat dies Hen
kel abgelehnt (vgl. Netzer 1994). Würden sich alle Klebstoff-Produzenten darauf 
einigen, Senföl beizumischen, so wäre eine Lösung gefunden, den Mißbrauch zu 
verhindern, ohne sich der Gefahr des Wissensverlustes in einer Kooperation auszu
setzen.
Zweitens muß damit gerechnet werden, daß nicht alle an der ethischen Branchen
vereinbarung beteiligten Unternehmen im Sinne der vorgestellten „boundary span- 
ning“ sozialen Netzwerke Zusammenarbeiten wollen, d.h., sich nicht an die gemein
samen Normen des vertrauensvollen Austausches halten wollen. Es ist argumentiert 
worden, daß Trittbrettfahrer interorganisationale Lernprozesse nicht einfach aufho- 
len können, weil sie sich durch ihren Ausschluß um den notwendigen Aufbau der 
absorptiven Kapazität gebracht haben. Das gilt grundsätzlich für Trittbrettfahrer 
von außerhalb wie innerhalb der ethischen Branchenvereinbarung. Hingegen könnte 
in Abhängigkeit von der Sensibilität des Bereiches der Kooperation die Gefahr be
stehen, daß einige Unternehmen innerhalb der ethischen Branchenvereinbarung die
se Zusammenarbeit auch als eine Möglichkeit ansehen, relativ einfach an wettbe
werbsentscheidendes Wissen anderer Unternehmen heranzukommen. Hier kommt es 
darauf an, mit welcher Absicht die Partner eine Kooperation eingehen. Für Unter
nehmen mit der Fähigkeit „to out-leam one's partner“ empfiehlt Hamei (1991, S. 
85, 89) beispielsweise die Einstellung eines „race to leam “.324 Dabei soll das Unter
nehmen versuchen, so viel wie möglich vom Kooperationspartner zu lernen, ohne 
eigenes Wissen preiszugeben.

Müller-Stewens/Osterloh (1996, S. 20) kritisieren an dieser Empfehlung, daß damit 
bloßes interorganisationales Single-loop-Lemen angestrebt werde, d.h., die eigenen 
Wissenslücken mit Wissen vom Partner schnell zu stopfen. Vor diesem Hintergrund 
ist die von Garud (1994, S. 390) gegebene Einschätzung zu sehen, wonach die Ko
operationspartner sich in der Spezifischen Phase in ihren Fähigkeiten angeglichen 
haben und deshalb weniger gewillt sind zu kooperieren (vgl. Abb. 10, Quadrant 
IV). Dagegen ist eingewendet worden, daß Kooperationspartner mit einem solchen 
Handeln aber ihr „shared knowledge embedded in the relationsphip“ (Garud 1994, 
S. 388) gefährden würden. Zudem schöpft interorganisationales Single-loop-Lemen 
nicht vollständig das Lempotential einer Kooperation aus.325 Ohne einen wechsel
seitigen, offenen Austausch bleiben dann aber die Möglichkeiten zum interorganisa- 
tionalen Double-loop-Lernen und zur Wissensgenerierung ungenutzt. „Race to

324 Hervorhebungen nicht im Original.
325 Dieses Problem ist Hamei (1991, S. 91) durchaus bewußt. So gibt auch er zu bedenken, daß sich 

für Unternehmen „barriers to receptivity“ auftun könnten, was letztendlich auf einen Mangel an 
absorptiver Kapazität hindeutet. So geht es seiner Meinung für die beteiligten Unternehmen dann 
doch nicht nur um ein „race to leam“, sondern auch um ein „race to remain .attractive' to their 
partners“ (ebd., S. 89).
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leam“-Untemehmen würden also wenig eigene Beiträge zur Gestaltung eines ethi
schen Branchenstandards einbringen wollen. Wenn auch die absorptive Kapazität 
eines solchen Unternehmens nur in bekannten Gebieten erhöht wird, nicht jedoch in 
bezug auf ihre Wissensdiversifität angereichert wird, so kann solches Handeln doch 
zu einer Gefahr für die übrigen ethisch engagierten Unternehmen werden (- wie 
für jedes andere Unternehmen in einer herkömmlichen Strategischen Allianz auch).
Drittens kann ein moralisches Dilemma so angelegt sein, daß seine Lösung mit Hilfe 
von explizitem Wissen oder dem untemehmensindividuellen Erfüllen von Kriterien 
erreicht werden kann. Damit wäre die Möglichkeit des Errichtens einer Imitations- 
barriere und das Verweben von vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten und implizi
ten Wissens in die interorganisationale Zusammenarbeit von vornherein nicht gege
ben. So geht es der Rugmark-Foundation vor allem darum, daß nicht mehr Kinder 
zum Knüpfen von indischen Teppichen eingesetzt werden. Dies wird mit Hilfe von 
Kontrollen bei den Rugmark angeschlossenen Unternehmen versucht sicherzustel
len. Der Erfolg am Markt von Rugmark-Teppichen ist im  wesentlichen davon ab
hängig, daß Konsumenten ein entsprechendes Problembewußtsein haben, keine von 
Kindern geknüpften Teppiche kaufen möchten und davon überzeugt sind, daß die 
Rugmark-Foundation eine glaubwürdige Institution zum Schutz der Kinder ist. Die 
indischen Teppichhersteller müssen jedoch nicht gemeinsam vereinbarungsspezifi
sche Fähigkeiten und Wissen entwickeln, um den Kriterien der Rugmark-Founda
tion zu genügen. Sie müssen lediglich Erwachsene an die Webstühle setzen und ge
gebenenfalls zum Knüpfen anlemen. Hinzu kommt noch, daß Erwachsene als pro
duktivere Kräfte gelten (vgl. Pinzler 1995). Kinder werden eingesetzt, weil sie bil
liger sind. Das bedeutet, daß Rugmark-Teppiche durch keine Imitationsbarriere mit 
der hier diskutierten Wirkung geschützt sind. So handelt es sich bei dem Wettbe
werb von Rugmark und Care & Fair um einen Wettbewerb, der vor allem auf der 
Glaubwürdigkeit der jeweiligen Organisationen z.B. in bezug auf eine ausreichende 
und strenge Kontrolle beruht. Konsumenten müssen dabei eine aktive kritische 
Rolle übernehmen, denn sie müssen bei ihrer Kaufentscheidung „herausfinden“, daß 
Care & Fair im Gegensatz zu Rugmark auf eine Kontrolle der indischen Hersteller 
verzichtet (vgl. Pinzler 1995).
Ein anderes Problem könnte sein, daß Trittbrettfahrer sich durch Reverse Enginee
ring das Wissen verschaffen könnten, das in die Produkte des ethischen Branchen
standards eingeflossen ist. Basiert der ethische Branchenstandard vor allem auf 
einer Veränderung des Produktionsprozesses, könnte ein solches Vorgehen der 
Trittbrettfahrer schon schwieriger werden. Letztendlich ist es eine Frage der kon
kreten Situation des moralischen Dilemmas sowie eine Frage eines möglichen An
satzpunktes zu dessen Lösung. So könnte es ja  auch sein, daß sich das Produkt des 
ethischen Branchenstandards einem Reverse Engineering verschließt, weil das ein
geflossene Wissen sehr stark durch „system dependence“ (Zander/Kogut 1995, S. 
79), d.h. durch Abhängigkeit von Fähigkeiten im Produktionsprozeß, gekennzeich
net ist. Hingegen besteht eine Gefahr durch Reverse Engineering, wenn sich das 
Produkt des ethischen Branchenstandards durch eine hohe „product observability“ 
(Zander/Kogut 1995, S. 79) auszeichnet. Dies wäre dann der Fall, wenn die verein
barungsspezifischen Fähigkeiten sich nicht sehr stark von den bisherigen branchen
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spezifischen Fähigkeiten unterscheiden würden, so daß Trittbrettfahrer doch noch 
eine ausreichende absorptive Kapazität hätten, um sich durch Reverse Engineering 
Zugang zum Wissen der ethisch engagierten Unternehmen zu verschaffen.
Ein viertes Problem kann sich aus der Anforderung ergeben, daß vereinbarungsspe
zifisches Wissen möglichst implizit anzulegen ist, weil es sich dann am besten einer 
Imitierbarkeit verschließt. Hierzu muß auf die Grenzen der Gestaltbarkeit von 
„ Tacitness “ hingewiesen werden, wie sie ja  bereits in der ressourcenorientierten 
Strategielehre in bezug auf die kausale Ambiguität von untemehmensspezifischen 
Fähigkeiten diskutiert wurden. So schlagen z.B. Reed/DeFillippi (1990, S. 91) vor, 
Wissen möglichst implizit anzulegen, weil dieses Wissen schon den Wissensträgem 
selbst z.T. unbewußt ist und deshalb erst recht schwer von Konkurrenten imitiert 
werden kann. Die kausale Ambiguität stellt vor allem deshalb einen Imitationsschutz 
dar, weil selbst im betreffenden Unternehmen nicht so ganz klar ist, worin der eige
ne Erfolg aufgrund untemehmensspezifischer Fähigkeiten begründet liegt. Wüßte 
man dies im Unternehmen, würde Wissen expliziert und wäre damit viel mehr der 
Gefahr der Imitation ausgesetzt. Daran ist kritisiert worden, daß strategische Unter
nehmensplanung dann letztlich überflüssig würde und der Erfolg sich lediglich der 
„Verkettung glücklicher Umstände“ (Rasche 1994, S. 78), nicht jedoch bewußter 
Gestaltung der Untemehmenstätigkeit verdanke. Wenn also die „Tacitness“ von 
Wissen gefördert werden soll, so ergibt sich schon allein aus der Definition das 
Problem, daß „Tacitness“ z.T. durch Unbewußtheit gekennzeichnet ist. Damit ver
schließen sich aber gleichzeitig auch die jeweiligen Kausalzusammenhänge von im
plizitem Wissen und Wissenstransfers einer bewußten Gestaltbarkeit (vgl. Henne
mann 1997, S. 82 Fn. 151).
In bezug auf die Gestaltbarkeit von „Tacitness“ des vereinbarungsspezifischen Wis
sens kann deshalb lediglich auf den Wissenstransfer der Internalisierung von Nona- 
ka (1994, S. 19) verwiesen werden. Hier geht es ja  dämm, daß explizites Wissen in 
implizites Wissen übergeht, d.h., daß dem Individuum das Wissen im Zeitverlauf 
immer unbewußter wird. Je weniger das vereinbarungsspezifische Wissen durch 
„Tacitness“ geschützt ist, desto mehr muß darauf geachtet werden, daß es an den 
spezifischen interorganisationalen Kontext gebunden wird, von dem die Trittbrett
fahrer sich ja  ausgeschlossen haben.
Grundsätzlich bleibt -  fünftens  -  die Gefahr bestehen, daß Trittbrettfahrer einen 
Weg zur Substitution der vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen finden. 
In der ressourcenorientierten Strategielehre können zwei Formen der Substituier
barkeit unterschieden werden (vgl. Bamey 1991, S. 111-112). Einerseits kann ein 
Konkurrenz-Unternehmen versuchen, ähnliche Ressourcen so gut wie möglich zu 
entwickeln, so daß es die Strategie erfolgreich, wenn auch nicht exakt imitieren 
kann. Andererseits können aber auch völlig andere Ressourcen der Substitution die
nen und zu äquivalenten Erfolgen führen.326 Nur wenn die Substitutionsgefahr ge-

326 Vgl. dazu das Beispiel von Dierickx/Cool (1989a, S. 1509) von Canon, die das ausgedehnte Ser
vicenetzwerk von Xerox dadurch substituieren konnten, daß sie sich in der Forschung und Ent
wicklung darauf konzentriert haben, möglichst wartungsfreie Kopierer herzustellen.
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bannt werden kann, können strategisch relevante Ressourcen einen dauerhaften 
Wettbewerbsvorteil sicherstellen (vgl. zu Knyphausen 1993a, S. 776).
Wenn es Trittbrettfahrem gelingen sollte, die vereinbarungsspezifischen Fähigkei
ten und Wissen zu substituieren, dann würden sie vor allem davon profitieren, daß 
die ethisch engagierten Unternehmen Anstrengungen zur Schaffung eines Problem
bewußtseins bei den Konsumenten unternommen haben. Sollte auch der ethische 
Branchenstandard von einem erneuten Durchlauf der Branchenentwicklung betrof
fen sein und wieder von neuem mit einer Fließenden Phase beginnen, kann das 
ebenfalls ein Zeitpunkt sein, an dem Trittbrettfahrer versuchen sich an der Ent
wicklung zu beteiligen. Hinzu kommt, daß Trittbrettfahrer zwar nicht eine absorpti- 
ve Kapazität in bezug auf die Gestaltung und Etablierung eines ethischen Branchen
standards aufbauen konnten. Damit ist jedoch nicht ausgeschlossen, daß sie nicht an
dere Möglichkeiten wahrgenommen haben, ihre absorptive Kapazität zu verstärken. 
Sie hätten sich dann lediglich von einem spezifischen Bereich, eben den vereinba
rungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen der ethisch engagierten Unternehmen, 
ausgeschlossen. Es kann sein, daß Trittbrettfahrer mit dem Aufbau ihrer absorpti- 
ven Kapazität in anderen Bereichen durchaus in der Lage sind, ihre Innovations
fähigkeit zu erhalten. Dies ist abhängig von der konkreten Situation, der Bedeutung 
des moralischen Dilemmas für die innovativen Entwicklungen in der betreffenden 
Branche und der Breitenwirkung, die ein ethischer Branchenstandard entfalten 
könnte.
Was den Trittbrettfahrem aber auf jeden Fall fehlen wird, ist die Erfahrung in be
zug auf die Verknüpfung von technischem und normativem Wissen sowie Erfah
rungen in bezug auf Problemlösungsfähigkeiten bei moralischen Dilemmata. Die 
Behandlung genau dieser beiden Aspekte sind Gegenstand des folgenden Abschnitts 
3 über den Kooperativen Diskurs als pragmatische Umsetzungsmöglichkeit der re
gulativen Idee der dialogethischen Argumentationsregeln.

3 Kooperativer Diskurs zur Erreichung einer ethischen Branchenver
einbarung und als ein Ort des Lernens bei der Gestaltung eines 
ethischen Branchenstandards

In diesem Abschnitt soll mit dem Kooperativen Diskurs von Renn/Webler (1994) 
ein Verfahren vorgestellt werden, daß sich an der regulativen Idee der diskursiven 
Argumentationsregeln von Habermas (1983a) orientiert und insofern auch als ein 
Versuch der pragmatischen Umsetzung der dialogorientierten Untemehmensethik 
gelten darf. Berücksichtigt werden zudem Erkenntnisse aus den Erfahrungen von 
Steinmann/Zerfaß (1993) mit dem Untemehmensdialog. Die Diskussion pragmati
scher Umsetzungsmöglichkeiten der regulativen Idee der diskursiven Argumenta
tionsregeln soll v.a. zwei Zielen dienen.
Zum ersten soll in Abschnitt 3.1 gezeigt werden, daß eine ethische Branchen Verein
barung auf der Grundlage der dialogorientierten Untemehmensethik von den Be
troffenen so ausgehandelt werden kann, daß einerseits die Orientierung an der regu
lativen Idee erhalten und stets angestrebt bleibt, auch wenn dieses Ideal nie erreicht 
werden kann. Andererseits ist es aber das kontinuierliche Bemühen, der regulativen
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Idee so gut wie möglich gerecht zu werden, das letztlich die ethische Dimension 
bzw. Legitimation der ethischen Branchenvereinbarung ausmacht, so daß die in ihr 
festgeschriebenen Regeln Geltung beanspruchen dürfen.
Darüber hinaus wird im Rahmen des Kooperativen Diskurses versucht, „nicht orga
nisierte Bürger“ (Renn/Webler 1994, S. 17) zu beteiligen. Dies verweist auf latente 
Gruppen im Sinne von Olson (1992, S. 49-50) wie z.B. Konsumenten. Der Koope
rative Diskurs schlägt ein Verfahren der Repräsentation vor, das nicht organisierte 
Personenkreise zu Beteiligten macht. Es wird gezeigt, daß Untemehmensethik und 
Konsumentenethik systematisch miteinander verknüpft werden können, wenn die 
ethische Branchenvereinbarung in einem Kooperativen Diskurs ausgehandelt wird.
Zweitens wird diskutiert, daß der Kooperative Diskurs nicht nur ein formales Ver
fahren der Normenbegründung im Sinne der regulativen Idee ist. Gleichzeitig kann 
er als ein Ort des interorganisationalen Lernens und Wissenstransfers verstanden 
werden, weil insbesondere die Prozesse des interorganisationalen Double-loop-Ler- 
nens und die diskursiven Argumentationsregeln große Parallelen aufweisen. Dieser 
Sachverhalt wird in Abschnitt 3.2 behandelt.

3.1 Kooperativer Diskurs als Verhandlungsweg fü r  eine ethische Branchenverein
barung

In Kapitel II ist im konzeptionellen Vorschlag zur systematischen Begriffsbestim
mung einer ethischen Branchenvereinbarung begründet worden, daß deren ethische 
Dimension sich an der dialogorientierten Untemehmensethik nach Steinmann/Löhr 
orientieren sollte. Gegenstand dieses Abschnitts ist es nun zu klären, wie die Ver
handlungsprozesse zu einer ethischen Branchenvereinbarung gestaltet werden kön
nen, damit sie so weit wie möglich der regulativen Idee der diskursiven Argumenta
tionsregeln genügen. Dabei muß jedoch beachtet werden, daß diese regulative Idee 
lediglich eine Orientierung bzw. eine ideale Meßlatte darstellt, an der sich die Reali
tät zwar messen lassen muß, die aber nicht erreicht werden kann. Die Unzulänglich
keiten jeder pragmatischen Umsetzung müssen daher mitberücksichtigt werden, 
ohne die Orientierung an der regulativen Idee aufzugeben.

Zwar haben auch Steinmann/Zerfaß (Hrsg. 1991; 1993) einen Untemehmensdialog 
als Mediatoren begleitet, jedoch sind ihre Beschreibungen des Prozeßverlaufes we
niger ausführlich als diejenigen von Renn (1991; 1992). Des weiteren werden im 
Kooperativen Diskurs im  Gegensatz zum Untemehmensdialog systematisch nicht 
organisierte Personenkreise berücksichtigt. Es lassen sich jedoch sehr viele Paralle
len finden, so daß der Kooperative Diskurs als ein mögliches Verfahren der prag
matischen Umsetzung dialogorientierter Untemehmensethik vorgeschlagen werden 
kann. So wird im folgenden zunächst der Kooperative Diskurs selbst vorgestellt 
(Abschnitt 3.1.1), bevor genauer diskutiert wird, inwieweit er sich als Verfahren 
für die Aushandlung einer ethischen Branchenvereinbarung eignet (Abschnitt 
3.1.2).
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3.1.1 Kooperativer Diskurs nach Renn als pragmatische Umsetzung der regulati
ven Idee der diskursiven Argumentationsregeln

Der Kooperative Diskurs ist eines von vielen Verfahren, die in den letzten Jahren 
entwickelt wurden, um Konflikte zwischen Unternehmen und Interessengruppen mit 
beiderseitiger Zustimmung lösen zu können. Unternehmen wie staatliche Behörden 
sahen sich angesichts zahlreicher Umweltskandale oder Unfälle zunehmender Kritik 
ausgesetzt. Es wurde daher notwendig, genauer zu untersuchen, warum es zu einer 
„Legitimationskrise moderner Grosstechnik“ (Renn 1992, S. 277) gekommen war 
und welche Faktoren diese nachhaltig negativ beeinflussen. Als Anlässe dieser Krise 
lassen sich die Unfälle von Tschernobyl, die Challenger-Katastrophe oder der Che
mieunfall von Schweizerhalle bei Basel nennen, bei denen es sich um „Symbolkata
strophen [...] mit nachhaltige[r] Schockwirkung“ (Haller/Maas/Königswieser 1996, 
S. 11) handelte, die nicht dem üblichen Vergessen in den Medien anheim fielen wie 
etwa die Unfälle in Bhopal oder Harrisburg. Hinzu kam, daß Unternehmen bei sol
chen Katastrophen teilweise relativ ungeschickt mit der Öffentlichkeit kommuni
zierten und folglich nachhaltig an Vertrauen und Glaubwürdigkeit verloren. So 
brachte z.B. der Griesheimer Störfall die Hoechst AG trotz überdurchschnittlichem 
Niveau im Sicherheits- und Umweltmanagement durch eine ungeschickte Informa
tion der Bevölkerung in eine kritische Situation, in der die Public Relations sich als 
„Quelle strategischer Bedrohungen“ (Zerfaß 1996, S. 30) erwiesen.
Die Legitimationskrise ergibt sich aufgrund verschiedener Faktoren. So sind bei 
großtechnischen Anlagen das Risiko und der Nutzen nicht gleichverteilt. Den Nut
zen haben zunächst und direkt die Betreiberuntemehmen, wohingegen die unmittel
bare oder weitere Nachbarschaft der Großanlage im Falle eines Unfalls vor allem 
z.B. die gesundheitlichen Risiken tragen müssen.327 Das führt zu einer perzipierten 
Verletzung des Fairneß-Prinzips (vgl. Renn/Webler 1994, S. 13-14).328 Darüber 
hinaus wird die Unsicherheit dadurch vergrößert, daß auch die Experten sich 
bezüglich der Risikoeinschätzung nicht einig sind. Häufig eröffnet sich eine große 
Kluft zwischen der Einschätzung der Experten und der von der Bevölkerung 
wahrgenom m enen R isiken (vgl. Renn 1992, S. 278). Psychologische 
Untersuchungen haben ergeben, daß bei der Beurteilung von Risiken neben 
Wahrscheinlichkeit und Ausmaß eines Schadenfalls auch qualitative Merkmale von 
großer Bedeutung sind (vgl. Slovic 1987; Renn 1990).329 So ist z.B. bedeutsam, ob 
Risiken freiwillig übernommen werden oder ob die Risikoträger sie selbst aktiv 
kontrollieren können. Das Schadenfallrisiko von Großanlagen führt zudem zu einer

327 Vgl. dazu auch die Begründung Ulrichs (1987, S. 142) für die Notwendigkeit einer Untemeh- 
mensethik, wonach es immer weniger Beteiligte, aber immer mehr Betroffene von einer Entschei
dung gibt.

328 Das Fairneß-Prinzip besagt, daß jede betroffene Partei das gleiche Recht hat, Aussagen zu ma
chen und zu kritisieren (vgl. Renn 1992, S. 281).

329 Intuitive Risikobewertung erfolgt nach fünf Mustern: Risiko als Damoklesschwert, als schlei
chende Gefahr, als Glücksspiel, als Naturereignis oder als Freizeitspaß (vgl. Renn 1991, S. 198- 
199). Zu den Grenzen der psychologischen Risikoforschung vgl. Renn (1993, S. 72-73).
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neuen Egalisierung in der Bevölkerung, weil es alle Bevölkerungsgruppen 
gleichermaßen bedroht (vgl. Renn/Webler 1994, S. 14; Beck 1986).

Ein zentraler Faktor ist auch der Protest gegen das Entscheidungsverfahren, also 
gegen die Art und Weise, wie die Entscheidung zum Bau einer risikobehafteten 
Großanlage zustandegekommen ist. Der Prozeß der Entscheidungsfindung ist dabei 
mindestens genauso wichtig wie die getroffene Entscheidung selbst (vgl. Kasperson 
1986). Außerdem wächst mit zunehmendem Wohlstand und vor allem Bildungs
stand der Wunsch, an der Entscheidungsfindung teilnehmen zu können. Dies ist ins
besondere dann der Fall, wenn die persönliche Lebenswelt betroffen ist (vgl. Renn 
1992, S. 278). Die Teilhabe an der Entscheidungsfindung sowie ein Verfahren zur 
Verfügung zu stellen, das die Betroffenen mit in den Prozeß einbezieht, ist Ziel der 
verschiedenen Konfliktlösungsverfahren wie z.B. dem Risikodialog (vgl. Haller/ 
Maas/Königswieser 1996), Konfliktmanagement für einen sachgerechten Interessen
ausgleich (vgl. Ury/Brett/Goldberg 1991) oder Mediationsverfahren (vgl. z.B. 
Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann Hrsg. 1990). Im folgenden soll der Kooperative 
Diskurs von Renn (1991; 1992) vorgestellt werden, weil dieser sich -  wie bereits 
gesagt -  explizit auf die regulative Idee der Argumentationsregeln der Diskursethik 
nach Habermas (1983a, S. 98-104) bezieht, die ja  auch Grundlage der dialogorien
tierten Untemehmensethik von Steinmann/Löhr (1994a, S. 76-80) sind.330
Die Notwendigkeit, kooperative Verfahren anzuwenden und Betroffene zu beteili
gen, ergibt sich aus der Erkenntnis, daß im Bereich Technik- und Umweltpolitik 
Sachkenntnis allein nicht ausreicht, um eine demokratische und ethisch legitimierba
re Lösung zu finden. „Gefragt ist also eine Strategie, die faire Beschlußfassung und 
kompetente Problemlösung miteinander verbindet“ (Renn/Webler 1994, S. 16). Mit 
anderen Worten, es geht um die bereits angesprochene Verknüpfung von problem
relevantem technischem und normativem Wissen (vgl. Steinmann/Löhr 1994a, S. 
79). Damit eine sachgerechte und ethisch legitimierte Entscheidung getroffen wer
den kann, muß das gewählte Verfahren dem Prinzip der Fairneß und der Sachkom- 
petenz genügen (vgl. Renn/Webler 1994, S. 16-18).
Das Prinzip der Fairneß ist eng verknüpft mit der Beteiligung der Betroffenen. Jede 
Partei soll das gleiche Recht haben, Aussagen zu machen und zu kritisieren (vgl. 
Renn 1992, S. 281). Allerdings stellt sich dabei das Problem der Stellvertretung. 
Werden Interessengruppen eingeladen, sind nicht organisierte Bürger systematisch 
ausgeschlossen.331 Eine „Einladung an alle“ führt jedoch häufig zu Verzerrungen 
der Bürgermeinungen, weil nur äußerst aktive Bürger solchen Einladungen folgen. 
Hinzu kommt, daß es oft schwierig ist, die Betroffenen überhaupt zu identifizieren 
(vgl. Renn/Webler 1994, S. 16-17).

Das Prinzip der Sachkompetenz richtet sich darauf, daß das Wissen über die Konse
quenzen der verschiedenen Handlungsoptionen tatsächlich adäquat während der Ent

330 Es sei noch einmal darauf verwiesen, daß der Unterschied zwischen Dialog- und Diskursethik in 
ihren philosophischen Fundierungen liegt, daß sie sich aber nicht hinsichtlich ihrer Anforderun
gen an das Verfahren der Argumentation unterscheiden (vgl. Lorenzen 1991, S. 64).

331 Vgl. dazu die Ausführungen von Olson (1992, S. 49-50) über die latenten Gruppen.
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scheidungsfindung berücksichtigt wird. Angesichts der Unsicherheiten und Mehr
deutigkeiten der Risikoeinschätzung kann sich nach Renn/Webler (1994, S. 17) 
Sachkompetenz nur danach messen lassen, inwieweit die im Dialog gemachten Aus
sagen nach dem aktuellen Stand des entsprechenden Wissens intersubjektiv nachvoll
ziehbar beurteilt und selektiert werden können.
Der Kooperative Diskurs stellt den Anspruch, durch die Beteiligung der Betroffe
nen einerseits eine kompetente Problemerfassung und -lösung zu erreichen und an
dererseits jedem potentiell Betroffenen die gleiche Chance einzuräumen, seine Wer
te und Interessen in den Entscheidungsprozeß einbringen zu können.332 Auch wenn 
der Kooperative Diskurs sich an den Argumentationsregeln der Diskursethik orien
tiert, so sind diese nicht hinreichend präzisiert, um eine ausreichende Orientierung 
für eine pragmatische Umsetzung zu bieten. Renn/Webler (1994, S. 34-35) kritisie
ren zudem an der Konzeption des praktischen herrschaftsfreien Diskurses von 
Habermas (1983a), daß erstens die Alltagssprache in der Regel nicht ausreiche, 
komplexe Sachverhalte wie z.B. technische Großanlagen kompetent erfassen zu kön
nen. Zweitens sind sie davon überzeugt, daß selbst unter den idealen Bedingungen 
des herrschaftsfreien Diskurses die Diskursteilnehmer nicht vollumfänglich auf 
strategische Handlungsweisen verzichten würden.333 Drittens sind sie der Meinung, 
daß die Erfahrungen der Lebenswelt nicht ausreichen, um Geltungsansprüche von 
Aussagen intersubjektiv überprüfen zu können.
Ausgehend von diesen Einwänden sind weitere Bedingungen und Handlungsnormen 
festgelegt worden, um ein pragmatisches Verfahrensmodell für einen Kooperativen 
Diskurs entwerfen zu können. Diese Handlungsnormen sind in Anlehnung an die Li
teratur und an praktischen Erfahrungen der Autoren als Moderatoren in solchen 
Kooperativen Diskursen aufgestellt worden (vgl. Renn/Webler 1994, S. 41; Akade
mie für Technikfolgenabschätzung in Baden-Württemberg Hrsg. 1994; Renn/Web- 
ler/Kastenholz 1996; Webler 1994). Da in einem Kooperativen Diskurs (wie in an
deren Verfahren auch) keiner der Teilnehmer seine Maximalforderungen durchset
zen kann, besteht die Aufgabe des Moderators darin, einerseits den Verfahrenspro
zeß zu organisieren und zu strukturieren und andererseits dem „Verlierer“ zu hel
fen, ein ungünstiges Ergebnis offen vertreten zu können, ohne an Ansehen und An
hängerschaft zu verlieren. Von den Diskursteilnehmem muß dabei erwartet werden 
können, daß sie sich aktiv für die Generierung gemeinsamer Normen und Werte 
einsetzen. Erst im wechselseitigen Austausch aller Interessen, Werte, Vorstellungen 
und Wissen kann eine gemeinsame neue Orientierung entstehen (vgl. Renn/Webler 
1994, S. 34).
Dabei gelten für den Kooperativen Diskurs dieselben Argumentationsregeln wie in 
einem herrschaftsfreien Diskurs (vgl. Habermas 1983a, S. 98-104), also Unvorein
genommenheit, Nicht-Persuasivität, Zwanglosigkeit und Sachverständigkeit, sowie

332 Damit unterscheidet er sich wesentlich von den Mediationsverfahren, die die Betroffenen aus den 
latenten Gruppen nicht berücksichtigen (vgl. Renn/Webler 1994, S. 22).

333 Dieser Punkt impliziert damit auch die Kritik in bezug auf die Vernachlässigung des Trittbrettfah- 
rer-Problems.
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die Geltungsansprüche von Verständlichkeit, propositionaler Wahrheit, subjektiver 
Wahrhaftigkeit sowie normativer Richtigkeit (vgl. Habermas 1981, Bd. 1, S. 44-71, 
427-439) zur intersubjektiven Überprüfung von Aussagen. Damit aber eine auf 
Verständigung ausgerichtete kommunikative Rationalität334 (im Gegensatz zu einer 
erfolgsorientierten Zweck-Mittel-Rationalität) zur Anwendung kommen kann, müs
sen in einem Kooperativen Diskurs zusätzlich noch folgende Grundbedingungen er
füllt sein (vgl. zum folgenden Renn 1991; 1992; Renn/Webler 1994).
Erstens müssen die Teilnehmer am Kooperativen Diskurs sich einig darüber sein, 
nach welchem Verfahren eine kollektiv bindende Entscheidung getroffen werden 
soll, also z.B. nach Einstimmigkeit, einfacher oder qualifizierter Mehrheit. Zwei
tens müssen alle Tatsachenbehauptungen nachgewiesen oder durch Experten bestä
tigt werden. Ist das nicht der Fall, müssen alle innerhalb des zulässigen Wissenstyps 
zulässigen Aussagen gleichberechtigt in den Kooperativen Diskurs eingebracht wer
den. Drittens müssen sich die Teilnehmer darüber einig sein, daß verschiedene In
terpretationen gleichberechtigt zu behandeln sind, sofern sie den Regeln formaler 
Logik und den Argumentationsregeln genügen. Viertens müssen sich die Teilneh
mer wechselseitig verpflichten, alle Aussagen im Kooperativen Diskurs zuzulassen, 
einer wechselseitigen Kritik zugänglich zu machen und auf die genannten Geltungs
ansprüche hin zu untersuchen. Fünftens sollen alle Teilnehmer dazu ermutigt wer
den, ihre Interessen und Werte soweit wie möglich offenzulegen, damit sie auf 
Ernsthaftigkeit und Vertrauenswürdigkeit hin überprüft werden können. Sechstens 
müssen alle Teilnehmer bereit sein, eine faire Lösung des Konfliktes erreichen zu 
wollen und dabei alle Interessen und Werte prinzipiell als legitim und verhand
lungswürdig anzuerkennen. Damit ist die Notwendigkeit der Begründung dieser In
teressen und Werte jedoch nicht ausgeschlossen.

Diese sechs Grundbedingungen sind für die konkreten Gespräche bzw. Verhandlun
gen im Rahmen eines Kooperativen Diskurses noch weiter präzisiert worden. So 
muß erstens ausreichend Zeit für einen Kooperativen Diskurs eingeplant werden. 
Zweitens muß allen klar sein, daß zu Beginn das Verhandlungsergebnis grundsätz
lich offen ist. Dabei soll nicht verlangt werden, daß die Beteiligten ihre Meinung 
aufgeben müssen. Sie müssen aber bereit sein, auf die von ihnen gewünschte Hand
lungsoption zu verzichten, falls eine andere Option die verschiedenen Interessen und 
Werte aller Parteien besser zum Ausgleich bringen kann. Drittens gelten für alle 
Teilnehmer am Kooperativen Diskurs gleiche Rechte und gleiche Pflichten. Vier
tens müssen alle Teilnehmer eine Bereitschaft zum Lernen mitbringen, d.h., daß sie 
bereit sind, wechselseitig anderes Wissen (Faktenwissen, Erfahrungswissen etc.) an
zuerkennen und eigene Handlungsoptionen bei neuen Erkenntnissen zu korrigieren. 
Fünftens müssen affektive Aussagen wie z.B. „ich habe Angst davor“ einer Überset
zung in kognitive oder normative Aussagen zugänglich gemacht werden können. 
Sechstens müssen die Teilnehmer darauf verzichten, sich gegenseitig moralisch ab

334 Die kommunikative Rationalität bezieht sich auf eine „prinzipiell herstellbare rationale Verständi
gung zwischen Kommunikationsteilnehmem über Tatsachen, Normen und Subjektivität“ (Gripp, 
1984, S. 92). Die kommunikative Rationalität verweist dabei auf ein rational motiviertes Einver
ständnis, das sich an den oben genannten, kritisierbaren Geltungsansprüchen mißt (vgl. Haber
mas 1981, Bd. 1, S. 114).
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zuwerten335 oder zu diffamieren. Das bedeutet jedoch nicht, daß ethische Bewertun
gen der einzelnen Handlungsoptionen ausgeschlossen sind, sondern daß sie im Ge
genteil eine wichtige Komponente bei der Beurteilung und Auswahl einer Option 
sind.336
Ausgehend von der Anerkennung dieser Bedingungen durch die Teilnehmer ist ein 
Verfahrensmodell entwickelt worden, das zeigt, daß die Umsetzung eines Koopera
tiven Diskurses eine Herausforderung für alle Beteiligten ist und theoretisches 
Wissen, kreatives Denken sowie praktisches Geschick erfordert (vgl. Renn 1992, S. 
301).337 Dabei verstehen RennAVebler (1994, S. 45) den Kooperativen Diskurs 
ebenfalls als eine ideale Meßlatte für die tatsächliche Umsetzung.338 Das Ablaufmo
dell des Kooperativen Diskurses basiert auf einer sequentiellen Verknüpfung von 
Wert-Befragung, Evidenz-Ermittlung und dem Abwägen von Handlungsoptionen. 
Das Verfahren bietet insgesamt den Vorteil, daß Werte, Fakten, Interessen, Ideolo
gie und Wissen voneinander getrennt werden können, so daß sie sich im Kooperati
ven Diskurs nicht vermischen und so eine wechselseitige Verständigung enorm er
schweren. Dazu wird in drei Schritten vorgegangen.339
Im ersten Schritt werden alle beteiligten Parteien gebeten, ihre Werte und Kriterien 
für die Beurteilung von verschiedenen Handlungsoptionen offenzulegen. Dazu wer
den Interviews von den Diskurs-Organisatoren bzw. Moderatoren mit Vertretern 
der beteiligten Parteien geführt. Mit jeder Partei wird ein Wertbaum aufgestellt, 
der in einem iterativen Verfahren zur Bewußtmachung und Strukturierung von 
Werten und Attributen beiträgt. Nachdem jede Partei ihren Wertbaum aufgestellt 
hat, werden diese additiv zu einem hierarchisch strukturierten, logischen Gesamt- 
Wertbaum zusammengefügt. Dabei werden redundante Eingaben nur einmal aufge
führt. Der Gesamt-Wertbaum repräsentiert alle relevanten Werte der beteiligten 
Parteien und dient bei später auftretenden Konflikten dazu, Auseinandersetzungen

335 Beispiele für moralische Abwertungen sind Aussagen wie: „Umweltschützer sind Chaoten“, „In
genieure sind rücksichtslos“ oder „Unternehmer sind zynische Menschen“. Daß solche Äußerun
gen die Dialogbereitschaft der Gegenseite stark reduzieren, zeigte sich z.B. im Zusammenhang 
mit einer Plakatkampagne von Greenpeace. Im Vorfeld der Klimakonferenz veröffentlichte 
Greenpeace ein Plakat mit dem Portrait von Dietmar Kuhnt, dem Vorstands Vorsitzenden der 
RWE-Energie AG mit dem provokativen Text: „Ich ruiniere das Klima, weil meine Kraftwerke 
jährlich 100 Millionen Kohlendioxyd in die Luft schleudern“. Das Plakat war in der Öffentlich
keit umstritten und reduzierte die Dialogbereitschaft der Industrie (vgl. Scherler 1996, S. 299).

336 Zu ethischen Problemen der Technikbewertung vgl. z.B. Ropohl (1996).

337 Vgl. auch Habermas (1983a, S. 114), der zu bedenken gibt, daß die diskursethischen Prinzipien 
(wie andere Prinzipien auch) nicht die Probleme ihrer eigenen Anwendung regeln können:„Die 
Anwendung von Regeln verlangt eine praktische Klugheit, die der diskursethisch ausgelegten 
praktischen Vernunft vorgeordnet ist, jedenfalls nicht ihrerseits Diskursregeln untersteht“ (Her
vorhebungen z.T. im Original).

338 Hinzu kommt, daß das Vorgehen auch an das jeweilige Problem spezifisch angepaßt werden 
muß. So sind Beteiligungsverfahren bei der Standortfindung von Entsorgungsanlagen unproble
matischer Abfälle anders zu gestalten als im Fall von radioaktiven Abfällen (vgl. Renn 1992, S. 
301).

339 Soweit nicht anders angegeben, beziehen sich die folgenden Ausführungen auf Renn (1991; 
1992) sowie RennAVebler (1994).
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über die Angemessenheit von Werten und Kriterien zu entschärfen. Damit kann je
de Partei auch sicher sein, daß ihre Bedenken im Entscheidungsprozeß Berücksich
tigung finden.
Im zweiten  Schritt werden die Wertedimensionen des Gesamt-Wertbaums von 
einem Forschungsteam in Indikatoren transformiert. Dabei ist wichtig, daß das For
schungsteam von allen beteiligten Parteien als neutral angesehen wird. Die erstellten 
Indikatoren dienen als Meßanweisungen, um die Folgen jeder Handlungsoption und 
damit die Evidenz-Nachweise bestimmen zu können. Bei der Transformation von 
Werten in Indikatoren erweist es sich als problematisch, daß sich nicht für jeden 
einzelnen Wert ein Indikator finden läßt, daß sich manche Folgen einer physischen 
Messung entziehen oder daß diese wissenschaftlich umstritten sind. Für den Koope
rativen Diskus ist es deshalb wegen dieser Unsicherheit wichtig, daß die Spannweite 
von wissenschaftlich legitimen Einschätzungen so genau und transparent wie mög
lich bestimmt wird. Dazu wird eine Modifikation des klassischen Delphi-Verfahrens 
vorgeschlagen. Verschiedene Expertengruppen nehmen dabei gemeinsame Abschät
zungen vor und müssen Diskrepanzen innerhalb der Gruppen in direkter Konfron
tation klären (vgl. Webler/Levine/Rakel/Renn 1991). Ziel dieser Phase des Koope
rativen Diskurses ist es, ein Folgenprofil von allen Handlungsoptionen für jedes 
Kriterien aus dem Gesamt-Wertbaum zu erstellen.
Der dritte Schritt befaßt sich mit der Abwägung der jeweiligen Handlungsoptionen 
und deren Folgen. Hier geht es um die Lösung normativer Konflikte, die sich auf 
die Wünschbarkeit der Folgen in bezug auf Normen, Werte und Lebensstile bezie
hen, nicht jedoch auf die verschiedenen Einschätzungen dieser Folgen. Grundsätz
lich sind solche normativen Konflikte in Diskursen lösbar. Allerdings beziehen die 
beteiligten Parteien häufig polarisierende Positionen, so daß ein Kompromiß sehr 
schwierig wird. Um dieses Problem zu entschärfen und zudem die betroffene, 
nicht-organisierte Bevölkerung so gut wie möglich zu repräsentieren, werden im 
Kooperativen Diskurs Bürger als Teilnehmer nach dem Zufallsprinzip ausgewählt. 
Die zufällig ausgewählten Bürger sollen dann quasi als Schöffen stellvertretend für 
alle Abwägungen vornehmen und damit ähnlich wie ein Schiedsgericht fungieren.340
Voraussetzung ist allerdings, daß alle beteiligten Parteien zuvor diesem Verfahren 
explizit zugestimmt haben und bereit sind, die Empfehlung des „Schiedsgerichts“ 
mindestens zu berücksichtigen wenn nicht gar als verbindlich anzuerkennen. Die be
teiligten Parteien werden dazu umso mehr bereit sein, wie sie selbst keine Chance 
mehr sehen, aus eigener Kraft den Konflikt zu bewältigen und wenn sie der Mei
nung sind, ihren Standpunkt vor dem Bürger-Schiedsgericht überzeugend darlegen 
zu können. Nachdem alle Parteien den Bürgern ihren Standpunkt erläutert und ihre 
Einschätzungen und Empfehlungen abgegeben haben, können die Bürger die Profile 
der Handlungsoptionen studieren, Experten und weitere „Zeugen“ bei Bedarf befra
gen, Besichtigungen machen und sich beraten. Am Ende geben sie eine Handlungs
empfehlung, die in einem Gutachten ausführlich begründet werden muß. Für ihre

340 Das Ablaufmodell des Kooperativen Diskurs orientiert sich hier an dem Vorschlag der „Pla
nungszelle“ von Dienel (1978; 1989), die sich auf kommunaler und regionaler Ebene bereits be
währt hat (vgl. Renn/Webler 1994, S. 47).
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Arbeit erhalten sie zudem eine Vergütung. Die vorgestellten drei Schritte sind in 
der folgenden Abb. 16 schematisch veranschaulicht.341
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Abb. 16: Ablaufmodell des Kooperativen Diskurses 
Quelle: Renn/Webler (1994, S. 48 Bild 2)

341 Für weitere praktische Vorschläge auf der Grundlage der systemischen Organisationsberatung 
z.B. in bezug auf kooperative Gesprächsmoderation oder zur Verhinderung von Kommunika- 
tionsabbrüchen vgl. z.B. Deissler/Keller/Schug (1996); Königswieser/Schneider/Buner/Patak
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In der Beteiligung von Bürgern und deren Auswahl nach dem Zufallsprinzip liegt 
der zentrale Unterschied des Kooperativen Diskurses zu dem von Steinmann/Zerfaß 
(Hrsg. 1991; 1993) durchgeführten Untemehmensdialog. In dem von Procter & 
Gamble initiierten Untemehmesdialog wurde zwar versucht, einen sehr weit ge
faßten Kreis von Teilnehmern zusammenzubringen. Allerdings waren alle Teilneh
mer Vertreter von Interessengruppen, Verbänden, Behörden, Wissenschaftlern und 
Konkurrenzunternehmen (vgl. ebd., S. 8-9). Unter den 30 Teilnehmern befand sich 
aber kein Vertreter der nicht-organisierten Bürger,342 die somit systematisch nicht 
berücksichtigt wurden. Zudem ging es in diesem konkreten Fall nicht um eine Ent
scheidungsfindung, sondern um das Aufstellen einer Argumentationsbilanz mit 
Konsenspunkten und Dissensfeldem.343 Diese Argumentationsbilanz wurde von den 
Teilnehmern zusammengestellt, nachdem sie zwei Tage lang verschiedene Themen
bereiche in vier Arbeitsgruppen und Plenumsveranstaltungen diskutiert hatten.

3.1.2 Ethische Branchenvereinbarung durch einen Kooperativen Diskurs unter be
sonderer Berücksichtigung der Konsumenten

Die Prinzipien und Grundbedingungen des Kooperativen Diskurses sowie dessen 
Ablaufmodell sollen nun als Orientierungspunkt genommen werden, um eine ethi
sche Branchenvereinbarung auf der Grundlage der dialogorientierten Untemeh- 
mensethik aushandeln und verbindlich eingehen zu können. Dieser Vorschlag soll 
im folgenden in bezug auf die Lösung eines moralischen Dilemmas und dessen Lö
sung präzisiert und begründet werden.
Der Kooperative Diskurs eignet sich deshalb sehr gut als pragmatisches Umset
zungsmodell, weil er sich ebenso wie die dialogorientierte Untemehmensethik bzw. 
wie der von Steinmann/Zerfaß (1993) vorgestellte Untemehmensdialog an der re
gulativen Idee der diskursiven Argumentationsregeln orientiert. Darüber hinaus 
können aber im Kooperativen nicht organisierte Konsumenten systematisch berück
sichtigt werden. Deshalb wird hier ein Vorgehen nach dem Ablaufmodell des Ko
operativen Diskurses vorgeschlagen, weil hier neben Verbraucherverbänden syste
matisch nicht-organisierte Konsumenten mit in den Verhandlungsprozeß der ethi
schen Branchenvereinbarung und in den Gestaltungsprozeß des ethischen Branchen
standards einbezogen werden können. Ihre Beteiligung ist deshalb so wichtig, weil 
eine konsumentenethisch motivierte Nachfrage entscheidend dazu beiträgt, daß der 
ethische Branchenstandard als solcher etabliert werden kann.
Renn (1992, S. 301) gibt zu Bedenken, daß das vorgestellte Ablaufmodell je nach 
spezifischer Situation modifiziert werden muß. Verfahrensweisen, die sich bei der

342 Bei der Zusammensetzung der Gruppe wurde aber darauf geachtet, einerseits einen möglichst 
breiten kritischen Sachverstand zu gewährleisten und andererseits einen möglichst breiten Kreis 
von Betroffenen als Vertreter der verschiedensten Lebensformen zusammen zu bringen.

343 Steinmann/Zerfaß (1993, S. 9) sehen zwei Aspekte dieses Untemehmensdialogs als besonders 
zentral an. Zum einen heben sie die Prozeßgestaltung hervor und zum anderen die Veröffentli
chung der Ergebnisse (vgl. Steinmann/Zerfaß Hrsg. 1991) statt deren Privatisierung durch die 
Initiantin Procter & Gamble.
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Standortsuche von Mülldeponien als geeignet erwiesen haben, müssen es nicht sein, 
wenn es um ein Endlager von radioaktiven Abfällen geht. Dieser Einwand ist 
grundsätzlich auch für jedes konkrete moralische Dilemma anzunehmen. Gleich
wohl soll versucht werden, eine allgemeine Vorgehensweise vorzuschlagen. Dabei 
wird das Ablaufmodell des Kooperativen Diskurses modifiziert und Anregungen 
aus dem Untemehmensdialog aufgenommen, weil ein moralisches Dilemma durch 
andere Problemfelder gekennzeichnet ist als z.B. die Standortsuche von technischen 
Großanlagen oder Mülldeponien, an denen Renn sein Modell entwickelt hat.
Moralische Dilemmata auf Untemehmensebene zeichnen sich dadurch aus, daß sie 
nur auf einer übergeordneten Branchenebene gelöst werden können. Sie sind ein 
Symptom dafür, daß strukturelle und institutioneile Veränderungen notwendig sind 
(vgl. De George 1990, S. 28-29). In bezug auf die Lösungssuche muß zunächst ein
mal vorausgesetzt werden, daß Entscheidungsträger mindestens eines betroffenen 
Unternehmens das moralische Dilemma als solches wahmehmen und ausreichend 
intrinsisch motiviert sind, eine Lösungssuche auf Branchenebene zu initiieren. Daß 
dies angenommen werden darf, kann z.B. mit dem Verweis auf Procter & Gamble 
und den von ihnen initiierten Untemehmensdialog begründet werden. Zudem gibt 
es zahlreiche Beispiele, in denen unternehmerisches Handeln sich von ethischen Er
wägungen leiten läßt.344 Erste Gespräche mit anderen Unternehmen könnten dann 
zu dem Ergebnis kommen, daß die Lösung des betreffenden moralischen Dilemmas 
am Produkt selbst oder am Produktionsprozeß ansetzen könnte, d.h., daß es mit Hil
fe eines ethischen Branchenstandards gelöst werden könnte.345

In einem ersten Schritt geht es also um eine genaue Problemdefinition des morali
schen Dilemmas. Dazu sollten alle Betroffenen beitragen. In dieser Phase könnten 
die initiierenden Unternehmen einen Moderator oder eine Moderatorengrappe be
stimmen, die sich mit darum bemühen, einen möglichst breiten Kreis von Betroffe
nen zu identifizieren. Je nach konkreter Situation wird es darum gehen, für jede Be
troffenengruppe deren Problemdefinition zu erheben sowie deren Wertbaum zu er
stellen. In den von Renn betreuten Projekten, z.B. zur Standortbestimmung einer 
Mülldeponie, waren die Handlungsaltemativen bekannt, als der Kooperative Diskurs 
begonnen wurde. D.h., das „Problem“ war hinreichend definiert. Das muß in bezug 
auf ein moralisches Dilemma nicht so sein. So müßten zunächst Problemsicht sowie

344 So verzichtet z.B. die Hoechst AG solange auf ein Zulassungsgesuch von RU 486 bei den zu
ständigen Behörden, wie kein gesellschaftlicher Konsens über das „Abtreibungspille“ genannte 
Medikament besteht. Darüber hinaus verfolgt Hoechst für einen Zulassungsgesuch z.B. auch die 
Grundsätze, daß eindeutige, demokratisch legitimierte, gesetzliche Vorschriften für einen 
Schwangerschaftsabbruch in dem jeweiligen Land vorhanden sein müssen und daß eine reprä
sentative Instanz des Landes den Wunsch auf Zulassung äußert. So ist RU 486 in Frankreich zu
gelassen, nicht jedoch in Deutschland oder der Schweiz (vgl. Hoechst AG 1992; Graupner 1992; 
o.V. 1995b).

345 Damit soll nicht behauptet werden, daß nicht auch andere moralische Dilemmata über einen Ko
operativen Diskurs gelöst werden könnten. Die Fragestellung dieser Arbeit bezieht sich jedoch 
nur auf solche moralischen Dilemmata, deren Lösung über den ethischen Branchenstandard am 
Produkt oder Produktionsprozeß ansetzt (wobei aber z.B. Distributions- oder Serviceprobleme 
etc. nicht ausgeschlossen werden sollen). Moralische Dilemmata, die sich nur über z.B. politi
sche Veränderungen lösen lassen, werden hier aus der Bearbeitung herausgenommen.
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Normen und Werte der jeweiligen Betroffenengruppen erhoben werden. Im Koope
rativen Diskurs werden zu diesem Zeitpunkt die einzelnen Wertbäume in einen Ge
samt-Wertbaum überführt. Es kann angenommen werden, daß in bezug auf das mo
ralische Dilemma die jeweiligen Wertbäume und der Gesamt-Wertbaum aufgestellt 
werden können. Offen ist allerdings, ob auch eine konsistente Problemdefinition 
zusammengeführt werden kann. In einem solchen Fall müßten dann die Vertreter 
eines weiten Kreises von Betroffenen bzw. Interessengruppen zusammen mit den 
ethisch engagierten Unternehmen Zusammenkommen, um eine gemeinsame, konsi
stente Problemdefinition zu erarbeiten. Neben diesen Vertretern können hier auch 
Konsumenten nach dem von Renn vorgeschlagenen Zufallsprinzip miteinbezogen 
werden. Die Erarbeitung der konsistenten Problemdefinition des moralischen Di
lemmas könnte in Anlehnung an den geschilderten Untemehmensdialog in Plenums
diskussionen und Arbeitsgruppen geschehen. Gemeinsam mit einer Zieldefmition 
wäre die Problemdefinition ein erstes Verhandlungsergebnis im Rahmen der ethi
schen Branchenvereinbarung.
In einem zweiten Schritt müssen dann Lösungsaltemativen erarbeitet werden. Hier 
geht es um die Gestaltungsaltemativen des ethischen Branchenstandards und damit 
um die enge Zusammenarbeit der ethisch engagierten Unternehmen in einer ethisch 
motivierten Allianzgruppe. In dieser Phase werden die ethisch engagierten Unter
nehmen ein Gleichgewicht finden müssen zwischen der notwendigen Beteiligung an
derer Betroffener und dem Problem der „Geheimhaltung“ bei der konkreten Ent
wicklung von vereinbarungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen. Denn Ziel ist es 
ja, auf der Basis dieser Fähigkeiten und diesen Wissens den nachhaltigen Wettbe
werbsvorteil des ethischen Branchenstandards zu fundieren. In dieser Phase durch
laufen die ethisch engagierten Unternehmen die ersten interorganisationalen Lern
prozesse, die ihre absorptive Kapazität für die weiteren Schritte zur Lösung des 
moralischen Dilemmas entwickeln und ausweiten. Insofern ist diese Phase von zen
traler Bedeutung für die Wissensgenerierung und die später „endgültig“ festzule
genden Gestaltungsdimensionen des ethischen Branchenstandards. In einem dritten 
Schritt sollten die Lösungsaltemativen anhand des Gesamt-Wertbaums und den er
stellten Indikatoren gemessen werden. In einem vierten Schritt muß dann die Aus
wahl einer Lösungsaltemative erfolgen.
Die Schritte zwei, drei und vier sind mit dem Problem behaftet, daß die Arbeit an 
der ethischen Branchenvereinbarung und am ethischen Branchenstandard fließend 
ineinander übergehen können und sich bestenfalls noch analytisch zu Darstellungs
zwecken trennen lassen. Daraus ergibt sich ein Dilemma zwischen der breiten Betei
ligung von Betroffenen und der Geheimhaltung, die zur Entwicklung einer Wettbe
werbsstrategie -  eben die Strategie zur Gestaltung und Etablierung des ethischen 
Branchenstandards -  notwendig ist. Wie sich das Dilemma zwischen Betroffenenbe- 
teiligung und Geheimhaltung lösen läßt, muß im konkreten Einzelfall entschieden 
werden. Aus ethischer Perspektive ist in bezug auf das normative Wissen eine mög
lichst breite Beteiligung zu befürworten.
Aber auch in bezug auf das technische Wissen ist eine Betroffenenbeteiligung nicht 
von vornherein „nur“ aus Geheimhaltungsgründen auszuschließen. Ethisch enga
gierte Unternehmen sollten das technische Wissen oder die technischen Wünsche der
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Betroffenen genauso nutzen, wie sie es in herkömmlichen Fällen z.B. im Rahmen 
von „Lead User Programmen“ auch tun würden. Die Lead User in bezug auf den 
ethischen Branchenstandard könnten dabei sowohl Vertreter von Interessengruppen 
oder Verbraucherverbänden sein als auch nach dem Zufallsprinzip ausgewählte 
nicht organisierte Konsumenten. Dabei läßt sich aber analog zur Stakeholder-Pro- 
blematik nicht unabhängig vom konkreten Fall bestimmen, wer denn nun zu den 
Betroffenen zu zählen ist. Dieses Problem ist auch aus der Stakeholder-Literatur be
kannt, wo der Begriff des Stakeholders entsprechend weit definiert ist als „any 
group or individual who can affect, or is affected by, the achievement of a corpora- 
tion‘s purpose“ (Freeman 1984, S. 25). So werden keine systematischen Kriterien 
darüber angegeben, wie relevante Stakeholder bestimmt und Repräsentanten ausge
wählt werden können. Es werden lediglich pragmatische Heuristiken angeboten, 
wobei in der Regel Mitarbeiter, Eigentümer, Lieferanten, Kunden und lokale Be
hörden zu dem engeren Kreis der Stakeholder des Unternehmens gezählt werden 
(vgl. z.B. Evan/Freeman 1987; Preston/Sapienza 1990).346 Dabei sehen Evan/Free- 
man (1987, S. 103) den Zweck eines Unternehmens darin, „to serve as a vehicle for 
coordinating stakeholder interests“.347 Eine solche Koordination oder Ausgleich von 
Interessen kann auch im Rahmen eines Kooperativen Diskurses oder Untemehmens- 
dialogs geleistet werden. Die folgenden Beispiele verdeutlichen, wie wichtig eine 
Zusammenarbeit mit den Konsumenten ist und verdeutlichen eine meist komplexe 
Problemlage. Sie zeigen aber auch, daß Unternehmen bei ihren untemehmensethi- 
schen Bemühungen auf die Unterstützung durch eine Konsumentenethik systema
tisch angewiesen sind.

In bezug auf die Gefahr durch herabstürzendes Handgepäck in Flugzeugen mag es 
unproblematisch sein, wenn ein weiter Kreis von nicht organisierten Passagieren 
über Lösungsaltemativen zum Schutz vor Verletzungen berät. Alternativen, über 
die abgestimmt werden könnte, wären z.B. schärfere Kontrollen des Handgepäcks 
oder, falls technisch möglich, zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen an den Schlössern 
der Handgepäckfächer. Diese Alternativen basieren wahrscheinlich weniger auf ver
einbarungsspezifischen Fähigkeiten und Wissen der beschriebenen Art. Die Flugge

346 Dabei muß berücksichtigt werden, daß das Stakeholder-Konzept zwei Strömungen kennt. Die er
ste Strömung versteht das Konzept als ein erfolgsorientiertes strategisches Modell (Chilingerian 
1994). Auf diese ist die Kritik Ulrichs (1996, S. 40) zutreffend, wonach es bei Gesprächen zwi
schen Stakeholdem und Unternehmen nur darum geht, wer die bessere Verhandlungsposition in- 
ne hat und daraus den größten eigenen Nutzen ziehen kann. Darüber hinaus beurteilt Ulrich (vgl. 
ebd.) den Einbezug von Stakeholdem als bloße Berücksichtigung privater Sonderinteressen und 
insofern als unzulässige Reduzierung der unbegrenzten kritischen Öffentlichkeit auf eine „special- 
interest-group“. Allerdings vernachlässigt er mit dieser Kritik die zweite Strömung, in der eine 
ethische Perspektive eingenommen wird. Vgl. aber die neue diskursethische Reinterpretation des 
Stakeholder-Ansatzes bei Ulrich (1997, S. 438-459).

347 Hier handelt es sich um eine zweite Strömung der Stakeholder-Literatur, die eine ethische Per
spektive einnimmt. Allerdings sind die Grenzen zwischen Erfolgs- und Verständigungsorientie
rung z.T. fließend. So berücksichtigt z.B. Hosmer (1994) zwar ausführlich ethische Aspekte, 
versucht aber letztendlich die Ethik für den Erfolg des Unternehmens zu instrumentalisieren. Da
mit erkennt er nicht einen Primat der Ethik an. Zu einer Diskussion des Stakeholder-Konzepts in 
Auseinandersetzung mit einer ethischen Perspektive vgl. z.B. Goodpaster (1991); Hosseini/ 
Brenner (1992); Freeman (1994); Langtry (1994); Ambler/Wilson (1995).
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sellschaften argumentieren heute, daß restriktivere Bestimmungen für das Handge
päck dazu führen würden, daß Passagiere ihre Flüge bei einer weniger strengen Ge
sellschaft buchen würden (vgl. Dettling-Ott 1997; Senn 1997; Finetti 1996). D.h., 
daß eine Fluggesellschaft Wettbewerbsnachteile befürchtet, wenn sie eine ethische 
Vorleistung in Form von Sicherheitsmaßnahmen erbringt. Dabei stellt sich die Fra
ge, ob sich alle Passagiere eigentlich der Gefahr durch zu schweres, herabstürzen
des Handgepäck bewußt sind. Insofern ist das Handgepäck-Problem eventuell weni
ger als Problem einer ethischen Vorleistung, sondern vielmehr als Kommunika
tionsproblem zwischen Unternehmen und Kunden zu verstehen. Aufklärungsarbeit 
und ein Kooperativer Diskurs könnten möglicherweise hier zu einer anderen Ein
sicht führen.
Hingegen ist vorstellbar, daß eine ethisch motivierte Allianzgruppe zur Verände
rung der Rezeptur von Kontaktklebstoffen mehr auf Geheimhaltung achten wird, 
weil hier strategisch relevante Ressourcen wie vereinbarungsspezifische Fähigkeiten 
und Wissen zur Forschung und Entwicklung der gesundheitsschonenden Rezeptur 
wettbewerbsentscheidend sein können. Hier wäre denkbar, daß nur ein relativ re
striktiver Kreis von Vertretern einiger Interessengruppen beteiligt würde, die spe
zifisches technisches Wissen z.B. über die Inhaltsstoffe einer möglichen Rezeptur 
besitzen. Fragen des Vertriebsweges oder die Beimischung von übelriechendem 
Senföl könnten dagegen wahrscheinlich wieder mit einem breiten Kreis von nicht 
organisierten Betoffenen diskutiert werden. Wie wichtig eine sorgfältige Auswahl 
der Betroffenen bzw. der Stakeholdergruppen ist, wurde im Fall der Brent Spar 
deutlich. Shell UK hatte zwar betroffene Stakeholder wie z.B. die Scottish Fisher- 
men‘s Federation, die Scottish Natural Heritage und das Joint Nature Conservation 
Committee mit in die Beratungen einbezogen (vgl. o.V. 1995a, S. 31), jedoch 
Greenpeace als wichtigste internationale Interessengruppe in Sachen Umweltschutz 
vergessen.
Daß technische Entwicklungen allein nicht ausreichend sein können, kann am Bei
spiel der Automobilindustrie gezeigt werden. Forschungs- und Entwicklungsbemü
hungen zur Verbesserung bestehender Motorentypen oder die Konzeption völlig 
neuer Motoren richten sich zwar darauf, eine geringere Umweltbelastung und Ver
ringerung des Treibhauseffektes348 zu erreichen. Entscheidend ist jedoch, daß für 
einige der neuen Motorenentwicklungen die Autofahrer ihre Fahrweise entspre
chend ändern müßten. So wurde an einem von Greenpeace vorgestellten Konzept 
kritisiert, daß Technik allein nicht entscheidend sei, sondern daß ein Dreiliterauto 
auch eines Dreiliterfahrers bedürfe (vgl. Schuh 1995; Traub 1995). Sparen allein 
würde als Verkaufsargument nicht ausreichen, allerdings könnte die Kombination 
von „Sparen, Spaß und Sport“ (Schuh 1995) große Erfolgsaussichten haben. Auch 
hier zeigt sich deutlich, daß Untemehmensethik in ihren Bemühungen auf die Un
terstützung durch Konsumentenethik (oder hier besser „Autofahrerethik“) systema
tisch angewiesen ist.

348 Zu ökonomischen und technologischen Aspekten des Treibhauseffekts und dessen Verminderung 
durch neue Technologien vgl. Green (1994).
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Ziel aller Bemühungen ist es letztendlich, ein Produkt auf den Markt zu bringen, 
daß den ausgewählten Anforderungen aus dem Gesamt-Wertbaum genügt und sich 
neben den herkömmlichen Produkten als ethischer Branchenstandard behaupten 
oder gar sich gegen sie durchsetzen kann. Der Kooperative Diskurs ist dabei ein 
Weg, Konsumenten an der Lösungssuche zu beteiligen, ihre Wünsche zu erfahren 
und ihre Ideen in die Gestaltung des ethischen Branchenstandards mit einfließen zu 
lassen. Unter Berücksichtung des problemrelevanten technischen und normativen 
Wissens der Beteiligten wird die Untemehmensethik systematisch mit einer Konsu
mentenethik verwoben.

3.2 Dialog als formales Verfahren der Normenbegründung und des Lernens: 
Wechselseitige Ergänzungen zwischen Kooperativem Diskurs und interorgani- 
sationalem Double-loop-Lemen

In diesem Abschnitt soll gezeigt werden, daß der Kooperative Diskurs als Verfah
ren sowohl der Normenbegründung als auch den Lernprozessen zugrunde liegt. 
Ziel ist es zu zeigen, daß die regulative Idee der diskursiven Argumentationsregeln 
in ihrer pragmatischen Umsetzung im Rahmen des Kooperativen Diskurses und des 
Untemehmensdialogs Analogien zu den idealtypischen Prozessen des Lemkontextes 
für Double-loop-Lemen aufweisen (vgl. Hennemann 1997, S. 185 Fn. 185) sowie 
analogen Bedingungen unterliegen. Die Analogien herauszustellen ist deshalb wich
tig, um zu zeigen, daß Kooperativer Diskurs und interoganisationales Double-loop- 
Lemen zur Gestaltung eines ethischen Branchenstandards miteinander verwoben 
sind. Ethisch engagierte Unternehmen sollten daher den Kooperativen Diskurs als 
einen Ort des Lemens begreifen, bei dem insbesondere die Verknüpfung von pro
blemrelevantem technischem und normativem Wissen im Vordergrand steht. Dazu 
werden zunächst noch einmal die diskursiven Argumentationsregeln (Abschnitt 
3.2.1) und der idealtypische Lemkontext für interorganisationale Double-loop- 
Lemprozesse in bezug auf den ethischen Branchenstandard genauer dargestellt (Ab
schnitt 3.2.2). Daran anschließend werden die Parallelen und analogen Bedingungen 
beider Prozesse herausgearbeitet. Begonnen wird in Abschnitt 3.2.3 mit den Analo
gien zwischen diskursiven Argumentations- und interorganisationalen Double-loop- 
Lemprozessen. Abschnitt 3.2.4 befaßt sich dann mit dem Konsensbegriff in der 
Dialog- bzw. Diskursethik, im Kooperativen Diskurs und im  organisationalen Ler
nen. In Abschnitt 3.2.5 wird die Rolle der intrinsischen Motivation der Beteiligten 
untersucht, das moralische Dilemma zu lösen, zu lernen und einen ethischen Bran
chenstandard zu gestalten. Hier geht es um die Perspektive der direkt am Prozeß be
teiligten Personen. Dagegen betrachtet Abschnitt 3.2.6 die intrinsische Motivation 
der nicht-organisierten Konsumenten, die auch nicht über das Zufallsprinzip am 
Kooperativen Diskurs beteiligt sind. Ihre inrinsische Motivation zur konsumenten
ethischen Nachfrage wird aber entscheidend dafür sein, ob sich der ethische Bran
chenstandard tatsächlich am Markt als solcher etablieren kann.
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3.2.1 Regulative Idee diskursiver Argumentationsregeln
Im ersten Kapitel ist dargelegt worden, daß die Diskurs- bzw. Dialogethik eine kog- 
nitivistische Ethik ist, wonach sich Normen unabhängig von den individuellen Inter
essen begründen lassen. In einer kognitivistischen Ethik gelten Normen als für jeden 
rational, d.h. durch Vernunft begründet. Diskurs- bzw. Dialogethik sind ein form a
les Verfahren der Normenbegründung. Die Inhalte erhält der praktisch geführte 
Diskurs jeweils aus der konkreten Situation. „Vorgegeben“ sind lediglich die Argu
mentationsregeln als regulative Idee des herrschaftsfreien Diskurses, die sich auf die 
argumentative Einlösung von Geltungsansprüchen beziehen. Dazu gelten folgende 
vier Regeln für einen gelungenen Diskurs als regulative Idee.349

a) Unvoreingenommenheit: Argumentation statt Tradition
Mit der Unvoreingenommenheit wird auf die Bereitschaft der Diskursteilnehmer 
abgestellt, alle Vororientierungen grundsätzlich in Frage zu stellen. Dies bezieht 
sich sowohl auf Ansichten über Sachverhalte als auch auf Interessen oder An
sprüche.

b) Nicht-Persuasivität: Argumentation statt Appell
Damit ist gemeint, daß die Diskursteilnehmer sich überzeugen, nicht überreden sol
len. Sie sollen bereit sein, auf Appelle zu verzichten, die sich gegen besseres Wissen 
an unhinterfragte Vororientierungen richten. Nur so besteht eine „ernsthafte Ver
ständigungschance“ statt eines „wechselseitigen Verlautbarungsanreiz[es]“ (Löhr 
1991, S. 268) zwischen den Diskursteilnehmem.

c) Zwanglosigkeit: Argumentation statt Macht
Damit der „eigentümlich zwanglose Zwang des besseren Argumentes“ (Habermas 
1989, S. 144) zum Zug kommen kann, soll von jeder Art von Sanktionen für das 
Zustimmen oder Ablehnen von Gründen abgesehen werden. Dies gilt für Situatio
nen innerhalb oder außerhalb des Diskurses.

d) Sachverständigkeit: Argumentation statt Unwissen
Hier geht es darum, daß jede sprach- und handlungsfähige Person am Diskurs teil
nehmen kann. D.h., jeder, der von dem zur Diskussion stehenden Problem betrof
fen ist, soll die Möglichkeit und die Fähigkeit haben, der Form und dem Inhalt nach 
gute Gründe im Diskurs vorzubringen. Dabei bezieht sich der formale Aspekt da
rauf, daß der Diskursteilnehmer in der jeweiligen Situation tatsächlich unvoreinge
nommen, zwanglos und nicht-persuasiv argumentieren kann. Der materiale Aspekt 
bezieht sich auf die Fähigkeit, problemrelevantes Wissen in den Diskurs einbringen

349 Soweit nicht anders angegeben vgl. zu den folgenden Ausführungen Habermas (1983a, S. 98- 
104); Kambartel (1974, S. 66-68); Kambartel (1989, S.32); Steinmann/Löhr (1994a, 76-83); 
Löhr (1991, S. 229-234). Im Unterschied zu Habermas bestreitet Kambartel (1989, S. 43) je 
doch die Ableitbarkeit der Argumentationsregeln aus Universalisierungsprinzipien.
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zu können. Hier geht es um die bereits eingeführte Unterscheidung zwischen pro
blemrelevantem technischem und normativem Wissen.
Die Argumentationsregeln sind „nur eine Form der Darstellung von stillschweigend 
vorgenommenen und intuitiv gewußten pragmatischen Voraussetzungen einer aus
gezeichneten Redepraxis“ (Habermas 1983a, S. 101). Damit ist gemeint, daß jeder, 
der an einem Diskurs teilnimmt und versucht zu überzeugen, diese Argumentations
regeln schon (implizit oder explizit) anerkannt haben muß.350 Habermas sieht die 
Orientierung an der Diskursethik als eine Weiterführung des Stufenschemas von 
Kohlberg (1981) über die moralische Entwicklung von Heranwachsenden.351 Kohl
berg erfaßt die Moralentwicklung auf drei Ebenen mit jeweils zwei Stufen. Auf der 
vorkonventionellen Ebene werden Regeln nur aus einer egozentrischen Perspektive 
verfolgt. Auf der konventionellen Ebene orientiert sich der Handelnde an der Grup
pe, der Familie oder der Nation. Auf der nachkonventionellen Ebene orientiert sich 
der Handelnde an Prinzipien, die unabhängig von der sie vertretenden Gruppe aner
kannt werden. Auf der höchsten (sechsten) Stufe der nachkonventionellen Ebene 
orientiert sich der Handelnde an Prinzipien wie der Gerechtigkeit, der Gegenseitig
keit und der Gleichheit menschlicher Rechte. Es bleibt jedoch bei einer monologi
schen Gewissensentscheidung z.B. nach dem Kategorischem Imperativ von Kant. 
Eine kommunikative, verständigungsorientierte Einigung zwischen den Handelnden 
gibt es in diesem Stufenschema nicht. Habermas (1983b) nimmt hier nun eine Er
gänzung vor, indem er die Diskursethik auf eine siebte Stufe stellt.352
Der Übergang von einer Moralentwicklungsstufe auf die nächste ist durch einen 
Lernprozeß gekennzeichnet. Moralische Entwicklung bedeutet dann, daß der Heran
wachsende seine bereits erworbenen kognitiven Strukturen so verändert, daß er die
selbe Art von Problemen besser lösen kann als auf der vorhergehenden Stufe. Die 
kognitiven Strukturen, auf dem das moralische Urteilsvermögen basiert, wird als 
Ergebnis einer schöpferischen Umstrukturierung verstanden. „Diesem konstruktivi
stischen Lemkonzept kommt die Diskursethik insofern entgegen, als sie die diskur
sive Willensbildung (wie die Argumentation überhaupt) als Reflexionsform des 
kommunikativ Handelnden versteht und für den Übergang vom Handeln zum Dis
kurs einen Einstellungswechsel fordert, den das in der kommunikativen Alltagspra
xis heranwachsende und befangene Kind nicht von Haus aus beherrscht haben kann“ 
(Habermas 1983b, S. 136).353

350 Andernfalls würde er sich in einen sogenannten „performativen Widerspruch“ verstricken (vgl. 
Habermas 1983a, S. 100-101).

351 Am Kohlbergschen Stufenschema der Moralentwicklung ist kritisiert worden, daß die empiri
schen Untersuchungen nur mit männlichen Heranwachsenden durchgeführt wurden. Deshalb 
würde das Stufenschema lediglich die männliche Moralentwicklung, nicht jedoch die weibliche 
darstellen. Zur weiblichen Moralentwicklung vgl. Gilligan (1982).

352 Diese Stufe ist jedoch nicht als eine empirisch nachweisbare Entwicklungsstufe zu verstehen. 
Vielmehr geht es auf dieser Stufe bei der Diskursethik um eine philosophische Konstruktion (vgl. 
Habermas 1983b, S. 184).

353 Im Original z.T. kursiv. Auch Löhr (1991, S. 205,220) versteht das Handeln von Nestlé in Re
aktion auf die Boykottbewegung in bezug auf die Vermarktung von Muttermilchersatzprodukten 
in Entwicklungsländern als einen Lernprozeß im Umgang mit diesem Problem und im Hinblick
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Der Lernprozeß im Stufenschema von Kohlberg bezieht sich auf die moralische 
Entwicklung bzw. auf das Erlernen von Argumentationsfähigkeit im Sinne der Dis
kursethik. Diese Entwicklung und Argumentationsfähigkeit sind als implizite Vor
aussetzung in den Regeln und Bedingungen des Kooperativen Diskurses enthalten. 
Wenn RennAVebler (1994, S. 42-43) als eine der Bedingungen die Bereitschaft zum 
Lernen von den Teilnehmern fordern, so ist diese Aufforderung als eine Präzisie
rung der Regel zur Sachverständigkeit zu verstehen. Die geforderte Lembereit- 
schaft richtet sich insofern auf das problemrelevante normative und technische Wis
sen. Die Teilnehmer am Kooperativen Diskurs sollen bereit sein, die von ihnen vor
genommenen Verknüpfungen zwischen den verschiedenen Handlungsoptionen und 
den Werten gegebenenfalls bei neuen Erkenntnissen zu korrigieren. Dazu gehört 
auch die wechselseitige Anerkennung von Wissen. Damit Lembereitschaft in einem 
Kooperativen Diskurs zum Zuge kommen kann, müssen drei Bedingungen erfüllt 
sein (vgl. ebd., S. 43). Erstens müssen die Teilnehmer anerkennen, daß es mehrere 
legitime Typen von Wissen gibt, die bei der Aufstellung und Beurteilung von Fak
tenwissen wichtig sind. Experten dürfen nicht das Erfahrungswissen der Bevölke
rung einfach als irrelevant oder gar irrational ablehnen, noch dürfen die Interessen
gruppen das Expertenwissen z.B. als Ausdruck technokratischer Arroganz interpre
tieren. Zweitens müssen die Teilnehmer anerkennen, daß es verschiedene rationale 
Arten gibt, aus dem Faktenwissen eine Handlungsoption auszuwählen. Drittens muß 
anerkannt werden, daß es universell gültige Regeln gibt für die Überprüfung der 
Validität von Aussagen. Letztendlich gilt eine Norm als gerechtfertigt, wenn sie in 
einem praktischen Diskurs durch einen „argumentativ erzielten Beschluß“ (Haber
mas 1983a, S. 81) als gleichermaßen gut für alle Betroffenen angesehen werden 
kann. Damit ist der Diskurs darauf gerichtet, zwischen den Beteiligten einen Kon
sens zu erreichen.

3.2.2 Idealtypischer Lem kontext fü r  Double-loop-Lemen zur Gestaltung eines 
ethischen Branchenstandards

In diesem Abschnitt wird der idealtypische Lemkontext für Double-loop-Lemen 
vorgestellt, um diesen im anschließenden Abschnitt 3.2.3 mit den diskursiven Argu
mentationsregeln zu vergleichen. Dabei wird deutlich werden, daß zwischen letzte
ren und dem idealtypischen Lemkontext einige Analogien bestehen, die in den Ab
schnitten 3.2.4 bis 3.2.6 näher untersucht werden. Wie bereits gesagt, soll gezeigt 
werden, daß Kooperativer Diskurs und interorganisationales Double-loop-Lemen 
miteinander verwoben sind.
Lernen auf den beiden Lemebenen des Single-loop- und des Double-loop-Lemens 
findet nach Argyris/Schön (1978, S. 109-157) in jeweils verschiedenen Lemkontex- 
ten statt. Dabei stellen sie fest, daß Single-loop-Lemen oft in einem beschränkten 
Kontext stattfindet, der notwendiges Double-loop-Lemen verhindert. Mit den Lem- 
kontexten sind die bereits erwähnten „theories of action“ gemeint, die dem Begriff

auf eine Untemehmensethik. Nestlé änderte im Verlauf der Auseinandersetzung seine Einstellung 
von einer Konflikt-, über eine Kompromiß- bis hin zu einer Konsensorientierung.
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der Untemehmenskultur entsprechen (vgl. Pautzke 1989, S. 105). Entscheidend sind 
dabei die „theories-in-use“, die handlungsleitend sind, im Gegensatz zu den „es- 
poused theories“, die Verlautbarungen entsprechen und deshalb nicht unbedingt 
handlungsleitend sein müssen (vgl. Argyis/Schön 1978, S. 11).
Zur Untersuchung der Lernkontexte in bezug auf ihre lembehindemde bzw. lem- 
fördemde Wirkungen unterscheiden Argyris/Schön (1978, S. 112) zwischen dem 
individuellen Model I und dem individuellen Model II sowie zwischen dem organi- 
sationalen Model Ol und dem organisationalen Model OII. Nachdem sie vor allem 
die lembehindemden Wirkungen von Model I bzw. Model 01 im Umgang mit Feh
lerquellen wie z.B. defensive Routinen, Zurückhalten von ungünstigen Informatio
nen, unsicherer Umgang mit mehrdeutigen Informationen untersucht haben,354 stel
len sie diesen beiden das Model II bzw. das Modell OII gegenüber. Modell II und 
OII stellen dabei die individuellen bzw. organisationalen kognitiven Strukturen und 
Vorstellungen über die Untemehmenskultur dar, die Double-loop-Lemen fördern. 
Dabei entwickelt sich Model OII nicht einfach aus Model 01. Vielmehr kommt es 
auf die Motivation der beteiligten Individuen an, ihre Lembereitschaft von Model I 
auf Model II umzustellen (vgl. Argyris/Schön 1996, S. 112). Hier kommt wieder 
zum Ausdruck, daß letztendlich Individuen Träger der organisationalen bzw. inter- 
organisationalen Lernprozesse sind.

Model OII stellt einen Lemkontext dar, der als eine Art „Endzustand“ angesehen 
wird. Allerdings wollen Argyris/Schön (1996, S. 112) diesen „Endzustand“ nicht im 
Sinne einer zu erreichenden UnVeränderlichkeit verstanden wissen. Zum einen re
präsentiert Model OII einen idealtypischen Zustand, der niemals vollumfänglich, 
sondern nur annähernd erreicht werden kann. Wichtig ist Model OII als ein Orien
tierungspunkt für tatsächlich stattfindende Double-loop-Lemprozesse. Insofern be
steht sein „main value [...] in providing models for creating a good organizational 
dialectic“ (ebd.). Zum anderen kann Model OII kein fixer Endzustand werden, weil 
dies der inhärenten „Logik“ des Double-loop-Lemens in bezug auf die Veränderung 
von kognitiven Strukturen widerspricht.
Mit dem Model OII sollen (idealtypische) Rahmenbedingungen geschaffen werden, 
die den Umgang mit Fehlerquellen im Sinne des Double-loop-Lemens positiv unter
stützen. Lemkontexte im Model OII sollten günstige Bedingungen bereithalten, „un- 
der which mistaken assumptions can be reformulated, incongruities reconciled, in- 
compatibilities resolved, vagueness specified, untestable notions made testable, scat- 
tered information brought together into meaningful pattems, and previously with- 
held information surfaced“ (Argyris/Schön 1978, S. 131). Es geht hier also um die 
interpersonale Überprüfung von Aussagen, das Anschließen von neuen Informatio
nen an vorhandenes Wissen, um das möglicherweise nötige Umstrukturieren beste
henden Wissens etc.

354 Da es in bezug auf die Gestaltung von ethischen Branchenstandards vor allem auf das interorga- 
nisationale Double-loop-Lemen ankommt, wird hier auf lembehindemde Wirkungen von Model I 
bzw. Model 01 nicht weiter eingegangen. Vgl. dazu ausführlicher Argyris/Schön (1978, S. 109- 
157; 1996, S. 73-107) sowie Argyris (1994; 1991; 1990).
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Für ein gemeinsames, (inter)organisationales Double-loop-Lemen müssen die betei
ligten Individuen Regeln einhalten. Sie müssen ihre Aussagen hinreichend begrün
den und Überprüfungen aussetzen, sie haben ein gleichberechtigtes Mitspracherecht, 
und sie müssen sich um eine möglichst breite Sichtweise des in Frage stehenden 
Problems bemühen. Dabei sollten sie versuchen, „to find the people most competent 
for the decision to be made“ (Argyris/Schön 1996, S. 117). Ist eine Problemlösung 
gefunden, sollten sie sich leiten lassen von einem „[ijnternal commitment to the 
choice and constant monitoring of its implementation“ (ebd., S. 118).355 Im aktiven 
Bemühen um eine kompetente, valide und breite Auseinandersetzung mit der Pro
blemstellung sollten sie im Sinne des Model II Double-loop-Lemen auch bei ande
ren Individuen anregen.
Für die Herstellung eines günstigen Lemkontextes in Orientierung am Model OII 
liegt eine entscheidende Voraussetzung in den sozialen Tugenden der beteiligten In
dividuen (vgl. (Argyris/Schön 1996, S. 119-120). Nach Argyris/Schön (1996, S. 
119) unterliegen soziale Tugenden, die einem in jungen Jahren beigebracht worden 
sind, im Verlauf des Lebens wichtigen Veränderungen und bedürfen eventuell einer 
„Überführung“ in das Model II, denn die sozialen Tugenden von Model I könnten 
Double-loop-Lemen behindern. Die verschiedenen Ausprägungen der sozialen Tu
genden der Hilfsbereitschaft, Respekt vor anderen, Standfestigkeit („strength“), 
Ehrlichkeit und Integrität sind in Abb. 17 (vgl. S. 237) gegenübergestellt.
Eine besondere Schwierigkeit sehen Argyris/Schön (1978, S. 139) darin, daß Han
delnde in Unternehmen im allgemeinen Model II als sinnvoll ansehen und als Hand
lungsorientierung anerkennen. Allerdings haben sie Mühe, die Anforderungen von 
Model II tatsächlich umzusetzen. Erschwerend kommt hinzu, daß sich die Handeln
den dessen nicht bewußt sind. Sie versuchen zwar, ihr Handeln und Lernen an Mo
del II zu orientieren, verhalten sich aber tatsächlich nach Model I. Solange sie aber 
in Model I und damit im Single-loop-Lemen verhaftet bleiben, können sie dieses 
Problem nicht erkennen, weil hierzu Double-loop-Lemen notwendig wäre.
Argyris/Schön geben kaum Hinweise, wie man diese Zirkel in Richtung auf Double- 
loop-Lemen durchbrechen kann. Hennemann (1997, S. 187-193) schlägt dafür das 
Konzept des „Dialogcontainers“ vor, das sie als eine Weiterentwicklung von Model 
OII ansieht. Mit dem Dialogcontainer sollen Schutzräume für einen offenen und 
kritischen Informationsaustausch und für Diskussionen eröffnet werden. Dort sollen 
im Dialog die individuellen und kollektiven kognitiven Strukturen, Ansichten etc. 
bewußt und einer kritischen Hinterfragung zugänglich gemacht werden (vgl. z.B. 
Isaacs 1993, S. 25; Senge 1990b, S. 241). Insbesondere sollen auch die impliziten 
Denkstrukturen und das implizite Wissen der Dialogteilnehmer wechselseitig be
wußt gemacht werden (vgl. Isaacs 1993, S. 30-31). Im allgemeinen müssen dazu 
vier Phasen durchlaufen werden, in denen die Dialogfähigkeit und Dialogbereit
schaft auf individueller und kollektiver Ebene zunimmt und damit auch die Fähig
keit und Bereitschaft zum Double-loop- und Deutero-Lemen. Die vier Phasen sind 
in Abb. 18 (vgl. S. 238) dargestellt.

355 Hervorhebungen nicht im Original.
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Model I  Social Virtues Model II Social Virtues

Help and Support

Give approval and praise to oth
ers. Tell others what you believe 
will make them feel good about 
themselves. Reduce their feel
ings of hurt by telling them how 
much you care and, if possible, 
agree with them that the others 
acted improperly.

Respect for Others

Defer to other people; do not con
front their reasoning or actions.

Strength

Advocate your position in order 
to won. Hold your own position 
in the face of advocacy. Feeling 
vulnerable is a sign of weakness.

Honesty

Tell other people no lies, or tell 
others all you think and feel.

Integrity

Stick to your principles, values, 
and beliefs.

Increase the others capacity to 
confront their own ideas, to cre
ate a window into their own 
mind, and to face the unsurfaced 
assumptions, biases, and fears 
that have informed their actions 
toward other people.

Attribute to other people a high 
capacity for self-reflection and 
self-examination without becom
ing so upset that they lose their 
effectiveness and their sense of 
self-responsibility and choice. 
Keep testing this attribution.

Advocate your position and com
bine it with inquiry and self-re- 
flection. Feeling vulnerable 
while encouraging inquiry is a 
sign of strength.

Encourage yourself and other 
people to make public tests of 
their ability to say what they 
know yet fear to say. Minimize 
what would otherwise be subject 
to distortion and cover-up of the 
distortion.

Advocate your principles, val
ues, and beliefs in a way that in
vites inquiry into them and 
encourages other people to do 
the same.

Abb. 17: Soziale Tugenden in Model I und Model II 
Quelle: Argyris/Schön (1996, S. 120)____________
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Mit dem Begriff „Container“ bezeichnet Isaacs (1993, S. 34) „environments, which 
[...] can be developed as a group of people become aware of the requirements and 
discipline of creating them. A container can be understood as the sum of the collec
tive assumptions, shared intentions, and beliefs of a group“. Die erste Phase ist ge
kennzeichnet durch die Instabilität des Containers. Wenn eine Gruppe von Leuten 
neu zusammen kommt, bringt jeder verschiedene Ansichten, kognitive Strukturen 
etc. mit ein. So geht es in dieser Phase zunächst darum, genau dies zu erkennen und 
den Dialog als eine Möglichkeit anzusehen, die bestehenden Differenzen offenzule
gen und wechselseitig kennenzulemen. In dieser Phase kommt es zu einer „initiato
ry crises“, weil die Teilnehmer erkennen müssen, daß sie trotz bester Absichten 
einen offenen Dialog nicht erzwingen können.
Die zweite Phase zeichnet sich durch die Instabilität im Container aus. Damit ist ge
meint, daß einerseits die Teilnehmer tendenziell in alte Gewohnheiten zurückfallen 
können und deshalb weniger offen auf andere Positionen eingehen. Andererseits 
können sie sich aber auch der anderen Denk- und Gesprächsmuster, insbesondere 
der impliziten, bewußt werden und diese der wechselseitigen kritischen Auseinan
dersetzung aussetzen. In der dritten Phase geht es um Untersuchungen im Con
tainer. Die Teilnehmer beginnen, die Differenzen so zu erkennen, daß sie sich erste 
Möglichkeiten eröffnen können, bestehende Konflikte beizulegen oder zu entschär
fen und konstruktiv an der Entwicklung gemeinsamer Orientierungen, kognitiven 
Strukturen etc. zu arbeiten. In der vierten Phase haben die Teilnehmer soweit zu 
einer gemeinsamen Sicht der Dinge gefunden, daß es ihnen möglich ist, eine ge
meinsame Sprache zu entwickeln und so neu gewonnene Erkenntnisse auch in Worte 
fassen können. Dabei kann es sehr schwierig sein, eine gemeinsame „neue“ Sprache 
zu finden. Isaacs (1993, S. 38) faßt dies unter den Begriff des „metalogue“: „Meta- 
logue reveals a conscious, intimate, and subtle relationship between the structure 
and content of an exchange and its meaning. The medium and the message are 
linked: Information from the process conveys as much meaning as the content of the 
words exchanged“. Letztendlich geht es also um die Entwicklung gemeinsamer kog
nitiver Strukturen und damit auch um die Generierung neuen Wissens für geeignete 
Problemlösungen.
In bezug auf die Zusammenarbeit der ethisch engagierten Unternehmen läßt sich 
festhalten, daß diese ebenfalls auf einen idealtypischen Lemkontext für ihr interor- 
ganisationales Double-loop-Lemen angewiesen sind. Ein zentraler Unterschied zu 
dem gerade vorgestellten idealtypischen Lemkontext besteht darin, daß zur Gestal
tung und Etablierung eines ethischen Branchenstandards Lernprozesse über Unter
nehmensgrenzen hinweg stattfinden müsssen. Dies bringt die besondere Schwierig
keit mit sich, daß keiner der Beteiligten Vorwissen über die jeweiligen kognitiven 
Strukturen etc. der jeweils anderen mitbringt. Je mehr es den Beteiligten gelingt, 
sich einen idealtypischen Lemkontext zu eröffnen, desto besser und schneller kön
nen sie lernen und Produkte nach Maßgabe des ethischen Branchenstandards produ
zieren. Ein zweiter zentraler Unterschied betrifft die Beteiligung nicht organisierter 
Konsumenten. Ihre Beteiligung mag einerseits die Komplexität der Lernprozesse 
erhöhen, weil implizite Denkstrukturen und implizites wie explizites Wissen mitein- 
gebracht werden, die sich von den technologischen und betriebswirtschaftlichen
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Denkstrukturen der Untemehmensvertreter weitestgehend differenzieren. Anderer
seits besteht aber genau darin auch die Chance zu einer vermehrten Auseinander
setzung, größerer Wissensvielfalt und einer reichhaltigeren Wissensgenerierung im 
Sinne der Extemalisation.

3.2.3 Analogien zwischen diskursiven Argumentations- und interorganisationalen 
Double-loop-Lemprozessen

Aus ethischer Perspektive wird die Lösung des moralischen Dilemmas in diskursi
ven Argumentationsprozessen gesucht. So werden im Rahmen der ethischen Bran
chenvereinbarung die ethischen Anforderungen einer geeigneten Lösung von den 
Betroffenen begründet und ethisch legitimiert. Aus ökonomischer Perspektive wird 
in interorganisationalen Double-loop-Lemprozessen durch die Gestaltung und Eta
blierung des ethischen Branchenstandards eine betriebswirtschaftliche Umsetzung 
der ethischen Anforderungen angestrebt, um das moralische Dilemma unter Aus
nutzung und Beachtung des Wettbewerbsgeschehens zu lösen. Wenn es sich nun da
bei um analoge Prozesse handelt, so können diese Prozesse bzw. die ethische und 
ökonomische Perspektive nur im analytischen Sinne getrennt betrachtet werden. In 
ihrer praktischen Umsetzung sind die Prozesse der Normenbegründung mit denen 
des Lemens jedoch weitgehend verwoben. Für die ethisch engagierten Unterneh
men, die sich tatsächlich um eine Lösung des moralischen Dilemmas bemühen, wird 
es sich so um einen „einzigen“, umfassenden Prozeß handeln, in dem gleichermaßen 
problemrelevantes normatives und technisches Wissen eingebracht wird.
Dies läßt sich z.B. daran zeigen, daß Lernprozesse im Rahmen der globalen Strate
giefindung in multinationalen Unternehmen entscheidend durch das Verfahren der 
Strategiefindung beeinflußt werden (vgl. Kim/Mauborgne 1991; 1995). Je größer 
dabei die prozedurale Gerechtigkeit des Verfahrens von den Betroffenen wahrge
nommen wird, desto mehr wird die globale Strategie von den lokalen Niederlas- 
sungsmanagem akzeptiert und als legitim und fair anerkannt. Die prozedurale Ge
rechtigkeit kann in fünf Prinzipien gefaßt werden. Erstens geht es um das Ausmaß 
der bilateralen Kommunikation zwischen Managern der Untemehmenszentrale und 
der lokalen Niederlassungen. Zweitens bemißt sich die prozedurale Gerechtigkeit 
daran, inwieweit die Niederlassungsmanager den Vorschlag der Globalstrategie kri
tisieren und eigene Vorstellungen und Wissensbestandteile einbringen können. Drit
tens hängt die wahrgenommene prozedurale Gerechtigkeit davon ab, wie fundiert 
die Kenntnisse der Untemehmenszentrale über lokale Gegebenheiten sind. Viertens 
beeinflussen die Erklärungen und Begründungen der Untemehmenszentrale in be
zug auf den endgültigen Strategieentscheid die von den Niederlassungen wahrge
nommene prozedurale Gerechtigkeit. Fünftens wird sie danach beurteilt, inwieweit 
der formale Strategiefindungsprozeß zwischen Untemehmenszentrale und einer 
Niederlassung für alle betroffenen Niederlassungen gleich gestaltet ist.
Insbesondere an den Prinzipien der bilateralen Kommunikation, der Möglichkeit 
zur kritischen Auseinandersetzung mit Strategievorschlägen und der Begründung 
der Entscheidung werden Ähnlichkeiten mit den Argumentationsregeln z.B. in be
zug auf die Sachverständigkeit und die Nicht-Persuasivität deutlich. Dabei stellen
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Kim/Mauborgne (1995, S. 46-47) fest, daß es genau diese formalen Verfahrenswei
sen sind, die (inter)organisationale Lernprozesse und Wissenstransfers zwischen 
Niederlassungen untereinander und zwischen Niederlassungen und Untemehmens- 
zentrale ermöglichen. Diese fünf Prinzipien lassen sich dabei als Ausdifferenzierung 
des Fairneß-Prinzips im Kooperativen Diskurs verstehen, wonach jeder das gleiche 
Recht hat, Aussagen zu machen und zu kritisieren (vgl. Renn 1992, S. 281).
Wie eng die Prozesse der diskursiven Argumentation mit den (inter)organisationa- 
len Double-loop-Lemprozessen Zusammenhängen, läßt sich auch deutlich über eine 
Bedingung an die Teilnehmer am Kooperativen Diskurs zeigen. Gefordert wird von 
ihnen u.a., daß sie eine Bereitschaft zum Lernen mitbringen. Hier geht es darum, 
das problemrelevante Wissen aller Betroffenen im Kooperativen Diskurs zur Gel
tung zu bringen. Wenn die Teilnehmer anerkennen sollen, daß es mehrere legitime 
Typen von Wissen, mehrere rationale Arten zur Auswahl von Handlungsoptionen 
und universell gültige Regeln der Überprüfung der Validität von Aussagen gibt 
(vgl. Renn/Webler 1994, S. 43), so sind hier Double-loop-Lemprozesse angespro
chen, in denen Informationen an vorhandenes Wissen angeschlossen, Wissen neu 
strukturiert oder generiert wird, Aussagen einer Validitätsprüfung unterzogen wer
den und Inkompatibilitäten aufgelöst werden sollen (vgl. Argyris/Schön 1978, S. 
131).

Die sozialen Tugenden in Model II von Argyris/Schön (1996, S. 120) weisen große 
Ähnlichkeiten mit den Argumentationsregeln eines herrschaftsfreien Diskurses auf. 
So fordern sie von Individuen im Model II beispielsweise, daß sie sich selbst und 
andere dazu ermutigen sollen, eigene Ansichten, Werte und Wissen einer kritischen 
Auseinandersetzung zugänglich zu machen. Dabei soll jeder nicht nur zur kritischen 
Überprüfung anderer Ansichten, sondern auch zur Selbstreflexion bereit sein. 
Genau dies wird auch mit den Argumentationregeln z.B. der UnVoreingenommen
heit, und der Nicht-Persuasivität im herrschaftsfreien Diskurs angestrebt. Diese Ar
gumentationsregeln erlangen auch zunehmende Bedeutung im Phasenverlauf des Di
alogcontainers (vgl. Issacs 1993), wo auch versucht wird, durch eine offene Kom
munikation einen Dialog über unterschiedliches Wissen zur Generierung gemeinsa
men, neuen Wissens anzuregen und somit organisationale Lernprozesse in Gang zu 
bringen.

Dabei ist von besonderem Interesse, daß Issacs (1993, S. 30-31) auch das implizite 
Wissen in den Dialogcontainer miteinbezieht. Hier zeigen sich Anknüpfungspunkte 
zum Wissenstransfer im Sinne der Extemalisation von Nonaka (1994, S. 19), bei 
der implizites Wissen in explizites transformiert wird. Als eine Art der Extemalisa
tion kann auch das Bemühen im Kooperativen Diskurs verstanden werden, affektive 
Aussagen in kognitive oder normative Aussagen zu übersetzen (vgl. Renn 1992, S. 
284), wobei Renn diese Übersetzungsleistung als eng verbunden mit der Lembereit- 
schaft ansieht. Es geht dabei darum, Aussagen wie „ich habe einfach Angst davor“ 
angemessen im Kooperativen Diskurs berücksichtigen zu können. Dazu müssen die 
Ursachen für solche Gefühle näher geklärt, die Elemente einer Technologie oder 
einer politischen Maßnahme, die diese Gefühle auslöst, identifiziert, Assoziationen 
entschlüsselt werden etc., um daraus für alle nachvollziehbare kognitive und norma
tive Aussagen gewinnen zu können (vgl. Renn 1992, S. 284-285).



242 IV Voraussetzungen und Verfahren

Darüber hinaus empfehlen Argyris/Schön (1996, S. 117), „to find the people most 
competent for the decision to be made“. Diese Empfehlung kann als eine Analogie 
zu der Argumentationsregel der Sachverständigkeit angesehen werden. Dabei lassen 
sie zwar offen, ob sie lediglich Mitglieder des Unternehmens meinen oder den Kreis 
der „most competent“ auch auf Personen außerhalb des Unternehmens, z.B. Stake
holder oder nicht organisierte Konsumenten, ausgedehnt wissen wollen. Man könnte 
diese Empfehlung aber dahingehend erweitern, daß auch für (inter)organisationale 
Lernprozesse -  implizit -  eine Beteiligung aller Betroffenen gemeint sein kann. 
Durch die Betroffenenbeteiligung und damit die Ausweitung verschiedener Per
spektiven in bezug auf ein Problem ergibt sich die Chance, neues Wissen zu gene
rieren und die absorptive Kapazität zu erhöhen. Das trifft sowohl auf Sachverhalte 
zu, die aus ethischer Perspektive unproblematisch sind, als auch auf Probleme wie 
z.B. ein moralisches Dilemma.356 Gleichzeitig muß aber in den für Unternehmen so 
wichtigen Double-loop-Lemprozessen zur Erhaltung der Innovations- und Wettbe
werbsfähigkeit das technische Wissen mit normativem Wissen verknüpft werden, 
um nicht nur betriebswirtschaftlich erfolgreiche, sondern auch ethisch legitimierte 
Lösungen entwickeln zu können. Genau darum geht es auch in den sozialen Lern
prozessen im Kooperativen Diskurs. Indem die Beteiligten versuchen, gemeinsame 
Probleme sowohl fachlich korrekt als auch normativ konsensuell zu lösen, sind zwei 
Komponenten des sozialen Lernens eingebunden. Es geht zum einen um „cognitive 
enhancement“ und zum anderen um „moral development“ (Webler/Kastenholz/Renn 
1995, S. 445), also um die Verknüpfung von technischem und normativem Wissen.

3.2.4 Konsensbegrijf in der Dialog- bzw. Diskursethik, im Kooperativen Diskurs 
und im organisationalen Lernen

Das Verhandlungsergebnis eines praktischen Diskurses oder eines Kooperativen 
Diskurses ist inhaltlich grundsätzlich offen. Es kann nur von den Beteiligten selbst 
erreicht werden. Formal gesehen richtet sich der herrschaftsfreie Diskurs auf den 
Konsens. Dieser beruht auf dem rational motivierten Einverständnis aller Betroffe
nen und ihrer Einsicht in die guten Gründe für die Geltung einer Norm (vgl. Ha
bermas 1983a, S. 82-83, 100). Es ist ein „argumentativ erzielter Beschluß [...] über 
ein gemeinsames Interesse“ (Habermas 1983a, S. 81-82).357 Frieden gibt es nur 
dann, wenn ein allgemeiner freier Konsens zwischen den Beteiligten erreicht wer
den kann. Damit wird deutlich, „daß Frieden jenseits der frei gewonnenen (intrinsi
schen) Einsicht nicht noch einmal durch extrinsische Anreize [...] sozialtechnisch 
hergestellt werden kann“ (Steinmann/Löhr 1994a, S. 73 Fn. 122).358

356 Eine ähnliche Argumentation verfolgen auch Steinmann/Schreyögg (1986, S. 761), wenn sie 
ausführen, daß eine „offene, argumentationsfördemde Untemehmenskultur“ notwendig ist, um 
eine breit ausgerichtete strategische Kontrolle als Gegengewicht zur Selektivität der strategischen 
Planung zu ermöglichen. Diskursive Prozesse dienen also neben der Lösung normativer Pro
bleme auch einer effizienten strategischen Untemehmensführung (vgl. Steinmann/Gerhard 1992, 
S. 170).

357 Hervorhebung nicht im Original.

358 Hervorhebung nicht im Original.
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Im Unterschied dazu geht es beim Kompromiß darum, einen Ausgleich zwischen 
partikularen, widersprüchlichen Interessen herbeizuführen. Da sich Kompromisse 
jedoch nicht einer rational motivierten Einsicht in gute Gründe verdanken, sind sie 
nur solange eine stabile Lösung, wie die Ausgangsbedingungen gleich bleiben. Ver
ändert sich aber die Situation, so daß einer der Beteiligten eine für seine Interessen 
günstigere Lösung erreichen könnte, wird er den Kompromiß umstoßen und versu
chen, seine Situation zu verbessern.
Im Kooperativen Diskurs werden die Begriffe des Konsenses und des Kompromis
ses benutzt. Bei einem Schlichtungsversuch oder einer Lösungssuche geht es zu
nächst einmal darum, welche Vorgehens weise von den Teilnehmern akzeptiert wird 
oder werden soll, d.h., es wird festgelegt, welche Rechte und Pflichten jeder Teil
nehmer hat. Der Moderator hat dabei die Aufgabe, die bereits oben beschriebenen 
Regeln den Teilnehmern gegenüber vorzustellen und zu begründen. Dazu stellt 
Renn (1992, S. 288) fest: „Die Grundregeln der kommunikativen Rationalität dür
fen nicht zur Disposition stehen, müssen aber legitimiert werden. Darüber hinaus 
müssen die Teilnehmer gemeinsame Entscheidungsregeln, die Tagesordnung, [...]
u.a.m. festlegen. Dies sollte immer nach dem Konsens-Prinzip erfolgen. Alle Par
teien müssen dem Verfahren zustimmen können“.359 Auch die Überführung der 
Werte und Normen aus dem Wertbaum in Indikatoren zur Messung bedürfen der 
„konsensuellen Zustimmung aller Teilnehmer“ (Renn 1992, S. 289).360

Renn (ebd., S. 289-290) gibt zu Bedenken, daß trotz einvemehmlicher Beurteilung 
eines Indikators eine Einigung zur Lösung des Problems nicht erreicht werden 
könnte, weil die Teilnehmer unterschiedliche Präferenzen haben könnten. Es hat 
sich jedoch in der Realität gezeigt, daß „Teilnehmer an Diskursen durchaus kom
promiss-willig sind (also auf ihre erste Präferenz verzichten), wenn der Nutzenver
lust für sie noch tolerierbar ist und gleichzeitig der Kompromiss als gemeinwohl- 
trächtig1, d.h. in der öffentlichen Perzeption als sozial erwünscht, angesehen 
wird“.361 Dabei muß es sich jedoch um einen „fairen und kompetenten Kompromiß“ 
(Renn/Webler 1994, S. 49) handeln. Es darf angenommen werden, daß dieser faire 
und kompetente Kompromiß nicht als ein bloßer Ausgleich partikulärer, wider
sprüchlicher Interessen verstanden wird, der bei erst bester Gelegenheit von einem 
der Teilnehmer oder Parteien umgeworfen wird. Vielmehr darf angenommen wer
den, daß dieser faire und kompetente Kompromiß als ein Ergebnis betrachtet wird, 
mit dem pragmatisch versucht wird, der idealtypischen Orientierung eines Konsen
ses so weit wie möglich gerecht zu werden.
Allerdings geht es dann bei dem fairen und kompetenten Kompromiß nicht darum, 
argumentatives Einverständnis zu erzielen über ein gemeinsames Interesse. Die In
teressen und Präferenzen der Beteiligten können durchaus noch unterschiedlich 
sein, auch wenn sie ein gemeinsames Vorgehen in bezug auf die Lösung haben be
schließen können. Man könnte sagen, daß der faire und kompetente Kompromiß

359 Hervorhebung nicht im Original.
360 Hervorhebung nicht im Original.

361 Hervorhebung nicht im Original.
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insofern der differenziertere Begriff ist, als daß Einigkeit in bezug auf eine Lösung 
von der Einheitlichkeit der Ansichten darüber unterschieden wird. Hingegen fallen 
Einigkeit und Einheitlichkeit im Begriff des Konseses zusammen.
In bezug auf organisationale Lernprozesse unterzieht Fiol (1994) den Begriff des 
Konsenses einer differenzierten Betrachtung. Sie geht davon aus, daß „collective 
learning [...] involves developing enough consensus around those diverse interpreta
tions for organized action to result“ (Fiol 1994, S. 403). Insofern ist der Konsens 
gekennzeichnet durch eine „multiplex nature of collective agreement that encompas
ses both unity and diversity“ (ebd.). Sie nimmt damit eine Differenzierung vor, wie 
weit Begriffe wie gemeinsam geteiltes Wissen oder gemeinsam geteilte kognitive 
Strukturen auf Einigkeit und Einheitlichkeit ausgerichtet sein sollen. Gestützt auf 
eine empirische Einzelfallstudie schlägt sie vor, den Begriff des Konsenses in zwei 
Komponenten zu fassen: „consensus around interpretations embedded in the content 
and in the framing of communications“ (ebd.). Nach Fiol (1994, S. 404) ist ein 
Konsens nicht als eindimensionales Phänomen zu verstehen, das entweder an- oder 
abwesend ist. Vielmehr kann sich der Konsens einerseits auf den Inhalt der Kom
munikation beziehen, also Kategorien oder Etiketten in bezug darauf, was ausge
drückt werden soll. Andererseits kann sich der Konsens auf das „framing“ von 
Kommunikation beziehen, also auf die Art und Wiese, wie etwas ausgedrückt wird 
(vgl. Fiol 1994, S. 405).
Fiol (1994) beschreibt ein zweijähriges Projekt zur Produktentwicklung und -ein- 
führung in einem Unternehmen, an dem Gruppen aus verschiedenen Untemehmens- 
bereichen beteiligt waren und die zu Beginn sich über Idee und Vorgehen nicht 
einig waren. Aber auch bei Abschluß des Projektes herrschten unter den verschie
denen beteiligten Gruppen unterschiedliche Meinungen, obwohl das Projekt erfolg
reich durchgeführt und das neue Produkt erfolgreich auf den Markt gebracht wer
den konnte. Der Grund dafür liegt darin, daß nicht ein vollumfänglicher Konsens in 
bezug auf Inhalt und „framing“ zwischen den Beteiligten herrschen muß, um zu 
einem gemeinsamen Handeln kommen zu können. Die Ergebnisse ihrer Einzelfall
studie führen Fiol (1994, S. 415) zu dem Schluß, daß „convergence around a broad 
frame of interpretations provided the common unterstandig needed to move toward 
collective action despite the persistence of divergent content of interpretations“. 
Wichtig ist, daß es eine Übereinstimmung geben muß in bezug auf die Gesamtheit 
der relevanten Themenbereiche, auch wenn die inhaltlichen Ansichten zu einzelnen 
Themenbereichen weiterhin umstritten sind. Fiol (1994, S. 416-418) folgert daraus, 
daß es für erfolgreiche Innovations- und organisationale Lernprozesse notwendig 
ist, Konsens in bezug auf gemeinsame Interpretationsmuster zu erreichen. Diese ge
meinsamen Interpretationsmuster müssen dabei weit genug gefaßt sein, um die in
haltlichen Divergenzen fassen zu können. Dies läuft letztendlich auf eine Erhöhung 
der absorptiven Kapazität hinaus, indem für eine Vielfalt an Wissensbeständen ge
sorgt wird, an die neue Informationen angeschlossen und neues Wissen generiert 
werden kann.
In bezug auf die interorganisationalen Lern- und Argumentationsprozesse der 
ethisch engagierten Unternehmen ist dazu festzuhalten, daß sie nicht einen vollum
fänglichen Konsens erreichen müssen, um in bezug auf die Gestaltung und Etablie-
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rung eines ethischen Branchenstandards zu einer gemeinsamen Handlungsfähigkeit 
kommen zu können. In Anlehnung an Fiol (1994) bedeutet dies, daß sie zu gemein
samen Interpretationsmustem zur Erfassung des moralischen Dilemmas und dessen 
Lösung durch den ethischen Branchenstandard kommen müssen. Fiol (1994) stellt 
fest, daß diese Interpretationsmuster weit genug gefaßt sein müßten, um die inhaltli
chen Divergenzen fassen zu können. Übertragen auf das moralische Dilemma würde 
dies bedeuten, daß den ethischen engagierten Unternehmen in bezug auf inhaltliche 
Divergenzen Freiräume offen stehen. D.h., daß der ethische Branchenstandard im 
Sinne eines gemeinsamen Interpretationsmusters die Mindestanforderungen defi
niert. Darüber hinaus ist es aber jedem Unternehmen freigestellt, weitere ethische 
Anforderungen zu erfüllen. Diese Freiräume zur individuellen Erfüllung weiterer 
ethischer Anforderungen würden dem jeweiligen Unternehmen eine Differenzie
rungsmöglichkeit zu dem Zeitpunkt hin eröffnen, an dem sich der ethische Bran
chenstandard tatsächlich branchenweit etabliert hat und dann keine Differenzierung 
gegenüber der Konkurrenz mehr darstellt.

3.2.5 Intrinsische Motivation der Beteiligten, das moralische Dilemma zu lösen 
und zu lernen

Im Kapitel II ist in der Diskussion des Trittbrettfahrer-Problems begründet wor
den, daß ein gewisses Maß an intrinsischer Motivation zur Einhaltung von Normen 
vorausgesetzt werden muß, will man ein moralisches Dilemma im Sinne der Dialog
ethik bzw. der dialogorientierten Untemehmensethik lösen. Habermas (1983b) ar
gumentiert ähnlich, wenn er das Stufenschema der Moralentwicklung von Kohlberg 
(1981) um die Stufe der Diskursethik erweitert: „Am diskursiven Verfahren können 
[...] die Operationen abgelesen werden, die Kohlberg für moralische Urteile auf 
postkonventioneller Ebene fordert“ (Habermas 1983b, S. 133). Dabei ist die Moral
entwicklung ein Lernprozeß, bei dem die kognitiven Strukturen so verändert wer
den, daß dieselbe Art von Problemen besser gelöst werden kann als vorher (vgl. 
ebd. S. 136). Damit muß sich die intrinsische Motivation der Beteiligten auf zwei 
Aspekte beziehen: zum einen auf die Begründung und Befolgung von Normen aus 
Einsicht in die guten Gründe und zum anderen auf das dazu notwendige Lernen. 
Die Lernprozesse sind dabei sowohl in bezug auf die kognitiven Strukturen und die 
Aneignung und Erweiterung von technischem Wissen gerichtet als auch auf die Mo
ralentwicklung und damit auf die Ausbildung von normativem Wissen.362

Die beiden Richtungen des Lernens werden in einem Kooperativen Diskurs glei
chermaßen gebraucht, will man zu einer gemeinsamen Lösung eines Problems kom
men. In bezug auf das „cognitive enhancement“ richten sich Lernprozesse z.B. da
rauf, Informationen und Wissen hinsichtlich des Problems sich anzueignen, über 
mögliche Lösungen und deren Konsequenzen zu lernen, eigene und fremde Werte, 
Ansichten und Interessen kennenzulemen und zu reflektieren (vgl. Webler/Kasten- 
holz/Renn 1995, S. 445-446). In bezug auf das „moral development“ geht es darum,

362 Zu individualpsychologischen und sozialpsychologischen Voraussetzungen der Argumentations
bereitschaft vgl. Blickle (1994a; 1994b).
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unabhängig von eigenen Interessen Verantwortungsbewußtsein gegenüber sich und 
anderen zu entwickeln, neues technisches Wissen mit eigenen Ansichten zu verknüp
fen, moralische Urteilsfähigkeiten auszuweiten, um Konflikte besser gemeinsam mit 
anderen lösen zu können (vgl. ebd.).
Die Lernprozesse der Moralentwicklung sind dabei als unumkehrbar anzusehen, 
d.h., ist eine neue Stufe der Moralentwicklung erreicht, gibt es keine Möglichkeit 
zur Rückkehr auf eine tiefere Stufe. Darüber hinaus geht Senge (1993b, S. 6) von 
einer natürlichen Lernfähigkeit und Lembereitschaft aus: „People are bom with in- 
trinsisc motivation, self-esteem, dignity, curiosity to leam, joy in leaming“.363 Da
bei ist es wichtig, daß die Differenz zwischen der aktuellen Realität und der Vision 
ausgehalten und eine kreative Spannung entwickelt wird, die zur Annäherung der 
Realität an die Vision motiviert (vgl. Senge 1990b, S. 150-155).364 Voraussetzung 
ist jedoch, daß über die Vision eine klare gemeinsame Vorstellung besteht (vgl. 
ebd., S. 146). Weil Individuen intrinsisch motiviert sind zu lernen, ist Senge auch 
der Meinung, daß Mitarbeiter eines Unternehmens nur unterstützt werden müßten, 
um ihre Lembereitschaft auch tatsächlich einbringen zu können.
In eine ähnliche Richtung geht die Argumentation von Kogut/Zander (1996, S. 
503), die die Theorie der Unternehmung auf eine weit gefaßte menschliche Motiva
tion basieren wollen: „Firms provide a sense of community by which discourse, co- 
ordination and leaming are structured by identity“. Die Identifizierung der Mitar
beiter mit dem Unternehmen beruht auf zwei Implikationen. Zum einen geht es um 
die Konventionen und Regeln, nach denen die Mitarbeiter ihre Zusammenarbeit ko
ordinieren und ihre Entscheidungen treffen. Zum anderen beeinflußt die Identifika
tion den Prozeß, „by which leaming is developed socially through the formation of 
values and convergent expectations“ (Kogut/Zander 1996, S. 506). Die Identifikati
on mit einer Gruppe hat dabei auch normative Implikationen. Normen prozeduraler 
Gerechtigkeit legen fest, daß nicht alles, was technisch machbar wäre, innerhalb 
eines Unternehmens mit einer gemeinsam geteilten Identität auch tatsächlich als zu
lässig angesehen wird. Die zugrunde liegenden normativen Werte werden intemali- 
siert (vgl. Kogut/Zander 1996, S. 512). Dabei wird das Unternehmen von einem 
Netz impliziter Verträge durchzogen, die auch bei unvorhergesehenen Ereignissen 
eingehalten werden.
Ein Grund, warum in Unternehmen bei Reorganisationen Widerstand gegen solche 
Veränderungen auftritt, liegt in der Eingebundenheit von Wissen in sozialen Bezie
hungen. Aufgrand der Unsicherheit, wie sich die Veränderungen auf die gewachse
nen sozialen Beziehungen auswirken, besteht die Angst, dieses Wissen zu verlieren. 
Bei Reorganisationen müssen also auch neue Regeln und Koordinationsmechanismen 
generiert werden, die u.a. den Gerechtigkeitsnormen genügen müssen (vgl. ebd., S. 
513, 515). Nur so kann die Identifikation der Untemehmensmitglieder erhalten

363 Hervorhebungen nicht im Original.
364 Hier zeigen sich deutliche Parallelen zu dem Spannungsverhältnis zwischen realen Dialogbemü

hungen und der regulativen Idee des herrschaftsfreien Diskurses (vgl. Steinmann/Löhr 1994a, S. 
80-81).
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werden, die der Loyalität mit dem Unternehmen zugrunde liegt und dafür sorgt, 
daß die Individuen kooperieren. Insofern wird das Unternehmen dann auch von Ko- 
gut/Zander (196, S. 503) als eine soziale Gemeinschaft verstanden, die darauf spe
zialisiert ist, schnell und effizient Wissen zu generieren und zu transferieren. Dies 
gilt insbesondere in bezug auf das implizite Wissen.
Die zentrale Bedeutung von prozeduralem Wissen um Gerechtigkeitsnormen ist be
reits in bezug auf die „boundary spanning“ sozialen Netzwerke und die Lernprozes
se im Zusammenhang mit der Strategiefindung in multinationalen Unternehmen 
dargelegt worden. Der Austausch von Wissen erfolgt ausschließlich in Orientierung 
an gemeinsamen Normen vertrauensvollen Verhaltens (vgl. Liebeskind/Oliver/ 
Zucker/Brewer 1996, S. 430). Darüber hinaus werden auch in den Aushandlungs
prozessen von Kooperationsverträgen zwischen den Beteiligten implizite psycholo
gische Verträge geschlossen und Vertrauen aufgebaut (vgl. Ring/Van de Ven 1994), 
so daß hier eine weitere normative Basis der Zusammenarbeit zwischen den ethisch 
engagierten Unternehmen gelegt werden kann. Aber auch das gemeinsam geteilte 
Wissen selbst, das in die Kooperationsbeziehungen eingebunden ist, trägt zur Festi
gung einer Kooperation bei (vgl. Appleyard 1996, S. 139 Fn. 7; Garud 1994, S. 
388). Mit Rückgriff auf die gerade dargelegten Überlegungen von Kogut/Zander 
(1996) und Senge (1993b) kann geschlossen werden, daß die in einer ethischen 
Branchenvereinbarung engagierten Individuen intrinsisch motiviert sind, das mora
lische Dilemma zu lösen und dabei zu lernen, problemrelevantes technisches und 
normatives Wissen einzubringen und neues zu generieren. Dabei wird eine vertrau
ensvolle Austauschbeziehung im Sinne eines „boundary spanning“ sozialen Netz
werks und eine gemeinsame Identität, die beide gleichermaßen auf den prozeduralen 
Normen von Gerechtigkeit beruhen, entwickelt. Dies ist insbesondere in bezug auf 
die Gestaltung und Etablierung des ethischen Branchenstandards wichtig, weil 
dieser Gegenstand der gemeinsamen First-Mover-Wettbewerbstrategie ist. D.h., bei 
dem ethischen Branchenstandard geht es im engeren Sinne ausschließlich um die 
Zusammenarbeit der ethisch engagierten Unternehmen.
Im weiteren Sinn sind die Lernprozesse zum ethischen Branchenstandard jedoch au f 
einen größeren Teilnehmerkreis ausgedehnt und beziehen im Kooperativen Diskurs 
insbesondere die nicht-organisierten Konsumenten mit ein. Webler/Kastenholz/Renn 
(1995, S. 445) unterscheiden zwischen Lernprozessen, die innerhalb, und solchen, 
die außerhalb des Kooperativen Diskurses stattfinden. Diese beiden „Orte“ der 
Lernprozesse sind gleichermaßen wichtig, weil nicht alle Betroffenen auch tatsäch
lich am Kooperativen Diskurs teilnehmen können. Die Legitimität des Ergebnisses 
eines Kooperativen Diskurses hängt aber entscheidend davon ab, inwieweit Betrof
fene, die selbst nicht am Kooperativen Diskurs teilnehmen konnten, das Ergebnis 
auch als legitim ansehen. Dieser Punkt wird im Verlauf des folgenden Abschnitts
3.2.6 noch einmal aufgegriffen.
Die internen Lernprozesse können in Lernprozesse der Unternehmen und der nicht- 
organisierten Konsumenten, die nach dem Zufallsprinzip am Kooperativen Diskurs 
beteiligt werden, unterteilt werden. Bei ersteren handelt es sich um die interorgani- 
sationalen Double-loop-Lemprozesse der ethisch engagierten Unternehmen. Diese 
interorganisationalen Double-loop-Lernprozesse sind im weiteren Sinne auf die
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Verknüpfung des normativen und technischen Wissens ausgerichtet. Dabei darf an
genommen werden, daß das normative Wissen vor allem bei der Aushandlung der 
ethischen Branchenvereinbarung und im Kooperativen Diskurs zwischen den betei
ligten Unternehmen, den Stakeholdergruppen und den nicht-organisierten Konsu
menten im Vordergrund stehen wird. Des weiteren geht es mit den Vorgaben aus 
der ethischen Branchenvereinbarung für die ethisch engagierten Unternehmen im 
engeren Sinne dann um interorganisationale Double-loop-Lemprozesse, die v.a. auf 
die Gestaltung des ethischen Branchenstandards ausgerichtet sind. Hier geht es vor 
allem darum, daß die Beteiligten intrinsisch motiviert sind, zur Lösung des morali
schen Dilemmas ihr technisches Wissen in die Lernprozesse einzubringen.

Zweitens geht es um die Lernprozesse der nicht-organisierten Konsumenten. Web- 
ler/Kastenholz/Renn (1995, S. 454-460) stellen in bezug auf einen von ihnen mode
rierten Kooperativen Diskurs zur Standortsuche für eine Mülldeponie fest, daß die 
beteiligten Bürger sich ausgezeichnet haben durch eine große Lembereitschaft und 
-fähigkeit und daß sie auch für die Experten von der Behörde etc. relevantes techni
sches Wissen einbringen konnten. In bezug auf den Aspekt des „moral development“ 
sozialen Lernens könnten sie jedoch nur spekulieren. Sie vermuten jedoch, daß die 
beteiligten nicht-organisierten Bürger auch in diesem Bereich insofern Fortschritte 
gemacht hätten, als daß sie bei zukünftigen ähnlichen Problemen auf die Erfahrun
gen, wie z.B. gemeinsame Probleme kooperativ zu lösen oder normatives und tech
nisches Wissen mit eigenen Ansichten zu verknüpfen sind, zurückgreifen werden 
(vgl. Webler/Kastenholz/Renn 1995, S. 455).
Ethisch engagierte Unternehmen, die im Rahmen einer ethischen Branchenvereinba
rung nicht-organisierte Konsumenten in einem Kooperativen Diskurs beteiligen 
wollen, sollten sich von diesen Ergebnissen dazu ermutigen lassen. Sie eröffnen sich 
damit zudem eine Chance, Zugang zu weiterem problemrelevantem Wissen zu er
halten. Denn bei der Durchführung Kooperativer Diskurse konnte festgestellt wer
den, daß Experten oder Vertreter von Interessengruppen die Urteilskraft der Bür
ger immer wieder unterschätzt haben. Sofern die fachlichen Zusammenhänge aus
führlich dargelegt und erklärt sowie die jeweiligen Interessenlagen und Werte 
transparent gemacht worden sind, waren die Bürger durchaus in der Lage, eine 
sachlich richtige und politische faire Lösung zu erarbeiten und vorzuschlagen (vgl. 
RennAVebler 1994, S. 47). Ethisch engagierte Unternehmen sollten deshalb das 
Wissen und die Urteilskraft der nicht-organisierten Konsumenten nicht außer Acht 
lassen, sondern von ihnen lernen und das neue Wissen in die vereinbarungsspezifi
schen Fähigkeiten mit einbinden.

3.2.6 Intrinsische Motivation der Konsumenten zu konsumentenethischem Nach
frageverhalten

Die bisherigen Ausführungen bezogen sich auf nicht-organisierte Konsumenten, die 
aufgrund des Zufallverfahrens in dem Kooperativen Diskurs beteiligt werden. Im 
folgenden soll die Rolle der nicht organisierten und auch nicht beteiligten Konsu
menten betrachtet werden.
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Ist die intrinsische Motivation auf die Einhaltung von Normen um ihrer selbst wil
len gerichtet, so wird sie Moral genannt (vgl. Frey/Osterloh 1997, S. 308). In bezug 
auf die Etablierung des ethischen Branchenstandards mit Unterstützung einer konsu
mentenethischen Nachfrage muß eine intrinsische Motivation der Konsumenten vor
ausgesetzt werden. Ein Nachfrageverhalten, das normative Anforderungen nur nach 
Maßgabe einer ökonomisch fundierten, auf Kosten-Nutzen-Überlegungen basierten 
Moral beurteilen würde, würde aufgrund des Trittbrettfahrer-Problems nicht zu 
einer ausreichenden konsumentenethischen Unterstützung bei der Etablierung des 
ethischen Branchenstandards ausreichen.
Die intrinsische Motivation der Konsumenten darf allerdings nicht überfordert wer
den. So muß angenommen werden, daß für nicht-organisierte Konsumenten die in
trinsische Motivation zu einem konsumentenethischen Nachfrageverhalten von zwei 
Aspekten abhängen wird. Zum einen darf ihre intrinsische Motivation nicht Uber
fordert werden, sondern muß durch die Etablierung von Kleinkostensituationen un
terstützt werden. Dies soll über den ethischen Branchenstandard geleistet werden, 
was ausführlich in Kapitel II diskutiert wurde. Zum anderen wird sie davon abhän
gen, inwieweit sie die normativen Anforderungen, die an den ethischen Branchen
standard gestellt werden, als legitim und als erfüllt ansehen. Hier kommt es vor 
allem darauf an, inwieweit die Konsumenten von der Legitimität der Ergebnisse des 
Kooperativen Diskurses und der gemeinsamen Bemühungen der ethisch engagierten 
Unternehmen überzeugt sind. Nur wenn beide Aspekte erfüllt sind, hat der ethische 
Branchenstandard die Chance, durch eine entsprechende konsumentenethische Nach
frage sich tatsächlich am Markt durchzusetzen.

Die Anerkennung der Legitimität der normativen Anforderungen des ethischen 
Branchenstandards hängt ab von den bereits erwähnten Lernprozessen außerhalb 
des Kooperativen Diskurses. Hier geht es um die Lernprozesse der nicht-organisier
ten Bürger bzw. Konsumenten, die auch nicht über das Zufallsverfahren Beteiligte 
im Kooperativen Diskurs gewesen sind (vgl. Webler/Kastenholz/Renn 1995, S. 
445). Nicht-organisierte Konsumenten können einerseits z.B. durch Presseberichte 
etwas über die Abläufe und Inhalte des Kooperativen Diskurses lernen. Andererseits 
können sie aber auch direkt von den am Kooperativen Diskurs Beteiligten lernen. 
Dies kann auf zwei Arten geschehen. Sie können in öffentlichen Veranstaltungen 
wie z.B. Podiumsdiskussionen oder Informations Veranstaltungen etwas über die be
treffenden Inhalte erfahren und lernen. Sie können aber auch durch private Kon
takte und Diskussionen mit den Beteilitgten lernen. Webler/Kastenholz/Renn (1995, 
S. 444) sind davon überzeugt, daß die Prinzipien der Fairneß und der Sachkompe- 
tenz ergänzt werden müssen um die sozialen Lernprozesse der Beteiligten und der 
nicht-organisierten Bürger, wenn ein Kooperativer Diskurs zu einer Lösung kom
men will, die dann auch tatsächlich die Chance einer Umsetzung haben kann.
Aus Sicht der ethisch engagierten Unternehmen wird es wichtig sein, die Lernpro
zesse der nicht-organisierten Konsumenten möglichst weitgehend zu unterstützen, 
z.B. über die vielfältigen Möglichkeiten der Public Relations. In Abschnitt III.2.2.4 
ist ausgeführt worden, daß Produktinnovationen und Kundenbedürfnisse sich wech
selseitig über Lernprozesse beeinflussen (vgl. Clark 1985, S. 244). Dabei ist in der 
Fließenden Phase besonders zu berücksichtigen, daß bei einem völlig neuen Produkt
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Kunden auf der Suche nach Beurteilungskriterien sind, anhand derer sie die Qualität 
messen können (vgl. Carpenter/Nakamoto 1989; B hoovaraghavan/Vasude van/Chan- 
dran 1996). In bezug auf die ethische Dimension kann der ethische Branchenstan
dard als ein völlig neues Produkt betrachtet werden, denn bisher ist ja  genau die 
ethische Dimension vernachlässigt und somit das moralische Dilemma nicht gelöst 
worden. Wenn nun ethisch engagierte Unternehmen mit dem Anspruch auftreten, 
mit dem ethischen Branchenstandard das moralische Dilemma zu lösen, dann sind 
sie genau auf die Lernprozesse der nicht-organisierten Konsumenten angewiesen. Es 
geht darum, daß die Konsumenten aus technischer und normativer Sicht Kriterien 
entwickeln können, die der Beurteilung des ethischen Branchenstandards und mög
licher nachfolgender Trittbrettfahrer-Produkte dienen.
Der Kooperative Diskurs ist ein Verfahren, der der Einbeziehung der Bürger z.B. 
bei Standortentscheidungen von technischen Großanlagen oder Mülldeponien dient. 
Inwieweit die Legitimation der Ergebnisse gegenüber Nichtbeteiligten durch ein 
solches Verfahren im Vergleich zu den herkömmlichen Behördenentscheidungen 
verbessert werden kann, ist zur Zeit aufgrund der geringen Erfahrungen abschlie
ßend noch nicht zu beurteilen. Jedoch sprechen bisher erste Auswertungen und Be
fragungen dafür, daß Außenstehende Entscheidungen aus einem Kooperativen Dis
kurs eine erhöhte Legitimation beimessen (vgl. Renn 1996, S. 110; Dienel 1989). 
Weil Verfahren wie z.B. der Kooperative Diskurs immer auch der Beschränkung 
der Teilnehmerzahlen unterliegen, um noch face-to-face-Diskussionen zu ermögli
chen, sind solche Verfahren darauf angewiesen, durch breit angelegte Maßnahmen 
der Öffentlichkeitsarbeit, Beriechte in den Medien, Informationsveranstaltungen, 
Podiumsdiskussionen etc. möglichst weite Kreise der nicht-organisierten Bürger 
bzw. Konsumenten zu erreichen.
Hier müssen insbesondere die beteiligten, ethisch engagierten Unternehmen durch 
ihre Public Relations eine glaubwürdige und vertrauensvolle Dialogbereitschaft, 
aber auch eine an normativen Anforderungen aus dem Kooperativen Diskurs orien
tierte Handlungsbereitschaft zeigen.365 Wie wichtig dies ist, zeigt sich an den Bei
spielen der Shell oder der Hoechst AG, die durch eine unglaubwürdige Untemeh- 
menskommunikation das Vertrauen der Konsumenten und Bürger weitgehend ver
spielt haben. So steht Shell immer noch wegen technologischer Arroganz und sei
nem Verhalten gegenüber dem Militärregime in Nigeria im Zentrum öffentlicher 
Kritik (vgl. o.V. 1997c). Allerdings konnte der Hoechst AG nach dem Störfall in 
Griesheim durch zwei unabhängige Gutachten bestätigt werden, daß sie ein über
durchschnittlich gutes Sicherheits- und Umweltmanagement hat (vgl. Zerfaß 1996, 
S. 30-31).366

365 Zum Management der Untemehmenskommunikation vgl. z.B. Steinmann/Zerfaß (1995); Zerfaß 
(1996); Ahrens/Scherer/Zerfaß (Hrsg. 1995).

366 Es lassen sich aber keine eindeutigen Effekte feststellen, inwieweit die Wahrnehmung der allge
meinen Fähigkeiten eines Unternehmens und seiner sozialen Verantwortung die Beurteilung und 
den Kauf eines neuen, unbekannten Produktes beeinflußt (vgl. Brown/Dacin 1997). Allgemein 
werden die Fähigkeiten des Unternehmens mehr zur Beurteilung des neuen Produktes herangezo
gen als die perzipierte soziale Verantwortung. Ist der Kontext eines Unternehmens jedoch stark 
geprägt durch Fragen und Probleme sozialer Verantworung, wird die Beurteilung eines neuen
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Nur wenn den Ergebnissen des Kooperativen Diskurses und den Bemühungen der 
ethisch engagierten Unternehmen eine ausreichende Legitimität zuerkannt wird, 
darf man eine intrinsische Motivation der Konsumenten zur konsumentenethischen 
Nachfrage voraussetzen. Wenn die intrinsische Motivation a u f die Einhaltung von 
Normen um ihrer selbst willen ausgerichtet ist, so wird sie nur dann handlungslei
tend wirken, wenn die Konsumenten auch tatsächlich vom legitimen Geltungsan
spruch der Normen überzeugt sind. D.h., der Erfolg des ethischen Branchenstan
dards am Markt wird entscheidend davon abhängen, inwieweit die nicht-organisier
ten Konsumenten von dessen Legitimität überzeugt sind. Dies kann jedoch nur als 
eine notwendige Bedingung für eine erfolgreiche Etablierung des ethischen Bran
chenstandards angesehen werden. Es muß berücksichtigt werden, daß dies allein 
nicht ausreichen wird. So zeigen Untersuchungen, daß zwar Konsumenten größten
teils angeben, umweltbewußt zu handeln und einzukaufen, daß sie dies aber tatsäch
lich sehr viel weniger als angegeben tun (vgl. Meffert 1993).367 Als hinreichende 
Bedingung wird es darauf ankommen, wie günstig durch den ethischen Branchen
standard die Kleinkostensituation für die Konsumenten gestaltet werden kann.

Damit die Ergebnisse des Kooperativen Diskurses tatsächlich eine Chance auf Aner
kennung ihrer Legitimität durch die nicht-organisierten Bürger bzw. Konsumenten 
haben, müssen verschiedene Bedingungen erfüllt sein (vgl. Renn 1996, S. 111-112). 
Eine erste zentrale Bedingung bezieht sich darauf, daß die Teilnehmer am Koopera
tiven Diskurs einen ausreichenden Handlungspielraum haben, kritische Meinungen 
und eigene Vorstellungen einbringen können. Nur so können wirklich Handlungs
empfehlungen im Kooperativen Diskurs gewonnen werden. Hingegen ist es äußerst 
kontraproduktiv, wenn durch einen Kooperativen Diskurs lediglich abgesegnet wer
den soll, was sowieso schon beschlossene Sache ist. Dies würde einen erheblichen 
Glaubwürdigkeitsverlust nach sich ziehen (vgl. ebd.). Zweitens muß eine faire Aus
wahl der Diskursteilnehmer gewährleistet sein. Dazu gehören die Repräsentanten al
ler betroffenen Stakeholder- und Interessengruppen sowie nach dem Zufallsprinzip 
ausgewählte nicht-organisierte Konsumenten. Drittens ist es Aufgabe der Mediato
ren darauf zu achten, daß während des Kooperativen Diskurses die verständigungs
orientierte Vorgehens weise sowie die Argumentationsregeln immer eingehalten 
werden. Viertens geht es um die Rückkopplung der Teilergebnisse des Kooperati
ven Diskurses an die jeweiligen Interessengruppen und an die breite Öffentlichkeit. 
So kann im Verlauf des Diskurses immer wieder die Zustimmung der Interessen
gruppen und der Öffentlichkeit für das bisher Erreichte und für das zukünftige 
Vorgehen eingeholt werden. Damit bleibt der gesamte Prozeß und die jeweiligen

Produktes von der perzipierten sozialen Verantwortung entscheidend beeinflußt. Allerdings ist 
diese empirische Untersuchung z.T. unter Laborbedingungen und mit fiktiven Produkten und 
Unternehmen .durchgeführt worden. Darüber hinaus ist die Art des neuen, unbekannten Produk
tes nicht näher spezifiziert worden. Somit lassen sich schwer mögliche Parallelen zu einem neuen 
Produkt eines ethischen Branchenstandards ziehen. Es kann jedoch vermutet werden, daß der 
Ruf der ethisch engagierten Unternehmen z.B. in bezug auf ihre Glaubwürdigkeit und soziale 
Verantwortung gerade bei der Etablierung eines ethischen Branchenstandards eine große Rolle 
spielen wird.

367 Vgl. dazu z.B. die Längsschnittanalyse über das Käuferverhalten bei Öko-Produkten von Fricke
(1996).
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(Teil-)Ergebnisse des Kooperativen Diskurses für alle nachvollziehbar. Die Glaub
würdigkeit des Verfahrens ist weitgehend abhängig von der Transparenz des Ver
fahrens (vgl. Renn 1996, S. 112). Die nicht-organisierten Konsumenten müssen da
von überzeugt werden können, daß der Kooperative Diskurs, an dem sie selbst nicht 
teilnehmen können, der prozeduralen Gerechtigkeit genügt.368

368 Hier zeigen sich Parallelen in bezug auf die zentrale Bedeutung der wahrgenommenen prozedura
len Gerechtigkeit, wie sie im Zusammenhang mit der Entscheidungsfindung für eine globale Stra
tegie in multinationalen Unternehmen diskutiert worden sind (vgl. Kim/Mauborgne 1991; 1995).
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V F azit
Zunehmend werden Unternehmen heute nicht mehr nur nach ihrem ökonomischen 
Erfolg beurteilt. Sie geraten immer häufiger unter öffentlichen Druck aufgrund un
ethischen Handelns. Dabei befinden sie sich häufig in einem moralische Dilemma, in 
dem keine der möglichen Handlungsaltemativen aus ethischer Perspektive Legitimi
tät beanspruchen kann. Aufgrund der Wettbewerbssituation können sich Unterneh
men jedoch nicht im Alleingang aus einem solchen moralischen Dilemma befreien. 
Öffentliche Forderungen nach ethischen Vorleistungen im Markt übersehen mei
stens, daß ein einzelnes Unternehmen in einer solchen Dilemma-Situation moralisch 
überfordert wird und zudem durch konsumentenethisches Nachfrageverhalten un
terstützt werden muß. Ziel dieser Arbeit war es, einen Lösungsweg aus dem morali
schen Dilemma zu suchen, der mit Hilfe von betriebswirtschaftlichen Mitteln eine 
Reduzierung ethischer Konflikte ermöglicht.
Dazu wurden in Kapitel II Ansatzpunkte zur Lösung eines moralischen Dilemmas 
durch eine ethische Branchenvereinbarung und einen ethischen Branchenstandard 
aufgezeigt. Der erste Ansatzpunkt besteht darin, daß das moralische Dilemma auf 
Untemehmensebene auf einer übergeordneten Branchenebene im Wege einer ethi
schen Branchenvereinbarung gelöst werden kann. Hier werden die im moralischen 
Dilemma zueinander in Widerspruch geratenen Normen und Handlungsorientierun
gen neu begründet und in ein widerspruchsfreies Verhältnis zueinander gesetzt. Die 
ethische Branchenvereinbarung setzt dabei die Rahmenbedingungen, in die sich die 
Gestaltung und Etablierung des ethischen Branchenstandards einpassen muß. Mit 
Hilfe des ethischen Branchenstandards soll dann das moralische Dilemma unter 
Wettbewerbsbedingungen gelöst und den ethisch engagierten Unternehmen ein dau
erhafter Wettbewerbsvorteil verschafft werden. Dabei dient die ethische Branchen- 
vereinbarung der Normenbegründung und befaßt sich somit mit den Handlungsin- 
tentionen in einer Wettbewerbswirtschaft. Der ethische Branchen Standard bezieht 
sich auf die Normenbefolgung und sorgt so wieder für eine Umstellung der Hand
lungskoordination auf die Handlungsfolgen, um die effizienten Steuerungsmöglich
keiten einer Wettbewerbswirtschaft zu erhalten.
Es wurde gezeigt, daß für Fragen der Normenbegründung die ethische Branchen
vereinbarung auf der Grundlage der dialogorientierten Untemehmensethik nach 
Steinmann/Löhr (1994a) konzipiert werden sollte. So können die im moralischen 
Dilemma zueinander in Widerspruch geratenen Normen neu begründet und in ein 
spannungsfreies Verhältnis zueinander gebracht werden. Allerdings muß dabei be
achtet werden, daß das Zustandekommen einer ethischen Branchenvereinbarung in 
einer Wettbewerbswirtschaft durch die Gefahr von Trittbrettfahrern verhindert 
werden kann. Das Trittbrettfahrer-Problem verursacht für ein einzelnes Unterneh
men eine Großkostensituation, wenn es im Alleingang mit einer ethischen Vorlei
stung im Markt versuchen sollte, das moralische Dilemma zu lösen. Deshalb muß es 
auf der untemehmensübergeordneten Branchenebene darum gehen, für die beteilig
ten Unternehmen eine Kleinkostensituation zu etablieren. Diese können sich die Un
ternehmen dadurch schaffen, daß sie versuchen, gemeinsam einen ethischen Bran
chenstandard zu gestalten und am Markt zu etablieren und die dabei anfallenden Ko
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sten gemeinsam tragen. Durch die dabei stattfindenden interorganisationalen Lern
prozesse können sich die ethisch engagierten Unternehmen durch einen Wissensvor- 
sprung vor Trittbrettfahrem schützen und sich damit einen Wettbewerbsvorteil ver
schaffen.

Damit sich ein ethischer Branchenstandard am Markt aber auch tatsächlich als sol
cher durchsetzen kann, sind die Unternehmen in ihren untemehmensethischen Be
mühungen systematisch au f die Unterstützung durch ein konsumentenethisches 
Nachfrageverhalten angewiesen. Konsumenten brauchen jedoch aufgrund der Mar- 
ginalität ihrer individuellen Handlungsmöglichkeiten eine institutionelle Unterstüt
zung. Damit sie also nicht moralisch Uberfordert werden, ist es notwendig, daß sie 
von den ethisch engagierten Unternehmen durch die Etablierung einer Kleinkosten
situation unterstützt werden. Das bedeutet, daß ein konsumentenethisches Nach
frageverhalten zu geringfügig höheren Kosten im Vergleich zu einem moralisch un
sensiblen Nachfrageverhalten möglich wird. Allerdings ist mit der Etablierung von 
Kleinkostensituationen sowohl für Unternehmen als auch für Konsumenten die Nor
menbefolgung ferst dann gesichert, wenn ihre intrinsische Motivation nicht überfor
dert wird.
In Kapitel III wurde gezeigt, daß die an einer ethischen Branchenvereinbarung be
teiligten Unternehmen sich mit der Etablierung eines ethischen Branchenstandards 
vor den ökonomischen Risiken schützen können und einen -  ethisch fundierten -  
Wettbewerbsvorteil aufbauen können. Die übergreifende Fragestellung befaßte sich 
damit, inwieweit sich ein ethischer Branchenstandard von einem herkömmlichen 
dominanten Design unterscheidet. Dabei wurde zunächst unterschieden, daß es zwei 
Arten der Standardbildung gibt. Einerseits kann ein Standard Uber den Verhand
lungsweg als Consensus-Standard (Lifchus 1986) festgelegt werden, andererseits 
kann er sich im Spiel der Marktkräfte de-facto (ebd.) gegenüber anderen Standardi
sierungsbemühungen durchsetzen. Für den ethischen Branchenstandard sind beide 
Arten relevant, da er einerseits seine Entstehung auf dem Verhandlungsweg der 
ethischen Branchenvereinbarung verdankt, in der die Rahmenbedingungen für seine 
Gestaltung und Etablierung festgelegt werden. Andererseits muß er sich jedoch 
auch de-facto am Markt gegenüber den herkömmlichen Produkten durchsetzen.

Die ISO-Normen wurden als ein gelungenes Beispiel für einen Consensus-Standard 
vorgestellt. Die Standardfindung im Rahmen der ISO ist gekennzeichnet durch ein 
ausgeklügeltes Verfahren, mit dem so weit wie möglich die Einhaltung des Kon- 
sens-Prinzips sichergestellt werden soll. Dieses Beispiel wurde vor allem aus zwei 
Gründen vorgestellt. Zum einen kann damit gezeigt werden, daß es Standards gibt, 
die ihre Entstehung -  ebenso wie für den ethischen Branchenstandard gefordert -  
Aushandlungsprozessen verdanken. Damit kann gleichzeitig der mögliche Vorwurf 
entkräftet werden, die Gestaltung und Etablierung eines ethischen Branchenstan
dards im Rahmen einer ethischen Branchenvereinbarung sei praktisch nicht umsetz
bar. Zum anderen müssen sich aber auch ISO-Normen de-facto am Markt durchset
zen -  wie dies ja  auch bei dem ethischen Branchenstandard der Fall ist.
Aus betriebswirtschaftlicher Sicht ist zur Etablierung eines ethischen Branchenstan
dards der wichtigere Bereich seine Durchsetzung am Markt. Deshalb befaßt sich der 
größte Teil des Kapitels III mit der de-facto Etablierung eines Standards. In der Li
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teratur wird dazu meistens der Begriff des dominanten Designs gebraucht. Ein do
minantes Design stellt eine gelungene Kombination von technologischen, ökonomi
schen und organisationalen Faktoren dar. Dabei muß es nicht unbedingt in allen Fäl
len dem neuesten Stand der Technik entsprechen. Das dominante Design kristalli
siert sich im Verlauf der Branchenentwicklung heraus und legt Mindestanforderun
gen an das Produkt fest. Es muß relativ vollständig ein ganzes Bündel von Kunden
bedürfnissen erfüllen können (vgl. Teece 1987, S. 190). So definiert beispielsweise 
der QWERTY-Standard bei Schreibmaschinen, „how the typewriter was supposed 
to look and operate in the minds of both typists and other typewriter producers“ 
(Utterback 1994, S. 25).*»
Es konnte deutlich gemacht werden, daß ein ethischer Branchenstandard sich von 
einem herkömmlichen dominanten Design in seiner spezifischen ethischen Dimen
sion unterscheidet. Ansonsten aber unterliegt er ähnlichen Voraussetzungen und Be
dingungen wie das dominante Design. So kann für den ethischen Branchenstandard 
festgehalten werden, daß er als notwendige Bedingung alle Ansprüche erfüllen muß, 
die auch an ein herkömmliches dominantes Design gestellt werden. Darüber hinaus 
muß er jedoch, als hinreichende Bedingung, zur Lösung des moralischen Dilemmas 
auch ethische Anforderungen erfüllen, die in der ethischen Branchenvereinbarung 
vorgegeben worden sind. Für die Etablierung als ethischer Branchenstandard dürfte 
dabei die Erfüllung der hinreichenden Bedingung von entscheidender Bedeutung 
sein, denn nur dann hat er eine Chance, auf eine entsprechende Nachfrage ethisch 
sensibler Konsumenten zu treffen. Dabei können sich die ethischen Anforderungen 
bzw. ethischen Schlüsselattribute des Produkts einerseits direkt auf sein Design, 
seine Funktionen oder dessen Bestandteile beziehen. Andererseits kann es sich aber 
auch um die Beseitigung unmoralischer Nebenprodukte, wie z.B. eine Verringerung 
der Umweltverschmutzung während des Produktionsprozesses, handeln. Den betei
ligten ethisch engagierten Unternehmen muß jedoch bewußt sein, daß in dem Mo
ment, wo sich der ethische Branchenstandard als solcher am Markt etabliert, dieser 
aufgrund seiner nunmehr branchenweiten Geltung kein Differenzierungskriterium 
mehr darstellt. Dies genau wurde ja  angestrebt, denn mit seiner branchenweiten 
Geltung konnte eine wettbewerbsneutrale Lösung für das moralische Dilemma ge
funden werden, die nicht zu einer moralischen Überforderung aufgrund einer ein
zelnen ethischen Vorleistung im Markt führt.
Ein ethischer Branchenstandard muß auf dem Wege einer First-Mover-Strategie am 
Markt eingeführt werden. Dieses Vorgehen ist aus ethischen Gründen geboten, weil 
sonst das moralische Dilemma bestehen bleiben würde. Allerdings ist ein zentraler 
Nachteil einer First-Mover-Strategie das Trittbrettfahrer-Problem. Das Problem 
liegt einerseits darin, daß der ethische Branchenstandard ein kollektives Gut dar
stellt, an dessen Kosten zur Erstellung sich Trittbrettfahrer nicht beteiligen wollen 
und trotzdem vom Erfolg profitieren können. Außerdem könnten Trittbrettfahrer 
von außerhalb des Kreises der ethisch engagierten Unternehmen auftreten. Aber  
erst, wenn gezeigt werden kann, daß das Trittbrettfahrer-Problem fü r  einen ethi
schen Branchenstandard abgeschwächt werden kann, werden Unternehmen zu einer

369 Hervorhebungen z.T. im Original.
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Beteiligung an einer ethischen Branchenvereinbarung und zur Etablierung eines 
ethischen Branchenstandards bereit sein.
Kapitel III hat gezeigt, daß zwei Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit ein 
ethischer Branchenstandard erfolgreich am Markt etabliert werden kann. Zum 
einen muß das Trittbrettfahrer-Problem gelöst werden. Zum anderen  sind die 
ethisch engagierten Unternehmen in ihren Bemühungen systematisch auf ein konsu
mentenethisches Nachfrageverhalten angewiesen. Dies ist Gegenstand von Kapitel 
IV. Zuerst wurde diskutiert, daß sich ethisch engagierte Unternehmen dann am be
sten vor Trittbrettfahrem schützen können, wenn sie bei der Gestaltung des ethi
schen Branchenstandards gemeinsam vereinbarungsspezifische Fähigkeiten und ver
einbarungsspezifisches Wissen generieren. Vereinbarungsspezifische Fähigkeiten 
und Wissen zeichnen sich dadurch aus, daß diese zu einem Mindestmaß beherrscht 
werden müssen, wenn ein Produkt nach Maßgabe des ethischen Branchenstandards 
produziert und angeboten werden soll. Die Schutzwirkung im Sinne einer Imitati
onsbarriere besteht darin, daß Trittbrettfahrer sich selbst von den interorganisatio- 
nalen Lernprozessen ausgeschlossen haben. Zu einem späteren Zeitpunkt fehlt ihnen 
zur Imitation dadurch jedoch die notwendige absorptive Kapazität. D.h., Trittbrett
fahrem fehlt das notwendige Vorwissen, um neue Informationen und neues Wissen 
von außen erkennen, aufnehmen und interpretieren zu können (vgl. Cohen/Levin- 
thal 1990).

Daran anschließend wurde diskutiert, inwieweit eine pragmatische Umsetzung einer 
dialogethisch fundierten BranchenVereinbarung möglich ist. Dazu wurde als Ver
fahren der Kooperative Diskurs nach Renn (1992) vorgeschlagen, weil mit diesem 
Konsumenten systematisch mit in den Prozeß der Aushandlung einer ethischen 
Branchen Vereinbarung und z.T. der Gestaltung des ethischen Branchenstandards 
miteinbezogen werden können. Dabei wurde die zentrale Bedeutung einer systema
tischen Verknüpfung von untemehmensethischen Bemühungen mit einem konsu
mentenethischen Nachfrageverhalten deutlich. Zudem konnte gezeigt werden, daß 
der Dialog sowohl ein Verfahren der Normenbegründung als auch ein Ort des in- 
terorganisationalen Lemens darstellt. Es wurde jedoch auch deutlich, daß eine int
rinsische Motivation sowohl der direkt beteiligten Untemehmensmitglieder, Konsu
menten etc. als auch der nicht beteiligten Konsumenten vorausgesetzt werden muß, 
um ein moralisches Dilemma lösen zu wollen und zu können.
Abschließend kann festgehalten werden, daß mit der ethischen Branchenvereinba
rung ein Weg vorgeschlagen wurde, auf dem zueinander in Widersprach geratene 
Normen neu begründet und die Rahmenbedingungen für die Lösung des morali
schen Dilemmas festgelegt werden können. Innerhalb dieser Rahmenbedingungen 
wird mit der Gestaltung und Etablierung des ethischen Branchenstandards ein Weg 
beschritten, der durch den Einbezug betriebswirtschaftlicher Erkenntnisse über das 
dominante Design, Wissensmanagement und Innovations- und Technologiemanage
ment die Wettbewerbssituation der ethisch engagierten Unternehmen systematisch 
berücksichtigt. Dabei wird aber auch aus ökonomischer Perspektive deutlich, daß 
untemehmensethische Bemühungen unter Wettbewerbsbedingungen auf eine konsu
mentenethische Unterstützung angewiesen sind.
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Das von Untemehmensseite häufig zu hörende Argument, man wolle ja  ethisch han
deln, aber die Konkurrenz lasse einen nicht, kann somit mit Verweis auf den wis
sensbasierten, dauerhaften Wettbewerbsvorteil durch die Etablierung eines ethi
schen Branchenstandards entkräftet werden. Gleichzeitig kann auch den Konsumen
ten verdeutlicht werden, daß die Marginalität ihres individuellen Handelns kein 
Grund ist, nichts zu tun, denn durch die Kleinkostensituation des ethischen Bran
chenstandards kann eine wirkungsvolle, institutionell unterstützte Breitenwirkung 
entstehen, auf die die ethisch engagierten Unternehmen angewiesen sind. Es wurde 
zudem deutlich, daß alle Beteiligten eine intrinsische Motivation mitbringen müssen, 
ihren Teil zur Lösung eines moralischen Dilemmas beizutragen. Es konnte hier ein 
Weg gezeigt werden, der diese Motivation nicht durch die Gefahr von Trittbrettfah- 
rem erodieren läßt. Unter dem Primat der Ethik darf deshalb diese Arbeit auch als 
ein Apell verstanden werden, Unternehmens- und konsumentenethische Belange in 
einer Wettbewerbswirtschaft zunehmend zur Geltung zu bringen.
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nehmensethische Selbstbindung ergänzt oder gar teilweise ersetzt werden? Und wie 
verträgt sich diese m it der unternehmerischen Selbstbehauptung im Markt?
Fragen wie diese lassen sich nur auf dem Hintergrund eines tragfähigen Verständnisses 
unternehmerischer Freiheit beantworten. Unzureichend ist dafür ein purer Wirtschafts
liberalismus, der das Leitbild einer wohlgeordneten Gesellschaft freier und gleicher 
Bürger au f die Idee des „freien Marktes” verkürzt. Vielmehr gilt es in der Wirtschaft
sethik die Ergebnisse der aktuellen Debatte in der politischen Philosophie um eine 
zeitgemäße Konzeption der freiheitlichen Gesellschaft aufzugreifen. In dieser Debatte 
erweisen sich die traditionsreichen, aber lange Zeit vernachlässigten Ideen des poli- 
tisch-philosophischen Republikanismus als besonders fruchtbar.



Heiner Alwart (Hg.): V erantw ortung und Steuerung von Unternehm en 
in der M arktw irtschaft
dnwe Schriftenreihe, folge 3
ISBN 3-87988-330-0, Rainer Hampp Verlag, München u. Mering 1998,220 S., DM 42.80 
Unternehmen beeinflussen die Struktur der modernen Gesellschaft in hohem Maße. 
Damit sind zwangsläufig Schattenseiten verbunden wie etwa der Chemie-Störfall der 
Hoechst AG im W erk Frankfurt-Griesheim (1993), die ICE-Katastrophe (1998) oder 
auch unablässige, gezielte Manipulationen unserer Marktwirtschaft, die bei aller Sozi
alschädlichkeit weniger greifbar sind als jene spektakulären „Unglücke“ und die daher 
die allgemeine Aufmerksamkeit nicht in gleicher Weise auf sich ziehen. Bekanntlich 
gehören die kriminellen Tendenzen in einer Gesellschaft traditionell zur Domäne des 
Strafrechts. So erscheint es keineswegs verwunderlich, daß die einschlägige 
Rechtsentwicklung, global betrachtet, derzeit eine Emergenz von Repressionsformen 
erlebt, die gegen ein Kollektivsubjekt gerichtet sind. Selbst in der Bundesrepublik 
Deutschland, wo man seit je  einer individualistischen Strafrechtsideologie frönt und 
Kriminalwissenschaft als eine Art Denkmalspflege begreift, beginnt sich das Kollek- 
tivstrafrecht zu etablieren, d.h. ein Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht, das nicht di
rekt au f den einzelnen M anager und sein Fehlverhalten zielt, sondern au f die Unter
nehmung als solche. Nur weiß bisher niemand so recht, nach welchen Verstehensmu- 
stem dabei letztlich verfahren werden sollte. Die demnach dringend erforderliche Dis
kussion über Funktionalität und Gerechtigkeit einer Sanktionierung juristischer Personen 
bedarf vor allem eines geeigneten interdisziplinären Bezugsrahmens. Orientierungshilfe 
aus der Rechtsvergleichung bieten neuartige US-amerikanische Strafzumessungsregeln, 
deren Entstehung zwar auf bloßen rechtstechnischen Schwierigkeiten beruhen mag, de
ren untemehmensethisch fundiertes Anreizsystem aber Zurechnungsideen enthält, die 
auch der hiesigen Fortentwicklung des Rechts als Leitbilder dienen können.

Marvin T. Brown: Der ethische Prozeß. Strategien fü r gute Entscheidungen
dnwe Schriftenreihe, folge 2. Aus dem Amerikanischen von Kirsten Naijes u. Erdmut Brown 
Mit einem Vorwort von Georges Enderle, University of Notre Dame, Indiana, USA 
ISBN 3-87988-182-0, Rainer Hampp Verlag, München u. Mering 1996, 72 S., Großformat, 
DM 29.80
Beim vorliegenden Band handelt es sich um ein praktisches Arbeitsbuch für die Aus- 
und Weiterbildung. Es soll sowohl Studierende als auch Praktiker dazu anleiten, ihre mo
ralische Entscheidungsfähigkeit zu verbessern. Dieses Ziel wird Schritt für Schritt aus 
konkreten Situationsbeschreibungen heraus entwickelt, um auch dem Laien einen mög
lichst voraussetzungsfieien Einstieg in die Probleme der Wirtschafts- und Untemehmens- 
ethik zu ermöglichen. Die schrittweise Erarbeitung der entsprechenden Techniken und 
Argumentationsstrategien für den Umgang mit moralischen Problemen erlaubt es 
schließlich, jenseits eines bloßen Schlagabtauschs von „Meinungen“ die moralischen 
Werte hinter stritttigen Positionen zu entdecken und gut begründet zu beurteilen. Das 
Buch weist dadurch einen konkret gangbaren Weg, wie man von inhaltlichen Streitfra
gen zu produktiven Dialogen gelangen kann - und zwar ohne Verfechtung moralischer 
Rigorismen und besserwissend erhobenen Zeigefinger.





Ethische Bronchenstandards

Angesichts vielfältiger Skandale sind Unternehmen heute immer öfter der Kritik ausgesetzt, daß ihr 
Handeln die ethische Legitimität vermissen läßt. Dabei befinden sich Unternehmen häufg in 
sogenannten moralischen Dilemma-Situationen, in denen weder die eine noch die andere 
Handlungsalternative ethisch legitimiert erscheint weil Normen zueinander in Widerspruch geraten. 
Oft ist auch ein einzelnes Unternehmen moralisch überfordert, ein ethisches Problem im Alleingang 
zu lösen, weil dessen Bemühungen durch Trittbrettfahrer untergraben werden können.
Von dieser Situation ausgehend, untersucht die vorliegende Arbeit ob und inwieweit Unternehmen 
einer Branche gemeinsam mit weiteren Betroffenen ein ethisches Problem lösen können, das sich 
au f ein Produkt oder dessen Produktionsprozeß bezieht Als Lösungsmöglichkeit wird ein ethischer 
Branchenstandard vorgeschlagen, der dann als ethisch qualifiziert werden darf wenn seine Entstehung 
sich einem diskursiven Aushandlungsprozeß, einer ethischen Branchenvereinbarung, zwischen 
Unternehmen und weiteren vom ethischen Problem Betroffenen verdankt. Eine ethische 
Branchenvereinbarung gibt den Rahmen für den ethischen Branchenstandard vor.
Aus betriebswirtschaftlicher Sicht wird anschließend geklärt, was einen ethischen Branchenstandard 
von einem herkömmlichen unterscheidet und welche Konsequenzen sich daraus für dessen Gestaltung 
und Etablierung am Markt ergeben. Hierzu werden Erkenntnisse aus dem Wissensmanagement 
dem Innovations- und Technologiemanagement sowie aus der ressourcenorientierten Strategielehre 
herangezogen. Berücksichtigt wird dabei insbesondere, wie sich die beteiligten Unternehmen vor 
Trittbrettfahrern schützen können. Zudem wird deutlich, daß unternehmensethische Bemühungen 
systematisch au f die Unterstützung durch Konsumenten angewiesen sind, die in ihre Kaufentscheidung 
ethische Argumente m it ein fließen lassen.
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